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Dan Adel, als dem erſten Stande im Staate, Beſtim⸗ 
liegt, nach feiner Beſtimmung, die Vertheidigung des Apeſſan⸗ 
Staats, fo wie die Unterſtuͤtzung der äußern Würde des. 
und innern Verfaſſung deſſelben, hauptſachlich ob. 

d. 2. Zum Adelſtande werden nur diejenigen Elan, 
gerechnet, denen der Geſchlechtsadel durch Geburt Hin des 
oder Landesherrliche Verleihung zukommt. 3) durch 

§. 3. Durch die Geburt kommt er allen zu, die Hunt, 
von einem adlichen Vater aus einer Ehe zur rech⸗ rad; 
ten Hand erzeugt, oder darin geboren ſind. 5 

$ 4. Der Adel wird alſo durch den Vater fort; 
gepflanzt, auch wenn die Mutter nicht von Adel fe) 

$. 5. Auch das von einem adlichen Vater außer 
der Ehe erzeugte Kind, wird durch geſetzmaͤßige Wolfe 
ziehung einer Ehe zur rechten Hand mit der Mutter, 
ingleichen durch eine derſelben gleich zu achtende ge⸗ 
richtliche Erklarung des Vaters, des Adelſtandes theil⸗ 
daft. (Dit. 2. F. 596. 597.) 1 

9. 6. Eben das geſchieht, wenn die Mutter 
durch Urtel und Recht für die Ehefrau des adlichen 
Vaters erklaͤrt wird. (Ebend. $. 592.) 5 

$. 7. In wiefern durch Landesherrliche Legiti 
mation, oder durch Annahme an Kindesſtatt, der 
Adel erlangt werde, iſt gehörigen Orts beſtimmt, 
(Ebend. §. 603, 604. 605. F. 682 — 685.7 


A 2 H. 8. 


=) durch 
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§. 8. Wenn eine Perfon weiblichen Geſchlechts 
aus einem niedern Stande, ſich mit einer Mannsper⸗ 
ſon von Adel zur rechten Hand verehlicht: ſo erlangt 
ſie dadurch die aͤußern Rechte des Adels; in ſo fern 
nicht etwa die Ehe ſelbſt nach den Geſetzen für eine 
Mißßbeirath zu achten iſt. (Tit. 1. §. 30 — 33. 
$. 952.) 

§. 9. Nur das Oberhaupt des Staats kann ei» 
nem Unterthan, welcher den Adel durch die Geburt 
nicht hat, denſelben verleihen. 

$. 10. Auch nur ihm allein kommt es zu, er 
manden von einer niedern Stufe des Adels in eine 
hoͤhere zu erheben. 

§. II. Die vom Landesherrn verliehene Stans 
deserhoͤhung kommt auch den alsdann ſchon vorhande⸗ 
nen Kindern, ſie moͤgen noch unter vaͤterlicher Gewalt 
ſeyn, oder nicht, zu ſtatten; ſobald dieſelben nicht 
ausdrücflic ausgenommen ſind. 

§. 12. Standeserhoͤhungen der Frauen und 
Wittwen haben auf ihre Kinder keinen Einfluß. 

§. 13. Kein Unterthan des Staats ſoll, ohne 
Erlaubniß ſeines Landesherrn, Standeserhoͤhungen 
bey fremden Staaten ſuchen; oder deren, welche ihm 
etwa aus eigener Bewegung von ſelbigen verliehen 
werden, in hiefigen Landen ſich bedienen. 

Anh. §. 116. Kein Unterihan des Staats ſoll ohne Er⸗ 
laubniß des Landesherrn Standeserhoͤhungen bey frem⸗ 
den Staaten ſuchen, oder von ihnen annehmen; darf 
daher auch, wenn ihm ſolche etwa aus eigener Bewe⸗ 
gang von felbigen verliehen werden, dieſer Standeserhös 
hungen ſich nicht bedienen. 

$. 14. Niemand, welcher den Adelſtand nicht 
durch Geburt, oder Landesherrliche Begnadigung, er ⸗ 
langt hat, darf adliche Prädikate und Vorrechte ſich 
anmaßen. 


S. 15. 
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— 
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$ 15... Eben fo wenig darf Jemand aus dem nie⸗ 
dern Adel Rechte oder Praͤdikate der hoͤhern Stu⸗ 
fen ſich eigenmächtig beilegen. 

9. 16. Niemand darf ſich eines adlichen Fa⸗ 
milienwappens bedienen, welcher nicht zu der Fami⸗ 
lie gehört, der dieſes Wappen entweder ausdruͤck⸗ 
lich beigelegt iſt, oder die daſſelbe von alten Zeiten 
her gefuhrt hat. A 

K. 17. Die Aufnahme in adliche Ritterorden Fade 
und Stifter zu adlichen Stellen; zu Turnieren; zur 
Ritterbank auf den Landtagen und in den Colle⸗ 
gien; ſo wie zu adlichen Hofaͤmtern, beweiſet den 
einer Familie zukommenden Geſchlechtsadel. 

§. 18. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor⸗ 
fahren im Jahre 1740 im wirklichen Beſitze des Adels 
ſich befunden, und deſſelben nach der Zeit nicht ver⸗ 
luſtig gemacht haben, der fol in feinen adlichen Rech ⸗ 
ten durch den Fiskus nicht beunruhigt werden. (Th. Ta 
Tit. 9. §. 641. g.) 

§. 19. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor⸗ 
fahren Vier und vierzig Jahre hindurch ſich adli⸗ 
cher Praͤdikate und Vorrechte ruhig bedient, und ale 
fo ein ausdrückliches oder ſtillſchweigendes Anerkennt⸗ 
niß des Staats für ſich hat, für den ſtreitet die 
rechtliche Vermuthung, daß ihm der Geſchlechtsadel, 
wirklich zukomme. 

. 20. Dagegen iſt die nur ein ⸗ und anderesmal 
geſchehene Beilegung adlicher Praͤdikate, in gericht⸗ 
lichen oder andern öffentlichen Ausfertigungen, zum 
Beweiſe des Geſchlechtsadels für ſich allein noch 
nicht hinreichend. 

§. 21. In Anſehung der weſentlichen Rechte Won als 
und Eigenſchaften des Adelſtandes tft zwiſchen Alte: neuem 
rem und neuerem Adel kein Unterſchied. Wel. 

$. 22. Wo aber Statuten, Privilegien, oder 
das ununterbrochene Herkommen eines e 

. pituls 
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pituls, oder einer andern Corporation, einen ſtifts⸗ 
oder turniermaͤßigen Adel erfordern, hat es dabey 
auch ferner fein Bewenden. 

H. 23. Die im Abnenbriefe Jemanden ertheilte 
Ahnen werden in einem ſolchen Falle der Regel nach 
nicht mitgezaͤhlt. 

F. 24. Auch muß, bey Nachweiſung der Ahnen, 
in der Regel, die adeliche Geburt der Vorfahren von 
beiderley Geſchlecht dargethan werden. 

§. 25. Der zuerſt geadelte Vorfahr, fo wie ſei ⸗ 
ne etwa mit ihm zugleich in den Adelſtand erhobene 
Deſcendenten, werden bey der Nachweiſung der Ah⸗ 
nen in der Regel nicht gerechnet. A 

$. 26. Wie viel Ahnen nachgewieſen, und wie 
die Nachweiſungen geführt werden muͤſſen, bleibt 
hauptſaͤchlich der nähern Beſtimmung der Statuten, 
der Privilegien, und des Herkommens bey einem jeden 
Orden, Stifte oder Corporation uͤberlaſſen. 

§. 27. Wo jedoch hiedurch über die Art der 
Führung des Nachweiſes nichts Gewiſſes veſtgefktzt 
iſt, da muß die Ahnentafel hauptfächlich mit bes 
glaubten Auszügen aus Kirchenbuͤchern, Tauf⸗ oder 
Trauungsregiſtern, belegt werden. 

§. 28. Wo dieſe, beſonders für ältere Zeiten, 
nicht herbeigeſchafft werden können, da find für die in 
der Ahnentafel vorkommenden Heirathen und Abſtam⸗ 
mungen, auch Eheberedungen, Erbrezeſſe, Lehnbrie⸗ 
fe, und andere unverdaͤchtige Familienurkunden, als 
Beweismittel zulaͤßig. 

8. 29. Was ſolchergeſtalt nicht vollſtändig nach⸗ 
gewieſen werden kann, mag durch das eidliche Zeug⸗ 
niß, wenigſtens Zweier Perſonen, von bekannten rit⸗ 
terbürtigem und ſtiftsmaͤßigem Adel, denen von der 
Familie, in welcher der Beweis gefuhrt werden ſoll, 
nahere Kenntniß beiwohut, ergänzt werden. 


$. 30. 
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§. 30. In wie fern noch außerdem die eidliche 
Verſicherung des Beweisfuͤhrers: daß, nach den ihm 
bekannten Familiennachrichten, die vorgelegte Ahnen⸗ 
tafel ihre Richtigkeit habe, erforderlich oder zuläßig 
ſey, iſt nach den allgemeinen Grundfagen vom Be⸗ 
weiſe zu beurtheilen. 

§. 31. So weit eine Ahnentafel aus einer an⸗ 
dern entnommen iſt, die eben derſelbe Orden, daſ⸗ 
ſelbe Kapitel, oder dieſelbe Corporation ſchon ein⸗ 
mal richtig befunden hat, bedarf es darüber keiner 
beſondern Beweisführung. 

$ 32. Die einem Collegio oder einer Corpo- . Ber 
ration von dem Landesherrn beigelegten, oder mit ei⸗ feuadel. 
nem Amte verbundenen adlichen Rechte, koͤnnen über 
die woͤrtliche Beſtinmung des Gnadenbriefes nicht 
ausgedehnt werden. 

$. 33. Dergleichen Rechte werden durch die 
Geburt nicht fortgepflanzt. 

§. 34. Perſonen des Adelſtandes find der Re ⸗ Vorrech⸗ 
gel nach nur dem hoͤchſten Gerichte “ der Provinz Ae hl 
unterworfen. 

$. 35. Der Adel ift zu den Ebtenſtelen im 
Staate, wozu er ſich geſchickt gemacht bat, vorgüge 
lich berechtigt. 

$. 36. Doch bleibt dem Landesherrn die Be. 
urtheilung der Tüchtigkeit, und die Auswahl unter 
mehreren Bewerbern unbenommen. 

F. 37. Nur der Adel iſt zum Bun adlicher 
Güter berechtigt. 

38. Welches adliche Güter ſind, it durch 

die Belondern Verfaſſungen einer e Provinz be⸗ 
ſtimmt. 

§. 39. In wie fern zum Beſtze ſolcher Guͤ⸗ 
ter, außer dem Adel, auch noch das Judigenat er⸗ 
fordert werde, hänge ebenfalls von Provinzialverfaſ⸗ 


ſungen ab. 
F. 40. 
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8. 40. Nur der Adel kann Familien⸗Fideicom⸗ 
miſſe aus adlichen Gütern errichten. 

§. 41. Adliche Gutsbeſitzer find zur Ausübung 
der dem Gute verliehenen Jagdgerechtigkeiten in ih⸗ 
rem eignen Namen berechtigt. 

§. 42. Sie koͤnnen die dem Gute anklebende 
Gerichtsbarkeit in ihrem Namen ausüben laſſen. 

§. 43. Ihnen kommen die mit dem Kirchenpa⸗ 
tronate verbundenen Ehrenrechte zu. 

$ 44. Sie müffen alſo mit ihrer Familie in das 
Kirchengebet ausdrücklich eingeſchloſſen, und die Kir⸗ 
chentrauer, wo dieſelbe üblich iſt, muß für fie ange⸗ 
legt werden. 

S. 43. Sie moͤgen nach dem Gute ſich nen» 
nen, und in Urkunden, oder bey offentlichen Gele⸗ 
genheiten, ſich des Beſitzes davon als eines beſon⸗ 
dern Titels bedienen. 0 

$. 46. Das Recht, in den Verſammſungen 

des Adels auf Kreis⸗ und Landtagen zu erſcheinen, 
‘and. über die daſelbſt vorkommenden Angelegenheiten 
zu ſtimmen, gebührt in der Regel nur dem ange⸗ 
ſeſſenen Adel. 

S.. Unadliche Perſonen ſollen bey ſolchen 
Berfammiungen, als Stellvertreter oder Bevollmaͤch⸗ 
tigte adlicher Mitglieder, in der Regel nicht zuge⸗ 
laſſen werden. 

§. 48. Wenn jedoch ein Gutsbeſitzer von Adel, 
während ſeiner Abweſenheit, die Beſorgung feiner 
Gutsangelegenheiten überhaupt einem Generalbevoll⸗ 
machtigten ‚bürgerlichen Standes aufgetragen hat: fo 
kann dieſer auch das Stimmenrecht ſeines Macht⸗ 
gebers bey Kreis⸗ und Landtagen ausüben. 

F. 49, Auch konnen die Vormünder der Ange⸗ 
ſeſſenen von Adel, ingleichen die Deputirten der 
Magiſträte, welche adliche Kaͤmmereiguͤter beſitzen, 
wenn fie gleich für ihre Perſonen zum Buͤrgerſtande 
gehören, 
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gehoren, von ſolchen Verſammlungen nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werden. 

$. 50; Unadliche Beſitzer adlicher Güter find, 
wenn fie auch in Perſon nicht erſcheinen, dennoch 
ihr Stimmenrecht, von einem Falle zum andern, 
Adlichen aufzutragen berechtigt. 1 

§. 515 Perſonen bürgerlichen Standes koͤnnen, De 
ohne beſondere Landesherrliche Erlaubniß, keine ad» Befisen 
liche Guͤter befigen. i 1 5 

H. 52. Eine Frau von bürgerlicher Herkunft, die 8 
mit einem Adlichen eine Ehe zur rechten Hand geſchloſ⸗ 
ſen hat, kann zwar, ſo lange die Ehe dauert, oder 
ſo lange ſie nach des Mannes Tode ſich nicht wieder an 
einen Unadlichen verheirathet, adliche Güter beſitzen. 
H. 53. Auch hat eine geſchiedene, nicht für den 
ſchuldigen Theil erklärte Frau, in dieſem Stuͤcke mit 
einer Wittwe gleiche Rechte. 

. 34. Eine ſolche Frau ($. 52. 53.) kann 
aber den Beſitz ihrer Guͤter an ihre unadliche Ver⸗ 
wandten auch von Todeswegen nicht uͤbertragen. 
(S. 58. Jag. 

Ge 35. Tritt fie durch anderweitige Heirath, oder 
ſonſt, aus dem adlichen Stande wieder heraus: fo 
kann ſie zwar die bis dahin ſchon erworbenen adlichen 
Güter behalten; den Beſitz neuer aber nicht erwerben. 

§. 56. Eine Perſon von adlicher Geburt, die 
ſich an einen Unablichen verbeirathet, behalt nur das 
Recht zum Befise ſolcher adlichen Güter, die ihr ſchon 
vor der Heirath gehört haben, oder ihr nach der⸗ 
ſelben durch Erbgangsrecht zufallen. 8 

§. 57, Aber auch dieſe Faͤhigkeit zum Beſitze ſol⸗ 
cher Güter geht auf ihre Verwandten vom Buͤrger⸗ 
ſtande, ſelbſt auf ihre Abkoͤmmlinge, nicht uͤber. 

. 38. Hat der Landesherr einem Bürgerlichen 
Coneeſſion zum Beſitze eines adlichen Guts ohne deſ⸗ 
ſen Benennung erthellt: ſo gilt dieſelbe nur auf das⸗ 

jeuige 
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jenige Gut, bey welchem davon zuerſt Gebrauch ge⸗ 
ma worden. 

. 59. Bürgerliche Beſitzer adlicher Güter erhal⸗ 
ten die mit dieſem Beſitze ſonſt verbundenen perſoͤnli⸗ 
chen Ehrenrechte nur in fo fern, als Lieſelben in der 
ertheilten Conceſſion ausgedrückt find. ($. 41 — 30.) 

H. 60. Bürgerliche Beſitzer koͤnnen den Beſiß 
ihrer adlichen Güter an andere Perſonen buͤrgerli⸗ 
chen Standes, ohne beſondere Conceſſion, nicht 
uͤbertragen. } 5 

$. 61. In wie fern die Fähigkeit zum Beſitze 
derſelben auf ihre bürgerliche Anverwandten uͤber⸗ 
gehe, muß lediglich nach dem Inhalte ihrer Con⸗ 
ceſſion beurtheilt werden. nung ! 

$. 62. Iſt ihnen die Conceſſion bloß in allges 
meinen Ausdruͤcken fuͤr ſich und ihre Erben verliehen: 
ſo ſind darunter bloß Deſcendenten des Erſten Er⸗ 
werbers zu verſtehen. 


Anh. §. 119. Iſt die Coneeſſion unbedingt dahin ertheilt: 
daß der bürgerliche Impetrant das adliche Gut ankau⸗ 
fen und eigenthuͤmlich beſitzen koͤnne, ſo ſteht ihm frey, 
ohne neuen Conſens eln ſolches Gut durch ein Teſtament, 
oder ohne daſſelbe auf felne Erben zu Bringen. 

$. 63. Doch iſt die Wittwe eines ſolchen Guts⸗ 
befigers das adliche Gut des Mannes, ſo lange fie 
ihren Wittwenſtand nicht ändert, zu beſitzen fähig. 
9. 64. Nehmen Erben adlichen und buͤrgerli⸗ 
chen Standes an einem Nachlaſſe Theil: ſo haben 
erſte auf den Beſitz des dazu gehörenden adlichen 
Guts ein vorzuͤgliches Recht. 
§. 65. Dem adlichen Miterben muß alſo das 
Gut, wenn er dafür eben ſo viel, und unter gleichen 
Zahlungsbedingungen, als der buͤrgerliche bietet, vor 
dieſem zugeſchlagen werden. 
H. 66. Dies Vorrecht kommt auch der zwar 
buͤrgerlich gebornen, aber durch Heitath in den 1 
8 am 
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ſtand uͤbergangenen Miterbin, wenn fie ſich in dies 
ſem Stande noch befindet, ingleichen den durch ſie 
zur Erbfolge mitgelangenden adlichen Abkoͤmmlingen 
derſelben zu. g g - 

$. 67. Auch durch letztwillige Verordnung kann 
der Erblaſſer den buͤrgerlichen Miterben kein Vorrecht 
zum Beſitze des Guts, zum Nachtheile der Adlichen 
beilegen. 

$. 68. Sind unter den Erben keine zum Beſitze 
fähige Perſonen, fo muß das Gut innerhalb Jah⸗ 
resfriſt, vom Todestage an gerechnet, an einen ad⸗ 
lichen Beſitzer aus freier Hand überlaffen werden. 

$. 69. Geſchieht dieſes nicht: fo muß das Gut, 
auf den Antrag des Fiskus, durch gerichtliche noth⸗ 
wendige Subhaſtation an einen adlichen Beſiter ger 
bracht werden. 5 

H. 70. Dabey gilt, auch wegen des Zuſchlags, 
alles, was bey gerſchtlichen norhwendigen Subha⸗ 
ſtationen überhaupt verordnet iſt. 

H. 71. Uebrigens finden alle in Vorſtehendem 
enthaltene Einſchraͤnkungen der bürgerlichen Beſitzer 
adlicher Guͤter nur auf diejenigen Anwendung, welche 
dergleichen Güter erſt nach den in jeder Provinz ergan⸗ 
genen beſondern Einſchraͤnkungsgeſetzen, oder erſt nach 
dem 1 8ten Februar 1775 erworben haben. 

$. 72. In wie fern Adliche buͤrgerliche Grund⸗ 5 
ſtuͤcke erwerben und beſitzen koͤnnen, iſt im vorigen 120 
Titel verordnet. x desüldels; 

H. 73. Nur unter ausdrücklicher Genehmigung dem Be, 
der Landes⸗Polizeibehoͤrde, koͤnnen Perſonen vom ſize von 
Adel Ruſtikalgründe als eigne für ſich beſtehende licher 
Güter erwerben. und bau 

§. 74. Wegen der Einziehung einzelner Ruſti. Srlichen 
kalgrundſtücke zu adlichen Gütern, hat es bey den füden; 
Vorſchriften des Siebenten Titels $. 14. 15, 16. fein 
Bewenden. 

$. 75. 
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6.75. In allen Fällen, wo Adlichen der Be⸗ 
ſitz von Ruſtikalgrundſtuͤcken verſtattet wird, muͤſſen 
ſie die auf ſelbigen haftenden dinglichen Laſten und 
perſoͤnlichen Leiſtungen vertreten. 

bohlen bür⸗ H. 76. Adliche follen in der Regel keine buͤr⸗ 

seien gerliche Nahrung und Gewerbe treiben. 

gen und §. 77. Wo die Handlung im Großen an keine 

1 Gilde gebunden iſt, kann auch ein Adlicher derglei⸗ 
chen Gewerbe unternehmen. 

§. 78. Bey einem Adlichen, welcher ein ſol⸗ 
ches Gewerbe in einer Stadt treibt, finden die Vor⸗ 
ſchriften des Achten Titels §. 60. [ag. Anwendung. 

$. 79. In geſchloſſene Kaufmannsinnungen ſoll, 
der Regel nach, kein Adlicher ohne beſondere Lan⸗ 
desherrliche Erlaubniß aufgenommen werden. 

$. 80. Beſondere Rechte und Pflichten des Adels, 

Defondes theils als ganzer Stand betrachtet, theils der einzelnen 
ee Mitglieder deſſelben, in Ruͤckſicht auf ihre Perſon und 
ten des Vermoͤgen, ſind nach Verſchiedenheit der Provinzen 
Abels. durch beſondere Geſetze und Verfaſſungen heſtimmt. 
Verlust $. 81. Wer mit Verſchweigung oder Verleug⸗ 
des Adels. nung feines adlichen Standes, in eine Zunft oder 
Innung ſich einſchleicht, und bürgerliche Gewerbe 
treibt, der wird ſeiner adlichen Rechte verluſtig. 

§. 82. Noch mehr findet dieſes Statt, wenn Je⸗ 
mand von adlicher Geburt eine unehrbare, oder auch 
nur eine ſolche Lebensart wähle, wodurch er ſich zu 
dem gemeinen Volke herabſetzt. 

$. 83. Wer ſich von Jemanden niedern Standes 
an Kindesſtatt annehmen laßt, und dabey feinen adli⸗ 
chen Namen veraͤndert, kann ohne beſondere Diſpen⸗ 
ſation des Landesherrn den Adel nicht beibehalten. 

§. 84. Perſonen weiblichen Geſchlechts verlie⸗ 
ren die perfönlichen Vorrechte des Adels, wenn fie 
durch Verheirathung mit einem Unadlichen ihren Ge⸗ 
ſchlechtsnamen andern. 

9. 85. 
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9. 85, Auch nach getrennter Ehe kreten fie, der 
Regel nach, in den Adelſtand nicht wieder zuruck. 

F. 86. Iſt jedoch die Frau bey der Trennung 
der Ehe durch richterliches Erkenntniß nicht für den 
ſchuldigen Theil erklart worden: ſo ſteht ihr frey, 
in ihren angebornen Adelſtand wieder einzutreten. 
(Tit. 1. §. 738 — 742.) 5 

$. 87. Wenn eine Perſon adlicher Geburt, nach⸗ 
dem ihre She mit einem Buͤrgerlichen durch den Tod, 
oder durch richterliches Erkenntniß getrennt worden, 
wiederum einen lichen zur rechten Hand heirathet: 
ſo kann ihren Abkoͤmmlingen aus dieſer Ehe, wegen der 
vormaligen Heirath derſelben mit einem Bürgerlichen, 
auch in Anſehung der Rechte des alten Adels, in der 
Regel keine Ausſtellung gemacht werden. (§. 90.) 

$. 88. Wird die Ehe einer Perſon von adlicher 
Geburt mit einem Bürgerlichen für nichtig erklart: fo 
kann ſie ihren adlichen Stand und Familiennamen 
wieder annehmen. 8 

H. 89. Iſt fie aber für den ſchuldigen Theil 
erklärt, ſo kann ſie daraus, durch Zurücktretung in 
den Adelſtand, keinen Vortheil ziehen. 

§. 90. ft die Perſon adlicher Herkunft, wel⸗ 
che einen Bürgerlichen geheirathet hatte, bey der Tren⸗ 
nung und Nichtigkeitserklaͤrung dieſer Ehe ausdrück⸗ 
lich für den ſchuſdigen Theil erkannt worden: fo kann 
dieſelbe, wenn fie hiernaͤchſt wieder einen Adlichen hei⸗ 
rathet, zum Beſten der Abkoͤmmlinge aus dieſer ſpäͤ⸗ 
tern Ehe, unter den weiblichen Ahnen nicht mitge⸗ 
rechnet werden. 

9. 91. Wegen grober Verbrechen kann Jemand des 
Adels durch richterliches Erkenntniß entſetzt werden. 

$. 92. In welchen Fällen darauf erkannt wer⸗ 
den müfle, beſtimmen die Criminalgeſetze. 

H. 93. Dieſe Strafe trifft die Kinder, welche 
vor dem Erkenntniſſe ſchon vorhanden geweſen find, 

nur 


Erneue, 
rung des 
Adels. 
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nur in denjenigen Fallen, wo es die Geſetze aus⸗ 
druͤcklich vorſchreiben. 7 

$. 94. Durch den bloßen Nichtgebrauch adlicher 
Rechte und Titel geht der Adel ſelbſt nicht verloren. 

$. 95. Wenn eine adliche Familie ſich in zwey 
Geſchlechtsfolgen ihres Adels nicht bedient hat: ſo 
muß derjenige, welcher davon wieder Gebrauch ma⸗ 
chen will, ſich bey dem Landes, Juſtizcollegio der Pro⸗ 
vinz melden, und feine Befugniß dazu nachweiſen. 

Anh. F. 120. Den Ländescollegis ſteht nicht die Be⸗ 
ſugulß zu, die in dem angezeigten Falle wegen des Adels 
geführte Nachweſſung für hinreichend zu erklären, und 
auf deren Grund die nachſuchende Familie zu auktorl⸗ 
ſiren, daß fie ſich des Adels wiederum bedienen koͤnne; 
vielmehr bleibt dles der naͤhern Beurtheilung des Lehns⸗ 
departements vorbehalten. 

8. 96. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor⸗ 
fahren den Adel verloren haben, der kann die Erneue⸗ 
rung deſſelben bey dem Landesherrn nachſuchen. 

$. 97. Durch die Erneuerung des Adelſtandes 
werden die befondern Vorrechte des alten Adels, ohne 
ausdrückliche Erklarung des Landesherrn, nicht wie⸗ 
der hergeſtellt. (H. 22.) 

§. 98. Ein durch Verbrechen verwirkter Adel, kann 
in der Perſon des Verbrechers nicht erneuert werden. 

$. 99. icht durch bloße Begnadigung des Ver⸗ 
brechers, wohl aber durch gänzliche Aufhebung und 
Niederſchlagung der Unterſuchung (Abolition) wird 
der Adel erhalten. 

§. 100. Der Landesherr kann zwar, zum Be⸗ 
ſten der von dem Verbrecher nach der Verwirkung 
des Adels erzeugten Kinder, den alten Adel derſelben 
wieder herſtellen; es wird aber alsdann in Faͤllen, wos 
bey es auf Zählung der Ahnen ankommt, der Ver⸗ 
brecher nicht mitgerechnet. 


Zeh u⸗ 
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Zehnter Titel. 5 


Von den Rechten und Pflichten der 
Diener des Staats. 


§. I. 
Militair⸗ und Civilbediente find vorzuͤglich beftimint, auge, 


die Sicherheit, die gute Ordnung, und den Wohlſtand ad 


des Staats unterhalten und befördern zu helfen. tze. 
§. 2. Sie find, außer den allgemeinen Unker⸗ 
thanenpflichten, dem Oberhaupte des Staats beſon⸗ 
dere Treue und Gehorſam ſchuldig. 
$. 3. Ein Jeder iſt nach der Beſchaffenheit 
feines Amtes, und nach dem Inhalte feiner Inſtruk⸗ 
tion, dem Staate noch zu beſondern Dienſten durch 
Eid und Pflicht zugethan. b 
$. 4. Die beſondern Pflichten des Soldaken⸗ I. Mil 
ſtandes find hauptſächſich durch die Kriegsarkikel, und pine. 
andre dahin einſchlagende Verordnungen veſtgeſetzt. Geſeze, 
§. F. Ober- und Unteroffiziers von adlicher Her⸗ Muh, 
kunft find, in ihren perſonlichen Privatangelegenhei⸗ fie zu 
ten, eben den Geſetzen unterworfen, wie der Adel der bellen 
Provinz, in welcher fie ihr Standquartier haben, fin. 
§. 6. Oberoffiziers von buͤrgerlicher Herkunft, 
werden in dergleichen Angelegenheiten nach den Rech⸗ 
ten der Eximirten in der Stadt, wo ſie ihr Stand⸗ 
quartier haben, beurtheilt. 1 
$. 7. Unteroffiziers aus dem Bauer ⸗ oder Buͤr⸗ 
gerſtande, ingleichen gemeine Soldaten, ſtehen unter 
den Rechten des Orts, wo das Regiment oder Corps, 
zu b ſie gehoͤren, ſein gewoͤhnliches Standquar⸗ 
tier hal. 5 
§. 8. In Fallen, wo es auf die äußere Form, 
oder Feierlichkeit einer Handlung ankommt, haben 
dergleichen Unteroffiziers und Soldaten, auch wenn 
ſie 
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fie eine foſche Handlung an dem Orte ihres Stand⸗ 
quartiers vornehmen, die Wahl: ob ſie den Statu⸗ 
ten, oder den Vorſchriften des gemeinen Rechts fol 
gen wollen. 1 

$. 9. Beurlaubte werden, auch in ihren perſoͤn⸗ 
lichen Angelegenheiten, welche den Kriegesdienſt nicht 
betreffen, nach den Rechten desjenigen Orts, wo 
fie während der Urlaubzeit ſich gewöhnlich aufpal⸗ 
ten, beurtheilt. 

Anh. §. 121. Wenn beurlaubte Soldaten ſich im Geſin⸗ 
dedienſt ſtrafbare Vergehungen zu Schulden kommen 
laſſen, ſo gebuͤhret die Beſtimmung der Strafe den 
Militairgerichten. g 

$. 10. Doch wird dadurch ihe perſoͤnlicher Ge⸗ 
richtsſtand ſelbſt in der Regel nicht verändert. 

$. 11. Bey Militairperſonen uͤberhaupt, die 
noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehen, gelten, ihres pri⸗ 
vilegirten Gerichtsſtandes ungeachtet, in Anſehung ih⸗ 
rer perfönlichen Privatangelegenheiten, eben die Ge⸗ 
ſetze, welchen ihr Vater unterworfen iſt. 

$. 12. Alle Militairperſonen werden nach den 
ihnen bier beigelegten Rechten beurtheilt, wenn fie 
auch auf dem Marſche, im Lager, in Kantonnirungs⸗ 
oder Winterquartieren, in Garniſon waͤhrend des 
Krieges, oder auf Werbung ſich befinden. 

$. 13. Alle Militairperſonen ohne Unterſchied 
find, in Anſehung ihrer inne habenden Grundſtuͤcke, 
und ihrer darauf ſich beziehenden Handlungen und 
Pflichten, den Rechten und dem Gerichtsſtande, un⸗ 
ker welchem die Grundſtuͤcke liegen, unterworfen. 

9. 14. Offiziers, welche zur Landmiliz, oder 
andern nicht beſtandig ſtehenden Corps gehören, ha⸗ 
ben die Rechte der Eximirten in der Provinz; Li: 
terofftziers und Gemeine Bingegen ſind den Beur⸗ 
laubten gleich zu achten. 


9. 15. 
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§. 15. Invaliden, die dem Regimente noch 
obligat, oder noch in ein Corps verſammlek find, 
werden als wirkliche Soldaten; alle andere Invaliden 
aber als Verabſchiedete angeſehen. 

9. 16. Miſitairperſonen haben ſich eines Pell 5 . 7900 
legirten perſönlichen Gerithtsſtandes zu erfreuen. per ont 

$ 17. Sie find der Regel nach von allen per⸗ N 
ſonlichen Laſten und Pflichten der übrigen Bürger dez 
Staats fra), 

$. 18. Ausnahmen von dieſer Regel find durch, 
beſondere Verordnungen beſtimmk. 

§. 19. Als Beſitzer von Grundſtücken muͤſſen 
ſie alle mit dieſem Beſitze verbundene Laſten tragen. 

H. 20. Milikairperſonen ſollen in die! Rechte des 
Civilſtandes keinen Eingriff thun. 

§. 20, Sie dürfen für ſich ſelbſt keine andere ir u 
bürgerliche Nahrung treiben, als die ihnen nach der ber Ertel 
ſondern Poltzeiderfaſſung jedes Orts, unter Genehmi⸗ 1 5 Oe 
gung des Regimentschefs, ausdrücklich zugelaſſen iſt. eh 

H. aa. Auch koͤnnen überhaupt gemeine Solda⸗ 
ten als Geſellen bey andern Meiſtern arbeiten. 

H. 23. Haben fie vor Antritt der Kriegesdienſte 
das Meiſtetrecht ſelbſt gewonnen: ſo koͤnnen ſie, auch 
während derſelben, unter Genehmigung ibres Chefs, 
ihr Gewerbe fortſetzen. 

$. 24. Außer der Einwilligung des Chefs wird 
in beiden Fallen (H. 23. 23.) auch die Genehmigung 
der buͤrgerlichen Polizeiobrigkeie des Orts erfordere. 

b. 25. Dergleichen ein buͤrgerliches Gewerbe 
treibende Militairperſonen (§. 23.) muͤſſen alle buͤr⸗ 
gerliche Laſten und Pflichten tragen, ſich zur Zunft 
halten, und in Handwerks ⸗, Poltzey⸗, Servis⸗ und 
in der Obrigkeit des Orks Folge 
eiſten. 

H. 26, In wie fern dergleichen Militairperſonen 
in perſönlichen Rechtsangeſegenheiten, welche auf ihr 

Algen. Lande. IV, Baud. 2 Getberbe 
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Gewerbe Beziehung haben, den Regiments ⸗ oder den 
ordentlichen Civilgerichten des Orts unterworfen ſind, 
wird in der Prozeßordnung beſtimmt. 
in Auſe⸗ §. 27. Den Unteroffiziers und Soldaten ſollen, 
Baus Dr ſo lange ‚fie in wirklichen Kriegsdienſten ftehen, we. 
fie, der bürgerliche Grundſtücke und Häuſer, noch Acker⸗ 
wirthſchaften, ohne ausdrückliche Genehmigung des 
Negimentschefs übergeben: werden. 

$. 28. So lange dieſer Conſens nicht beigebracht 
iſt, darf kein Richter den Erwerbungsvertrag einer 
ſolchen Militairperſon beſtätigen; noch ihren Beſitztitel 
im Hypothekenbuche vermerken; noch auch dieſelbe bey 
gerichtlichen Licitationen zum Mitgebote zulaſſen. 
S. 29. Keine Gutsherrſchaft iſt ſchuldig, eine 
folche Militairperſon zu einer unterthänigen Stelle, 
von welcher Naturaldienſte zu leiſten find, als Kaͤu⸗ 
fer und Gewaͤhrsmann anzunehmen. 

§. 30. Dagegen koͤnnen auch Unteroffiziere und 
gemeine Soldaten alle Grundſtucke, welche ſie bey 
dem Eintritte in die Kriegesdienſte bereits inne hat: 
ten, ferner beſitzen. 

. 31. Auch koͤnnen fie von der Uebernehmung 
ſolcher Grundſtücke, die ihnen während des Solda⸗ 
tenſtandes durch Erbſchaft, Vermaͤchtniß, Schen⸗ 
kung, oder Heirath zufallen, nicht ausgeſchloſſen 
werden. 

§. 32. Sind ihnen dergleichen Grundſtuͤcke nur 
mit andern Miterben gemeinſchaftlich zugefallen: ſo 
finden, wenn fie dieſelben als ihr alleiniges Eigen. 
thum übernehmen wollen, die Vorſchriften F. 27. 
28. 29. Anwendung. 

9. 33. In allen Fällen muͤſſen Militairperſonen, 
welche Grundſtücke beſitzen, nicht nur die darauf 
haftenden Abgaben entrichten, ſondern auch die da, 
mit verbundenen perſoͤulichen Praͤſtationen gleich an ⸗ 
dern leiſten. (H. 19.) 

$. 34. 


= 
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6. 34. Werden fie, letzteres ſelbſt zu thun, 
durch ihre Kriegsdienſte verhindert: fo müͤſſen fie 
dazu für ſich andere taugliehe Perſonen ſtellen. 

F. 35. Ihre Grundſtuͤcke koͤnnen Unterofftziers 
und Soldaten, ohne ſchriftliche unter dem Regi⸗ 
mentsſiegel ertheilte Einwilligung des Chefs oder 
Kommandeurs, nicht veräußern, noch verpfaͤnden. 

H. 36. Capitalien und Erbſchaften follen ihnen, in Anse, 
ohne gleichmäßigen Erlaubnißſchei e 


$. 37. Veraußerungen und Verpfaͤndungen, 05 
bey welchen die Vorſchrift des F. 35, nicht beobachtet 
worden, ſind nichtig. 

$. 38. Zahlungen, die ohne den F. 36 vorge⸗ 
ſchriebenen Conſens geleiſtet worden, koͤnnen nur 
den Empfaͤngern ſelbſt, oder deren Erben, nicht 
aber einem Dritten, und am wenigſten dem Regi⸗ 
mente, oder der Invalidencaſſe, die an ihr Vermoͤ⸗ 
gen Anſpruch zu machen haben, entgegen geſetzt 
werden. x 

F. 39. Ueber die Zinfen der Capitalien, und 
die Einkünfte der Grundſtuͤcke, koͤnnen auch Unter⸗ 
offtziers und gemeine Soldaten frey verfügen. 

§. 40. Auch bey der Einnahme von ihrem übri- in Anſe⸗ 
gen Gewerbe find fie keinen beſondern Einſchrankun, dener au 
gen unterworfen ſchuͤfte; 

$. 41. Die beſondern Rechte der Milikairper⸗ 
ſonen in Anſehung der Verjährung, des Schulden⸗ 
machens, der letztwilligen Verordnungen, ihrer Hei⸗ 
rathen, und der Bevormundung ihrer Kinder, find 
gehoͤrigen Orts beſtimmk. (Th. 1. Tit, 9. . 522. 
Tit. 11. §. 678 — 703, Tit. 12. . 117. dd. Th. 2. 
Tit. T. H. 34. 35. 950. Tit. 18. Abfehn. 2.) 

§. 42. Von der Ausſetzung der Prozeſſe gegen 
Militairperſonen bey ausgebrochenem Krlege, inglei⸗ 
chen von der den Unteroffiziers und Gemeinen zu 

* 2 ſtatten 


Weiber 
der der 
perſonen. 


Kantonis 
den. 


und Kin⸗ 


und Verwandten nicht geſtellt, oder nachgewieſen 


* 
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ſtatten kommenden Sportulfreiheit, handelt die Pro⸗ 
zeß ordnung. Y 

$. 43. Weiber und Kinder der Unteroffiziers 
und Soldaten, welche ſich bey ihren Maͤnnern oder 


‚Militaiee Vätern in der Garniſon nicht aufhalten, bleiben 


unter dem Gerichtsſtande ihres Wohnorts. 

F. 44. Doch finden in Anſehung der Weiber 
die $. 27 — 36. beſtimmten Einſchraͤnkungen, wie 
bey den Männern, Statt. 

b. 4J. Rechtsangelegenheiten ſolcher Weiber 
mit ihren Männern gehören, wenn auch die Frau 


ihrem Manne in die Garniſon nicht gefolgt iſt, den⸗ 


noch vor den Gerichtsſtand des Mannes. 

$. 46. Weiber, die den Männern in die Gar⸗ 
niſon gefolgt ſind, behalten den privilegirten Ge⸗ 
richtsſtand, und die Rechte deſſelben, fo lange der 
N lebt, und noch wirklich zum Soldatenſtande 
ehoͤrt. 
f 5 47. Iſt die Che einer Militairperſon durch 
tichterliches Erkenntniß getrennt, oder aufgehoben 
worden: ſo ſteht die Frau, wenn ſie auch ſonſt nach 
allgemeinen rechtlichen Grundſaͤtzen den Stand und 
Rang des Mannes beibehält, dennoch nicht mehr 
unter der Militair-, ſondern unter derjenigen Civil⸗ 
gerichtsbarkeit, welcher der Mann, wenn er den Ab⸗ 
ſchied erhalten haͤtte, unterworfen ſeyn würde. 

§. 48. Kantoniſten, die bey dem Regimente 
noch nicht einrangirt und verpflichtet ſind, gehoͤren 
noch nicht zum Soldatenſtande. 

§. 49. Doch dürfen ſich dergleichen Leute, 
ohne Vorwiſſen des Landraths oder Magiſtrats des 
Orts, nicht aus ihrer Heimath; und ohne Vorwiſſen 
der Kammer, nicht aus der Provinz entfernen. 

§. 30. Haben fie es dennoch gethan; und koͤn⸗ 
nen ſie erforderlichen Falls auch von ihren Aeltern 


wer⸗ 
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werden: fo entſteht daraus die rechtliche Vermuthung 
wider fie, daß fie, um dem Krlegsdienſte fich zu 
entziehen, aus dem Lande gegangen find, 

9. 51. Wenn Kantoniſten ohne Erlaubniß des 
Regiments, bey welchem ſie eingeſchrieben ſind, eine 
Lebensart, die mit ihrer Beſtimmung zu kuͤnftigen 
Kriegsdienſten nicht beſtehen kann, ergriffen haben, 
fo koͤnnen fie ſich damkt, gegen die wirkliche Ueber⸗ 
nehmung der Kriegsdienſte, ſobald ſie dazu aufge⸗ 
fordert werden, nicht entſchuldigen. 

§. 52. Welche Claſſen der Einwohner des 
Staats zu den Kantoniften gehoͤren; und was in 
dieſen Claſſen für Entſchuldigungsurſachen von wirk⸗ 
lichen Kriegsdienſten Start finden, iſt in den Kan ; 
tonsreglements verordnet. 

H. 53. Beamte, die zwar nicht zu wirklichen Kriegsbe⸗ 
Kriegsdienſten, aber doch zum Kriegsweſen bey der ante. 
Armee, oder in der Garniſon verpflichtet ſind, ge⸗ 
hören zum Soldatenſtande. 

§. 54. Ob fie die Rechte der Ober» oder Un⸗ 
teroffiziers haben, beſtimmt der Raug, der ihnen 
bey der Armee angewieſen iſt. 

$. 53. Sie find jedoch den Kriegsartikeln nicht 
unterworfen; in fo fern dieſe nur für diejenigen Mi⸗ 
litairperſonen gegeben find, welche zur Fahne zu 
ſchwoͤren pflegen. 

§. 56. Die bey dem Ketegsivefen verpflichteten 
niedern Beamten und Knechte werden, ſo lange 
ſie im Solde ſtehen, den gemeinen Soldaten gleich 
geachtet. 

§. 37. Das Geſinde der Militairperſonen ſteht Bernd. 
zwar unter der Militairgerichtsbarkeit; 

$. 58. Es iſt aber den Geſetzen des Stand⸗ 
quarriers in allen feinen perfönlichen Angelegenheiten 
unterworfen. 


§. 39. 
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§. 59. Die davon für den Militairſtand ge⸗ 
machten Ausnahmen, in Auſehung der Teſtamente 
und ſonſt, kommen dem Geſinde nur in ſo fern zu, 
als Abweſenheit oder Entfernung von ordentlich be⸗ 
ſetzten Civilgerichten dergleichen Ausnahmen noth⸗ 
wendig machen. 
Andere $. 60. Andere Perſonen, welche dem Lager 
Dee folgen, ohne zum Kriegsweſen verpflichtet zu ſeyn, 
Lager fo: gehören nicht zum Soldatenſtande; 


855 §. 61. Sie ſtehen aber unter der Millitair⸗ 
gerichtsbarkeit, fo lange fie bey der Armee ſich be» 
finden. 


$. 62. Sind dergleichen Perſonen bey gewiſſen 
Regimentern, oder andern Kriegscorps, bey Feld⸗ 
lazarethen, Feldmagazinen, und Bäckereien u. ſ. w. 
ordentlich augeſtellt: fo haben fie nach Beſchaffen⸗ 
heit ihres Ranges mit den §. J3. 56. beſchriebenen 
Bedienten gleiche Rechte. 5 
§. 63. Dagegen wird bey Civilbeamten, welche 
nur bey erfolgendem Ausmarſche der Armee zum 
Kriegscommiſſarjate, oder andern dergleichen Ans 
ſtalten abgeordnet worden, und demnächſt zu ihrer 
eigentlichen Bedienung zurückkehren, durch dieſe einſt⸗ 
weilige Abordnung, in ihren Privatrechten, fo wie 
in ihrem Gerichtsftande, nichts geaͤndert. 
Wie der F. 64. Der Soldatenſtand, und die damit vers 
0 a bundenen Rechte und Pflichten, hoͤren durch den Tod, 
bin, und durch die ausdruͤckliche Entlaſſung aus den 
Kriegsdienſten auf. 
H. 65. So lange eine entlaſſene Militairperfon 
noch keinen anderweitigen Wohnſitz erwaͤhlt hat, 
wird dieſelbe von dem Zeitpunkte ihrer Entlaſſung 
an, den Geſetzen und Gerichten des Standquartiers, 
unter welche Civilperſonen von gleicher Herkunft 
gehören, unterworfen. 


Anh. 
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Anh. §. 122, a) Verabſchledete Offiziere, welche Penſion 
oder Wartegeld haben, find der Mllitair-Jurisdietion 
unterworfen, 


Anh. F. 123. b) In Eonfiftorialfachen Bleiben alle pen⸗ 
fioniete und auf Wartegeld geſetzte Offiziere ohne Un⸗ 
terſchied oder Elnſchraͤnkung dem Krieges Conſiſtorto 
in erſter Inſtanz unterworſen. 


§. 66. Doch behaͤlt ein mit Offiziersrang ent⸗ 
laſſener Buͤrgerlicher den Gerichtsſtand und die 
Rechte der Eximirten. 2 

§. 67. Was wegen entlaſſener Unteroffiziers 1 
und Soldaten, die ihrer Herkunft nach Gutsunter⸗ * 
thanen ſind, Rechtens ſey, iſt im Siebenten Titel, 
$. 540. [ag. beſtimmt. 5 

F. 68. Alle Beamte des Staats, welche zum u. Eivile 
Militairſtande nicht gehören, find unter der allge⸗ ante. 
meinen Benennung von Civilbedienten begriffen. 

$. 69. Dergleichen Beamte ſtehen entweder in 
unmittelbaren Dienſten des Staats, oder gewiſſer 
demſelben untergeordneter Collegien, Corporationen 
und Gemeinen. 

$. 70. Es ſoll Niemanden ein Amt aufgetragen Beltel- 
werden, der ſich dazu nicht hinlaͤnglich qualificirt, Kale 
und Proben ſeiner Geſchicklichkeit abgelegt hat. 

$. 71. Wem die Belegung der verſchiedenen 
Arten von Civilbedienungen zukomme? wer zu der⸗ 
gleichen Bedienungen gelangen koͤnne? und was fuͤr 
Vorbereitungen und Prüfungen dazu vorhergehen 
müſſen? iſt nach Verſchiedenheit der Faͤcher und 

— Stufen ſoſcher Bedienungen, durch ſpecielle Geſetze 

und Inſtructionen beſtimmt. 

H. 72. Wer ſich durch Beſtechungen oder andere 
unerlaubte Wege in ein Amt eindringt, ſoll deſſelben 
ſofort wieder entfegt werden. 


$. 73. 
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§. 73. Alle Vertrage und Verſprechungen, wor 
kurch Jemanden, gegen Zuwendung eines Amts, 
Privatvortheile zugeſagt, oder wirklich eingeräumt 
worden, ſind null und nichtig. 

H. 74. Auch Verabredungen zwiſchen einem 
abgehenden Beamten, und deſſen Nachfolger, wo⸗ 
durch dem erſtern von den Einkünften des Amts 
etwas vorbehalten werden ſoll, find nur fo weit güf- 
tig, als ſie von der vorgeſetzten Behörde ausdruck 
lich genehmigt worden. 

F. 75. Wer wiſſentlich eine Bedienung einer dazu 
nicht tauglichen Perſon anvertraut, muß dem Staate, 
und den einzelnen Bürgern deſſelben, für allen durch 
die Unwiſſenheit und Untauglichkeit eines ſolchen Be 
dienten entſtandenen Nachtheil gerecht werden. (Tit. 
20. Abſchn. 8.) 

§. 76. Niemand ſoll ſich eigenmaͤchtig die Ver⸗ 
waltung eines Amts anmaßen, wozu er von der vor⸗ 
geſetzten Behoͤrde nicht angewieſen worden. 

§. 77. Wer dieſes thut, und vermöge eines 
ſoſchen Amts Handlungen vornimmmt, zu welehen er 
nach den Geſetzen überhaupt nicht qualifieirt iſt, deſ⸗ 
fen Handlungen find unkraͤftig. 

§. 78. Mangelt es ihm nicht an den erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften zu Handlungen dieſer Art uͤber⸗ 
haupt; fo koͤnnen zwar feine Handlungen, zum Nach⸗ 
theile der Parteien, in der Regel, und wo nicht 
beſondere Geſetze ein Anderes vorſchreiben, für nich⸗ 
tig nicht angeſehen werden. 

9 79. Er hat aber, auch in dieſem Falle, nach 
Verhaͤltniß des Grades ſeiner Schuld, bey der un⸗ 
gebührlichen Anmaßung des Amts; feiner aus den 
Umſtaͤnden ſich ergebenden unerlaubten Abſicht dabey; 
und der aus der Anmaßung entstandenen ſchaͤdlichen 
Folgen, wenn nicht beſondere Geſetze die 1 
näher 


Von den Dienern des Staats. 25 


naher beſtimmen, willuuͤheliche Geld» oder Gefaͤng⸗ 
nißſtraſe verwirkt. 
$. 80. Alles, was der unbefugte Anmaßer bey 
Gelegenheit der von ihn unternommenen Amtshand⸗ 
lungen empfangen bat, muß er zurückgeben. 
S. 81. Niemand fol, bey Zehn bis Dreihun⸗ 
dert Thalern ſiskaliſcher Geldſtrafe, ſich ein Amt 
anmaßen, welches ihm richt auf eine der eingeführs 
ten Ordnung gemaͤße Ait übergeben worden. 
g. 82. Allen Schaden, welcher aus ſolchen 
ungebühelichen Anmaßungen für den Staat oder eis 
nen Dritten entſteht, muß er erſetzen. 
§. 83. Wer einem Laſſenbedienten die Caſſe 
uͤbergiebt, ehe und bevor die Amtscaution deſſelben 
berichtigt worden, iſt für allen daraus entſtandenen 
Schaden verhaftet. 
§. 84. Titel und Rang, welche mit einem Amte 
verbunden find, werden, nebft den davon abhangen⸗ 
genden Vorrechten, ſchon durch die darüber ausge⸗ 
fertigte Beſtallung verliehen. 
§. 85. Die Rechte und Pflichten der Civilbe⸗ Reihte 
dienten, in Beziehung auf das ihnen anvertraute Amt, Beicten 
werden, durch die darüber ergangenen beſendern Ge⸗ Lerſelben 
ſetze, und durch ihre Amtsinſkructionen beſtimmt. 5555 
$. 86. Niemand ſoll fern Amt zur Beleidigung ver Amte 
oder Bevortheilung Anderer mißbrauchen. 
$. 87. Was ein Beamter vermoͤge ſeines Amts 
und nach den Vorſchriften deſſelben unternimmt, 
kann gegen ihn als eine Privstbeleidigung nicht ges 
ruͤgt werden, 
§. 88. Wer ein Amt un 
die pflichtmaͤßige Fuͤhrung deſe 
Aufmerkſamkeit wenden. 
§. 89. Jedes dabey beganzene Berſehen, wel⸗ 
ches bey gehöriger Aufinerkfameit, und nach den 
Kenntniſſen, die bey der Verwgleaung des Amts erfor⸗ 
dert 


immt, muß auf 
en die genaueſte 
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dert werden, haͤtte vermieden werden koͤnnen und 
ſollen, muß er vertreten. 

g. 90. Vorgeſetzte, welhe durch vorſchriſts⸗ 
mäßige Aufmerkſamkeit die Amtsvergehungen ihrer 
Untergebenen hatten hindern koͤnnen, find fuͤr den 
ans Bernachläßigung. deffen entſtehenden Schaden, 
ſowohl dem Staate, als einzelnen Privatperſonen, 
welche darunter leiden, verhaftet. 

$. 91. Doch findet in beiden Fällen (§. 89. 
90.) die Vertretung nur alsdann Statt, wenn kein 
anderes gefesmäfiges Mittel, wodurch den nachthei⸗ 
ligen Folgen eines ſolchen Verſehens abgeholfen wer⸗ 
den koͤnnte, mehr übrig ift, 

6. 92. Kein Beamter darf den zur Ausübung 
ſeines Amts ihm angewieſenen Wohnort ohne Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung ſeiner Vorgeſetzten verlaſſen. 

8. 93. In wie fern zu bloßen Reifen und Ent⸗ 
fernungen auf eine Zeitlang, die Erlaubniß der uns 
mittelbaren oder hoͤhern Vergeſetzten erforderlich ſey, 
iſt nach den einer jeden Claſſe von Beamten vorge⸗ 
ſchriebenen beſondern Gesetzen und Amtsinſtructionen 
zu beſtimmen. 

Anh. §. 124. Königliche Offielanten, welche ein fremdes 
Bad beſuchen wollen, muͤſſen durch ein medicinifches 
Atteſt beſcheinigen liſſen, daß das fremde Bad zur 
Wiederherſtellung ihrer Geſundheit nothwendig, auch 
kein einheimiſches eben ſo geſchickt dazu ſey. 


§. 94. Bey dereuigen Inſtanz, von welcher 
die Beſetzung eines Amts abhaͤngt, muß auch die 


ung, und Entlaſſung davon geſicht werden, 


ſchiedung. 


9. 95. Die Endaffung ſoll nur alsdann, wenn 
daraus ein erheblicher Nachtheil fuͤr das gemeine 
Beſte zu beſorgen it, verſagt werden. 

$. 96. Einem Beamten, dem aus dieſem 
Grunde die Entlaſſing verſagt wird, ſteht dagegen 
die 


Von den Dienern des Staats. 27 


die Berufung auf die unmittelbare Landesherrliche 
Entſcheidung offen. 

$. 97. In keinem Falle aber darf der abge⸗ 
hende Beamte ſeinen Poſten eher verlaſſen, als bis 
wegen Wiederbeſetzung oder einſtweiliger Verwal⸗ 
tung deſſelben Verfügung getroffen iſt. 

§. 98. Kein Vorgeſetzter oder Departements⸗ 
Chef kann einen Civilbedienten, wider ſeinen Willen, 
einſeitig entſetzen oder verabſchieden. 

§. 99. Vielmehr muß er, wenn die Verabſchie⸗ 
dung noͤthig befunden wird, den Beamten mit ſei⸗ 
ner Erklärung oder Verantwortung daruber ord⸗ 
nungsmäßig bören, und die Sache zum Vortrage 
im verſammleten Staatsrathe befoͤrdern. 

$. 100. Was dieſer durch die Mehrheit der 
Stimmen beſchließt, dabey hat es lediglich fein Bes 
wenden. 5 

§. tor. Doch muß bey Bedienungen, zu wel⸗ 
chen die Beſtallung von dem Landesherrn ſelbſt voll⸗ 
zogen wird, ein auf Entſetzung oder Entlaſſung aus⸗ 
gefallener Beſchluß des Staatsraths, jedesmal dem 
Landesherrn zur unmittelbaren Prüfung und Beſtaͤ⸗ 
tigung vorgelegt werden. x 

H. 102, Amtsverbindungen, deren Dauer durch 
die Natur des Geſchaͤfts, oder durch ausdrücklichen 
Vorbehalt, auf eine gewiſſe Zeit eingeſchräͤnkt iſt, erloͤ⸗ 
ſchen mit dem Ablaufe dieſer Zeit von ſelbſt. (§. 97.) 

$. 103. Was bey Entſetzung oder Entlaſſung 
der Juſtizbedienten Statt finde, iſt im Siebenzehnten 
Titel, und in der Prozeßordnung beſtimmt. 

g. 104. Civoilbediente werden in ihren Private Rechte 
angelegenheiten nach eben den Geſetzen und Rechten, nt Eisife 


& g hi 
wie andere Bürger des Staats, beurtheilt. 72 
§. 105. Königliche Beamte haben ſich, als Arten 
Erimirte, eines priviſegirten Gerichtsſtandes zu er⸗ genpeis 
freuen. (Tit. 17.) ten, 


§. 106, 


Non Cole 
Agiis der 
samen, 
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§. 106. Sie ſtehen unter eben den Geſetzen, 
welchen die übrigen von der gemeinen Gerichtsbar⸗ 
keit ausgenommenen Perſonen derſelben Provinz oder 
deſſelben Orts unterworfen find. + 

$. 107. Sie behalten diefe Rechte, wenn auch 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit uͤber ſie einem Un⸗ 
tergerichte aufgetragen (delegirt) worden. 

$. 108. Beamte, die nicht unmittelbar in den 


Dienſten des Staats, ſondern andrer demſelben un⸗ 


tergeordneten Collegien, Corporationen und Gemei⸗ 
nen ſtehen, haben in der Regel keinen privilegirten 
Gerichtsſtand, und werden nach den Geſetzen ihres 
Wohnorts beurtheilt. 

§. 109. In ſoſern jedoch dergleichen Beamte 
adſichen Standes, oder vom Landesherrn mit einem 
Charakter bekleidet ſind, genießen ſie, gleich den 
Koͤniglichen Beamten, die Rechte des privilegirten 
Gerichtsſtandes. 

§. 110. Ein Gleiches findet in Anſehung der⸗ 
jenigen Statt, die eine Koͤnigliche und eine andere 
Civilbedienung zugleich verwalten. 

§. 111. Ausnahmen von den $. 109. 110. 
veftgefegten Regeln müſſen durch beſondere Privile⸗ 
gia und Verordnungen nachgewieſen werden. 

§. 112. Auch in Rückſicht auf buͤrgerliche Rechte, 
Laſten und Pflichten, find Königliche Beamte als 
Erimirte zu betrachten. 

6. 113. Andere Civilbediente koͤnnen ſich eine 
ſolche Exemtion nicht anmaßen, wenn ihnen die⸗ 
ſelbe nicht befonders ausdrücklich verliehen worden. 

$ 114. Wenn mehrere Beamte in ein Colle⸗ 
im zuſammengezogen find: fo gilt wegen ihrer 
Verſammlungen, Berathſchlagungen, und Schluͤſſe, 
in der Regel eben das, was im Sechſten Titel von 


jffeutlichen Geſellſchaſten und Corporatfonen verord⸗ 


et iſt. 
8 8 . $. 115. 
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§. 115. Doch koͤnnen dergleichen Collegia, die 
von dem Landesherrn, oder ihrer vorgeſetzten Inſtanz 
gemachten Einrichtungen, auch durch einwürhige Bes 
ſchlüſſe, nicht ändern. 

H. 116. Eben fo wenig koͤnnen fie uͤber Grund⸗ 
ſtuͤcke, Gerechtigkeiten, Capitalien und Einkuͤnſte des 
ganzen Collegii eigenmächtig Verfugung treffen. 

§. 117. Ueber die Rechte des Collegit koͤnnen 
ſie, ohne Genehmigung der vorgeſetzten Inſtanz, kei⸗ 
nen Vergleich ſchließen. Ä 

$. 118. Gegenſtaͤnde, welche zue Behandlung 
des Collegii gehoren, müſſen nach der Mehrleit der 
Stimmen entſchieden werden. 

§. 119. Auch der unmittelbare Vorgeſetzte des Vorge / 
Collegii muß in Sachen, die zur collegialiſchen Be⸗ Sie Dr 
arbeitung gehören, der Mehrheit der Stimmen ſich legen. 
unterwerfen. x 

$. 120. Dem Vorgeſetzten des Tollegü kommt 
nur das Recht zu, die Stimmen zu ſammeln, und 
den Schluß nach der Mehrheit derfelben abzufaſſen. 

§. 121. Wenn aber die Stimmen der Mit⸗ 
glieder uͤber einen Gegenſtand der Beratbſchlagun⸗ 
gen gleich ſind: ſo giebt er durch die ſeinige den 
Ausſchlag. Ä * ET net 

H. 122. Aeußere Ordnung bey dein Collegio, 
und was dahin gehört, haͤngt lediglich von der Die 
rection des Vorgeſetzten ab. RER ; 

H. 123. Doch darf er von ber bisherigen Ord⸗ 
nung nicht abgehen, wenn durch eine Veranderung 
der Lauf der Geſchäfte unterbrochen oder aufgehalten 
wuͤrde. 

$. 124. Die dem Collegio ausdruͤcklich vorge» 
ſchriebene Inſtruction darf er eigenmächtig nicht 
andern. 5 

$. 125. Die $. 120. 121. beſtimmten Ver⸗ 
haͤleniſſe des Vorgeſetzten bey der Stimmenſammlung, 

kom⸗ 
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kommen auch demjenigen zu, welcher bey der Abwe⸗ 
ſenheit des Erſtern deſſelben Stelle vertritt. 

9. 126. Dagegen darf dergleichen bloß einſt⸗ 
weiliger Vorgeſetzter in der bisher bey dem Collegio 
beobachteten Ordnung nichts ändern, 

Wige 8. 127. Gefchäfte, welche dem gauzen Collegio 
bind obliegen, muͤſſen von allen Mitgliedern deſſelben ver⸗ 
keit. treten werden. 

§. 128. In wie fern die Mitglieder fir einen 
durch Vorſatz oder Verſehen entſtandenen Schaden 

als Mitſchuldner, oder ein Jeder nur für feinen An⸗ 
theil, haften, iſt nach allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften zu beſtimmen. (Th. 1. Tit. 6. §. 29. 1d.) 
§. 129. Kann in Fällen, wo jedes Mitglied 
nur fuͤr ſeinen Antheil haftet, von einem oder dem 
andern deſſen Antheil an der Entſchädigung nicht 
beigetrieben werden! ſo muͤſſen die uͤbrigen denſelben 
zu gleichen Theilen vertreten. N 

$. 130. Der Einwand, daß ein Verſehen durch 
den unrichtigen Vortrag eines Mitgliedes; oder durch 
die von demſelben geſchehene Abfaſſung einer dem 
Schluſſe des Collegii nicht gemaͤßen Verfügung oder 
durch andere Pflichtwidrigkeiten oder Fahrlaſſigkeiten 
deſſelben entſtanden ſey, befreit das Collegium nicht 
von der Einlaſſung auf die Klage. 

§. 131. Findet ſich aber bey der Unterſuchung, 
daß dieſer Einwand ſeine Richtigkeit habe: ſo muß 
der Kläger an dasjenige Mitglied, welches ſolcherge⸗ 
ſtalt das Verſehen unmittelbar begangen hat, vor⸗ 
züglich ſich halten. f 

$. 132, Naächſt dieſem haftet der Vorgeſetzte, 
wenn er durch Anwendung der ihm vermoͤge ſeines 
Amts obliegenden Aufmerkſamkeit, (. 90.) das 

vorgefallene Verſehen haͤtte verhuͤten oder abwenden 
koͤnnen und ſollen. 


§. 133. 
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§. 133. Die übrigen Mitglieder haften nur, in 
Ermangelung beider, und nur in fo fern, als beſon⸗ 
dere Geſetze ihnen eine vorzüglich eigene Auſmerkſam⸗ 
keit auf die Handlungen ihrer Collegen bey Gefihäften 
dieſer Art, ausdruͤcklich zur Pflicht gemacht haben. 

9. 134. Hat der Vorgeſetzte das Gefchäft ohne 
Zuziehung des Collegii, oder nur mit Zuziehung eis 
niger Mitglieder vorgenommen: ſo iſt derſelbe nur 
allein, oder nur mit den zugezogenen Mitgliedern, 
verantwortlich. 

§. 135. Die nicht zugezogenen Mitglieder find 
nur alsdann zur Vertretung gehalten, wenn hier⸗ 
nächft das Gefchäfe dem Collegio vorgetragen, und 
zu einer Zeit, da dem Verſeben noch abgeholfen 
werden konnte, von ſelbigem genehmigt worden. 

$. 136. Hat das Collegtum die Beſorgung der 
verſchiedenen Arten feiner Geſchaͤfte unter feine Mit⸗ 
glieder eigenmaͤchtig vertheilt! ſo Andere dieſes nichts 
in der Vertretungsverbindlichkeit der Mitglieder gegen 
die Partey. 

H. 137. Doch bleibt dein übrigen der Regreß 
gegen dieſenigen Mitglieder vorbehalten, welche die 
Beſorgung des Gefchäfts ausſchließend übernommen, 
und dabey das Verſehen begangen haben. 
§. 138. Sind aber durch Geſetze, Amtsin⸗ 
ſtructionen, oder höhere Anweiſungen, gewiſſe Arten 
von Geſchaͤften einem oder etlichen Mitgliedern zur 
ausſchließenden Beſorgung angewieſen: fo müſſen dieſe 
für ein dabey begangenes Verſehen, und zwar, wenn 
ihrer mehrere ſind, nach Vorſchrift 8. 127. 128. 
129. haften. 

§. 139. Iſt dem einen die eigentliche Beſor⸗ 
gung des Gefchäfts, den übrigen aber eine beſondere 
Aufſicht Über ihn ſolchergeſtalt angewiefen: fo wer⸗ 
den letztere nur für Vernachlaͤßigung dieſer Aufſicht 
verantwortlich. 


§. 140. 
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$ 140. Sind dergleichen zu einem gewiſſen 
Geſchaͤfte beſonders verordnete Mitglieder oder Sub⸗ 
alternen zum Schadenserſatze nicht vermoͤgend, ſo 
haften der Vorgeſetzte, und die übrigen Mitglieder 
nur in ſo ſern, als bey der Auswahl oder Beſtellung 
des Subjekts ein grobes oder maͤßiges Verſehen be⸗ 
gangen, oder die uͤber das Geſchäft zu fuͤhrende all⸗ 
gemeine Auſſicht vernachlaͤßigt worden. 

$ 141. In keinem Falle find Mitglieder eines 
Collegii zur Vertretung gehalten, wenn ihnen bey 
dem Gefhäfte, worin das Verſehen vorgefallen iſt, 
kein Votum zukam; g 

§. 142. Auch alsdann nicht, wenn fie mit Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung des Vorgeſetzten abweſend 
waren; 

H. 143. Ferner alsdann nicht, wenn fie durch 
Krankheit der Verſammlung des Collegü beizuwoh⸗ 
nen verhindert worden. 

$ 144. Endlich alsdaun nicht, wenn fie über 
ſtimmt worden, und ihr Votum ſchriftlich, unter 
Anführung der Gruͤnde, zu den Akten gebracht 

aben. 
5 §. 145. Auch die Erben der Mitglieder haften 
für den dem Erblaſſer obliegenden Erſaß, eben ſo, 
wie für andere Schulden deſſelben, 
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Von den Rechten und Pflichten 
der Kirchen und geiſtlichen 
Geſellſchaften. 


ie 

Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott Alge⸗ 
und göttlichen Dingen, der Glaube, und der innere Grund, 
Gottesdienſt, konnen kein Gegenſtand von Zwangs, füse, 
geſetzen ſeyn. 

§. 2. Jedem Einwohner im Staate muß eine 
vollkommene Glaubens » und Gewiſſensfreiheit ges 
ſtattet werden. 2 

$. 3. Riemand iſt ſchuldig, über feine Private 
meinungen in Religionsſachen Vorſchriften vom 
Staate anzunehmen, N 

9 4. Miemand ſoll wegen feiner Religionsmei⸗ 
nungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, ver⸗ 
ſpottet, oder gar verfolgt werden. 

H. 5. Auch der Staat kann von einem einzel⸗ 
nen Unterthan die Angabe: zu welcher Religions⸗ 
partey ſich derſelbe bekenne, nur alsdann fordern, 
wenn die Kraft und Gültigkeit gewiſſer bürgerlichen 
Handlungen davon abhängt. 

9. 6. Aber ſelbſt in dieſem Falle koͤnnen mit 
dem Geſtändniſſe abweichender Meinungen nur die⸗ 
jenigen nachtheiligen Folgen fuͤr den Geſtehenden 
verbunden werden, welche aus ſeiner dadurch, ver⸗ 
möge der Geſetze, begründeten Unfaͤhigkeit zu ges 
wiſſen bürgerlichen Handlungen oder Rechten von 
ſelbſt fließen. a 

$. 7. Jeder Hausvater kann feinen haͤuslichen 1 
Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen. 900 Got⸗ 

tesdien⸗ 


Allgem, Landr. IV. Band. € ge 
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§. 8. Er kannn aber Mitglieder, die einer an⸗ 
dern Religionspartey zugethan ſind; zur Beiwoh⸗ 
nung deſſelben wider ihren Willen nicht anhalten. 
§. 9. Heimliche Zuſammenkuünſte, welche der 
Ordnung und Sicherheit des Staats gefährlich wer⸗ 
den koͤnnten, ſollen, auch unter dem Vorwande des 
haͤusſichen Gottesdienſtes, nicht geduldet werden. 
lg $. 0. Wohl aber koͤnnen mehrere Einwohner 
ſchaften. des Staats, unter deſſen Genehmigung, zu Reli⸗ 
gionsuͤbungen ſich verbinden. 

Be $ 1. Religionsgeſellſchaften, welche fich zur 
chaten, Öffentlichen Feier des Gottesdienſtes verbunden ha⸗ 
ben, werden Kirchengeſellſchaften genannt. 

Bun $. 12. Diejenigen, welche zu gewiſſen andern 
fehaften, beſondern Religionsübungen vereinigt ſind, führen 

den Namen der geiſtlichen Geſellſchaften. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Kirchengeſellſchaften überhaupt. 


Orundſaz. F. 13. Jede Kirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, 
ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Ge⸗ 
borfam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat, 
und ſittlich gute Geſinnungen gegen ihre Mitbuͤrger 
einzuflößen. 

Uuerlaub,, H. 14. Neligionsgrundfäge, welche dieſem zu⸗ 

Sigel wider ſind, ſollen im Staate nicht gelehrt, und we⸗ 

ſchaſten. der mündlich, noch in Volksſchriften, ausgebreitet 
werden. . 

§. 15. Nur der Staat hat das Recht, derglei⸗ 
chen Gruͤndſatze, nach angeſtellter Prüfung, zu ver⸗ 
werfen, und deren Ausbreitung zu unterfagen- 

$. 16. Privatmeinungen einzelner Mitglieder 
machen eine Religionsgeſellſchaft nicht verwerflich. 


S. 17. 
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$. 17. Die vom Staate ausdrücklich aufge- Hefen, 
nommenen Kirchengeſellſchaſten haben die Rechte gehen 
privilegirter Corporationen mene, 


$. 18. Die von ihnen zur Ausuͤbung ihres Got⸗ 
tesdienſtes, gewidmeten Gebäude werden Kirchen 
genannt; und ſind als privilegirte Gebaͤude des 
Staats anzuſehen. 

§. 19. Die bey ſolchen Kirchengeſellſchaften zue 
Feier des Gottesdienſtes und zum Religionsunter⸗ 
richte beſtellten Perſonen, haben mit andern Beam⸗ 
ten im Staate gleiche Rechte. 

$ 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche der Geduß 
Staat genehmigt, ihr aber die Rechte oͤffentlich aufs bete. 
genomener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt hat, 
genieße nur die Befugniß geduldeter Geſellſchaften. 
(Tit. 6. §. 11. Ig.) 

§. 21. Jede Kiechengeſellſchaft, die als ſolche 
auf die Rechte einer geduldeten Anſpruch machen 
will, muß ſich bey dem Staate gebührend melden, 
und nachweiſen, daß die von ihr gelehrten Meinun⸗ 
gen nichts enehalten, was dem Grundſatze des F. 
13: zuwider lauft, 5 : 

H. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft iſt 
die freie Ausübung ihres Privat Gottesdienſtes 
verſtattet. 

$. 23. Zu dieſer gehört die Anſtellung gottes⸗ 
dienſtlicher Juſammenkuͤnfte in gewiſſen dazu bez 
ſtimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren 
Rellgionsgrundſaͤtzen gemaͤßen Gebräuche, ſowohl in 
dieſen Zuſammenkuͤnften, als in den Prwatwohnun⸗ 
gen der Mitglieder. 

$. 24. Eine bloß geduldete Kirchengeſellſchaft 
kann aber das Eigenthum ſolcher Gebäude ohne bes 
ſondre Erlaubnis des Staats nicht erwerben, 


C 4 §. 25. 
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$. 25. Ihr iſt nicht geſtattet, ſich der Glocken 
zu bedienen, oder oͤffentliche Feierlichkeiten außerhalb 
den Mauern ihres Verſammlungshauſes anzuſtellen. 
$. 26. Die von ihr zur Feier ihrer Religions- 
handlungen beſtellten Perſonen genießen, als ſolche, 
keine beſonderen perſoͤnlichen Rechte. 
Verhalt ⸗ $. 27. Sowohl öffentlich au genommene, als 
. bloß geduldete Religtons und Kirchengeſellſchaften 
ai müffen ſich, in allen Angelegenheiten, die fie. mit 
9 andern burgerlichen Geſellſchaften gemein haben, 
Staat; nach den Geſetzen des Staats richten. 
$. 28. Dieſen Geſetzen find auch die Obern, 
und die einzelnen Mitglieder, in allen Vorfallen des 
bürgerlichen Lebens unterworfen. 
$. 29 Soll denſelben, wegen ihrer Religions⸗ 
meinungen, eine Ausnahme von gewiſſen Geſetzen 
zu ſtatten kommen: ſo muß dergleichen Ausnahme 
vom Staate ausdrücklich zugelaſſen ſeyn. 
§. 30. Iſt dieſes nicht geſchehen: fo kann zwar 
der Anhänger einer folchen Religion meinung etwas 
gegen feine Ueberzengung zu thun nicht gezwungen 
werden; { 
$. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, 
welche die Geſetze mit ihrer unterlaſſenen Beobach⸗ 
tung verbinden, ſich gefallen laſſen. 

9 32. Die Privat» und oͤffentliche Religions; 
uͤbung einer jeden Kirchengeſellſchaft iſt der Ober⸗ 
auſſicht des Staats unterworfen. 

§. 33 Der Staat it berechtigt, von demjeni⸗ 
gen, was in den Verſammlungen der Kirchengeſell⸗ 
ſchaft geleyrt und verhandelt wird, Kenntniß einzu⸗ 
ziehen. 

$. 34. Die Anordnung öffentlicher Bet, Dank⸗ 
und andrer außerordentlichen Feſtcage hängt allein 
vom Staate ab. 


9. 35. 
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§. 35. In wie fern die bereits angeordneten 
Kirchenfeſte mit Einſtellung aller Handarbeiten und 
bürgerlichen Gewerbe begangen werden ſollen, oder 
nicht, kann nur der Staat beſtimmen. 

$. 36. Mehrere Kirchengeſellſchaften, wenn fie er 
gleich zu einerley Religionspartey gehoͤren, ſtehen chen e, 
dennoch unter ſich in keiner nothwendigen Verbin⸗ 1 
dung. 5 7 
x 37. Kirchengeſellſchaften dürfen fo wenig, 
als einzelne Mitglieder derſelben, einander verfolgen 
oder beleidigen. 

H. 38. Schmähungen und Erbitterung verur⸗ 
ſachende Beſchuldigungen müffen durchaus vermie⸗ 
den werden. 

H. 39. Proteſtankiſche Kirchengeſellſchaften des gegen ih 
Augsburgſchen Glaubensbekenntniſſes füllen ihren de 
Mitgliedern wechſelſeitig die Theilnahme auch an 
ihren eigenthümlichen Religionshandlungen nicht ver 
ſagen, wenn dieſelben keine Kirchenanſtalt ihrer eig⸗ 
nen Religionspartey, deren fie ſich bedienen koͤnnen, 
in der Nahe haben. 

$. 40. Jedem Bürger des Staats, welchen die 
Geſetze faͤhig erkennen, fur ſich ſelbſt zu urtheilen, 
ſoll die Wahl der Religionspartey, zu welcher er fich 
halten will, frey ſtehen. (Tit. 2. §. 74. [d.) 

§. 41. Der Uebergang von einer Religionspar⸗ 
tey zu einer andern geſchieyt in der Regel durch 
ausdruͤckliche Erklarung. 3 

§. 42. Die Theilnehmung an ſolchen Religions⸗ 
handlungen, wodurch eine Partey ſich von der an⸗ 
dern weſentlich unterſcheidet, hat die Kraft einer 
ausdruͤcklichen Erklarung, wenn nicht das Ge entheil 
aus den Umſt enden deutlich erhellet. ($- 39.) 

§. 43. Keine Religionspartey ſoll die Mitglie⸗ 
der der andern durch Zwang oder liſtige Ueberre⸗ 
dungen zum Uebergange zu verleiten ſich ug 

44. 
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$. 44. Unter dem Vorwande des Religionsei⸗ 
fers darf Niemand den Hausfrieden ſtoͤren, oder 
Familienrechte kranken. 

H. 45. Keine Kirchengeſellſchaft iſt befugt, ih⸗ 
ren Mitgliedern Glaubensgeſetze wider ihre Ueber. 
zeugung aufzudringen. 

§. 46. Wegen der äußern Form und Feier 
des Gottesdienſtes kann jede Kirchengeſellſchaft dien⸗ 
liche Ordnungen einführen. 

H. 47. Dergleichen Anordnungen müffen jedoch 
dem Staate zur Prüfung, nach dem H. 13, beſtimm⸗ 
ten Grundſatze, vorgelegt werden. 

§. 43. Nach erfolgter Genehmigung haben fie 
mit andern Polizeigeſetzen gleiche Kraft und Ver⸗ 
bindlichkeit. 

H. 49. Sie koͤnnen aber auch ohne Genehmi⸗ 
gung des Staats nicht verändert, noch wieder auf⸗ 
gehoben werden. 

§. 50. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft 
iſt ſchuldig, ſich der darin eingeführten Kirchenzucht 
zu unterwerfen. 1 
s Fr. Dergleichen Kirchenzucht ſoll bloß zur 
Abſtellung offentlichen Aergerniſſes abzielen. 

$. 52. Sie darf niemals in Strafen an Leib, 
Ehre, oder Vermoͤgen der Mitglieder ausarten. 

§. 33. Sind dergleichen Strafen zur Aufrecht⸗ 
haltung der Ordnung, Ruhe und Sicherheit in der 
Kirchengeſellſchaft nothwendig: fo muß die Verfuͤ⸗ 
gung der vom Staate geſetzten Obrigkeit uͤberlaſſen 
werden. . 

$. 54. Wenn einzelne Mitglieder durch oͤffent⸗ 
liche Handlungen eine Verachtung des Gottes dien⸗ 
ſtes und der Religionsgebraͤuche zu erkennen geben, 
oder andre in ihrer Andacht ſtoͤren: ſo iſt die Kir⸗ 
chengeſellſchaft beſugt, dergleichen unwurdigen Mit⸗ 
lige 
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gliedern, ſo lange ſie ſich nicht beſſern, den Zutritt 
in ihre Verſammlungen zu verſagen. 

$ 35. Wegen bloßer von dem gemeinen Glau⸗ 
bensbekenntniſſe abweichender Meinungen, kann kein 
Mitglied ausgeſchloſſen werden. 

$ 56. Wenn über die Rechtmaͤßigkeit der Aus⸗ 
ſchließung Streit entſteht; fo. gebührt die Entſchei⸗ 
dung dem Staate. 8 

9. 57. So weit mit einer ſolchen Ausſchlie⸗ 
ßung nachtheilige Folgen für die bürgerliche Ehre 
des Ausgeſchloſſenen verbunden ſind, muß vor deren 
Veranlaſſung die Genehmigung des Staats einge⸗ 
holt werden. N 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Mitgliedern der Kirchen⸗ 
geſellſchaften. 


§. 58. Die Kirchengeſellſchaft beſteht aus geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Mitgliedern. 


$. 59. Diejenigen, welche bey einer chriſtliehen Geiftiche 


Kirchengemeine zum Unterrichte in der Religion, de 
zur Defbegung des Gottesdienſtes, und zur Verwal⸗ 
kung der Sacramente beſtellt ſind, werden Geiſtliche 
genannt. 


Mitglie⸗ 


. 


$. 60, Niemand darf ohne Vorwiſſen und Ges Erfurder 


niſſe 


iſſe der⸗ 


nehmigung derjenigen, deren Einwilligung zur Wahl ſelben. 


einer Lebensart erfordert wird, zu einem geiſtlichen 
Amte ſich beſtimmen. (Tit. 2. $. 109. Iq. Tit. 18. 

Abſchn 6.) 
$. 61. Ohne vorhergegangene genaue Prüfung 
feiner Kenntniſſe, und feines bisher geführten Wan⸗ 
dels, ſoll Niemand zu einem geiſtlichen Amte gelaſ⸗ 

ſen werden. 
$. 62. Die übrigen Erforderniſſe zu einem 
geiſtitchen Amte bleiben, nach Verſchiedenheit der Re⸗ 
ligions⸗ 


Beſtal⸗ 
lung. 


Nechte u 
t. 


ft 


ten 
in Auſe⸗ 
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ligionsparteien, den vom Staake genehmigten Grund⸗ 


geſetzen und Verfaſſungen derſelben vorbehalten. 

„ 63. Die Beſugniß zur Ausuͤbung aller geiſt⸗ 
lichen Amtsverrichtungen wird durch die Ordination 
verliehen. 

9 64. Landesunterthanen ſollen, ohne beſon⸗ 
dere Erlaubniß, die Ordination zu geiſtlichen Aem⸗ 
tern bey auswaͤrtigen Behoͤrden nicht nachſuchen, 
oder annehmen. 

$. 65, Die Ordination ſoll Niemanden ertheilt 
werden, ehe er ein geiſtlichs Amt, welches ihm ſei⸗ 
nen Unterhalt gewährt, zu übernehmen Gelegen⸗ 
heit hat. 

9 66. Die beſondern Rechte und Pflichten 
eines katholiſehen Prieſters, in Anſehung feiner geiſt⸗ 


A0 des lichen Amtsverrichtungen, ſind durch die Vorſchrif⸗ 


ten des Canoniſchen Rechts; der proteſtaukiſchen 
Geiſtlichen aber, durch die Conſiſtorial⸗ und Kir⸗ 
chenordnungen beſtimmt. 

H. 67. Alle Geiſtliche muͤſſen ſich, bey Verluſt 
ihres Amts, eines ehrbaren und dem Volke unan⸗ 
ſtoßigen Lebenswandels vorzüglich befleißigen. 

$. 68. Auch in gleichguͤltigen Dingen muͤſſen 


ſie alle Gelegenheit zum Anſtoße fuͤr die Kiechenge⸗ 


meine forgfältig vermeiden. 

§. 69. Aller zudringlichen Einmischungen in 
Privat- und Familienangelegenheiten muͤſſen fie ſich 
enthalten. x 

$. 70. Durch vorfichtiges und ſanftmuͤthiges 
Betragen muſſen fie die Liebe und das Vertrauen 
der Gemeine zu erwerben fuchen. 

§. 71. Ueberhaupt muͤſſen fie in Lehre und 
Wandel ihren Zuhoͤrern mit einem guten Beiſpiele 
der Sanftmuth und Vertraͤglichkeit, ſelbſt gegen frem⸗ 
de Religionsverwandte, vorgehen. 


§. 7. 
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§. 72. Auch die Perfonen, welche zu ihrer Fa⸗ 
milie gehoͤren, muͤſſen fie zu einer ordentlichen, flile 
len und beſcheidenen Aufführung anhalten. 

§. 73. In ihren Amtsvorträgen, und bey dem 
öffentlichen Unterrichte, müffen fie, zum Anſtoße der 
Gemeine nichts einmiſchen, was den Grundbegriffen 
ihrer Religionspartey widerſpricht. 

$ 74. In wie fern fie, bey innerer Ueberzeu⸗ 
gung von der Unrichtigkeit dieſer Begriffe, ihr Amt. 
dennoch ſortſetzen koͤnnen, bleibt ihrem Gewiſſen 
uͤberlaſſen. - 5 

9. 75. Auch außer der Kirche müffen Geiſtliche, 
denen die forge bey einer Kirchengeſellſchaft an⸗ 
vertraut iſt, an der Belehrung und moraliſchen Beſ⸗ 
ſerung ihrer ing! ieder unermuͤdet arbeiten. 

76. Zu Privatermahnungen, in fo fern die 
ſelben mit Sauftmuth und Beſcheidenheit geſche⸗ 
hen, ſind ſie berechtigt. 

§. 77. Wenn fie einem Mitgliede der Gemeine 
feine. Vergebungen ins Geheim vorhalten: fo find 
ſie nicht ſchuldig, die Quelle ihrer davon erhaltenen 
Nachrichten anzugeben. 

H. 7. Dergleichen geheime Vorhaltungen ſol⸗ 
len niemals für Injurien angeſehen werden. 

$. 79. Fehlen fie dabey aus Mangel an Sanfte 
muth und Beſcheidenheit: fo müſſen die geiſtlichen 
Obern fie deshalb zurechtweiſen. 

H. 80. Was einem Geiſtlichen unter dem Sie⸗ 
gel der Beichte, oder der geiſtlichen Amts verſchwie⸗ 
genheit anvertraut worden, das muß er, bey Ver⸗ 
luſt feines Amts, geheim halten. 

§ 81. Auch zum gerichtlichen Zeugniſſe über 
den Inhalt ſolcher Eroͤffnungen kann ein Geſſtlicher 
ohne den Willen desjenigen, der ihm dieſelbe anver⸗ 
traut hat, nicht aufgefordert werben, 


H. 82. 
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§. 82, So weit aber die Offenbarung eines 
ſolchen Geheimniſſes nothwendig iſt, um eine dem 
Staate drohende Gefahr abzuwenden; oder ein Ver⸗ 
brechen zu verhuͤten; oder den ſchaͤdlichen Folgen 
eines ſchon begangenen Verbrechens abzuhelfen, oder 
vorzubeugen, muß der Geiſtliche daſſelbe der Obrig⸗ 
keit anzeigen. 

$. 83. In Öffentlichen Vorträgen muß jeder 
Geiſtliche aller perſonlichen Anzüͤglichkeiten ſich ent⸗ 

alten. 5 
5 H. 84. Schilderungen der in einer Gemeine 
berrſchenden Laſter find keine Anzüͤglichkeiten. 

$. 85 Sie arten aber darin aus, wenn Per⸗ 
ſonen genannt, oder durch individuelle Nebenumſtaͤn⸗ 
de kundbar gemacht werden. 5 

$. 86. Kein Geiſtlicher darf eigenmaͤchtig ir⸗ 
gend ein Mitglied der Gemeine von Beiwohnung 
des Gottesdienſtes, oder von den Sacramenten aus⸗ 
ſchließen. 

. 87. Findet er Bedenken, Jemanden zuzu⸗ 
laſſen; ſo muß er demſelben dies Bedenken in Zei⸗ 
ten mit vernünftiger Schonung eröffnen, 

5. 88. Beſteht derſelbe dennoch auf feiner Zu⸗ 
laſſung: ſo muß der Geiſtliche den Vorfall, mit 
Verſchweigung des Namens, ſeinen geiſtlichen Obern 
anzeigen, und nach deren Vorbeſcheidung ſich achten, 
S. 89. Nur in Fällen, wenn Jemand zu einer 
gottesdienſtlichen Handlung in der Trunkenheit, in 
anftößiger und Argerlichee Kleidung, oder ſonſt in 
einem Zuſtande ſich darſtellt, in welchem er, ohne 
offenbaren Anſtoß und grobes Aergerniß der Gemei⸗ 
ne, oder ſeiner Mitgenoſſen bey dieſer Handlung, 
nicht zugelaſſen werden kann, mag der Geiſtliche ei⸗ 
nen ſolchen Menſchen, bis auf weitere Verfugung 
der Behörde, zurückweiſen. 


F. 90. 
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$. 90. Der einmal zuruͤckgewieſene (F. 87. 

89.) muß die Vorbeſcheidung der geiſtlichen Obern 
abwarten. x 

F. 91. Kein Geiſtlicher kann ein Mitglied der 
Gemeine zur Beiwohnung des Gottesdienſtes, und 
zum Gebrauche der Sgeramente, durch aͤußern Zwang 
anhalten. ; 

$. 92. Auch zu Haus» und Krankenbeſuchen darf 
er ſich Niemanden gegen deſſen erklaͤrte Abneigung 
aufdringen 

§. 93. Geiſtliche dürfen weder für ſich felbſt, Rechte u. 
noch durch die in ihrem Hauſe lebende Familie, uten 
Kaufmannſchaft oder bürgerliche Gewerbe treiben. Privat⸗ 

F. 94. Wenn ihnen der Genuß gewiffer Grund⸗ a 
ſtuͤcke zu ihrem Unterhalte angewieſen worden: fb ken. 
mögen fie deren Cultur und den Abſatz, der darauf 
gewonnenen Erzeugniſſe ſelbſt beſorgen. 5 

$. 95. Außerdem durfen fie nur unter Geneh⸗ 
migung iheer Obern, und nur in fo fern, als es 
ohne Vernachſaßigung ihres Amtes geſchehen kann, 
ſich mit der Landwirthſehaft beſchaͤftigen. 

$. 96. Die Geiſtlichen der vom Staate privi⸗ 
legirten Kirchengeſellſchaften find, als Beamte des 
Staats, der Regel nach von den perſoͤnlichen Laſten 
und Pflichten des gemeinen Buͤrgers frey. 

$. 97. Sie genießen einen privilegirten Ge⸗ 
richtsſtand. 1 

§. 98. In den Angelegenheiten des buͤrgerlichen 
Lebens werden alle Geiſtliche, ohne Unterſchied der 
Neligion, nach den Geſetzen des Staats beurtheilt. 

§. 99. Nach dieſen Geſetzen behalten ſowohl 
alle proteſtantiſche, als die katholiſchen Weltgeiftli« 
chen, die freie Diſpoſition über ihr Vermoͤgen, 

F. 100. Auch dasjenige, was ſle aus den Ein⸗ 
kuͤuften ihres geiftlichen Amts erworben haben, ges 
hört zu ihrem freien Eigenthume. 

F. 101. 


Wie das 

10 
au 

höre. 
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$. tor. Nur da, wo Provinzialgeſetze, oder 
vom Staate gebilligte Statuten, der Kirche ein Erb⸗ 
recht auf einen gewiſſen Theil dieſes Erwerbes bei⸗ 
legen, hat es dabey ſein Bewenden. 

02. Seinem geiſtlichen Amte kann ein Je⸗ 

der entſagen. 

$ 103. Criminaſverbrechen, und grobe Verge⸗ 
hungen gegen die Kirchenordnungen, und die darin 
vorgeſchriebenen geiſtlichen Amtspflichten, ingleichen 
ein argerlicher Lebenswandel, begrunden die Entſe⸗ 
bung eines Geiſtlichen 

$. 104. Durch Öffentliche den geiſtlichen Obern 
angezeigte Entſagung des geiſtlichen Standes, ſo 
wie durch Entſetzung eines Geiſtlichen von ſeinem 
Amte, gehen alle damit verbundenen äußern Rechte 
verloren. 
F. 105. Auch darf ein folcher geweſene Geiſt⸗ 
licher, bey Vermeidung nachdrücklicher Strafe, ſich 
Feine Amtsverrichtungen mehr anmaßen 

H. 06. Thut er es dennoch, fo haben die 


Amtshandlungen, die er ſich anmaßt, keine buͤrger⸗ 


Weltliche 
Witglie⸗ 
der. 


liche Gultigkeic, und er ſelbſt bleibt denen, welche 
dadurch Schaden leiden, verantwortlich. (Tit. 10. 
$. 76 — 82.) 2 = 

$. 107. Wenn und wie ein. Farhofifcher Prie⸗ 
ſter, bey der Entſetzung, auch ſeines geiſtlichen Cha⸗ 
rakters verluſtig werde, iſt nach den Grundſatzen ſei⸗ 
ner Kirche zu beurtheilen. 
S. 08. Die weltlichen Mitglieder einer Kir⸗ 
chengeſellſchact haben das Recht, ſich der Anſtalten 
der Geſellſchaft zu ihren Religions handlungen zu bee 
dienen. 

§. 109, Sie müſſen ſich aber dabey den bey 
bieſer Geſellſchaft eingeführten Ordnungen, und Ber 
faſſungen unterwerfen, R 


§. 110. 
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§. 110 So fange fie Mitglieder der Geſell⸗ 
ſchaft bleiben, muſſen ſte zur Unterhaltung der Kir⸗ 
chenanſtalten, nach den Verfaſſungen der Geſell⸗ 
ſchaft beitragen. 

F. 1. Nur der Staat kann beſtimmen, zu wel⸗ 
cher der verſchiedenen Kirchengemeinen feiner eignen 
Religtonspartey, jeder Einwohner als ein beitragen⸗ 
des Mitglied erechnet werden ſoll. 

§. 1:2. Auch iſt der Staat berechtigt, jeden 
Einwohner zur Beobachtung ſolcher äußern Kirchen⸗ 
gebrauche und Einrichtüngen derjenigen Religions- 
partey, zu der er ſich bekennt, in ſo weit anzuhalten, 
als davon, vermöge der Geſetze, die Beſtimmung 
oder Gewißheit bürgerlicher Rechte abhaͤngt. 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Obern und Vorgeſetzten der 
Kirchengeſellſchaften. 

$. 1713. Die dem Staate über die Kirchenge⸗ Don dem 
ſellſchaften nach den Geſetzen zukommenden Rechte, e 
werden von dem geiſtlichen Departement in fo fern ment, 
verwaltet, als fie nicht dem Oberhaupte des Staats 
ausdrücklich vorbehalten find. 

$. 114. Außerdem aber ſtehen die Kirchenge⸗ 
ſellſchaften einer jeden vom Staate aufgenommenen 
Religionspartey, unter der Direction ihrer geiſtlichen 
Obern. i 

$. 115. Bey den katholiſchen Glaubensgenoſſen Ben Bir 
iſt der Biſchof der gemeinſchaftliche Vorgeſetzte aller ſchösen. 
Kirchengeſellſchaften des ihm angewieſenen Diſtrikts. 

H. 116. Ohne ausdrückliche Genehmigung des 
Staats kann keine Kirchen eſellſchaft von dieſer Un⸗ 
terordnung gegen den Viſchof der Dioͤzes ausgenom⸗ 
men werden. 5 ‚ 

9. 117. 


Verhaͤlt⸗ 

hg Na ſel⸗ 
ben gegen 
den Staat. 


Didzesan⸗ 


x. . 
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§. 117. Kein Viſchof darf in Religions und 
Kirchenangelegenheiten, ohne Erſaubniß des Staats, 
neue Verordnungen machen, oder dergleichen von 
fremden geiſtlichen Obern annehmen. 
$. 118. All paͤbſtliche Bullen, Breven, und 
alle Verordnungen auswärtiger Obern der Geiſtlich⸗ 
keit, muͤſſen vor ihrer Publikation und Vollſtreckung, 
dem Staate zur Prüfung und Genehmigung vorge 
legt werden. 0 
95. 119. Diejenige Gerechtſame über die Kir 
chengeſellſchaften, welche nach den Geſetzen dem 
Staate vorbehalten ſind, kann der Biſchof nur in 
fo fern ausüben, als ihm eine oder die andre derſel⸗ 
ben von dem Staate ausdrücklich verliehen worden. 
§. 20. Ohne Zuthun und Approbation des 
Biſchofs der Diözes, oder deſſen Vicarien, ſoll Nie⸗ 
mand zum Prieſter aufgenommen, zu einem geiſtli⸗ 
chen Amte befördert, oder auch nur zum öffentli⸗ 
chen Lehrvortrage in einer Kirchengemeine zugelaſ⸗ 
ſen werden. RR 
$. 121. Dem Biſchof gebührt die Aufſicht über 
die Aintsführung, Lehre und Wandel der ſeiner 
Dioͤzes unterworfenen Geiſtlichen. 
§. 122. Dieſe ſind ihm Ehrfurchk, und in 
een ihres geiſtlichen Amtes Gehorſam 
ſchuldig. ‘ 
H. 123. Der Biſchof iſt berechtigt, bey den 
Kirchen feiner Diszes, fo öft er es nöthig findet, 
ifitationen vorzunehmen. 
H. 124. Die Rechte der Kirchenzucht gebuͤhren 
nur dem Biſchofe. 
§. 25. Vermoͤge dieſes Rechts kann er die 
ihm untergeordneten Geiſtlichen durch geiſtliche Buß⸗ 
übungen, durch kleine den Betrag von Zwanzig 
Thalern nicht überſteigende Geldbußen, oder auch 
durch eine die Dauer von Vier Wochen nicht 1 
ei⸗ 
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ſteigende Geſaͤngnißſtrafe, zum Gehorſame, und zur 
Beobachtung ihrer Amtspflichten anhalten, 

H. 126. Geiſtliche katholicher Religion, die 
ſich in ihrer Amtsführung grober Vergehungen ſchul⸗ 
dig gemacht haben, müſſen nach dem Erkenntniſſe 
des geiſtlichen Gerichts beſtraft werden. 

$ 127. Langwieriges Gefaͤngniß (H. 125.) 
und andre koͤrperliche Strafen, iſt weder der Bis 
ſchof, noch ein geiſtliches Gericht, zu verhaͤngen 
berechtigt. : 

9. 128. In weltlichen Angelegenheiten der 
Geiſtlichen kann ſich der Biſchof nur in ſo weit ei⸗ 
ne Gerichtsbarkeit, und ein Erkenntniß anmaßen, 
als ihm das Recht dazu vom Staate ausdruͤcklich 
verliehen worden 

$. 129. Auch über ein Privatinteteſſe, welches 
bey Gelegenheit einer Amtshandlung entſtanden iſt, 
gebührt das Erkenntniß in der Regel den weltlichen 
Gerichten. & 

H. 30. Der Biſchof kann in den verſchiedenen 
Verrichtungen ſeines Amts durch andre Geiſtliche, 
die ihm untergeordnet ſind, vertreten werden. 

$. 131. Diejenigen, welchen vergleichen Ver⸗ 
tretung, nach der beſondern Verfaſſung einer jeden 
Diözes, vermoͤge ihres Amts zukommt und obliegt, 
werden zur hoͤhern Geiſtlichkeit gerechnet. 

5 132. Auch andern Geiſtlichen kann der Bi⸗ 
ſchof, 1 5 einzelnen Vorfällen ſeines Amts, nach 
Gutbefinden Aufträge machen. 

$ 133. Die Beftellung eines biſchoͤflichen Ges 
neralviearius kann ohne Landesherrliche Genehmi⸗ 
gung nicht geſchehen. 

$. 134 Alle Obern der Geiſtlichkeit find dem 
Staate zur vorzüglichen Treue und Gehorſam vers 
pflichtet. 


9. 135. 
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Banane, $ 135. Kein auswaͤrtiger Biſchof, oder andrer 
Wiſchöfen, geiftlicher Obere, darf ſich in Kirchenſachen eine ges 
ſetzgebende Macht anmaßen. 
$. 135. Auch darf er irgend einige andre Ges 
walt, Direction, oder Gerichtsbarkeit in ſoſchen 
Sachen, ohne ausdruͤckliche Einwilligung des Staats 
nicht ausuͤben. 
$. 137. Kein Unterthan des Staats, geiſtli⸗ 
chen oder weltlichen Standes, kann unter irgend 
einem Vorwande zu der Gerlchtsbarkeit auswaͤrtiger 
geiſtlicher Obern gezogen werden. 
§. 138. Iſt dergleichen auswärtigen Obern eine 
Direction oder Gerichtsbarkeit innerhalb der Gränzen 
des Staats zugeſtanden: fo muͤſſen fie, zu deren 
Verwaltung, einen vom Staate genehmigten Viea⸗ 
rius innerhalb Landes beſtellen. 
$. 139. Ein ſolcher Vicarius muß nicht nur 
ſelbſt die den einländiſchen Biſchoͤfen vorgeſchriebenen 
Graͤnzen genau beobachten, ſondern auch nicht ge⸗ 
ſtatten, daß dieſe Graͤnzen von feinen auswärtigen 
Obern uͤberſchritten werden. 
§. 140. Vieſmehr muß er, wenn etwas der⸗ 
gleichen, fo er nicht hintertreiben kann, unternom⸗ 
men wird, dem Staate davon in Zeiten getreue An⸗ 
zeige machen. x 
Synoden. F. 141. Zu Kirvenverſammlungen innerhalb 
Landes darf die Geiſtlichkeit ohne Vorwiſſen und 
Mitwirkung des Staats nicht berufen; vielweniger 
koͤnnen die Schluͤſſe ſolcher Verſammlungen ohne 
Genehmigung des Staats in Ausübung gebracht 
werden 5 A 
. §. 142. Den Einladungen zu auswärtigen Kir⸗ 
chenverſammlungen dürfen inlaͤndiſche Geiſtliche ohne 
beſondere Erlaubniß des Staats nicht Folge leiſten. 


§. 143. 
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$. 143. Bey den Proteſtanten kommen die Yrote 
Rechte und Pflichten des Biſchofs in Kirchenſachen, 5 
der Regel nach, den Conſiſtorlis zu. dia. 

F. 144. Der Umfang der Gefchäfte derſelben iſt 
durch die Conſiſtorial- und Kirchenordnungen, nach 
den verſehiedenen Verfaſſungen der Provinzen und 
Departements, näher beſtimmt. ! 

§. 145. Saͤmmtliche Conſiſtoria der Proteſtan⸗ 
ten ſtehen unter der Oberdirection des dazu verord⸗ 
neten Departements des Staatsminiſterii. 

$. 146. Ohne deſſelben Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung kaun in Kirchenſachen keine Veränderung vor⸗ 
genommen, noch weniger können neue Kirchenordnun 7 
gen eingefuhrt werden. 

$. 147. Mediakconſiſtoria, wo dergleichen vor- Media 
banden find, ſtehen, der Regel nach, unter der Auf- ian 
ſicht des Oberconfiftorit der Provinz. 

S. 148. Ausnahmen davon, und unmittelbare 
Unterordnung unter das geiſtliche Departement, muͤſ⸗ 
fen befönders dargethan werden. 

g. 149. Es ſollen aber auch die Oberconſiſtorta 
den untergeordneten Mediatconſiſtortis in Ausübung 
ihrer Gerechtſame keinen Eintrag thun. 5 

$. 150. Superintendenten, Inſperkoren, und Suberits 
Erzprieſter, find untergeordnete Aufſeher einzelner 1 
Dioͤceſen oder Kreiſe. fpeetoren 

$ 151. Sie ſtehen unter der Direction des get 
Biſchofs oder der Conſiſtorjen, und werden von den⸗ 
ſelben, unter Genehmigung des Staats, ausgewählt 
und beſtellt. x 

H. 12. Ihr Amt beſteht eigentlich nur in der 
Aufſicht über die zu ihrem Kreiſe geſchlagenen Kits 
chen und Geiftlichen, 8 

$. 153. Letztere find ihnen von ihrer Amtsfüß⸗ 
rung, Lehre und Wandel, auf jedesmaliges Perlan⸗ 
gen, Rechenſchaft zu geben ſchuldig. 

Allgem. Landr. IV. Bald. D H. 154 
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§. 154. Beſonders muͤſſen dieſe Aufſeher die 
Kirchenviſitationen ordentlich und forgfaltig vorneh⸗ 
men; dabey auch von der Beſchaffenheit und Ver⸗ 
waltung des Kirchenvermoͤgens, fo wie von dem Bau⸗ 
ſtande der Kirchen- und Pfarrgebaͤude, genaue Er⸗ 
kundigung einziehen; und davon ſowohl, als von der 
Amtsfuͤhrung der Prediger und uͤbrigen Kirchenbedien⸗ 
ten, ihren vorgeſetzten Obern treulich berichten. 

§. 155. Zu entſcheidenden Verfuͤgungen, ſo wie 
uͤberhaupt zu andern Geſchaͤften, find fie ohne beſon⸗ 
dern Auftrag ihrer Obern nicht befugt. 

Kirchen ⸗ $. 156. Die Collegia einzelner Kirchen beſtehen 
collezaa., aus den Geiſtlichen und den ihnen zugeordneten 
Vorſtehern. 9542-627: Fir. 

$. 157. Dieſen kommt die Verwaltung der aͤu⸗ 

ßern Rechte der Kirchengeſellſchaft zu. 8 
of §. 158. Sie find der Aufſicht der Erzprieſter 
oder Inſpeckoren untergeordnet. 

6. 159. In außerordentliche Fallen und An⸗ 
gelegenheiten, müffen von der Gemeine Bevollmaͤch⸗ 
tigte oder Repraͤſentanten gewahlt, und mit der er⸗ 
forderlichen Inſtruction verſehen werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den Guͤtern und dem Vermoͤgen der 
Kirchengeſellſchaften. 


Ware F. 160. Zu dem Vermoͤgen der Kirchengeſell⸗ 

e ſchaften gehören die Gebäude, liegende Gründe, Ca⸗ 
"pitalien, und alle Einkimfte, welche zur anftändigen 
Unterhaltung des äußern Gottesdienſtes für jede Kir⸗ 
chengemeine nach deren Verfaſſung beſtimmk ſind. 


Adee, F. 161. Das Kirchenvermögen ſteht unter der 


dan San Oberaufſicht und Direction des Staats. 


den Staat. ; §. 162. 
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$. 162. Der Staat iſt berechtigt, darauf zu 
ſehen, daß die Einkuͤnfte der Kirchen zweckmaͤßig 
verwendet werden. { 

9. 163, Ihm kommk es zu, dafür zu ſorgen, 
daß nützliche Anſtalten aus Mangel des Vermögens 
nicht zu Grunde gehen. 

F. 164. Sie den Unterhalt der bey einer Kite 
chengeſellſchaft angeſetzten Beamten muß die Gefelle 
ſchaft ſelbſt ſorgen. 0 

95465. Kirchen, welche, gleich andern Gefell« 
ſchaften im Staate, den Schutz deſſelben bey ihrem 
Vermoͤgen genießen, find auch von dieſem Vermögen, 
ſo weit ihnen nicht aus beſondern Geſetzen und Ver⸗ 
faſſungen gewiſſe Freiheiten zu ſtatten kommen, zu 
den Laſten des Staats beizutragen verbunden. 
F. 166. Sind Kirchengeſellſchaften, vermoͤge 
beſonderer Privilegien oder Verordnungen, von ge⸗ 
wiſſen Laſten in Auſehung ihrer liegenden Gründe 
frey: ſo kann doch dieſe Befreiung, wofern das Pri⸗ 
vilegium, oder die Verordnung es nicht ausdrücklich 
veftfegt, auf nachher erſt erworbene Grundſtuͤcke nicht 
ausgedehnt werden. g N 
9.167. Das Kirchenvermoͤgen ſteht unter der Gran 
Aufſicht der geiſtlichen Obern. I Men 

§. 168. Dieſe ſind ſchuldig, fur die Unterhal⸗ Obel, 
tung und zweckmaͤßige Verwendung deſſelben, nach der 
Verfaſſung einer jeden Kirchengeſellſchaft, zu ſorgen. 

§. 169. Keinem auswärtigen geiſtlichen Obern 
fol erlaubt ſeyn, ſich irgend eine Aufſicht oder Die 
rection äber das Vermoͤgen inlaͤndiſcher Kirchen un⸗ 

mittelbar anzumaßen. eh 


F. 170. Kirchen und andere dahin gehörige Ger Kirchen, 
baude find ausſchließend das Eigenthum der Kirchen⸗ Shine 
Geſellſchaft, zu deren Gebrauche ſie beſtimme find. 


D 2 $ 171.4 
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§. 171. Auch durch Veränderung ihrer Reli⸗ 
gionsgrundſatze verliert eine Kirchengeſellſchaft nicht 
das Eigenthum der ihr gewidmeten Kirchengebäude, 

§. 172. Wenn aber die Kirchengeſellſehaft ganz 
aufhört: fo gilt von dieſen Gebäuden alles das, was 
von dem Vermoͤgen erloſchener Geſellſchaften überhaupı 
im Sechſten Titel §. 189. [ag. verordnet iſt. 

g. 173. Kirchengebäude, ſo weit fie zur Feier 
des Gottesdienſtes und zu gottesdienſtlichen Handlun⸗ 
gen beſtimmt ſind, duͤrfen ohne die Einwilligung der 
Gemeine zu andern Zwecken nicht gebraucht werden. 

5 §. 174 Die Kirchengebäude find von den ge» 

9799 meinen Laſten des Staats frey, und genießen alle 

Vorrechte der dem Staate zuſtehenden oͤffentlichen 
Gebäude. i 

$ 175. Sie ſollen zu keinen Freiſtätten für 
Verbrecher dienen; ſondern die weltliche Obrigkeit 
iſt berechtigt, diejenigen, welche ſich dahin gefluͤchtet 
haben, heraus holen, und ins Geſaͤngniß bringen 
zu laſſen. 

an En H. 176. Meue Kirchen können nur unker aus⸗ 

Laer l drucklicher Genehmigung des Staats erbaut werden. 

Hen. $. 177, Eine Kirchengeſellſchaft kann auf dieſe 
Erlaubniß nur alsdann Anſpruch machen, wenn fie 
erhebliche Gründe der Nothwendigkeit oder des Nu⸗ 
Gens, und zugleich binlängliche Mittel zum Baue und 
zur Unterhaltung eines ſolchen neuen Kirchenſyſtems 
ohne beſorglichen Ruin der gegenwärtigen und kuͤnf⸗ 
tigen Mitglieder, nachweiſen kann. 

9. 178. Durch Errichtung neuer Kirchen follen 
die Rechte, oder vom Staate genehmigten Verfaſ⸗ 
ſungen anderer ſchon vorhandenen Kirchengeſellſchaf⸗ 
ten, nicht beeinträchtigt werden. 

rcheng⸗ F. 179. Kirchengefaͤße, und andere zum unmit⸗ 
5 chef, telbaren gottesdienſtlichen Gebrauche Sn 
hen, 
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chen, haben mit den Kirchengebaͤuden der Regel nach 
gleiche Rechte. 

§. 180. Solche Geräthſchaften koͤnnen in der 
Regel nur wegen einer dringenden Nothwendigkeit, 
unter Genehmigung des Staats, und der geiſtlichen 
Obern, veraͤußert werden. 

§. 191. Doch koͤnnen der Staat und die geiſt⸗ 
lichen Obern, dergleichen Veräußerung überflüffiger 
Kirchengeraͤthſchaften, auch wegen eines fuͤr die Kir⸗ 
chengeſellſchaft zu hoffenden ſiehern und uͤberwiegen⸗ 
den Nutzens zulaſſen, 

§. 182. Wenn aber ſolche Geraͤthſchaften aus 
Stiftungen herrühren: fo finden dabey die Vorſchrif⸗ 
ten des Sechſten Titels §. 73. [ag. Anwendung. 

$. 183. Kirchhoͤfe oder erden 95 Hk 
röbnißpläge, welche zu den einzelnen Kirchen gehoͤ⸗ bes, 
= find 92 Regel nach das Eigenthum der Kir⸗ bus. eU. 
chengeſellſchaften. 

§. 184. In den Kirchen, und in bewohnten 
Gegenden der Städte, follen keine Leichen beerdigt 
werden. a 

$. 195. Bey Verlegungen der Begraͤbnißplaͤtze 
koͤnnen diejenigen, welche bisher erbliche Familienbe⸗ 
graͤbniſſe in den Kirchen beſeſſen haben, die unent⸗ 
geldliche Anweiſung eines ſchicklichen Platzes dazu auf 
dem nenen Kirchhofe fordern. 

$. 186. Ohne Anzeige bey den geiſtlichen Obern 
ſollen Leichen anderswo, als auf einem oͤffentlichen 
Kirchhofe, nicht begraben werden. 

187. Niemand kann, durch Veranſtaltung 
eines ſolchen Privarbegräbniffes, der Kircheneaſſe und 
der Geiſtlichkeit die ihnen zukommenden Abgaben 
entziehen. 

$. 188. Ohne Erkenneniß des Staats ſoll Nie 
manden das eheliche Begraͤbniß auf dem offentlichen 


Kirchhofe verſagt werden. 
u 6. 189. 


V. 


Seläute, 


Uebriges 
Vermö⸗ 
gel. 


1 1 
wigreife,befondere Einwilligung des Staats, Geſchenke und 
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$. 199. Auch die im Staate aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften der verſchiedenen Religionspar⸗ 
teien, dürfen einander wechſelsweiſe, in Exmangelung 
eigener Kirchhoͤfe, das Begraͤbniß nicht verſagen. 

§. 190, Wo der Kirchhof erweislich nicht der 
Kirchengeſellſchaft, ſondern der Stadt⸗ oder Dorf⸗ 
gemeine gebört, da kann jedes Mitglied der Gemeine, 
ohne Unterſchied der Religion, auch auf das Begraͤb⸗ 
niß daſelbſt Anſpruch machen. 

H. 197, Das bey einer Kirche befindliche Ge⸗ 
läute iſt in der Regel als ein Eigenthum der Kir⸗ 
chengeſellſchaft anzusehen, 

F. 192. Wo nach Verträgen, oder hergebrach⸗ 
ter Obſervauz, auch eine andere Gemeine oder Re⸗ 
figionspaytey auf den Gebrauch deſſelben Anſpruch 
machen kann, da kann dennoch dieſer Mitgebrauch 
während des Gottesdienſtes der Kirchengeſellſchaft, 
welcher die Glocken gehoͤren, nicht verlangt werden. 

$ 193. Die vom Staate ausdrücklich aufge 
nommenen Kirchengeſellſchaften ſind, auch bey Er⸗ 
werbung, Verwaltung und Veräußerung ihres Ver⸗ 
moͤgens, andern privilegirten Corporationen gleich zu 

achten. (Tit. 6. $. 70. 71. 72. 81, 19.) 

H. 194. Keine Kirchengeſellſchaft kann, ohne 
ausdruͤckliche Bewilligung des Staats, liegende Grün⸗ 
de an ſich bringen. 

§. 195. Ohne Vorwiſſen und beſondere Erlaub⸗ 
niß des Oberhaupts im Staate, darf, bey Strafe 
doppelten Erſatzes, keiner auslaͤndiſchen Kirche ewas 
verabfolgt werden. { 

§. 198. Dieſe Strafe trifft denjenigen, auf deſ⸗ 
ſen Veranſtaltung die Sache oder Summe der aus⸗ 
ländiſchen Kirche ausgehaͤndigt worden. 
$. 197. Auch inlaͤndiſche Kirchen dürfen, ohne 


Ver⸗ 
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Vermaͤchtniſſe, welche die Summe von Fuͤnfhundert 
Thalern überſteigen, nicht annehmen. 

Anh. 6. 125. Wenn einer Klrche oder andern frommen 
Anſtalt, ein Geſchenk oder Vermaͤchtniß zugewendet 
wird: fo find die Vorſteher in allen Fällen ſchuldig, der 
geiſtlichen vorgeſetzten Behoͤrde Anzeige davon zu machen. ö 
Betraͤgt das Quantum nur Fuͤnfhundert Thaler oder we⸗ 
niger: fo muß die Beftätigung darüber fofort ohne wels 
tere Nücfeage ausgeferttget werden; außer dieſen Fällen 
aber muß darüber an das Geiſtliche Departement berichtet, 
und in keinem Falle die Schenkung oder das Vermaͤchtuiß 
ohne vorgaͤngige Immedlatanfrage abgewieſen werden. 


§. 198. Geſchenke und Vermaͤchtniſſe von hoͤ⸗ 
herem Werthe erhalten erſt durch die Genehmigung 
des Staats ihre Guͤltigkeit, 2 

§. 199. Erſt mit dem Tage, da dieſe Beſtaͤti⸗ 
gung dem Geſchenkgeber oder Erben bekannt gemacht 
worden, nimmt deſſen Verbindlichkeit zur Entrichtung 
des Geſchenks, oder Vermaͤchtniſſes, ihren Anfang. 

§. 200. Dergleichen Geſchenke oder Vermaͤcht⸗ 
niſſe zur todten Hand, koͤnnen nur in ſo fern auf die 
Genehmigung des Staats Anſpruch machen, als ſie die 
Summe von Fünfhundert Thalern nicht überfteigen. 

$. 201. Mehrere Zuwendungen von einerley 
Geſchenkgeber oder Erblaſſer werden, wenn fie auch 
zu verſchiedenen Zeiten beſtimmt worden, in Eine 
Summe zuſammengezogen, und auf obigen Betrag 
herabgeſetzt. 

$. 202, Beſteht die Zuwendung in einer jaͤhr⸗ 
lichen fortwährenden Praͤſtation: fo. ſoll der Betrag 
derſelben mit Vier vom Hundert zu Capital gerech⸗ 
net, und wenn er alsdann die erlaubte Summe 
uͤberſteigt, bis auf fo weit herabgeſetzt werden. 

H. 203. If das herabgeſetzte Geſchenk mehrern 
Kirchen gewidmet; fo hänge die Vertheilung der von 
8 dem 
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dem Staate gebilligten Summe von dem Gutbefin⸗ 
den des Gebers ab. 8 

% 204. Hingegen muß, bey einem für mehrere 
Kirchen beſtimmten und herabgeſetzten Vermaͤchtniſſe, 
die Vertheilung der gebilligten Summe vom Staate, 
nach der wahrſcheinlichen Abſicht des Erblaſſers, be⸗ 
ſtimmt werden. 

§. 205. Auch kaun der Staat, wenn es dieſer 
Abſicht nicht offenbar entgegen iſt, die ganze gebil⸗ 
ligte Summe, der unter mehrern berufenen Kirchen 
befindlichen unvermoͤgenden, mit Ausſchließung der 
hinlaͤnglich verſorgten Kirchen, zuwenden. 

$. 206. Unter dem auf Fuͤnfhundert Thaler ein⸗ 
geſchränkten Betrage der Geſchenke und Vermächtniſſe 
ſoll dasjenige nicht mit begriffen feyn, was für Seel» 
meſſen, die gleich nach dein Tode zu leſen ſind, den 
katholiſchen Prieſtern auf die Hand vertheilt worden. 

b. 207. Doch darf auch ein ſolches Vermaͤcht⸗ 
niß die Summe von Fuͤnfhundert Thalern nicht uͤber⸗ 
ſteigen. 8 

$. 208. Wenn ein Geſchenk oder Vermaͤchtniß 
zur Verbeſſerung des Auskommeus der bey einer Kir⸗ 
che angeſtellten, und noch nicht hinlänglich verſorgten 
Prediger, oder andrer Beamken, gewidmet iſt: fo 
fol darüber auch auf einen hoͤhern Betrag, bis zur 
wirklichen Rothdurſt, die Einwilligung des Staats 
in der Regel nicht verſagt werben, 

$. 209, Ein Gleiches findet Statt, wenn das 
Geſchenk oder Vermaͤchtuiß zur Wiederherſtellung 
oder Reparatur eines ſchon vorhandenen kirchlichen 
Gebaͤudes beſtimmt iſt. 

$. 210, Dem Staate allein aber gebuͤhrt die 
Beurtheilung: ob die Unterhaltung eines ſolchen Ge⸗ 
baudes für die Kirchengeſellſchaft, der es gewidmet 
iſt, nothwendig und nuͤtzlich ſey. 
§. 211. 
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$. 211. Zum Baue neuer Kirchen finden Ge⸗ 
ſchenke und Vermachtniſſe nur in ſo fern Statt 
als der Stagt nach 9. 176. faq. den Bau ſelbſt 
genehmigt. 

9. 212. Was Jemand an Sachen und Effekten, 
aus eigenem Vorrathe, zur Aus zierung einer Klrche 
ſchenkt, oder vermacht: dazu ſoll die Betätigung. in 
der Regel, wenn aus den Umſtaͤnden eine Abſicht, 
das Geſetz zu vereiteln, nicht erhellet, nicht verſagt 
werden, 

§. 213. Uebrigens finden eben die Gründe zum 
Widerrufe, welche bey Schenkungen überhaupt ein⸗ 
treten konnen, guch bey beſcatigten Schenkungen au 
Kirchen, Anwendung, (Th r. Tit. 11. H. 1089. faq.) 

§. 214. Kirchenvorſteher, welche, den obigen 
Vorſchriften zuwider, Schenkungen und Vermaͤche⸗ 
niſſe annehmen, ohne davon dem Staate zur Beſtä⸗ 
tigung Anzeige zu machen, haben fiskaliſche Strafe 
verwirkt. 

§. 215. Die Strafe ſoll, nach Bewandniß der 
Umſtande, und je nachdem das Geſchenk oder Vers 
mächtniß an ſich auf die Beſtaͤtigung Anſpruch mas 
chen koͤunte, oder nicht, von der Hälfte bis zum 
doppelten Betrage des Werths der angenommenen 
Sache oder Summe beſtimmt werden. 

$. 216. So weit das Geſchenk oder Vermaͤcht⸗ 
niß nicht beitätige wird, fällt erſteres an den Geber, 
oder gelte Erben; fo wie letzteres in den Nachlaß 
zurück. 

$. 217. Die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens Verwal⸗ 
liegt den Kirchencollegien, unter Aufſicht der geiſt⸗ Aechene 
lichen Obern, ob. dermit 

§. 218. Von dieſen gilt, der Regel nach, alles, deus. 
was wegen der Beamten privilegirter Corporationen 
veroronet iſt. (Tit, 6. §. 147. lag.) 


9. 219, 


Veräuße⸗ 
rung. 
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$ 219, Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, die 
einer Kirche gehören, konnen, ohne ausdrückliche Ge⸗ 
nehmigung des Staats, nicht veräußert werden. 8 
$. 220, Bey ganzen Landguͤtern oder Haͤuſern 
iſt die Genehmigung des geiftlichen Departements noth⸗ 
wendig; bey einzelnen Grundſtücken oder bloßen Ge⸗ 
rechtigkeiten hingegen iſt der Conſens der unmittele 
baren geiſtſichen Obern hinreichend. 
§. 221. Die Genehmigung kann nur alsdann 
nachgeſucht werden, wenn die Veraͤußerung zum 
Beſten der Kirche nothwendig, oder von erheblichem 
Mutzen iſt. 
$. 222. Die oͤffentliche Subhaſtation iſt zur 
Guͤltigkeit einer ſolchen Veraͤußerung nicht weſentlich 
nothwendig. 0 5 
Anh, §. 126. Bey Veräußerung unbeneglicher Grunde 
ſtuͤcke und anderer geiſtlichen Stiftungen, ſo wle bey 
Erb: und Zeitperpachtungen (letztere über Sechs Jahre) 
ſoll zwar in der Regel eine freiwillige Subhaſtation vers 
anlaßt werden; es ſoll jedoch von dem Ermeſſen der geiſt⸗ 
lichen Obern abhaͤngen, ob nach aufgenommener gericht⸗ 
lichen Taxe, nach dem Gutachten der Untergerichte, In⸗ 
ſpectoren und Prediger, die Subhaſtation noch erfor⸗ 
derlich ſey, und deren Unterlaſſung ſoll keine Unguͤltigkeſt 
nach ſich ziehen. 


6. 223. Die ohne den erforderlichen Conſens 
geſchehene Veräußerung eines ſolchen Eigenthums 
der Kirche iſt nichtig. 

$. 224. Dagegen kann dieſelbe, wenn die Eine 
willigung der Behörde hinzugekommen iſt, unter dem 
Vorwande, daß fie unnoͤthig, oder nicht nuͤtzlich ger 
weſen ſey, nicht angefochten werden. 

$. 225. Vielmehr finden dagegen nur eben die 
Einwendungen und Rechtsmittel, wie gegen jede an⸗ 


dere Veräußerung, Statt. Ä 
$. 226. 
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$. 226. Doch bleibt derjenige, welcher durch 
unrichtige Vorſpiegelungen, oder ſonſt, vorſaͤtzlich, 
oder aus grobem Verſehen, die Einwilligung zu einer 
nicht nothwendigen oder ſchaͤdlichen Veraͤußerung be⸗ 
wirkt hat, der Kirche zur vollſtaͤndigen Schadloshal⸗ 
tung verhaftet. . 

F. 227. Zu Verpfändungen des unbeweglichen Verb fan; 
Kirchenvermoͤgens iſt die Einwilligung des Biſchofs, Rau. 
und bey proteſtantiſchen Kirchen, des Conſiſtorü, 
nothwendig. 2 

§. 228. Die Kirchengeſellſchaften genießen, in Beſon⸗ 
Anſehung der mit ihnen ſelbſt, oder mit ihren Re. 9 
präſentanten und Vorſtehern, über ihr Vermoͤgen Kitchen 
verhandelten Geſchaͤfte und geſchloſſenen Vertrage, BR 
die Rechte der Minderjährigen. J 

$. 229, Wegen ſolcher zum Kirchenvermoͤgen 
gehörenden beſtändig fortlaufenden Abgaben und Praͤ⸗ 
ſtationen, welche, nach Geſetzen und Verfaſſungen, 
auf allen Grundſtücken gewiſſer Art in einem Orte 
oder Diſtrikte haften, gebührt den Kirchen, bey ent⸗ 
ſtandenem Concurſe der Befißer, ein vorzuͤgliches 
Recht in der Zweiten Claſſe. 

$. 230. Eben dergleichen Vorzugsrecht kommt 
ihnen auch in Anſehung ſolcher beftändig fortlaufenden 
perfönlichen Abgaben zu, welche in einem Orte, oder 
Diſtrikte, von allen Einwohnern einer gewiſſen Claſſe 
zu entrichten ſind. 5 

9. 231. Doch iſt beiderley Vorzugsrecht, nach 
näherer Vorſchrift der Concursordnung, nur auf den 
Ruͤckſtand zweier Jahre eingefchränft, 

H. 232. Haften dergleichen beftändig fortlaufen⸗ 
de Präftationen auf liegenden Gründen nur vermoͤge 9 
beſon derer Contracte, oder letztwilliger Verordnungen; 
fo gebührt den Kirchen deswegen, bey ermangelndey 
gerichtlichen Eintragung, nur ein Vorrecht der fünfe 
ten Claſſe. fi . N 

6 233. 
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niffe der 
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g. 233. Eben dergleichen Vorrecht kommt den 
Kirchen in dem Vermoͤgen derjenigen zu, mit wel⸗ 
chen fie Contracte geſchloſſen, oder ihnen Vorſchuͤſſe 
gegeben haben, 

$ 234. Hingegen gebuͤhrt ihnen das in der 
Concurserdnung näher beſtimmte Vorrecht der Vier⸗ 
ten Claſſe, in dem Vermoͤgen ihrer Vorſteher und 
Adminiſtratoren, welchen die Verwaltung oder Auf⸗ 
bewahrung ihrer Gelder, oder anderer Vermögens 
ſtuͤcke, anvertrauet worden. 

§. 235. Die Verhaͤltniſſe zwiſchen den Kirchen ⸗ 
geſellſchaften, und deren Mitgliedern, in Anſehung 
der Güter und des Vermoͤgens der erſtern, find nach 
den allgemeinen Grundfäßen von Corporationen uͤber⸗ 
haupt, und demnaͤchſt nach der unter Genehmigung 
des Staats hergebrachten Verfaſſung einer jeden 
einzelnen Kirchengeſellſchaft beſtimmt. . 

$. 236. Bey eigentlichen Parochialkirchen find 
nähere Beſtimmungen geſetzlich vorgeſchrieben. 


+ 


; Fünfter Abſchnitt. 
Von Paro chi e u. 


$. 237. Derjenige Diſtrikt, in welchem Glau⸗ 
bensverwandte einer vom Staate öffentlich aufgenom⸗ 
menen Religionspartey zu einer gemeinſchaftlichen Kir⸗ 
che angewieſen ſind, wird eine Parochie genannt. 
§. 238. Neue Parochien koͤnnen nur vom Staa⸗ 
te, unter Zuziehung der geiſtlichen Obern errichtet, 
und die Gräuzen derſelben beſtimmt werden. 
$. 239. Bey Veränderungen in ſchon errichteten 
Parochien, muß der Staat alle diejenigen, welche ein 
Intereſſe dabey haben, rechtlich hoͤren, und die ihnen 
elwa zukommenden Entſchaͤdigungen alen 
N 240. 
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§. 240. Alle dergleichen Streitigkeiten, ſo wie 
diejenigen, welche über die Gränzen zwiſchen Zwey 
oder mehtern Parochien entſtehen, muͤſſen von der 
weltlichen Obrigkeit durch den ordentlichen Weg 
Rechtens entſchieden werden. 

$. 241. Sind die Gränzen eines Kiochſpiels in 
öffentlichen Urkunden deutlich beſtimmt: ſo findet das 
gegen die gewöhnliche Berjäprung nicht Statt. (h. 

1. Tit. 9. F. 660 — 663.) 

§. 242. Fehlt dergleichen deutliche Beſtwmunge 
ſo muß die bisherige Gewohnheit, zu welcher Kirche 
die Bewohner der ſtreitigen Grundſtücke ſich in den 
letzten Zehn Jahren gleichfoͤrmig gehalten haben, den 
Ausſchlag geben. 

H. 243. Kann keine ſolche gleichförmige Obſer⸗ 
vanz ausgemittelt werden: ſo iſt keine der ſtreitenden 
Parochien zum Pfarrzwange über dergleichen Ein⸗ 
wohner e ſondern es finden die Voeſchriſten 
§. 293. (ag. Anwendung. 

$. 244. Zum Gebrauch einer Parochie können Voß 
mehrere Kirchen errichtet, ſo wie mehrere Parochlen ac 
zu Einer Kirche oder unter Einem gemeinſchaftli⸗ . ins 


chen Pfarrer zuſammen geſchlagen werden. ng 
9. 245. Wenn in einer Parochie, außer der See, 
5 


Haupt- und urſprünglichen Pfarrkirche, mehrere Ne. fachen, 
benkirchen in entlegenen Gegenden, zur Bequemlich⸗ 
keit der daſeſbſt wohnhaften Eingepfarrten errichtet 
worden: fo werden dieſelben Tochterkirchen genannt. 
§. 246. Wenn aber, nach Erforderniß der Um⸗ 
ſtände, und um die Koſten zur Unterhaltung des 
öffentlichen Gottesdienſtes zu erleichtern, mehrere Pa⸗ 
vochien und deren Kirchen zuſammen geſchlagen wer; 
den: fo beißen dieſelben vereinigte Mutterkirchen. 
$. 247. Von dergleichen zuſammen geſchlagenen 
Mukterkirchen behalt jede ihre urſprünglichen Rechte, 
und fie koͤnnen, nach Beſchaffenheit der Umſtände, 
unter 


5 
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artigen 
Patochien. 


62 Zweiter Theil. Eilfter Titel. 
unter Genehmigung der geiſtlichen Obern wieder ge⸗ 
trennt werden. 2 

S. 248. Es aͤndert darunter nichts, wenn gleich 
derjenigen Kirche, bey welcher der Prediger nicht 
wohnt, im gemeinen Sprachgebrauche der Name 
Tochterkirche beigelegt worden. 

F. 249. Eigentliche Tochterkirchen aber find vou 
der Haupt- oder Mutterkirche abhängig, und koͤunen 
ſich von ihr ohne Einwilligung der Haugtgemeine 
nicht trennen⸗ EN 3 Ä 

H. 230. Im zweifelhaften Falle ſtreitet die Ver⸗ 
muthung gegen die Eigenſchaft einer Tochterkirche. 
S. 251. Wenn erhellet, daß die eine Kirche aus 
den Mitteln der andern errichtet oder botirt worden: 
ſo iſt dies zum Beweiſe, daß jene eine Tochterkirche 
von dieſer ſey, wenn nicht das Gegentheil aus den 
vorhandenen Urkunden klar erhellet, hinreichend. 

$ 252. In wie fern die vereinigten Kirchen zum 
Unterhalte des gemeinſchaftlichen Pfarrers und ſeiner 
Gehuͤlfen beitragen müffen, beruht hauptſächlich auf 
Vertragen, und iſt in deren Ermangelung durch die 
hergebrachte 0 einer jeden Kirche beſtimmt. 

en pieſer Vorſcheift iſt auch, 
wenn diesſeitige Unterthanen zu einer auswaͤrtigen 
Kirche ſich halten, oder inlaͤndiſche Kirchen durch 
auswärtige benachbarke Pfarrer mit beſorgt werden, 
das Verhaͤltniß der inlaͤndiſchen Unterthanen oder 
ihrer Kirche, mit der auswärtige Kirche, oder deren 
Pfarrer, zu beurtheilen. 

§. 254 In ſo fern aber die Zulaͤßigkeit einer 
kirchlichen Handlung, oder deren rechtliche Folgen, 
durch buͤrgerliche Geſetze beſtimmt ſind, muͤſſen die 
diesſettigen Unterthanen lediglich nach hieſigen ‚Ges 
ſetzen beurthellt werden. 5 

F. 255. Weigert ſich der auswärtige Pfarrer, 
eine Handlung nach biefigen Geſetzen zu vollziehen 15 10 
ſteht 
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ſteht den Intereſſenten frey, bey ihrer Landesregie⸗ 
rung den Auftrag zur Vollziehung an einen inlaͤn⸗ 
diſchen Geiſtlichen nachzuſuchen. . ö 

L256. Auch die Rechte der inlaͤndiſchen mi 
einer auswärtigen verbundenen Kirche, werden, ſo 
weit fie nicht durch Vertrage oder Herkommen nach 
9. En beſtimmt find, nach hieſigen Geſetzen beur⸗ 
theilt. 5 
. 257. Bey Amtshandlungen, welche auswär⸗ 
tige Pfarrer in hieſigen Kirchen vornehmen, muͤſſen 
fie ſchlechterdings die hieſigen Landesgeſetze befolgen, 
und nach den in hieſigen Landen vorgeſchriebenen 
Beſtimmungen wegen der Pfarrgebühren ſich richten. 

5. 258. Der ausländifche Geiſtliche iſt wegen 
derjenigen Amtshandlungen, die er innerhalb Landes 
verrichtet, der Auſſicht der Biefigen geiſtlichen Obern 
unterworfen ja 2 Bee 0 

F. 259. Den Befehlen derſelden muß er, auch 
fo weit fie in die Kitchen» oder allgemeine Landes 
polizey einſchlagen, gebührend Folge leiſten. 

$. 260. Wer innerhalb eines Kirchſpiels feinen ai 
ordentlichen Wohnſitz aufgeſchlagen hat, iſt zur Pa. gehöre, 
rochialkirche des Bezirks eingepfarrt. 

8. 261. Doch ſoll Niemand bey einer Parochial⸗ 
kirche von einer andern, als derjenigen Religionspar⸗ 
tey, zu welcher er ſelbſt ſich bekennt, zu Laſten oder 
Abgaben, welche aus der Pakochialverbindung fließen, 
angehalten werden; wenn er gleich in dem Pfarr⸗ 
bezirke wohnt, oder Grundſtuͤcke darin beſitztt. 

5. 262. Wer noch keinen beftandigen Wohnſch 
hat, wird als Eingepfarrter derjenigen Parochie, zu 
welcher ſeine Aeltern gehoͤrt haben, betrachtet. 

H. 263. Wer den Wohnſißz feiner, Aeltern auf⸗ 
gegeben, und keinen andern erwählt hat, iſt nirgends 
eingepfarrt⸗ 

5. 264 
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N vo. 


§. 264. Wer einen doppelten Wohnſiß hat, iſt 
bey der Parochialkirche eines jeden derſelben als Ein⸗ 
gepfarrter verpflichtet. 

§. 265. In Anſehung feiner Grundſtuͤcke trägt er 
die Laſten der Parochialverbindung nur bey derjenigen 
Kirche, in deren Pfarrbezirk die Grundſtucke liegen. 

8.1266. Bey Trauungen, Taufen und andern 
kirchlichen Handlungen, die zu gleicher Zeit nur an 
Einem Orte vorgenommen werden konnen, hat er die 
Wahl, welcher von beiden Kirchenanſtalten er ſich 
bedienen wolle. . 

§. 267. Hat Jemand an einem Orte, wo meh⸗ 
rere Parochien ſeiner Religionspartey ſind, ſeinen 
Wohnſitz aufgeſchlagen: fo beſtimmt die Lage des 
Hauſes, in dem er wohnt, die Parochte, zu welcher 


er gehoͤrt. 


F. 268. Durch den bloßen Aufenthalt in einent 
Kirchſpiele, ſo lange der Vorſatz, ſeinen Wohnſitz 
darin aufzuſchlagen, noch nicht erbellet, wird die 
Einpfarrung nicht begründet. 

$. 269. Die Frau gehört zur Parochie des 
Mannes nur in fo fern, als fie mit ihm einerley 
Glaubensbekenntniſſe zugethan iſt. 

$. 270. Iſt fie von einer verſchiedenen Religions⸗ 
partey: fo gehört fie, der Regel nach, in diejenige 
Parochie, welcher die Übrigen Mitglieder ihrer eiger 
nen Religionspartey, in dem Bezirke, wo der Mann 
ſeinen Wohnſitz hat, unterworfen find: 
Fi. 271. Sind dieſe zu keiner Parochie geſchla⸗ 
gen! fo iſt auch eine ſolche Frau von dem Pfarr⸗ 
zwange frey. 

H. 272: Kinder, die noch unker der Aeltern Ge⸗ 
walt ſtehen, gehoren zur Parochie desjenigen von den 


Aeltern, in deſſen Glaubensbekenntuiſſe fie unterrich⸗ 


ne oder deren Religionspartey fie gewahlt 
aben. Aa 
g $. 273. 
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§. 273. Sind dergleichen Kinder von einem an⸗ 
dern Glaubensbekenntniſſe als beide Aeltern, ſo finden 
die Vorſchriften 9. 270. 271. Anwendung. 

§. 274. Wo es durch beſondere Geſetze oder 
wohlhergebrachte Gewohnheiten zwiſchen den verſchie⸗ 
denen proteſtantiſchen Gemeinen bisher eingefuhrt ge⸗ 
weſen, daß die Parochialeigenſchaft der ſaͤmmtlichen 
Mitglieder einer Familie nach der Religionspartey, zu 
welcher das Haupt derſelben ſich bekennt, beurtheilt 
worden, hat es auch ferner dabey ſein Bewenden. 

$. 275. Das Geſinde gehöre zu der Parochie 
ſeiner Religionspartey an dem Orte, wo es im Dr 
der Herrſchaft ſich aufhaͤlt. 


Anh. §. 127. Auch beim unterthänlgen Geſinde ‚finder 
feine Ausnahme Statt. 5 


$. 276. Eben das gilt von Smüperfegeritih 
und Lehrburſchen, in Beziehung auf den Wohnort 
des Meiſters. 
§. 277. Aus der Befreiung von des Arbenrlchen Exemtio⸗ 
Gerichtsbarkeit des Orrs folgt noch nicht die Aus. N 
nahme von der Parochie. rochie. 
. 278. Saͤmmtliche zum Militafrſtande gehd- 
rende Perſonen find der ordentlichen Parochie ihres 
Wohnorts oder Standquartiers nicht unterworfen. 
§. 279. Vielmehr gehören dieſelben, nach nähe 
rer Beſtimmung der Miſitair⸗Conſiſtorialordnung, zu 
der Parochie des Regiments oder der Garniſon, zu 
welcher fie in Abſicht ihres Dienſtes gewieſen find- 
9. 280. Beſitzen ſie aber Grundſtuͤcke: fo mife 
ſen von dieſen die Parochiallaſten an die Kirche ih⸗ 
rer Religionspartey, in deren Bezirke die BE 
ſtuͤcke liegen, entrichtet werden 
§. 281. Wo an einem Orte ein Feld⸗ 15 ein 
Garniſonprediger ſich befinden, da hat Erſterer nur 
auf diejenigen als feine Eingepfarrten Auſpruch, wel⸗ 
Allgem. Landr. IV. Band. E che 
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che zu dem Regimente oder Bataillon, bey welchem 
er angeſetzt iſt, gehoͤren. 

§. 282. Wo aber kein beſonderer Garniſonpre⸗ 
diger iſt, da gehören alle am Orte befindliche, unter 
Militairgerichtsbarkeit ſtehende Perſonen, zu der Ge⸗ 
meine des Feldpredigers; und unter mehrern desjeni⸗ 
gen, welchem der Gouverneur oder Kommendant die 
Geſchaͤfte des Garniſonpredigers aufgetragen hat. 

§. 283. Saͤmmtliche zum Civilſtande gebörige 


Koͤnigliche, in wirklichen Dienſten ſtehende, oder Tir 


tularraͤthe, und andere Bediente, find der Regel 
nach von der ordentlichen Parochie ihres Wohnorts 
ausgenommen. 
$. 284. Wo jedoch dergleichen Civilbediente un. 
ter der ordentlichen Gerichtsbarkeit des Orts ſtehen, 
da gilt die Vermuthung, daß ſie auch zur Parochie 
deſſelben gehoͤren. 
§. 285. Dagegen wird durch bloße Uebertragung 
(Delegation) der Geritsbarkeit von dem Ober- an 
die ordentliche Gerichte des Orts, die Befreiung von 
der Parochie nicht aufgehoben. 
$. 286. In fo fern Landesunterthanen, welche 
einen auswärtigen Character erhalten haben, von der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit ausgenommen worden, ſind 
ſie auch von dem bisherigen Pfarrzwange befreit. 
$. 287. Sind gewiſſe innerhalb der Graͤnzen 
des Kirchſpiels gelegene Haͤuſer von der Parochie aus⸗ 
genommen: ſo kommt dieſe Exemtion allen Bewoh⸗ 
nern zu ſtatten. a) 
$. 288. Alle vom Pfarrzwarge Ausgenommene 
baben in jedem einzelnen Falle die Wahl, welcher 
Kirchenanſtalt fie fich bedienen wollen. Re b 
Anh. $. 128. Sie koͤnnen daher die geiſtlichen Handlungen 
auch von einem Geiftlichen einer andern Neliglonspartey 
verrichten laſſen. N 


§. 289 
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$. 289. Doch müffen fie ſich, bey jeder ſolchen 
Handlung, aller Anordnungen und Abgaben derjeni⸗ 
gen Kirchenanſtalt, deren ſie ſich bedienen, gleich den 
wirklich Eingepfarrten unterwerfen. 

8. 290. Bey den Heirachen derſelben muß das 
Aufgebot nothwendig in der Pfarrkirche des Wohn⸗ 
orts geſchehen. 

H. 291. In allen Fallen, wo bey einer ihrer 
kirchlichen Handlungen, Aus nahmen von gewiſſen die 
Civilperſonen uͤberhaupt bindenden Geſetzen gemacht 
werden ſollen, muß die Diſpenſation dazu, wenn gleich 
die Handlung ſelbſt von einem zum Militairſtande ge⸗ 
hörigen Geiſtlichen verrichtet wird, dennoch bey der 
gehoͤrigen Civilinſtanz nachgeſucht werden. 

$. 292. An Orten, wo kein ordentlich eingerich⸗ 
teter Garniſon⸗Gottesdienſt iſt, koͤnnen auch Eximirte 
vom Civilſtande ſich eines Feldpredigers zu wirkli⸗ 

„chen Parochialhandlungen nicht bedienen. 

26 2. H. 293. Einzelne Einwohner des Staats, wel Von 
che nach obigen Grundſaͤtzen weder zu einer Parochie, 5e 8 
gehoͤren, noch vom Pfarrzwange ausdruͤcklich eximurt ſtrikten 
find, müffen eine Kirche ihrer Religionspartey wäh: wehen. 
len, zu welcher ſie ſich halten wollen. 

$. 294. Auch ganze Gemeinen, welche noch zu 
keinem Kirchſpiele gewieſen ſind, müſſen ſich, unter 
Vorwiſſen und Genehmigung der geiſtlichen Obern, zu 
einer benachbarten Kirche ſchlagen. 

$. 295. Der Regel nach hänge die Beſtimmung, 
zu welcher Kirche fie ſich halten wollen, von der Mehr⸗ 
heit der Stimmen einer ſolchen Gemeine ab. 

§. 296. Doch koͤnnen, wenn keine Vereinigung 
ſtatt findet, die geiſtlichen Obern, nach Bewandniß 
der Umſtande, einen Theil der Gemeine zu dieſer, und 
die Uebrigen zu einer andern Kirche weiſen. 

$. 297. Bey der Zuſchlagung ſolcher Gemeinen 
zu benachbarten Kirchen, muͤſſen die Abgaben und 

E 2 Bei⸗ 
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Beiträge derſelben, fo wie ihre Theilnehmung an ei⸗ 
nem der Gemeine bey Beſetzung der Pfarrſtelle zukom⸗ 
menden Wahlrechte, unter Direction der geiſtlichen 
Obern, durch Vertraͤge beſtimmt werden. 

$. 298. Sind damals keine Verträge geſchloſſen 
worden: fo muß die fehlende Beſtimmung, in vorkom⸗ 
menden ſtreitigen Fallen, von den geiſtlichen Obern, 
nach der Billigkeit, und nach dem, was unter ahn⸗ 
lichen Umſtaͤnden im Kreiſe oder in der Provinz uͤblich 
iſt, erganzt werden. , 

§. 299. Dergleichen Zufchlag hat zwar nicht die 
Wirkung einer beftändigen Einpfarrung; 

$. 300. Es koͤnnen aber die zugeſchlagenen Ge⸗ 
meinen nur aus erheblichen Urſachen, und nur unter 
Approbation der geiſtlichen Obern, von der einmal 
gewaͤhlten Kirche wieder abgehen. 

§. 301. So lange der Pfarrer, welcher für die⸗ 
ſe ige Hage Gemeine mit berufen worden, noch im 
Amte ſteht, kann zu ſeinem Nahtheile eine Abtren⸗ 
nung dieſer Gemeine nicht geſtattet werden. 

§. 302. Dagegen hat der Prediger, während 
deſſen Amtsführung die Zuſchlagung geſehehen iſt, ge⸗ 
gen eine von den geiftlichen Obern genehmigte Wieder⸗ 
abtrennung kein Recht zum Widerſpruch. 

10 . 303. Wer von einer Religionspartey zur as 
arvchie. dern uͤbergeht, verläßt feine bisherige Parochie . 

. 304. Wer feinen Wohnſitz außer den Graͤn⸗ 
zen feiner bisherigen Parochie verlegt, wird dadurch 
zugleich von dem Pfarrzwange derſelben frey. 

$. 305. Ein Gleiches geſchieht durch Erlangung 

eines Standes, Amts, oder Titels, mit welchem die 

Befreiung von der ordinairen Parochie geſetzlich ver⸗ 

bunden iſt. 

ee $. 306. Die unter Genehmigung des Staats 

Yarochie, einmal beſtehende Parochien, können ohne dergleichen 
Genehmigung nicht wieder aufgehoben 81 5 
g . 307. 
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$. 307. Dadurch, daß aus Mangel an Einge · 
pfarrten in einer Kirche eine Zeitlang keine gottes. 
dienftlichen Handlungen haben vorgenommen werden 
koͤnnen, verliert dieſelbe noch nicht die Rechte einer 
Parochialkirche. 

$. 308. Wenn aber, aus Mangel an Einge⸗ 
pfarrten, die Stelle des Pfarrers laͤnger als Zehn 
Jahre hindurch unbeſetzt geblieben iſt: ſo kann der Lan⸗ 
desherr, wo nicht beſondere Landesverfaſſungen oder 
Tractaten entgegen ſtehen, uͤber die vacante Kirche 
verfügen; und alsdann erloͤſchen auch die etwanigen 
Parochialrechte derſelben. + 

$. 309. Wenn zwey Gemeinen verſchiedener Mont 
Religionsparteien zu Einer Kirche berechtigt ſind: Simut 
fo müffen die Rechte einer jeden hauptſächlich nach den s 
vorhandenen beſondern Geſetzen oder Vertraͤgen be⸗ 
urtheilt werden. 

§. 310. Mangelt es an ſolchen Beſtimmungen: 
fo wird vermuthet, daß eine jede dieſer Gemeinen 
mit der andern gleiche Reche habe. 

$, 311. Die nähern Maaßgaben wegen der Aus⸗ 
uͤbung dieſer Rechte müffen, bey entſtehendem Streite, 
nach dem Einverfländniffe der beiderſeitigen Obern, 
und wenn dies nicht Statt findet, durch unmittelbare 
Landesherrliche Entſcheidung veſtgeſetzt werden. * 

§. 312. Dabey ino auf dasjenige, was bis⸗ 
her üblich geweſen, hauptſaͤchlich Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 313. Wird aber daruͤber geſtritten: ob eine 
oder die andere Gemeine zu der Kirche wirklich berech⸗ 
tigt ſey: fo gehört die Entſcheidung vor den ordent⸗ 
lichen Richter. 

$. 314. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemei⸗ 
nen zu der Kirche wirklich berechtigt find: fo wird an⸗ 
genommen, daß diejenige, welche zu dem gegenmäre 
tigen Mitgebrauche am ſpaͤteſten gelangt iſt, denſelben 

nur 
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nur bittweiſe, d. h. als eine widerrufliche Gefaͤllig⸗ 
keit erhalten habe. 

H. 315. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch 
kann, fuͤr fich allein, die Erwerbung eines wirkli⸗ 
chen Rechts durch Verjährung in der Regel nicht 
begründen. (Th. 1. Tit. 9. §. 589.) 

$. 316. Wenn jedoch, außer dieſem Mitge⸗ 
brauche, auch die Unterhaltung der Kirche von beiden 
Gemeinen gemeinſchaftlich beſtritten worden: ſo be⸗ 
gründet dieſes die rechtliche Vermuthung, daß auch 
der fpärer zum Mitgebrauche gekommenen Gemeine 
ein wirkliches Recht darauf zuſtehe. 

$ 317. So lange eine Gemeine den Mitge⸗ 
brauch nur bittweiſe hat, muß ſie bey jedesmaliger 
Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottes⸗ 
dienſtlichen Handlung die beſondere Erlaubniß der 
Vorſteher dazu nachfuchen, 


Sechſter Abſchnikt. i 
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Begriff. 8. 318. Derjenige Geiſtliche, welcher zur Di⸗ 

rection und Verwaltung des Gottesdienſtes bey ei⸗ 

ner Parochialkirche beftellt worden, wird der Pfar⸗ 

rer des Kirchſpiels genannt. 

Erſorder, F. 319. Ein Pfarrer muß die von einem geſchick⸗ 

UM zen und kugendhaften Geiſtlichen erforderten Eigen⸗ 

ſchaften im vorzuͤglichen Grade beſitzen. 

ae. $. 320. Er muß ſich den Wohlſtand der Kirche, 

zen deſſel den Unterricht der Gemeine, und die Beförderung 

bel. eines guten moraliſchen Verhaltens ihrer ſaͤmmtli⸗ 
chen Mitglieder, beſonders angelegen ſeyn laſſen. 

$. 321. Die Sorge für die Gebäude und das 

Vermoͤgen der Kirche hat er mit den Vorſtehern 
gemein. 


8. 322. 
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§. 322. Wenn letztere in ihren Pflichten nach⸗ 
laͤßig find, iſt er ſeiner geifttichen Behörde davon 
Anzeige zu machen ſchuldig. 

$. 323. Dagegen find aber auch die Vorſteher 
verbunden, eben dieſer Behoͤrde es anzuzeigen, wenn 
der Pfarrer feine Amtspflichten vernachläßige, oder in 
feinem ſittlichen Verhalten zu gegründetem Tadel und 
Hergerniß der Gemeinen Veranlaſſung giebt. . 

9. 324. Ob die Wahl des Pfarrers von dem Wahl des 
Biſchofe, dem Conſiſtorio, einem Privatpatrone, oder here 
den Gliedern der Gemeine abhange, wird durch die haupt. 
beſondern Verfaſſungen jeder Provinz und jedes Orts 
näher beſtimmt. 

9. 329. Niemals ſoll ein Subjekt, welches mit 
der Gemeine in Streit und Feindſchaft lebt, oder ge⸗ 
gen deſſen Grundfäge, oder moraliſches Verhalten, 
die Gemeine erhebliche Einwendungen hat, derſelben 
zum Pfarrer aufgedrungen werden. 

H. 326. In allen Fallen muß daher das Sub⸗ 
jekt, welches zum Pfarrer beſtellt werden ſoll, der 
Gemeine zuvor bekannt gemacht werden. 

$. 327. Hat die Pfarrkirche ihren eigenen Pa⸗ Juſon⸗ 
kon: fo gebührt dieſem, der Regel nach, die Beru⸗ Leh gt 
fung eines neuen Pfarrers. tronals 

F. 328. Auch Patrone konnen, bey ihrer an⸗ Hide. 
zuſtellenden Auswahl, nur auf ſolche Subjekte Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen, die entweder ſchon in einem geiftlichen 
Amte ſtehen, oder doch als Candidaten, von den 
geiſtlichen Obern ihrer Provinz, nach angeſtellter 
vorläufigen Prüfung, die Erlaubniß zum Predigen 
erhalten haben. 

§. 329. Das von dem Patrone ausgewählte 
Subjekt muß der Gemeine vorgeſtellt, und zur Hal⸗ 
tung einer Probepredigt und Catechiſation angewie⸗ 
ſen werden. 


5. 330, 
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§. 330. Hat der Gewählte ſchon vorhin in ei⸗ 
nem geiſtlichen Amte geſtanden: ſo muß er dennoch, 
wenn die Gemeine ihn nicht ſchon hinlaͤnglich kennt, 
eine Gaſtpredigt und Catechiſation halten. 

$. 331. Der Tag der zu haltenden Probe- oder 
Gaſtpredigt muß der Gemeine wenigſtens Vierzehn 
Tage vorher bekannt gemacht werden. 

H. 332. Sind Zwey oder mehrere Kirchen uns 
ter Einem Pfarrer zuſammen geſchlagen: ſo muß in 
jeder eine Probepredigt gehalten werden. 

H. 333. Ob auch in eigentlichen Filtalkirchen 
die Haltung einer Probepredigt nöthig ſey, oder ob 
die Mitglieder einer ſolchen Tochtergemeine zu deren 
Anhoͤrung in der Mutterkirche ſich einfinden muͤſſen, 
bleibt der hergebrachten Verfaſſung bey einem jeden 
Kirchenſyſteme überlaſſen. 3 

F. 334. Die Gemeine muß, nach Verlauf von 
wenigſtens Acht Tagen, mit ihrer Erklarung über das 
von dem Patrone ausgewählte Subjekt vernommen 
werden. N 
H. 335. Iſt der Candidat aus einer andern 
Dioͤzes oder Conſiſtorialdepartement: ſo kann die Ge⸗ 
meine eine langere Friſt, allenfalls bis Vier Wo⸗ 
chen, zu ihrer Erklaͤrung verlangen. 

g. 336. Iſt die Gemeine mit dem Patrone uͤber 
die Wuͤrdigkeit des von letzterem ausgewählten Sub⸗ 
jekts uneins: ſo muſſen die vorgeſetzten geiſtlichen 
Obern, ohne prozeſſualiſche Weitlaͤufigkeiten, über 
die Erheblichkeit der Einwendungen entſcheiden. 

6. 337. Wer rechtlich uͤberfuͤhrt wird, daß er 
ſich durch Beſtechungen, oder andere unerlaubte We⸗ 
ge, in ein geiſtliches Amt einzuſchleichen geſucht ha⸗ 
be, wird eines ſolchen Amts auf immer unſaͤhig. 

§. 338. Auf den bloßen, mit keinen erheblichen 
Gründen unterſtutzten Widerſpruch einzelner Mitglie⸗ 
der der Gemeine fol keine Ruͤckſicht genommen pe 

339. 
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8. 339. Wenn aber ein Subjekt wenigſtens 
Zwey Drittel der Stimmen ſaͤmmtlicher Gemeine⸗ 
glieder gegen ſich hat, ſoll er zu der Pfarrſtelle nicht 
anders gelaſſen werden, als wenn ſich bey der Un⸗ 
terſuchung findet, daß der Widerſpruch durch bloße 
Verhetzungen und Auſwiegeleten veranlaßt worden. 

H. 340. Iſt der Patron dem roͤmiſch⸗katho⸗ 
liſchen, die Gemeine aber dem profeftantifchen Glau⸗ 
bensbekenntniſſe zugethan, oder umgekehrt: ſo muß 
der Patron wenigſtens Drey Subjekte zur Probe⸗ 
predigt zulaſſen. 

$. 341. Demjenigen unter dieſen, welcher bey 
der Gemeine, nach der Mehrheit der Stimmen derſel⸗ 
ben, den vorzuͤglichſten Beifall hat, kann er die 
Vocation nicht verſagen. 

9. 342. In dieſem ſowohl, als in allen übrigen 
Fällen, wo es hergebracht iſt, daß der Patron der 
Gemeine mehrere Subjekte zur Auswahl vorſchlage, 
muß die Gemeine nothwendig eins derſelben waͤh⸗ 
len, in ſo fern ſie nicht allen Dreien erhebliche Ein⸗ 
wendungen nach Vorſchrift H. 336. 337. 338. ent⸗ 
gegenſetzen kann. 

$. 343. Eben dies findet, im umgekehrten Falle, 
in Anfehung des Patrons Statt, wenn nach wohlher⸗ 
gebrachter Verfaſſung demſelben mehrere Subjekte zur 
Auswahl von der Gemeine vorgeſchlagen werden. 

§. 344. Nehmen mehrere Patronen mit glei⸗ 
chem Rechte an Beſetzung der Pfarren Theil: ſo ent⸗ 
ſcheidet, wenn ſie ſich nicht vereinigen koͤnnen, die 
Mehrheit der Stimmen. 

§. 345, Iſt keine überwiegende: Mehrheit der 
Stimmen vorhanden: fo muͤſſen die geiftlichen Obern 
den Patronen aufgeben, ſich binnen einer gewiſſen 
nach den Umftänden zu beſtimmenden Friſt, über ein 
vorzuſchlagendes Subjekt zu vereinigen. 


§. 346. 
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$. 346. Erfolat in der beſtimmten Friſt kein 
Einverſtändniß: fo fällt die Beſetzung der Stelle für 
diesmal den geiſtlichen Obern anheim 

$. 34. Dieſe muͤſſen aber die Stelle in der Re⸗ 
gel einem Dritten, welcher von keinem der uneinigen 
Patrone vorgeſchlagen worden, verleihen. 

$. 348. Hat eine eigentliche Tochterkirche einen 
beſondern Patron: ſo muß dieſer in der Regel dem 
Patrone in der Mutterkirche beitreten, wenn er nicht 
gegen das von letzterem ausgewaͤhlte Subjekt erhebliche 
Einwendungen nach $. 336: 337. zu machen vermag. 

§. 349. Wenn in dem Falle des F. 340. 342. 
der Gemeine von den mehrern Patronen drey Sub⸗ 
jekte vorgeſchlagen werden follen: fo finden, wenn die 
Patrone ſich über dieſe Auswahl nicht vereinigen Fürs 
nen, die Vorſchriften $. 344 347. Anwendung. 

$ 350. Wenn alſo die mehrern Patrone ohne 
ein vorhandenes Uebergewicht von Stimmen auf mehr 
als Drey Subjekte Rückſicht nehmen: ſo müſſen die 
geiſtlichen Obern der Gemeine drey andere vorſchlagen. 

§. 351. Wenn jedoch alle oder die meiſten Pas 
trone ſich uͤber ein oder zwey Subjekte vereinigt hatten: 
ſo muͤſſen dieſe auch von den geiſtlichen Obern mit 
vorgeſchlagen; und nur ſtatt derjenigen, wegen wel⸗ 
cher kein ſolches Einverſtändniß getroffen werden 
kann, andere genommen werden. 

$. 352. In allen Fallen, wo es auf die Stim⸗ 
menmehrheit unter den Patronen ankommt, werden 
die Stimmen, wenn das Patronatrecht bloß perſoͤnlich 
iſt, nach den Perſonen; wenn es aber auf Gütern 
haftet, nach den Guͤtern, ohne Rückſicht auf den 
Werth oder die Größe derſelben, gezaͤhltz in fo fern 
nicht, vermoͤge vorhandener Vertrage, oder einer 
rechtsverjahrten Gewohnheit, ungleiche Antheile für 
die mit dem Patronatrechte verſehenen Outer be 
ſtimmt finde 
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§. 353. Bey Kirchen, welche keinen eigenen Bey Kir 
Patron haben, gebührt der Regel nach die Wahl des chene 
Pfarrers, der Gemeine. atron 

$. 354. In dieſem Falle muͤſſen die Kirchenvor⸗ Babe. 
ſteher der Gemeine Drey Subjekte vorſchlagen. 

F. 355. Bey dieſem Vorſchlage aber müffen fie 

nur auf ſolche Subjekte, die der Gemeine durch Pro⸗ 
bepredigten, oder ſonſt, hinlänglich bekannt find, 
Rückſicht nehmen; und beſonders ſolche, von welchen 
ſie Urſache haben, zu glauben, daß mehrere Mit⸗ 
glieder der Gemeine Zuneigung und Vertrauen ge⸗ 
gen fie hegen, nicht übergehen. 

356. Bey der Wahl ſelbſt hat in der Re⸗ 
gel jedes Mitglied der Gemeine, welches nicht ei⸗ 
nem mitwaͤhlenden Familienhaupte untergeordnet iſt, 
ein Stimmrecht. 

Anh. §. 129. Auch Wittwen und unverheiratheten Frau 
enzimmern iſt hlerbey und unter der gedachten Eins 
ſchraͤnkung die Concurrenz durch quallſieirte Stellvers 
treter nicht zu verſagen. 


$. 357. Durch Streitigkeiten über die Befug⸗ 
uiffe zum Stimmrechte ſoll die Wahl niemals auf. 
gehalten werden. 

§. 358. Wer entweder ſelbſt ſchon in einem ahn ⸗ 
lichen Falle ein Stimmrecht bey der Gemeine aus⸗ 
geübt hat; oder wer zu einer Claſſe gehoͤrt, deren 
Mitglieder in vorigen ahnlichen Fällen zum Stim⸗ 
men zugelaſſen worden, dem muß auch bey der ge⸗ 
genwärtigen Wahl die Abgebung ſeiner Stimme 
verſtattet werden. 

$. 359. Ein Gleiches gilt von demjenigen, der 
ein Grundſtuͤck beſitzt, deſſen vorige Inhaber, als 
Glieder der Gemeine, in ähnlichen Fallen zur Wahl 
gelaſſen worden. 


8. 960. 
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$. 360. Niemand aber kann ein Stimmrecht 
ſich anmaßen, der zu einer andern, als derjenigen 
Religionspartey gehoͤrt, für welche der Pfarrer ger 
waͤhlt werden ſoll. 
§. 361. Die Veſtſetzung: wie nach dieſen Grund» 
fügen ein ſtreitig gewordenes Stimmrecht in dem ger 
genwärtigen Falle ausgeübt werden ſoll, kommt den 
geiſtlichen Obern zu. 
$. 362. Die Entſcheidung uͤber das ſtreitige 
Stimmrecht ſelbſt aber gehoͤrt vor den ordentlichen 
weltlichen Richter. 2 
§. 363. Die nach der Veſtſetzung der geiftlichen 
Obern vorgenommene Wahl (3. 361.) verliert für 
den gegenwärtigen Fall nichts von ihrer Guͤlligkeit, 
wenn auch hiernaͤchſt durch richterliches Erkenntniß Je⸗ 
manden das ausgeuͤbte Stimmeecht ab-, oder wenn 
daſſelbe einem Ausgeſchloſſenen zugeſprochen wird. 
§. 354. Was vorſtehend §. 357 363. wegen 
eines uͤber das Stimmrecht gewiſſer Gemeineglieder 
entſtehenden Streits verordnet iſt, gilt, jedoch mit 
Ausſchließung des §. 360., auch in Fallen, wo unter 
mehrern Patronen das Berufsrecht ſtreitig wird. 
FS. 365. Uebrigens findet, bey der von einer Ges 
meine anzuſtellenden Pfarrwahl, dasjenige Statt, 
was wegen Verhandlung und Entſcheidung gemein⸗ 
ſchaſtlicher Angelegenheiten bey Gemeinen uberhaupt 
verordnet iſt. (Tit. 6. 5. 167. 168.) 
$. 366. Nehmen mehrere Gemeinen an der 
Pfarrwahl Theil: ſo ſind, wenn nicht ein Vertrag, 
oder eine ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit wohl hergebrachte 
Gewohnheit etwas Anderes beſtimmt, die Mitglieder 
der Filialgemeine ihre Stimmen unter der Hauptge⸗ 
meine abzugeben befugt. 
g. 367. Sind mehrere Pfarrgemeinen unter eis 
nem gemeinſchaftlichen Pfarrer vereinigt: ſo hat jede 
ſolche Gemeine nach der Regel ihre eigene 4 
. 368. 
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§. 368. Entſteht durch Zahlung der Stimmen 
die ſer vereinigten Kirchengemeineu keine überwiegende 
Mehrheit: fo muͤſſen die einzelnen Stimmen der Mite 
glieder, ohne Ruͤckſicht auf die verſchiedenen Ge⸗ 
meinen, gezählt werden. 7 

$ 309. In allen Fällen, wo keine entſcheidende 
Mehrheit der Stimmen zu finden iſt, gebührt den 
geiſtlichen Obern die Ernennung, unter den mit gleich 
viel Stimmen gewählten Perſonen. 

F. 370. Mitglieder bloß zugeſchlagener Gemei⸗ 
nen nehmen, wenn nicht bey der Zuſchlagung nach 
5. 297, ein Anderes veſtgeſetzt worden, an der Pfarr⸗ 
wahl keinen Theil: 

H. 371. Doch iſt, wenn von den uͤbrigen Ge⸗ 
meinen ein Pfarrer gewahlt worden, zu welchem der 
größere Theil der Gaſtgemeine kein Vertrauen hat, 
dieſes für einen erheblichen Grund, aus welchem 
pa 105 auf die Wiederabtrennung antragen kann, zu 
achten. 2 
$. 372. Uebrigens kommt es, auch bey Pfarre 
wahlen, der Gerichtsobrigkeit des Kirchſpiels in allen 
Fallen zu, die Wahl zu dirigiren, und auf Ruhe und 
Ordnung dabey zu ſehen. 

§. 373. Sind in dem Kirchſpiele mehrere Ges 
richtsobrigkeiten vorhanden: fo gebührt die Wahldire⸗ 
ction der Gerichtsobrigkeit des Orts, wo jede Stim⸗ 
menſammlung geſchieht. 

$. 374. Demjenigen, welcher von dem Patron, Noe 
oder der Gemeine, zu der erledigten Pfarrſtelle recht⸗ tiob. 
mäßig gewahlt worden, muß eine fehriftliche Vocation 
zugefertigt werden. 

H. 375. Wo es bisher gebräuchlich geweſen, daß 
die Vocation erſt nach erfolgter Prüfung ertheilt wor⸗ 
den, da muß dem Gewäaͤhlten eine ſchriftliche Bekannt⸗ 
machung, welche die Bedingungen zur kuͤnftig zu 
ertheilenden Vocation enthalt, geſchehen. 

E $. 376. 
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$. 376. Die Ausfertigung der Vocation gebuͤhrt 
dem Patrone, und in deſſen Ermangelung den Kir⸗ 
chenvorſtehern. 

§. 377. Die Beſtimmung der Zeit, binnen wel⸗ 
cher der Berufene ſich uͤber die Annahme der Voca⸗ 
tion erklären muß, iſt willkuͤhrlich; und haͤngt von 
dem Gutbefinden der Wählenden ab. 

$. 378. Kommt binnen dieſer Friſt die Erklaͤ⸗ 
rung des Berufenen nicht ein: ſo ſind der Patron, 
oder die Gemeine, zu eiuer neuen Wahl zu ſchrei⸗ 
ten ſofort berechtigt. 

8. 379. Iſt keine Zeit zur Erklarung beftimmer 
ſo kann der Berufene die Vocation ſo lange annehmen, 
als ihm nicht ein geſchehener Widerruf derſelben be⸗ 
kannt gemacht worden. e 

$. 380. Hat er ſich aber binnen Vierzehn Tas 
gen, nach erhaltener Vocation, uͤber die Annahme 
derſelben nicht erklart; und find, nach Verlauf dies 
ſer Friſt, der Patron und die Gemeine zu einer 
nenen Wahl geſchritten: ſo hat eine fpater erfolgte 
Annahme keine rechtliche Wirkung. N 
9. 381. Uebrigens gelten von der Annahme der 
Vocationen, die von der Annahme bey Verträgen 
uberhaupt vorgeſchriebenen Geſetze. (Th. 1. Tit. 5. 
9. 78. faq.) 

§. 382. Iſt die Vocation von mehrern ausge⸗ 
fertigt: ſo iſt es hinlaͤnglich, wenn die Annahme 
auch nur gegen Einen derſelben erklart worden. 

§. 38 3. Die von dem Berufenen einmal gültig 
angenommene Vocation kann ohne erhebliche Urſa⸗ 
chen nicht widerrufen werden. 

8. 384. Nur aus eben den Gründen, aus wel⸗ 
chen ein ſchon beſtellter Pfarrer feines Amts entſetzt 
werden kann, iſt auch der Widerruf einer zu rech⸗ 
ter Zeit angenommenen Vocation zulaͤßig. 


§. 385. 
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§. 385. Es macht dabey keinen Unterſchied: 
ob dieſe Gruͤnde ſchon vor Erlaſſung der Vocation 
vorhanden und bekaunt geweſen, oder ob ſie erſt 
nachher entſtanden, oder zur Wiſſeuſchaft des Pa⸗ 
trons oder der Gemeine gelangt find; 

$. 386. So bald der Berufene die Voeation Prafan 
angenommen hat, muß er den geiſtlichen Obern der tanom 
Dioͤzes, oder des Departements, zur Beſtaͤtigung 
praſentirt werden. 

$. 387. Die Praͤſentation muß von dem Pas 
trone, und wo deren mehrere ſind, von allen ge⸗ 
ſchehen, welche zur Theilnehmung an der Waßl und 
Vocation berechtigt ſind. 

$. 389. In Ermangelung von Patronen, ge 
ſchieht die Präſentation durch die Vorſteher. 

$. 389. Der Dräfenrarion muß eine Abſchrift 
der ertheilten oder noch zu ertheilenden Vocation, in⸗ 
gleichen das Protokoll über die Probe » oder. Gaſt⸗ 
predigt, beigelegt werden. 

$. 390. In allen Fällen, wo eine Wahl der 
Gemeine ſtatt gefunden hat, iſt auch die Beilegung 
des Wahlprotokolls erforderlich. 

§. 391. Wird von den geiſtlichen Obern der 
Praͤſentirte untauglich, oder die Wahl unregelmäßig 
befunden: ſo muß eine neue Wahl und Praͤſenta⸗ 
tion erfolgen. { 

§ 392. Iſt der Patron, welcher ein untaug⸗ 
liches Subjekt vorgeſchlagen hat, ſelbſt ein Geiſtli⸗ 
cher; fo verliert er für dieſen Fall fein Präfentas 
tionsrecht, und die Beſetzung der Pfarre geſchieht 
durch die geiſtlichen Obern. 

$. 393. Die Präfentation zu einem erledigten 
Pfarramte muß innerhalb Sechs Monaten von Zeit 
der Erledigung geſchehen. 


$ 394. 
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9.394. Iſt der Pfarrer auswärts verſtorben: fo 
läuft die Friſt von der Zeit an, wo ſein Tod dem Pa⸗ 
trone oder den Kirchenvorſtehern bekannt geworden. 

§. 395. Während der Vacanz muß der Got- 
tesdienſt in der Pfarrkirche, auf Veranſtaltung des 
Erzprieſters oder Kreisinſpeckors, durch dazu quali⸗ 
ficirte Perſonen verſehen werden. 0 

S. 396. In der Regel find bey Pfarrkirchen, 
wo nur Ein Geiſtlicher angeſetzt iſt, die benachbar⸗ 
ten Pfarrer derſelben Inſpection, nach der Anwei⸗ 
fung, des Erzprieſters oder Inſpectors, gegen die 
bergebrachte Vergütung aus den Einfünften der er⸗ 
ledigten Pfarre, dazu verpflichtet. 

$. 397. Auch bey Kirchen, wo mehrere Geiſt⸗ 
liche ſind, findet eine ſolche Vertretung der vacanten 
Stelle Statt, wenn nach dem Befinden des Inſpe⸗ 
etors, die übrigen Geiſtlichen die Arbeit allein nicht 
beſtreiten konnen. 

§. 398. Kommt die Präfenfation innerhalb 


dionsretht Sechs Monaten nicht ein; und iſt auch vor Ablauf 


dieſer Friſt eine Verlängerung derſelben nicht geſucht, 
oder nicht zugeſtanden worden: ſo fallt die Beſe⸗ 
gung der Pfarre für dieſen Fall den geistlichen Obern 
anheim. 
§. 399. Wenn ein hiernaͤchſt bey der Prüfung 
untauglich befundenes Subjekt präfentirt worden; und 
darüber die geſetzmaͤßige Friſt verlaufen iftz fo kommt, 
außer dem Falle des H. 392., dem Praͤſentirenden 
noch eine Nachfriſt von Sechs Wochen zu ſtatten. 
F. 400. Muß nach $. 343. die Gemeine dem 
Patron Subjekte zur Auswahl vorſchlagen; oder muß, 
nach $. 340. 342., ein ſolcher Vorſchlag der Gemeine 
von dem Patron gefchehen: fo fällt nur das Recht 
desjenigen, welcher in ſeiner Obliegenheit ſaͤumig ge⸗ 
an iſt, den geiſtlichen Obern anheim. 


9. 401. 
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$ 401. So lange die geiſtlichen Obern von 
ihren Anfallsrechten noch keinen Gebrauch gemacht 
baben, konnen der Patron oder die Gemeine das 
Verſaͤumte nachholen. 

g. 402. Auch die geiſtlichen Obern muͤſſen, fo 
oft ihnen die Ernennung des Pfarrers anheim fällt, 
wegen Auswahl eines tauglichen Subjekts, die all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften beobachten. 

$. 403. Iſt der Praͤſentirte beſtaͤtigt: fo muß Dein 
ihm die Ordination, wenn er ſelbige nicht wegen tion. 
eines vorher bekleideten geiſtlichen Amts ſchon er⸗ 
halten hat, verliehen werden. 

$. 40. Der erwählte und beſtaͤtigte Pfarrer 0 
muß in fein Amt, und zu allen Verrichtungen def "" 
ſelben, ordentlich eingewieſen werden. 

H. 405. Die Einweiſung wird, der Regel nach, 
durch den Erzprieſter oder Kreisinſpector vollzogen. 

9. 406. Die Koſten der Vocation, Praͤſenta⸗ 
tion und Einweiſung, wozu auch die Reiſekoſten der 
zur Einweiſung noͤthigen Perſonen gehoͤren, muͤſſen, 
wo nicht beſondere Provinzialverordnungen ein An⸗ 
deres veſtſetzen, aus den Einkünften der Kirche, und 
in deren Ermangelung, von der Gemeine beſtritten 
werden. 

$. 407. Die Koſten der Prüfung und Ordina⸗ 
tion hingegen muß der neue Pfarrer tragen. 

§. 408. Auch muß, der Regel nach, der neue 
Pfarrer ſich auf ſeine eigene Koſten an den Ort ſei⸗ 
ner Beſtimmung hinbegeben. 

J. 409. Wo es aber durch Provinzialgeſetze, 
oder nach einem ununterbrochenen Herkommen, ein⸗ 
gefuͤhrt if, daß die Reiſekoſten aus der Kaͤmmerey⸗ 
oder Gemeinecaſſe gegeben, oder daß die Fuhren 
von den Mitgliedern der Gemeine unentgeldlich ver⸗ 
richtet werden; da hat es noch ferner Dabey fein 
Bewenden. 

Allgem., Landr. IV, Band, 5 §. 410, 
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$. 470. Doch ſoll in keinem Falle der Gemeine 
zugemuthet werden, einen Prediger, welchen ſie nicht 
ſelbſt gewählt hat, weiter, als in einer Entfernung 
von zwey Tagereiſen, abzuholen. 
$. 411. An Orten, wo die Gemeine den Pre⸗ 
diger zu holen ſchuldig iſt, muß ſie auch die zu ſei⸗ 
ner Familie gehoͤrenden Perſonen, und was er an 
Kleidung, Wäfhe, Hausrath, und Büchern mit⸗ 
bringt, herbeifuͤhren. 
sefellung. F. 412. Die Berufung der Feld⸗ oder Garni⸗ 
der da ſonprediger geſchieht von dem Negimentschef oder 
nifsipres Gouverneur: und dieſer ſteht dabey gegen die geiſt⸗ 
diger. lichen Obern des Militairſtandes in eben dem Ver⸗ 
haͤltniſſe, wie der Patron gegen das Conſiſtorium. 
Anne, §. 413. Die Pfarrer muͤſſen ſich bey ihren 
der iar, Kirchen beſtändig aufhalten, und dürfen die ihnen 
rer. anvertrauete Gemeine, ſelbſt bey einer drohenden 
Gefahr, eigenmächtig nicht verlaſſen. 

$. 414. Wenn fie zu verreiſen genoͤthigt find: 
ſo kann es nur mit Vorwiſſen und Erlaubniß des 
Inſpectors oder Erzprieſters geſchehen. 

F. 415. Dieſer muß die Genehmigung der geift- 
lichen Obern einholen, wenn die Zeit der Abweſenheit 
mehr, als Einen Sonntag, unter ſich begreift. 

§. 416. In allen Fällen muß der Pfarrer, uns 
ter Direction des Erzprieſters oder Inſpectors, ſolche 
Veranſtaltungen treffen, daß die Gemeine bey ſeiner 
Abweſenheit nicht leide. 

$. 417. Bey feiner Amtsfuͤhrung muß der Pfar⸗ 
rer alle den Geiſtlichen uberhaupt vorgeſchriebenen 
Pflichten forgfältig beobachten. 

Vom 9. 418. Dagegen hat er das Recht, von den 
Ka Eingepfarrten zu fordern, daß fie ſich in ihren Reli⸗ 
" gionshandlungen, zu deren Vollziehung es der Mit⸗ 
wirkung eines Pfarrers bedarf, nur feines Amts be⸗ 

dienen ſollen. 
5 K. 4179. 
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§. 419. Dieſer Verbindlichkeit koͤnnen auch eiti« 
zelne Eingepfarrte, ohne beſondere Erlaubniß der 
geiſtlichen Obern, ſich nicht entziehen. ü 

$. 420. Dergleichen Erlaubniß fol nur aus 
erheblichen Gründen, beſonders aber alsdann ertheilt 
werden, wenn aus den Unmſtaͤnden erhellet, daß die 
Amtshandlungen dieſes Pfarrers bey den Einge⸗ 
pfarrten den Zweck der moraliſchen Beſſerung ver⸗ 
fehlen durften. Be 5 

§. 421. Auch fol, wenn nicht nachgewieſen 
iſt, daß die Schuld davon auf der Seite des Pfar⸗ 
rers fen, für die Entſchädigung deſſelben gehörig ge⸗ 
ſorgt werden. ein . 

H. 422. Auch in einzelnen Fallen dürfen. Eine 
gepfarrte ihre Trauungen, Taufen und Begraͤbniſſe, 
durch einen andern, als den in ihrer Parochie beſtell⸗ 
ten Pfarrer, ohne deſſen Einwilligung nicht vorneh- 
men laſſen. 6 a 1 N 

$ 423: Der Pfarrer hat für dergleichen Hand⸗ Stolge⸗ 
lungen die veſtgeſetzten Gtolgebühren zn fordern; und bühren. 
der Richter muß ihm dazu, noͤthigenfalls, auf ge⸗ 
bübrendes Anmelden verhelfen. 

§. 424. Er kann aber dieſe Gebühren niemals 
voraus fordern, noch deshalb die von ihm begehrte 
Amtshandlung verſchieben. 4 

§. 425. Das Recht, eine Taxordnung für die | 
Stolgebühren vorzuſchreiben, ſelbige zu erhöhen, oder 
ſonſt zu ändern, gebührt allein dem Staate. 

$: 426. Kirchenbebiente, welche ſich mit den 
ihnen aͤngewieſenen Gebuͤhren nicht begnügen, Toller 
um den drey⸗ bis zehnfachen Betrag des zu viel 
Geforderten fiskaliſch beſtraft werden. N 

H. 427. Kein Geiſtlicher darf dergleichen Hands 
lungen, die einer andern Parochie zukommen, ohne 
ausdrückliche Bewilligung des gehörigen Pfarrers vor⸗ 


nehmen. 8 : 9 428. 
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$. 428. Dieſer aber darf, gegen Empfang der 
ihm zukommenden Gebühren, die Einwilligung nicht 
verſagen. 

§. 429 Dieſe Einwilligung muß ſchriftlich er⸗ 
theilt, und es dürfen dafur keine beſondere Gebuͤh⸗ 
ren gefordert werden. 

$ 430. Eine dergleichen Einwilligung berech⸗ 
tigt jeden zu dergleichen Handlungen uberhaupt be⸗ 
fugten Geiſtlichen, die Handlung vorzunehmen. 

F. 437. Soll aber bey einem prokeſtantiſchen 
Eingepfarrten die Handlung von einem katholiſchen 
Geistlichen, oder umgekehrt, verrichtet werden: fo iſt 
dazu die Erlaubniß des Staats erforderlich. 

H. 432. Soll ein Pfarrer eine an ſich ihm ge⸗ 
buͤhrende Handlung in dem Sprengel eines andern 
Pfarrers von ſeiner Religionspartey vornehmen: ſo 


muß dazu die Einwilligung des dieſem Sprengel vor⸗ 


Trauun⸗ 
gen. 


geſetzten Pfarrers eingeholt werden. 

§. 433. Dieſer letztere iſt ſchuldig, die Einwilli⸗ 
gung gegen Empfang der halben Gebuͤhren zu erthei⸗ 
len; dem die Handlung ſelbſt vollziehenden Pfarrer 
aber darf deswegen an feinen Gebühren nichts ab⸗ 
gezogen werden. 

9. 434. Ein Pfarrer, welcher obigen Vorſchrif⸗ 
ten zuwider, eine vor einen andern Pfarrer gehoͤ⸗ 
rende Handlung ohne deſſen Einwilligung vornimmt, 
ſoll um den doppelten Betrag der erhaltenen Ge⸗ 
buͤhren ſiskaliſch beſtraft; der gehörige Pfarrer aber 
von dem Eingepfarrten eutfchädige werden. 

$. 435. Die Trauung gebührt der Regel nach 
dem Pfarrer der Braut. 

$. 436. Wenn ein Theil der Verlobten zur 
deutſch⸗ reformirten, und der andere zur franzoͤſtſch⸗ 
reformirten Kirche gehoͤrt: ſo kommt die Trauung 
dem Pfarrer des Bräutigams zu. 

§. 437. 
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H. 437. Gehoͤrt der Braͤutigam zur Militairge⸗ 
richtsbarkeit: ſo muß die Trauung von dem Feld⸗ oder 
Garniſonprediger geſchehen; und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, zu welcher Religionspartey der Braͤutigam 
ſich bekenne. 


J. 438. Gehoͤrk der Braͤutigam zum Civil ⸗, die 
Braut aber zum Militairſtande: ſo gebuͤhrt die 
Trauung dem Pfarrer des Orts, zu deſſen Kirch⸗ 
ſprengel der Braͤutigam gehoͤrt. 

$. 439. Soll jedoch die Trauung an einem an⸗ 
dern Orte, als wo der Pfarrer des Braͤutigams 
wohnt, geſchehen: ſo iſt auch in dieſem Falle der 
Pfarrer der Braut dazu berechtigt. 


H. 440. Jeder Pfarrer, welcher ein Aufgebot 
oder eine Trauung verrichten ſoll, muß die darüber 
vorhandenen geſetzlichen Vorſchriften genau beobach⸗ 
ten, und ſorgfaͤltige Erkundigungen einziehen: ob 
die rechtlichen Erforderniſſe einer gültigen Ehe vor⸗ 
handen, oder ob Ehehinderniffe im Wege find. (Tit. 7. 
Abſchn. 1. 2.) 


§. 441. Wenn mit Erlaubniß des ordentlichen 
Pfarrers die Trauung durch einen andern Geiſtlichen 
verrichtet, und dieſem der gehoͤrige Aufgebotsſchein 
vorgelegt worden: ſo wird der trauende Pfarrer nur 
wegen ſolcher Mängel und Ehehinderniſſe verant⸗ 
wortlich, von denen er überführt werden kann, daß 
ſie ihm wirklich bekannt geweſen ſind. 


§. 442. Wenn ein katholiſcher Pfarrer Ans 
ſtand nimmt, eine Ehe, welche nach den Landes⸗ 
geſetzen erlaubt iſt, um deswillen, weil die Dispen⸗ 
ſation der geiſtlichen Obern nicht nachgeſucht, oder 
verſagt worden, durch Aufgebot und Trauung zu 
vollziehen: ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß dieſe 
von einem andern Pfarrer verrichtet werden, 


F. 443. 
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$. 443. Das Landes ⸗Juſtizcollegium iſt in ei⸗ 
nem folchen Falle, fo wie auch alsdann ſchon, wenn 
der katholiſche Pfarrer das Aufgebot aus einem ſolchen 
Grunde verſagt, wohl befugt, beides einem andern 
Pfarrer, allenfalls auch von einer verſchiedenen Re⸗ 
ligionspartey, aufzutragen. 


Anh. H. 130. Es macht keinen Unterſchied, ob nur elner 
oder ob beide Theile der katholiſchen Religion zugethan 
find, | 


$. 444. Uebrigens find die katholiſchen Pfarrer 
bey fiskaliſcher Ahndung verbunden, die von ihren 
geiſtlichen Obern ihnen zukommenden Diſpenſationen, 
ehe fie davon Gebrauch machen, dem Landes ⸗Juſtiz⸗ 
. collegio der Proviz vorzulegen. 

F. 445. Kein Pfarrer darf, ohne beſondere Er⸗ 
laubniß des geiſtlichen Departements, fremde Offi⸗ 
ziers, die in hieſigen Landen heirathen wollen, auf⸗ 
bieten oder trauen. 

Non Tau, F. 446. Die Taufe ehelicher Kinder gebuͤhrt in 
1 en, der Regel dem Pfarrer des Vaters. 
ws G Anh. F. 281. Kinder chriftlicher Aeltern follen laͤngſtens 
0 0 [l 9 Sechs Wochen nach der Geburt getauft werden. 

8 R §. 447. Sind die Aeltern von verſchiedener 
Religionspartey: fo gebuͤhrt die Taufe, bey Söhnen, 
der Regel nach dem Pfarrer des Vaters; ſo wie bey 
Toͤchtern dem Pfarrer der Mutter. 

$ 448. Die Taufe der unehelichen Kinder 
kommt deln Pfarrer der Mutter zu. 

9. 449. Steht in beiden Fällen der Vater unter 
Militqirgerichts barkeit: fo muß die Taufe von dem 
Feld⸗ oder Garniſonprediger, ohne Unterſchied der 
Religionspartey des Vaters, verrichtet werden. 

F. 450. Iſt die Niederkunft nicht an dem Orte 
geſchehen, wo der gehörige Pfarrer ſich eufoäte: fo 
ann 
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kann auch der Pfarrer des Orts der Niederkunft die | 

Taufe ohne weitere Ruͤckfrage verrichten. — 
$. 451. Hat eine Nothtaufe geſchehen muͤſſen: 

ſo muß dem ordentlichen Pfarrer davon unverzuͤglich 

Anzeige gemacht werden. 

$. 452. Für die Handlungen oder Gebräuche, 
welche hiernaͤchſt, nach Verſchiedenheit der Religions. 
parteien, bey einem ſolchen am Leben bleibenden Kin⸗ 
de vorgenommen werden, hat der Pfarrer eben die 
Gebuͤhren, wie fuͤr eine Taufe, zu ſordern. 

$. 453. Jeder Eingepfarrte muß der Regel nach Es x 
in feiner Parochie begraben werden. . 

$. 454. Stirbt jemand außer ſeiner Parochie, 
jedoch an eben demſelben Orte: ſo hat der Pfarrer 
ſeines Kirchſpiels das Recht, zu fordern, daß die 
Beerdigung in ſeiner Parochie geſchehe. 

$. 455. Stirbt er aber an einem andern Ortes 
ſo haben die Hinterlaſſenen die Wahl, ob ihn da, 
wo er geſtorben iſt, begraben, oder in fein: 
Parochie zurückbringen laſſen wollen. 

$. 456. Ueberhaupt kann jeder E 
und der Seinigen Begraͤbniß auch außer 
Parochie waͤhlen. 

§. 457. Hat der Verſtorbene ſelbſt gewählt: ſo 
iſt es hinreichend, wenn nur ſeine Willensmeinung 
mit geuugſamer Gewißheit bekannt iſt. 

$. 458, Außer den Fällen des §. 454.455. 
müſſen aber nicht nur dem Pfarrer und der Kirche, 
wo die Beerdigung geſchieht, ſondern auch dem Pfar⸗ 
rer und der Kirche, denen ſie eigentlich zukommt, 
die Gebühren entrichtet werden. 

F. 459. Doch haben letztere, wenn nach 9.457. 
der Verſtorbene ſelbſt gewählt hat, nur ſolche Gebüh⸗ 
ren zu fordern, die, nach der Verfaſſung jedes Orts, 
von allen Begräbniſſen derjenigen Claſſe, zu un 

cher 
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— 


cher die Leiche gehoͤrt, nothwendig zu entrichten 
ſind. 

H. 460. Soll eine Leiche, auf bloßes Verlau⸗ 
gen der Hinterlaſſenen, außer der gehoͤrigen Paro⸗ 
chie begraben werden: fo müſſen letztere dem Pfarrer 
und der Kirche dieſer Parochie, außer den nothwen⸗ 
digen Gebühren, auch diejenigen Handlungen und 
Feierlichkeiten, welche ſie bey der fremden Kirche 
vornehmen laſſen, taxmaͤßig bezahlen. 

9. 461. Wer ein Erb⸗ oder Familienbegraͤbniß 
außerhalb des Kirchſpiels hat, kann verlangen, daß 
fein und der Seinigen Leſchuame dahin abgeführt 
werden. 

§. 462. Doch find auch alsdann der Kirche und 
dem Pfarrer, für welche das Begräbniß eigentlich 
gehoͤren wuͤrde, der Regel nach, die ihnen nach 
H. 439. zukommenden Ge buͤhren ohne Abzug zu ent⸗ 
richten. $ 

§. 453. In allen Fäffen, wo eine Leiche durch 
einen andern Gerichtsbezirk geführt werden ſoll, muß 
bey dem Obergerichte der Provinz ein Leichenpaß 
geſucht werden. 

$. 464. Kann ein ſolcher Paß nicht vorgezeigt 
werden: fo hat die ordentliche Obrigkeit jedes Orts 
der Durchfuhre das Recht, zu verlangen, daß der 
Sarg geöffnet, und ihr die VBeſichtigung der Leiche 
geſtattet werde. 

$: 465. Die Pfarrer, durch deren Kirchſpiel 
die Leiche gebracht wird, konnen davon weder für 
ſich, noch für die Kirche, Gebuͤhren fordern. 1 

$. 466. Jeder Pfarrer, von welchem, bey Ges 
legenheit der Durchfuhre, gewiſſe Amtshandlungen 
oder andere Feierlichkeiten ausdrücklich verlangt wer⸗ 
den, hat davon die Gebühren, für ſich und die Kir⸗ 
che, nach der Taxe des Orts zu fordern. 8 
9. 467. 
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$. 467. Iſt der Todte an einer anſteckenden 
Krankheit verſtorben; ſo, daß durch Wegbringung 
der Leiche die Anſteckung verbreitet werden koͤnnte: 
ſo muß die Leiche ſchlechterdings, und ohne Unter⸗ 
ſchied der Falle, da, wo fie iſt, beerdigt werden. 

§. 468. Alsdann ſind aber auch die Gebuͤhren 
nur dem Pfarrer und der Kirche der Parochie, we 
die Beerdigung wirklich geſchehen iſt, zu entrichten. 

§. 469. Jeder Todesfall muß dem Pfarrer des 
Kirchſpiels, in welchem er erfolgt iſt, angezeigt 
werden. 

$. 470. Eben das gilt auch bey Perſonen, die 
ſonſt keiner Parochie unterworfen ſind. 

$. 471. Auch von todtgebornen, oder vor der 
Taufe geſtorbenen Kindern, muß die Anzeige dem 
Pfarrer geſchehen. 2 

$. 472. Auch ſolche Kinder dürfen ohne Vor⸗ 
wiſſen des Pfarrers nicht außerhalb dem öffentlichen 
Kirchhofe begeaben werden. 

$. 473. Der hinterlaſſenen Familie, und in 
deren Ermangelung dem Wirthe des Hauſes, in wel⸗ 
chem der Todesfall erfolgt iſt, liegt es ob, denſelben 
anzuzeigen. 

. 474. Der Pfarrer muß ſich nach der To⸗ 
desart erkundigen, und dem Todtengraͤber aufgeben, 
bey der Einlegung der Leiche in den Sarg, und bey 
deſſen Zuſchlagung gegenwaͤrtig zu fern. 

H. 475. So lange es noch im geringſten zweifel⸗ 
haft iſt: ob die angebliche Leiche wirklich todt fen, muß 
das Zuſchlagen des Sarges nicht geſtattet werden. 

§. 476. Die nähern Beſtimmungen wegen der 
zur Verhütung des Lebendigbegrabens noͤthigen Bora 
ſichten, bleiben den beſondern Polizeiverordnungen 
vorbehalten. 

$. 477. Alle gewaltſame Todesarten, fo wie 
deren bey Beſichtigung der Leiche ſich ergebende Ver⸗ 

muͤthun⸗ 
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muthungen, muß der Pfarrer der ordentlichen Obrig⸗ 
keit ſchleunigſt anzeigen, und vor erſolgter Unterſuchung 
weder das Begrabniß, noch die Abfuhre geſtatten. 
$, 478. Iſt dem Pfarrer bekannt, daß der Ver⸗ 
ſtorbene minderjährige, wahn⸗ oder bloͤdſinnige, oder 
aus andern geſetzlichen Gründen unter Vormundſchaft 
zu ſetzende Kinder, oder ſonſtige Erben hinterlaſſe: 
ſo muß er der Obrigkeit davon Anzeige machen. 

H. 479, Die Anzeige muß der Regel nach der⸗ 
jenſgen Behoͤrde, unter welcher der Verſtorbene ſei⸗ 
nen perſönlichen Gerichtsſtand hatte; wenn aber dieſe 
dem Pfarrer unbekannt, oder außerhalb der Provinz 
iſt, dem nächſten Gerichte geſchehen. 

$. 480. Sowohl der Pfarrer des Kirchſpiels, 
in welchem der Todesfall erfolgt, als der, wo die 
Beerdigung geſchehen iſt, find zu dieſer Anzeige ver ⸗ 
pflichtet. 

Kirchen, f $. 481. Die Pfarrer find ſchuldig, richtige Kir⸗ 

bücher. cheudücher zu halten, und darin alle von ihnen bes 
ſougte, ingleichen alle die Eingepſarrten betreffende 
und ihnen angezeigte Aufgebote, Trauungen, Gebur⸗ 
ten, Taufen, und Begraͤbniſſe, deutlich und leſerlich 
einzuſchreiben. 

§. 482. Die Eintragung muß ſogleich nach vor⸗ 
genommer Handlung oder geſchehener Anzeige erfol⸗ 
gen, und das Datum muß mit Buchſtaben ausge⸗ 
drückt werden. 

Was zn $. 483. Bey Trauungen muͤſſen die Vor, Zu⸗ 
ls und Geſchlechtsnamen, ingleichen das Alter beider 
Eintra“ Verlobten; auch ob fie ſchon verheirathet geweſen, 
Be oder nicht; ob fie noch unter Aeltern und Vormuͤn⸗ 
gen; i dern ſtehen, oder nicht, verzeichnet werden. 

F. 484, Stehen die Verlobten, oder einer von 
ihnen, noch unter Aeltern, oder Wormündern: fo 
muß der Pfarrer dabey bemerken: wie ihm die Ein⸗ 
willigung delſeben nachgewieſen worden. 0 

„485. 
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$. 4370 Ben Geburten und Taufen muß der der Tan 
Pfarrer den Vor⸗, Zus und Geſchlechtsnamen, und fen 
den Stand der Aeltern, ingleichen den Namen und 
Stand der gegenwärtig geweſenen Taufzeugen, nebſt 
den Namen, welche dem Kinde ſelbſt beigelegt wor⸗ 
den, mit eintragen. 

486. Auch muß er dabey die Angabe der 
Aeltcen, oder in deren Ermangelung, der Hebamme, 
von dem Tage und Stunde der Geburt, bemerken. 

§. 487. Giebt die Mutter eines unehelichen 
Kindes den Vater nicht an: ſo muß es der Pfar⸗ 
rer zwar dabey bewenden laſſen; zugleich aber ſich 
forgfältig erkundigen: ob auch die Mutter das Kind 
za verpflegen und zu erziehen binlaͤngliche Mittel 
abe. 

b §. 488. Findet er dabey ein Bedenken; fo muß 
er ſelbiges der Obrigkeit des Orts anzeigen. 

$. 489. Wird der Vater des unehelichen Kin⸗ 
des angegeben: fo muß der Pfarrer denſelben dar⸗ 
über vernehmen; und wenn er ſich dazu bekennt, 
den Namen deſſelben, ſo wie die Art, wie dies Be⸗ 
kennkniß an ihn, den Pfarrer, gelangt iſt, in das 
Kirchenbuch mit eintragen. 

§. 490. Widerſpricht der genannte Vater der 
Angabe der Mutter; oder kann derſelbe, weil ſein 
Aufenthalt entfernt oder unbekannt iſt, nicht vernom⸗ 
men werden: ſo darf der Pfarrer ſeinen Namen in 
das Kirchenbuch nicht einſchreiben. 

$. 491. Er muß aber den Fall der Obrigkeit 
des Orts, zur Unterſuchung und Obſorge für das 
Beſte des Kindes, ſo fort anzeigen. 

H. 492. Bey Todesfaͤlen muß der Name, der der or 
Stand, und das Alter des Verſtorbenen, der Tag Pille: 
des Todes, die Kraukheit oder ſonſtige Todesart, nach 
der dem Pfarer geſchehenen Anzeige eingeſchrieben 
werden. BAR“ ER 


$ 499. 
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§. 493. Hat der Pfarrer den Verſtorbenen nicht 
perſönlich gekannt: fo muß er ſich durch die Aus⸗ 
ſagen glaubwürdiger Perſonen ſo viel als moͤglich 
verſichern, daß derſelbe wirklich derjenige geweſen 
ſey, für den er ihm angegeben worden. 
§. 494. Wie er zu dieſer Verſicherung gelangt 
ſey, muß in dem Kirchenbuche mit vermerkt werden. 
§. 495: Den Tod und die Beerdigung eines 
Fremden muß der Pfarrer, wenn ſonſt Niemand vor⸗ 
banden iſt, welcher davon in die Heimath deſſelben 
Nachricht geben koͤnnte, zu dieſem Behufe dem 
nächſten Gerichte anzeigen. 
Eintra⸗ §. 496. In allen Fällen, wo dem Pfarrer eine 
DE Handlung, die in einer andern Parochie vorgenom⸗ 
Kirchen men werden ſoll, bloß angezeigt wird, muß er den⸗ 
rolle, noch dieſe Anzeige, mit Bemerkung des Orts, wo 
nen Hand die Handlung ſelbſt erfolgen foll, in fein Kircheubuch 
düngen. einzeichnen. 
§. 497. Von ſolchen bloßen Anzeigen aber muß 
er, bey Fertigung der jaͤhrlichen Liſten, keinen Ge⸗ 
brauch machen. 
§. 498 Diejenigen, welche einer bloß gedulde⸗ 
ten mit keiner eigenen Kirchenanſtalt verſehenen Re⸗ 
ligionspartey zugethan find, müͤſſen die unter ihnen 
vorkommenden Geburten, Heirathen, und Sterbe⸗ 
fälle, dem Pfarrer des Kirchſpiels, in deſſen Bezirk 
‚fie wohnen, zur Eintragung in das Kirchenbuch an⸗ 
zeigen. 
. 499. Dergleichen Anzeigen gehören mit in die 
jahrlichen Liſten. . 
$. 500. Wenn bey einer Kirche mehrere Geiſt⸗ 
liche angeſetzt find: fo muß dennoch nur der eigent⸗ 
liche Pfarrer das Kirchenbuch fuͤhren. 

8 9 §. 501. Der Kuͤſter muß ein Duplicat des Kir⸗ 
ende. henbuchs halten, und darin die von dem Pfarrer 
eingetragenen Vermerke getreulich ER 
. 302. 
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§. 502. Am Ende eines jeden Jahres muß 
der Pfarrer dies Duplicat mit feinem Kirchenbuche 
vergleichen, und die beſundene Richtigkeit darunter 
bezeugen. 

H. 503. Sodann muß dieſes Duplicat bey den 
Gerichten des Orts verwährſich niedergelegt werden. 

. 504. Kirchenzeugniſſe muͤſſen jedoch aus dem Kitchen 
von dem Pfarrer geführten Originafe, und nur in def. HIFI: 
fen Ermangelung aus dem Duplicate ertheilt werden. 

§. F505. Auch in dieſen Zeugniſſen ſoll, zur 
Vermeidung aller Zweifel und Verfälſchungen, das 
Datum, worauf es ankommt, nicht bloß mit Zah⸗ 
len, ſondern zugleich mie Buchſtaben ausgedrückt, 
und die Zeugniſſe ſelbſt muͤſſen mit dem Kirchenſie⸗ 
gel beſtaͤrkt werden. 

$. 506. Ein Pfarrer, der nur bey einer einzel Vertre⸗ 
nen Handlung, oder nur auf kurze Zeit, fein Amt HB 2 
ſelbſt zu verrichten gehindert wird, kann ſich dabey in feinem 
durch einen andern Geiſtlichen, welcher zu ſolchen Aue. 
1 an und für ſich befugt iſt, vertreten 
laſſen. 5 
$. 507. Soll die Vertretung länger als Drey 
Tage dauern: ſo muß dem Erzprieſter oder dem 
Kreisinſpector Anzeige davon geſchehen. 

§. Fog. Iſt die Vertretung auf länger als Vier⸗ 
zehn Tage erforderlich: ſo muß der Erzprieſter oder 
Inſpeetor es an das Conſiſtorium berichten, und die 
genommenen Maaßregeln zur Genehmigung anzeigen. 

§. 509. Verrichtet der Stellvertreter eine Amts⸗ 
handlung, die ins Kirchenbuch eingetragen werden 
muß: fo iſt er ſchuldig, feinen eignen Namen, mit 
der Angabe ſeines Amts, und der Urſache der Ver⸗ 
tretung, zu unterzeichnen. 

$. 510. Ein katholiſcher Pfarrer kann, unter Cadel 
Approbation feines vorgeſetzten Confiftorii, einen be⸗ 
ſtäͤndigen Amtsgehüͤlſen oder Capellan 8 

. 511. 


Pfarrge⸗ 
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H. rt. Er muß aber dazu ein Subjekt wählen, 
gegen deſſen Perſon, Lehre und Wandel, der Pa- 
tron ſo wenig, als die Gemeine, etwas Erhebliches 
einwenden koͤnnen. 8 N 

$. 513: Der Pfarrer kann einem ſolchen Capel- 
lan, wenn derſelbe die Ordination erhalten hat, alle 
Arten feiner Amtsgeſchaͤfte ohne Unterſchied Auf 
ragen. % KERN? 
§. 513. Die Vertheilung der Geſchaͤfte ſelbſt, 
die Dauer der Vertretung, und die dem Capellane 
dafür zukommende Belohnung, wird lediglich durch 
den zwiſchen ihnen, unter Approbation der geiſtlichen 
Obern, geſchloſſenen Vertrag beſtimmk. 5 

$: 514. Ein folcher Capellan kann jedoch, wenn 
die Pfarrſtelle ſelbſt erledigt wird, auf die Nachfolge 
darin keinen rechtlichen Anſpruch machen. 

§. 515. Ein proteſtantiſcher Pfarrer kann, mit 
Vorwiſſen des Conſiſtorii, einen Candidaten zu ſei⸗ 
ner Vertretung, jedoch nur bey dem Unterrichte der 
Gemeine, nicht aber bey andern Amtshandlungen 
annehmen. 9 2 

§. 516. Wird er durch Krankheit, Schwach⸗ 
heit, oder Alter verhindert, ſein Amt nach deſſen 
ganzen Umfange ſeſbſt vehörig zu verwalten; und 
verlangt er daher einen beſtaͤndigen Gehülfen zu al⸗ 
len feinen Amtsverrichtungen: fo muß er dieſes dem ⸗ 
jenigen, welchem bey einer erſolgenden Erledigung 
der Pfarre das Wahlrecht zuſteht, anzeigen. 

§. 517. Alsdann muß, bey der Beſtellung eines 
ſolchen Amtsgehulfen, alles das beobachtet werden, 
was bey der Wahl eines neuen Pfarrers erforder⸗ 
lich iſt. N N 8 

ge; 518. Che jedoch zur Wahl geſchritten wird, 
muß dem zu beſtellenden Subſtituten fein auskoͤmm⸗ 
licher Unterhalt aus den Einkuͤnften der Pfarre be⸗ 
ſtimmt werden. 2 
§. 519. 
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§. 519. Dieſer Ausſatz darf niemals in einem 
Antheile der einzelnen Pfarreinkuͤnfte (pars quota) 
befteben; ſondern er muß auf einen gewiſſen Betrag 
an Gelde oder Naturalien, welche der Pfarrer dem 
Subſtituten, oder dieſer jenem abzugeben hat, be⸗ 
ſtimmt werden. i 

§. 520. Ein ſolcher Subſtitut tritt, wenn die 
Pfarre erledigt wird, ſofort an die Stelle und in alle 
Rechte eines wirklichen Pfarrers. 

$. 521. Dagegen hat ein nicht förmlich ge⸗ 
wählter, ſondern nur von dem Pfarrer ſelbſt, mit 
Erlaubniß der geistlichen Obern, wenn auch unter 
Einwilligung des Patrons oder der Gemeine, ange⸗ 
nommener Subſtitut kein Recht zur Nachfolge in 
die erledigte Pfarke. b l 

§. 522. Auch ohne das Geſuch des Pfarrers, 
kann demſelben ein Subſtitut gegeben werden, weun 


aus der Anzeige des Patrons, der Vorſteher, oder 


der Gemeine, oder auch des Kreisinſpectors, bey ei⸗ 
ner deshalb von den geiſtlichen Obern zu veranlaf 
ſenden Unterſuchung ſich ergiebt, daß der Pfarrer, aus 
einem der F. 516. angeführten Grunde, feinem Amte 
vollſtändig vorzuſtehen, nicht mehr vermoͤgend ſey. 

$. 523. Wenn ein Pfarrer fein Amt niederlegen 
will: ſo muß er dem Patrone und der Gemeine da⸗ 
von Anzeige machen, und die Genehmigung der 
geiſtlichen Obern nachſuchen. 

$. 524. Finden dieſe dabey nichts zu erinnern, 
fo. gebuͤhet weder dem Patrone, noch der Gemeine, 
ein Recht zum Widerſpruche. 

§. 525. Nimmt jedoch ein Pfarrer, innerhalb 
Zehn Jahren von Zeit feiner Beſtellung, einen anders 
weitigen Ruf anz fo iſt er ſchuldig, der Kirchencaſſe, 
und der Gemeine, alle bey ſeiner Anſetzung und ſei⸗ 
nem Anzuge verwendete Koſten zu erſtatten. 

$. 536; 


Niederle⸗ 
gung des 
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Ad: 


96 


Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


$. 526. Auch nach erhaltener Genehmigung der 
geiſtlichen Obern darf der Pfarrer ſein Amt nicht 
eher verlaſſen, als bis ſein Nachfolger beſtellt und 
eingewieſen worden. 
§. 527. Sind erhebliche Gruͤnde vorhanden, 
warum dieſes nicht abgewartet werden kann: ſo 
muß der Erzprieſter oder Junſpector, unter beſonde⸗ 
rer Approbation des Conſiſtorii, für die Verſehung 
des Amts in der Zwiſchenzeit ſorgen. 
§. 528. Einem Pfarrer, der fein untadelhaft 
geführtes Amt wegen Alters oder Krankheit nieder⸗ 
legen muß, gebuͤhrt ein lebenswieriger Gnadengehalt. 
$. 529. Bey ermangelnder Vereinigung über 
Aden Betrag und Fonds deſſelben, muß das Gehalt 
auf ein Drittel der ſaͤmmtlichen Pfarreinkuͤnfte, nach 
einem gemäßigten Anſchlage veſtgeſetzt, und der Amts⸗ 
ſolger zu deſſen Entrichtung auf die H. 519. bes 
ſtimmte Art angewieſen werden. 


Vergehun⸗ ß. 530. Geringere Amtsvergehungen der Pfar⸗ 


gen der 
Pfarrer. 


rer muͤſſen von den geiſtlichen Obern auf die H. 125. 
beſtimmte Art geahndet werden. 

$. 531. Hat ein Pfarrer, ohne boͤſen Vorſatz, 
durch unvorſichtiges Betragen, das Vertrauen ſeiner 
Gemeine verloren: fo. müffen die geiftlichen Obern 
feine Verſetzung an einen andern Ort veranſtalten. 

g. 532. Hat ein Pfarrer in feinem Amte grobe 
Erceſſe begangen: fo müffen die geiſtlichen Obern ihm 
die Führung feines Amts vorläufig unterſagen; we⸗ 
gen deſſen Wahrnehmung die erforderlichen Anſtal⸗ 
ten treffen; die nähere Unterſuchung verhängen; 
und nach dem Befunde derſelben ihm die Entfeßung 
andeuten. 

H. 533. Will ſich der Pfarrer dabey nicht be⸗ 
ruhigen, ſo ſteht ihm frey, auf foͤrmliche gerichtliche 
Unterſuchung und Entſcheidung anzutragen. 


es $ 534. 
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H. 534. Er muß ſich aber dazu binnen Vier 
Wochen nach angedeuteter Entſetzung melden. 

. 535. Bey katholiſchen Pfarren gebuͤhrt das 
Erkenntufß dem geiſtlichen Gerichte; bey proteſtanti⸗ 
ſchen aber dem Landes⸗Juſtizcollegio der Provinz. 

H. 536. Hat ein Pfarrer ſich bürgerlicher Ber⸗ 
brechen, die eine Criminalunterſuchung nach ſich 
ziehen, ſchuſdig gemacht: fo müſſen die geiſtlichen 
Obern ihn ſuspendiren, und die Sache der ordentli« 
chen Obrigkeit zur weitern Verfügung anzeigen. 

§. 537. Es kann aber auch die buͤrgerliche 
Obrigkeit, ohne erſt die Anzeige abzuwarten, ſich 
des Verbrechers ſofort bemächtigen, und ihm den 
Prozeß machen. 

H. 538. Doch muß fie den geiſtlichen Obern 
davon Nachricht geben; damit dieſe wegen der Amts⸗ 
verſehung das Roͤthige verfügen koͤnnen. 

$. 539. Die bey größern Parochialkirchen bes Neben, 
ſtellten Nebengeiftlichen machen mit dem Pfarter gelſliche. 
ein Collegium aus, worin dem letztern der Vorſit 
und die Direction gebührt. 

g. 540. Die Vertheilung der Geſchaͤfte und 
Einkünfte unter ſie; fo wie ihr Verhaͤltniß gegen den 
Pfarrer und die Gemeine, iſt nach den Verfaſſun⸗ 
gen einer jeden ſolchen Kirche beſonders beſtimmt. 

$. 541. Der Regel nach find die Nebengeiſtli⸗ 
chen der Auffiche und der Anweiſung des Pfarrers 
in allen ihren Amtsgefchäften unterworfen. 

9 542. Weltgeiſtliche, die zur Abwartung des 
Gottesdienſtes bey einer Capelle oder bey einem Al⸗ “ 
tar beſtellt find, durfen ſich keine Parochialverrich⸗ 
tungen aumaßen. 8 

§. 543: Auch mehrere dergleichen bey einer 
Kirche beſteſlte Capellaue machen dennoch unter ſich 
kein Collegium aus. 


Allgem, Landr. IV. Band, G 9.544 
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$. 544. Uebrigens aber haben fie die allgelnei⸗ 
nen Rechte und Obliegenheiten der Geiſtlichen. 

§. 545. Weltgeiſtliche, die kein beſtimmtes 
geiſtliches Amt bey einer Gemeine oder Kirche haben, 
ſollen von den Biſchoͤfen nicht ohne erhebliche Urſache 
beſtellt, oder in ihre Diözes aufgenommen werden. 

§. 546. Sie ſtehen in Auſehung ihrer geiſtli⸗ 
chen Functionen unter dem Biſchofe; und dieſer 
muß Dafür ſorgen, daß fie weder Unordnung oder 
Aergerniß anrichten, noch ſonſt dem Staate zur 
Laſt fallen. 8 

§. 547. So lange fie bey einer Gemeine oder 
Kirche nicht wirklich angeſetzt ſind, haben ſie auf 
die ‚äußern Vorrechte der Geiſtlichen H. 96. 97. kei 
nen Anſpruch. 

$, 548. Schiſſsprediger ſtehen unter den geiſt / 
lichen Obern der Provinz, wohin das Schiff gehoͤrt; 


ank e und Geſandſchaftsprediger unter den geiſtlichen Obern 


derjenigen Provinz, deren Landes- Juſtizeollegio der 
Geſandte in feinen perfönlichen Asgelegenheiten un⸗ 
terworfen iſt. 

$. 549. Beide haben, in Anſehung der ihnen 
angewieſenen Kirchengeſellſchaft, die Rechte und die 
Glaubwürdigkeit eines wirklichen Pfarrers. 


Siebenter Abſchniet. 
Von weltlichen Kirchenbedienten. 


$. 550. Perſonen, welche zwar zum Dienſte 
der Kirche, aber nur in mechaniſchen Verrichtungen, 
oder weltlichen Angelegenheiten beſtimmt find, haben 
nicht die Rechte der Geiftlichen. 
§. 551. Inſonderheit werden fie durch ihre 
Kirchenbedienungen von der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit nicht ausgenommen. 
§. 382. 
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SA; 552, Kirchenvorſteher werden der Regel 7 x 
nach von dem Patron beſtellt; wo aber dergleichen 
nicht vorhanden iſt, von der Gemeine, unter Geneh⸗ 
migung der ordentlichen Gerichtsobrigkett, gewaͤhlt. - 

$. 553. Wo nach bisheriger Obſervanz die Ber 
ſtellung der Vorſteher von andern Perſonen oder 
Behoͤrden abgehangen, hät es deshalb, ſo wie in 
Anſehung der Dauer des Amts, bey dieſer herge⸗ 
brachten Gewohnheit ſein Bewenden. 

$. 554. Rur Mitglieder der Gemeine Fönnen * 
zu Kirchenvorſtehern beſtellt werden. 

§. 355. Von der Verbindlichkeit des ausge⸗ 
waͤhlten Mitglieds, dergleichen Amt zu uͤbernehmen, 
und von den ihm dagegen zu ſtatten kommenden Enk⸗ 
ſchuldigungsurſachen, gilt alles das, was wegen der 
Beamten der Corporationen überhaupt, und der 
Buͤrgergemeinen inſonderheit, oben verordnet iſt. 
(Tit 6. §. 161. 162. Tit. 8.) R 

§. 556. Küſter, und andere dergleiche niedere Küſer, 
Kirchenbediente, werden der Regel nach von dem 
Patron beſtellt. 

9 557. Dieſer muß zwar den Pfarrer mit ſei⸗ 
nem Gutachten über das zu beſtellende Subjekt hoͤren; 
er iſt aber an deſſen Vorſchlaͤge nicht gebunden. 

$. 558. Doch darf dem Pfarrer kein Subjekt 
aufgedrungen werden, welches wit ihm in offenbar 5 
rer Feindſchaft lebt, oder ſich gröblich wider ihn ver⸗ 
gangen hat. 

§. 559. SE der Kuͤſter zugleich Vorleſer oder 
Vorſaͤnger; fo muß er eine Probe vor der verſam⸗ 
melten Gemeine ablegen. 

$. 560, Die Gemeine hat in dieſem Falle ein 
Recht zum Widerſpruche, wenn ſie den geiſtlichen 
Obern erhebliche Gründe gegen die Tüchtigkeit oder 
Wuͤrdigkelt des vorgeſchlagenen Subjekts anzeigen 
und nachweiſen kann. 

82 b. 561. 


Begriff. 
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$ 561. Iſt der Kuͤſter zugleich Schulhalter: 
fo finden wegen feiner Prüſund und Beſtellung die 
Vorſchriften des folgenden Titels Anwendung. 

$. 562. Bey Kirchen, welche keinen eignen 
Patron haben, gebuͤhrt die Beſtellung der niedern 
Kirchenbedienten dem Pfarrer und den Kirchenvor⸗ 
ſtehern; in fo fern nicht dieſelbe, nach wohlherge⸗ 
brachter Gewohnheit des Orts, letztern allein, oder 
auch der ganzen Gemeine zukommt. 

§. 563. In allen Fällen muß der Pfarrer die 
geſchehene Beſtellung eines ſolchen Kirchenbedienten 
dem Erzprieſter oder Kreisinſpector anzeigen. 

§. 564. Iſt von einem Küſter die Rede: fo 
muß derſelbe, ebe er in das me wirklich eingeſetzt 
wird, dem Erzprieſter oder Inſpector zur Prufung 
vorgeſtellt werden. 

$. 565. Die Pflichten und Verrichtungen der 
niedern Kirchenbedienten ſind in den Provinzialkir⸗ 
chenordnungen, und durch die beſondern Verfaſſun⸗ 
gen einer jeden Parochialkirche beſtimmt. 

§. 566. Sie ſtehen in ihrem Amte zunächft une 
ter der Aufſicht und Direction des Pfarrers, und müſ⸗ 
fen den Anweiſungen deſſelben bereitwillig Folge leiſteu. 

§. 567. Uebrigens gilt von der Aufſicht der 
geiftlichen Obern über fie, von ihrer Beſtrafung bey 
vorkommenden Amtsvergehungen, ingleichen von ih⸗ 
rer Entſetzung, alles, was im vorigen Abſchnitte in 
Anſehung der Pfarrer verordnet iſt. (. 538 — 538.) 


Achter Abſchnitt. 
Von Kirchen patronen. 
$. 568. Derjenige, welchem die unmittelbare 
Aufſicht uͤber eine Kirche, nebſt der Sorge fuͤr deren 
Erhaltung und Vertheidigung obliegt, wird der Kir⸗ 
chenpatron genannt. 


$. 569. 


Von Kirchenpatrouen. 10 


— 


§. 569. Wer eine Kirche bauet, oder hinlaͤnglich ER 
dotirt, erlangt dadurch ein Recht zum Patronat. Fare 

S. 370, Eben dergleichen Recht erlangt derje- natrechtt. 
nige, welcher eine verfallene oder verarmte Kirche 
wieder aufbaut, oder von neuem dotirt. 

6. 571. Hat eine ſolche Kirche bereits einen 
Patron: fo erlangt der neue Wohlthaͤter mit dem⸗ 
ſelben gleiche Rechte; doch nur in ſo fern, als der 
bisherige Patron die Koſten des Aufbaues, und der 
Dotation, nicht hat übernehmen koͤnnen oder wollen. 

§. 572. Auch durch den Auftrag einer Kirchen⸗ 
geſellſchaft, die bisher unter keinem beſondern Pa⸗ 
trone geſtanden hat, kann Jemand ein Recht zum 
Patronat erhalten, 

% 573. Doch wird in allen vorſtehenden Faͤl⸗ 
len (F. 569 — 572.) das Kirchenpatronat ſelbſt erſt 
durch die Verleihung des Staats erworben. 

$. 574. Außerdem kann das Kirchenpatronat 
auch durch Verjährung erlangt werden. 

$. 575. Soll eine dergleichen Erwerbung deſ⸗ 
ſelben, gegen den Staat, oder die Kirchengeſell⸗ 
ſchaft nachge wieſen werden: fo müffen die Erſorder⸗ 
niſſe der bey Regalien ſtatt findenden Verjährung 
vorhanden ſeyn. 

$. 576. Wenn aber zwey oder mehrere Pri⸗ 
vatperſonen über den Beſitz des Parronatrechts mit 
einander ſtreiten: fo iſt die gemeine Verjährung hin⸗ 
reichend. 

§. 577. Alle dergleichen über die Zufländig 
keit des Patronatrechts entſtehende Streitigkeiten 
gehoͤren zum Erkenntniſſe des ordentlichen weltlichen 
Richters. 

F. 578. In wie fern das Patronatrecht nur der 
Perſon des Erwerbers und ſeinen Erben, oder einer 
gewiſſen Familie zukomme; oder mit einem Amte, 
oder mit dem Beſitze eines Guts verbunden fen; iſt 


in 
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in vorkommenden Fällen nach den darüber ſprechen⸗ 
den Erwerbungsurkunden zu beſtimmen. 

$. 579. Im zweifelhaften Falle wird vermu⸗ 
khet, daß das Kirchenpatronat auf einem Gute oder 
Grundſtucke hafte. 

g. 580. Dergſeichen Patronat kann von dem 
Gute, auf welchem es bisher gehaftet hat, ohne 
ausdrückliche Einwilligung der geiſtlichen Obern, nicht 
abgeſondert werden. ö 

6. 587. Mit dem Gute zugleich aber geht dafs 
ſelbe auf jeden Befiger, ohne Unterſchied der Reli⸗ 
gionspartey, wozu er ſich bekennt, über. 

§. 582. Doch koͤnnen Perſonen, welche zu kei⸗ 


ner von den im Staate aufgenommenen oder gedul⸗ 


Sechie u. 


Aflichten 
ves Par 
a 


deten chriſtlichen Neligionsparteien gehören, das Pas 
tronatrecht über eine Kirche nicht ausuͤben. 

H. 583. Es ſteht ihnen zwar frey, dieſe Aus⸗ 
übung einem Andern während ihrer Beſitzzeit zu übers 
tragen; die Beitrage und Leiſtungen aber, welche 
aus dem Patronate fließen, müffen in allen Fällen 
aus den Einkuͤnften des Guts beſtritten werden. 

§. 584. Die dem Patrone obliegende Sorge für 
die Erhaltung der Kirche, begreift die Pflicht, dazu, 
bey Ermangelung eines hinlänglichen Kirchenvermoͤ⸗ 
gens, aus eigenen Mitteln beizutragen, unter ſich. 

§. 585. Dagegen iſt aber auch der Patron bes 
rechtigt, die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens zu be⸗ 
ſtellen, und Rechnungslegung von ifhten zu fordern. 

$. 586. Dem Patrone, als Wohlthaͤter und 
Erhalter der Kirche, kommen in Anſehung derfelben 
gewiſſe Ehrenrechte zu. 8 

§. 587. Er hat das Recht bey Erledigung 
der Pfarrſtelle den neuen Pfarrer zu praſentiren. 
(F. 327. gg.) 5 


9. 588. 


Von Kitchenpatronen, .103 
— — 


5. 588. Er iſt befugt, ſeinen Kirchſtuhl im 
Chore, oder ſonſt in einem vorzüglichen Orte der 
Kirche zu haben. 

$. 589. Der Patronen und ihrer Familien muß 
im Öffentlichen Kirchengebete beſonders gedacht werden. 

§. 590. Auch bey der Beerdigung gebührt dem 
Patkone, feiner Ehefrau, ehelichen Abkoͤmmlingen, 
und bey ihm wohnenden Seitenverwandten, ein 
Platz in dem Begräbnißgewoͤlbe. 

§. 591. Kann in dieſem die Beerdigung nach 
den Geſetzen des Staats nicht Statt finden: ſo kann 
der Patron die unentgeldliche Anweiſung einer vorzuͤg⸗ 
lichen Stelle auf dem der Kirchengeſellſchaft zuſte⸗ 
henden Begräbmißplage fordern. (H. 185.) 

$. 592. Auch iſt er berechtigt, Ehrenmaͤler für 
ſich und ſeine Familie in der Kirche zu errichten. 

$. 593. Bey feinem und feiner Ehegattin Ab⸗ 
ſterben findet, durch den nach jedes Orts Gewohn⸗ 
heit beftummten Zeitraum, das Trauergeläute Statt. 

§. 594 Wo die Kirchentrauer für den Patron 
und feine Familie bey deren Abſterben hergebrache 
iſt, hat es dabey auch fernerhin ſein Bewenden. 

§ 595. Verarmte Patronen genugſam dotir⸗ 
ter Kirchen haben aus dem Kirchenſchatze nothduͤrf⸗ 
tigen Unterhalt zu fordern. 

$. 596. Doch iſt die Kirche zu dieſer Compe⸗ 
tenz in ſo fern verpflichtet, als die Einkuͤnfte des 
Vermoͤgens, womit fie dotirt worden, nach Abzug 
aller zur Unterhaltung ihrer Anſtalten erforderlichen 
Ausgaben, dazu hinreichen. 7 

$ 597. Auch tritt die Verbindlichkeit der Kir⸗ 
che nur alsdann ein, wenn außer ihr Niemand mehr 
vorhanden iſt, der zur Ernährung des verarmten 
Pakrous nach den Geſetzen verpflichtet wäre, 

6.598, Die Ausübung des auf einem Gute Wem die 
den Patronatrechts gebührt demjenigen, Mel hung eis 

chem tes Real⸗ 
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Yatrona's chem das bürgerliche Eigenthum (Dominium civile) 


rechts us 


komme. 


Von meh ⸗ 


rern Pa⸗ 
tronen. 


des Guts zukommt. 

§. 599. Wem die Geſetze die Verwaltung des 
Inbegriffs der Guter und Gerechtſame eines Andern 
übertragen haben, der iſt auch das dazu gehoͤrende 
Kircheupatronat in deſſen Namen auszuüben be⸗ 
rechtigt. 

g. 600, Ein bloßes Verwaltungs», Nutzungs⸗ 
oder Erbpachtrecht an dem mit dem Patronate vers 
ſehenen Gute, giebt noch keine Befugniß zur Aus⸗ 
uͤbung des letztern. N 

$. 601. Dagegen iſt die Leibgedings⸗Frau zu 
ſolcher Ausübung wahrend ihres Beſitzes berechtigt. 

$. 602. Wenn ein Gut Schulden halber in 
Beſchlag genommen worden; ſo bleibt die Ausübung 
des Patronatrechts dennoch dem Eigenthuͤmer; und 
nur diejenigen Befugniſſe und Pflichten, welche auf 
das Kirchenvermoͤgen Beziehung haben, müſſen von 
dem gerichtlich beſtellten Adminiſtrator wahrgenom⸗ 
men werden. 

$. 603. Dagegen muͤſſen die Laſten des Patro⸗ 
nats, auch in dieſem Falle, aus den Einkünften des 
Guts getragen werden. 

$. 604. Berfälle ein mit dem Patronatrechte 
verſehenes Gut, aus andern Urſachen, als Schul⸗ 
den halber, auf den Autrag des Fiskus in gericht ⸗ 
lichen Beſchlag: ſo kommt es, mwäßtend deſſelben, 
dem Staate zu, für die Ausübung der dies fälligen 
Rechte und Pflichten zu ſorgen. .n 

$. 605. Wenn das Patronatrecht über eben 
dieſelbe Kirche auf mehrern Gütern mit gleichem 
Rechte haftet: fo ſind die Beſitzer dieſer Güter, 
in Anſehung der damit verbundenen Befugniſſe und 


Pflichten, als Inhaber eines gemeinſamen Rechts, 


oder einer gemeinſamen Verbindlichkeit, zu betrach⸗ 
ten. t . 
§. 606. 
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— 


8. 606. Doch kann jeder von ihnen die $. 586. 
bis 594, beſchriebenen Ehrenrechte fur feine Perſon 
ſordern und ausüben. 

H. 60%. Hat Eine Kirche mehrere Patronen: 
fo kann derjenige, in deſſen Gute die Kirche liegt, in 
gemeinſchaftlichen Geſchaͤften das Directorium, und 
den dahin gehörenden Vorzug in der Unterſchrift 
verlangen. ; 5 

§. 608. Sind mehrere Kirchen unter gemein⸗ 
schaftlichen Geiſtlichen und Patronen vereinigt: ſo 
kommt das Directorium in gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten dem Patrone des Orts zu, wo der Pfar⸗ 
rer wohnt. 1.4 AR shi 

$. 609; In Angelegenheiten aber, welche nur 
eine einzelne Kirche betreffen, findet die Vorſchrift 
H. 607. ebenfalls Anwendung. 

$. 610. Niemand kann, ohne ausdrückliche Ein⸗ Wie das 
willigung der Gemeine, und ohne Genehmigung der une 
geiftlichen Oberu, des Patronatrechts, und der da» aufbire, 
mit verbundenen Obliegenheiten ſich begeben. 

9. 611. Dagegen verliert aber auch der Pas 
ton feine, Rechte keinesweges durch den bloßen 
Nichtgebrauch. ; 

$. 612. Hat er aber geſchehen laſſen, daß ein⸗ 
zelne unter dem Patronatrechte begriffene Befug⸗ 
niſſe von der Gemeine, oder deten Vorſtehern, oder 
auch von einem Dritten, durch eine zur gewöhuli⸗ 
chen Verjaͤhrung hinreichende Friſt, als ein ihnen 
zukommendes Recht ausgeübt worden: fo hat er 
dieſe Befugniſſe verloren. 1 ’ 

§. 613. Wer um Beſtechung, oder andrer un⸗ 
erlaubten Privatvortheile willen, Jemand zu einer 
Pfarrſtelle präſentirt, verliert ſür ſeine Perſon das 
Wahl + und Präſentationsrecht bey dieſer und allen 
folgenden: Vaeauzen. 1 7 


§. 614. — 
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$. 614. In dieſem und allen übrigen Fällen, 
wo der Patron das Wahl und Praͤſentationsrecht 
für ſeine Perſon verliert, kommt die Beſetzung der 
vakanten 5 den geiſtlichen Obern zu. (5. 
398. fag 

$. 615. Auch einem Collegio, Corporation, oder 
Commune, kann das Kirchenpatronat zukommen. 

§. 616. Ein ſolches Collegium u. ſ. f. kann 
zwar die Ausuͤbung deſſelben Jemanden aus feinem 
Mittel übertragen, oder felbige mit einem gewiſſen 
Amte verknuͤpfen. 

§. 617. Es kann ſich aber dadurch der zum 
Patronate gehoͤrigen Pflichten, zum Nachtheile der 
Kirche, nicht entledigen. 


Neunter Abſchnitt. 


on der Verwaltung der Güter und des 
Vermoͤgens der Pfarrkirchen. 


Allgemei⸗ F. 518. Von den Gütern und dem Vermoͤgen 
ia ib der Parochtalktrchen gilt alles, was vom Vermögen 
int der Kirchen uberhaupt im Vierten Abſchnitte ver⸗ 
ordnet iſt. 
Art der §. 619. Die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens 
dung.“ gebuͤhrt in der Regel den Kirchenvorſtehern. 
$, 620. Auf die Amtsführung derſelben findes 
alles das Anwendung, was von den Vorſtehern der 
Kirchengeſellſchaften überhaupt $ 156. fqg. inglei⸗ 
chen $. 352. Lad: verordnet iſt. 
$. 621. Doch find fie, bey Patronatkirchen, 
in Ruͤckſicht auf dieſe Verwaltung, auch der beſondern 
und unmittelbaren Aufſicht des Patrons unterworfen. 
$. 622. Ein Gleiches gilt bey ſtaͤdtiſchen und ans 
dern ben Kirchen, welche keinen beſondern Patron 
” baben, 
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haben, in Anſehung eines, noch außer den admini⸗ 
ſtrirenden Vorſtehern, angeordneten Kirchencollegti. 

$. 623. Sie müſſen, bey ihrer Verwaltung, Rieder 
ehen die Aufmerkſamkeit anwenden, und eben den der Kit 

Grad der Schuld vertreten, wozu Vormünder nach alte 
den Geſetzen verpflichtet find, a; 

§. 624. Bey einer jeden Pfarrkirche muͤſſen 
wenigſtens Zwey Vorſteher beftelle werden. 

1. 625. Sie muͤſſen die det Kirche zuſtehenden 
Gelder, Schuldinſtrumente, und andere Urkunden, 
dergeſtalt unter gemeinſchaftlichem Beſchluſſe halten, 
daß keiner von ihnen einſeitig, und ohne die uͤbri⸗ 
gen, daruͤber verfügen koͤnne. 

$: 626. Wo der Kaſten, in welchem die Kir⸗ 
chengelder und Urkunden unter ſolchem gemeinſamen 
Beſchluſſe aufzubewahren ſind, am ſicherſten unterge⸗ 
bracht werden koͤnne, müffen die Vorſteher mit dem 
Patrone und Pfarrer in Ueberlegung nehmen; allen⸗ 
falls aber muß dieſes von dem Inſpector oder Erz⸗ 
prieſter nach den Umſtänden beſtimmt werden. 

§. 627. Wo es, beſonders auf dem Lande, an 
tauglichen und im Rechnungsweſen hinlänglich geuͤb⸗ 
ken Subjekten zu Kirchenvorſtehern ermangelt, da 
kann der Pfarrer ſich nicht entbrechen, dieſes Ges 
ſchaͤft mit zu uͤbernehmen, und die Schreibereien, 
nebſt dem Rechnungsweſen, zu beſorgen. 

$. 628. Was alſo hier von Kirchenvorſtehern 
uberhaupt verordnet wird, gilt in dieſem Falle auch 

von dem Pfarrer, und den ihm an die Seite ge⸗ 
festen Nebenvorſtehern. 9/0 - 

§. 629. Ausſtehende Rirchencopifafien koͤnnen er 
die Vorſteher, ohne Vorwiſſen und Genehmigung: talien. 
des Patrons oder Kirchencollegii, wo dergleichen wok 
banden iſt, nicht fügen. 


8. 630. 
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$. 630. Geſchieht die Aufkuͤndigung von dem 
Schuldner: ſo müſſen ſie dem Patrone oder Kir⸗ 
chencollegio davon ſofort Anzeige machen. 
F. 631. Wo weder ein Patron, noch ein Kir⸗ 
chencollegium vorhanden find, da muͤſſen Aufkuͤndi⸗ 
gungen nicht anders, als mit Zuziehung des Inſpe⸗ 
ctors oder Erzprieſters, gethan oder angenommen 
werden. 5 

H. 632, Der Patron, das Kircheneolleginm, 
oder der Inſpector, muͤſſen den Zahler auweiſen: ob 
die Zahlung an die Vorſteher allein geleiſtet, oder 
wer noch außer ihnen dabey zugezogen werden ſolle. 

$. 633. Nach dieſer Anweiſung muß ſich der 
Zahler richten; und nur eine derſelben gemäß ausge⸗ 
ſtellte Quittung kann gegen die Kirche die Zahlung 
beweiſen . . 

§. 634. So bald aus den Einkuͤnften der Kir⸗ 
che ein Beſtand von Funfzig,Thalern oder mehr er⸗ 
uͤbrigt werden kann, müſſen die Verſteher für deſ⸗ 
fen ſichere und ziusbare Unterbringung zum Beſten 
der Kirche ſorgen. 

§. 635. So lauge ſich zu einer folchen Untere 
bringung gegen höhere Zinſen, unter geſetzmaßiger 
Sicherheit, keine Gelegenheit findet, muͤſſen derglei⸗ 
chen aufgeſammelte Capitalien bey der Koͤniglichen 
Bank belegt werden. 

$. 636. Kirchencapitalien ſollen in der Regel 
nicht anders, als gegen gerichtliche Sicherheit, und 
Eintragung auf unbewegliche Güter, ausgeliehen 
werden. RE 

H. 637. Die Ausleihung muß mit Vorwiſſen 
und Genehmigung des Patrons oder Rirchencollegit, 
in deren Ermangelung aber mit Zuziehung des Pfar⸗ 
rers geſchehen. 5 P } 

$. 638. In allen Fällen muß die vorhabende 
Ausleihung, und die dagegen der Kirche zu 9 
ende 
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fende Sicherheit, dem Erzprieſter oder Inſpector 
angezeigt werden. 

H. 639. Beträgt das auszuſeihende Capital 
mehr, als Funfzig Thaler: ſo muß er bey den ans 
geſetzten geiſtlichen Obern daruͤber anfragen. 

$. 640. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der 
Inſpector, auch bey einer minderen Summe, die 
Sicherheit bedenklich findet. 

§. 641. Dem Patrone ſelbſt dürfen das Kir⸗ 
chencollegium, der Pfarrer und die Vorſteher, bey 
eigner Vertretung, ohne beſondere Genehmigung der 
geiſtlichen Obern, keine Kirchengelder zum Darlehn 
geben, oder ſonſt überlaſſen. 

$. 642. Ein Gleiches gilt von Darlehnen, die 
einem Vorſteher, oder einem Mitgliede des Kir⸗ 
chencollegii, oder auch dem Pfarrer gemacht werden 
ſollen. 

9. 643. Die geiſtlichen Obern machen ſich der 
Kirche verantwortlich, wenn fie ohne eine ſolche Si⸗ 
cherheit, als die Geſetze bey Verſeihung der Muͤn⸗ 
delgelder aus dem gerichtlichen Depoſito erfordern, in 
dergleichen Darlehne (J. 641. 642.) willigen. 

$: 644. An Perſonen, welche zu den geiſtli⸗ 
chen Obern gehören, duͤrſen weder die Vorſteher, 
noch der Patron oder die Kirchencollegia, bey eig⸗ 
ner Vertretung, Darlehne aus dem Kirchenvermoͤ⸗ 
gen machen. 

% 645. Sollen Capitalien für die Kirche auf. Ven 
genommen werden: fo iſt dazu der Beitritt des Pa⸗ N 
trons oder Kirchencollegii, oder in beider Erman, che. 
gelung, der Gemeine, oder deren Repraͤſentan⸗ 
ten, nebſt der Genehmigung der geiſtlichen Obern 
erforderlich. 

H. 646. Wer ohne dieſe Erforderniſſe in ein 
ſolches Darlehnsgeſchaͤft ſich einlaͤßt, der erlangt dar⸗ 
aus ein Recht an die Kirche und deren Vermoͤgen 

nur 


Grund⸗ 
ſtuͤcke. 


Prozeſſe. 
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nur ſo weit, als er die geſchehene Verwendung in 
ihren Nutzen nachweiſen kann. 

F. 647. In die Veräußerung eines Kirchenguts 
muß, außer dem Patrone, wo dergleichen vorhan⸗ 
den iſt, auch die Gemeine durch ihre zu beſtellende 
Repraͤſentanten einwilligen. 

$. 648: Keine Veraͤußerung aber kann ohne 
vorhergegangene Unterſuchung und Approbation der 
geiftlichen Obern, und ohne Erlaubniß des geiſt⸗ 
lichen Departements im Staatsminiſterio, gültig 
geſchehen. 

§. 649. Zu Erbbderpachtungen, oder Austhuung 
gegen Erbzins, iſt die Einwilligung der geiſtlichen 
Obern hinreichend. 

$. 650. Wenn die Kirche wegen ihrer Güter 
und Vermögens in Prozeſſe verwickelt wird: fo liegt 
der Betrieb derſelben den Vorſtehern ob. 

§. 651. Der Patron maß die Vorſteher in 
Ausführung und Vertheidigung der Kirchengerecht⸗ 
ſame unterſtuͤtzen. N 

$. 652. Soll die Kirche Klägers Stelle ver⸗ 
kreten: fo muͤſſen der Patron und die Vorſteher, 
noch vor dem Anfange des Prozeſſes, die Approba⸗ 
tion der geiſtlichen Obern daruber einholen. * 

$. 65 3. Unterlaſſen fie dieſes: fo wird der Pros 
zeß auf ihre Gefahr und Koſten geführt, und der 
Kirche kann daraus kein Nachtheil erwachſen. 

D 654. Auch wenn die Kirche von andern 
rechtlich belangt wird, muͤſſen der Patron und die 
Vorſteher den geiſtlichen Obern davon ſofort Anzei⸗ 
ge machen. 

§. 655. Das Approbationsdecret der geiſtli⸗ 
chen Oberen iſt zwar zur Einlaſſung auf die Klage 
nicht nothwendig; \ 


§. 656. 


Von Verwaltung der Kirchenguͤter. 111 


§. 656. Wenn aber die Vorſteher dergleichen 
Decret nicht nachbringen: ſo geht der Prozeß auf 
ihre Gefahr und Koſten. 

. 657. Die Koſten koͤnnen jedoch ſowohl in 
dieſem, als in dem Falle des §. 65 3., aus dem 
Kirchenvermoͤgen zurückgefordert werden, wenn durch 
einen guͤnſtigen Ausgang des Prozeſſes ein die Ko⸗ 
fen uͤberſteigender Nutzen für die Kirche verſchafft 
worden. ; 

b. 658. Die Vollmacht zum Betriebe eines 
Prozeſſes muß, außer den Vorſtehern, von dem 
Patrone, dem Kirchencollegio, oder in deren Er⸗ 
mangelung, von dem Pfarrer mit unterſchrieben 
werden. ä 
$, 659. In Fällen, wo die Vorſteher, der 
Patron, oder die Kirchencollegig, wirkliche Rechte 5 
der Kirche in Gerichten auszufuͤhren oder zu ver⸗ 
theidigen beharrlich verweigern, müſſen die geiſtli⸗ 
chen Obern der Kirche einen Bevollmächtigten dazu 
von Aintswegen beſtellen. 

$. 660. Die durch die ungegruͤndete Weige⸗ 
rung eutſtandenen mehrern Koſten muß der Wei⸗ 
gernde aus eignen Mitteln erſetzen. 

$. 661. Auch wenn gegen den Patron oder das 
Kirchencollegium ſelbſt ein gerichtliches Verfahren 
erforderlich iſt, muß der Kirche von den geiſtlichen 2 
Obern ein Bevollmaͤchtigter dazu von Amts wegen 
beſtellt werden. 

$. 662. Ohne Genehmigung der geiſtlichen Pergler 
Obern kann über Kirchenguter und Rechte kein che. 
Vergleich geſchloſſen werden. 

H. 663. Enthaͤlt der Vergleich eine Art von 
Veraͤußerung ſolcher Güter und Rechte: ſo muͤſſen 
noch außerdem die §. 648 vorgeſchriebenen Erfor⸗ 
derniſſe einer gültigen Veraͤußerung von Kirchengũ⸗ 
tern berhaupt hinzukommen. 

. 664. 
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Eintäufte. §. 664. Die Kirchenvorſteher muͤſſen inſonder⸗ 
heit die ordentliche und prompte Einziehung der 
Kircheneinfünfte beſorgen. 5 

$ 665. Der Ertrag des Klingebeutels, oder 
ausgeſtellten Beckens, gehört der Regel nach- zu den 
Kircheneinkünſten, und muß, nach vollendeter Ein⸗ 
ſammlung, von den Vorſtehern, mit Zuziehung des 
Pfarrers, übernommen werden. 

$. 666. Ein Gleiches gilt von den perſoͤnlichen 
Abgaben, welche von Eingepfarrten oder Andern, 
die ſich dieſer Anſtalt bedienen wollen, für gewiſſe 
kirchliche Handlungen, nach einer vom Staate 
genehmigten Taxe, an die Kirche ſelbſt zu entrich 
ten ſind. 


5.701 Ale, s F. 667. Desgleichen von den Stellgeldern, die 


nach Gewohnheit des Orts, für die Begräbnißplaͤtze 
auf den Kirchhofen entrichtet werden muſſen. 
Vermie. $. 668. Grundſtuͤcke der Kirche konnen die 
Werpach, Vorſteber, unter Genehmigung des Patrons oder 
ten der Kirchencollegii, vermiethen oder verpachten, und die 
duc. Mietben oder Pachegelder davon einziehen. 
§. 669. Die Ausbietung eines ſolchen Grund⸗ 
ſtückes zur Miethe oder Pacht, muß allemal öffentlich 
geſchehen. 
$. 670. Hat die bisherige Miethe oder Pacht, 
oder der bisherige Ertrag, Funfzig Thaler nicht 
uͤberſtiegen, und ſoll die Austhuung nicht auf länge: 
re Zeit als Sechs Jahre geſehehen: fo iſt es hinrei⸗ 
chend, wenn die Bekanntmachung, und die Aufforde⸗ 
rung der Mieth⸗ oder Pachtluſtigen, ſich an einem 
beſtimmten Tage in der Wohnung des Patrons, oder 
der Kirchenvorſteher zu melden, Drey Sonntage 
hintereinander von der Kanzel gejchiebt. - 
$. 671. Alsdann kann der Contract mit dem 
Meiſtbietenden, unter Genehmigung des Patrons 
oder Kirchencoflegii, von den Vorſtehern, ohne Da- 
zwi 
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zwiſchenkunft der Gerichte, oder der geiſtlichen Obern, 
guͤltig abgeſchloſſen werden. N 

9. 672. Soll das Grundſtück auf länger als 
Sechs Jahre ausgerhan werden, oder überjkeige der 
Ertrag deſſelben Funfzig Thaler: ſo muß, außer der 
Bekanntmachung von den Kanzeln, eine oſfensliche 
gerichtliche Aufforderung der Mieth - oder Pachein⸗ 
ſtigen vorhergehen. je f 

$. 673. Dabey muͤſſen die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften von freiwilligen Subhaſtatſonen beobachtet, 
und es muß vor dem Zuſchlage die Genehmigung 
der geiſtlichen Obern eingeholt werden. 

§. 674. Sollen Grundſtuͤcke dem Kirchenpa⸗ 


trone ſelbſt vermiethet oder verpachtet werden: fo iſt ; 


allemal die Genehmigung der geistlichen Obern da⸗ 
zu nothwendig. 7 113161 2 
$. 675. Kann ein Kirchengut zum Beſten der 
Kirche nicht verpachtet werden: ſo ſind die eingepfarr · 
ten Gemeinen, wo nicht ein Andres hergebracht ist, 
nur ſchuldig, die innerhalb der Kirchſpielsgraͤn gen ge⸗ 
legenen Grundſtuͤcke, gegen Vergütung der in der 
Gegend üblichen Beſtellungs- und Erndrekoſten, zu 
bearbeiten, und die Fruͤchte davon einzuſam mein. 
$. 676. Wo die Vermiethung der Kirchſtellen 
hergebracht iſt, da gebuͤhrt ſelbige den Vorſtehern. 
§. 677. Sie koͤnnen die Stelle an Einge⸗ 
pfarrte und an Fremde zum Gebrauch überlaſſen; 
doch haben die Erſtern den Vorzug. 1 
§. 678. Die Vorſteher koͤnnen die hergebrach⸗ 


Vermie⸗ 
zuung der 
Kor 
Kellen, 


ten Kirchſtellengeder ohne Bewilligung der Einge⸗ 


pfarrten nicht erhöhen. 

§. 679. Das Vermiethen der Kirchſtellen ſoll 
niemals nach Art einer offentlichen Verſteigerung ges 
ſchehen. { . 


Allgem. Landr. IV. Band. s $. 680. 
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$. 680, Bey eu errichteten Kirchen muß die 
Vertheilung der Stellen von den Vorſtehern, unter 
Beiſtimmung des Patrons oder Kirchencollegü und 
Genehmigung der geiſtlichen Obern, nach Claſſen, 
oder durch das Loos beſorgt werden. 

8 681. Wo nach beſondern Verfaſſungen 
Kirchſtellen gewiſſen Perſonen oder Familien erblich 
verliehen find, da koͤnnen die Eigenthümer dieſelben 
an Andre vermierhen, und zum Gebrauche einraͤu⸗ 
men; auch ſie auf ihre Nachkommen vererben. 

§. 682. Dagegen konnen fie das Eigenthum 
weder unter Lebendigen, noch von Todeswegen, an 
Andere uͤbertragen. 


9. 683. Wenn der Eigenthuͤmer einer ſolchen 
Stelle ohne Nachkommen ſtirbt, oder die Parochie 
verläßt: fo fällt die Stelle an die Kirche zuruͤck. 
$ 684. Kirchſtuhle, die Jemanden in Ruͤck⸗ 
ſicht ſeiner Würde oder ſeines Amts angewieſen ſind, 
koͤnnen von ihm an Andere auf keine Weiſe über⸗ 
laſſen werden. 
§ 685. Kirchftühle, die einem Hauſe oder Gu⸗ 
te für beſtaͤndig zugeſchlagen find, gehen mit die⸗ 
ſem Grundſtuͤcke zugleich auf jeden Beſitzer deffele 
ben, auch wenn er einer andern Religionsparten 
zugethan iſt, übers 5 
Ausgaben F. 686. Die bey der Kirche vorkommenden or⸗ 
Kirchen dentlichen und beſtimmten Ausgaben, ſind die Vor⸗ 
vermögen, ſteher, ohne weitere Rückfrage, aus den Kirchen⸗ 
mitteln zu entrichten befugt. 
§. 687. In Anfehung der außerordentlichen 
Ausgaben hingegen, ſollen bey jeder Kirche gewiſſe 
Summen nach Bewandniß der Umſtände, von den 
geiſtlichen Obern beftimme werden, welche die Vor⸗ 
ſteher nicht ohne Genehmigung des Patrons ax 
3 ite 
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Kirchencollegit, und dieſe nicht ohne Approbation der 
geiſtlichen Obern uͤberſchreiten dürfen. 

$. 688. Bey jeder Parochialkirche find gewiſſe 4 
Termine zu beſtimmen, in weichen die Vorſteher von gung. 
ihrer Adminiſtration Rechnung legen muͤſſen. 

9. 689. Bey Patronatkirchen gebuͤhrt die Ab⸗ 
nahme der Rechnung dem Patron; und muß auf 
deſſen Verlangen in ſeiner Behauſung geſchehen. 

$. 690. Iſt der Patron nicht ſelbſt am Orte 
wohnhaft: fo hangt die Beſtimmung, wo die Rech⸗ 
nung am Orte abgenommen werden ſolle, von 
ihm ab. 

$. 591. Die Kirchengemeine iſt der Rechnungs. 
abnahme durch ihre Repraͤſentanten und Bevollmach⸗ 
tigte beizuwohnen berechtigt. 

$. 692. Hat die Kirche keinen Patron: fo müfe 
fen die Vorſteher dem Kirchencollegio die Rechnung 
ablegen, und findet auch dabey die Vorſchrift $ 691. 
Anwendung. 

9. 693. Iſt auch kein Kirchencollegium vorhan⸗ 
den: ſo muß die Rechnung den von der Kirchenge⸗ 
meine dazu ernannten Deputirten abgelegt werden. 

§. 694. In allen Fällen iſt der Pfarrer, auch 
wenn er nicht Vorſteher waͤre, bey der Rechnungs⸗ 
abnahme zuzuziehen. 

H. 695. Die geiſtlichen Obern muͤſſen von Amts 
wegen darauf halten, daß die Rechnungslegung zur 
beſtimmten Zeit gehoͤrig erfolge. 

§. 696, Bey Gelegenheit einer jeden Kirchen⸗ 
viſitation muß der Erzprieſter oder Inſpector die, 
ſeit der letztvorhergebenden, gelegten Rechnungen 
nachſehen, und einen Extract, in Anſehung der ver⸗ 
ſchiedenen Rubriken von Einnahme und Ausgabe, 
den geiſtlichen Obern einſenden. 


9 2 $. 697. 
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§. 697. Findet er bey den abgelegten Rech. 
nungen noch Zweifel oder Bedenken: ſo muß er die 
Vorſteber darüber vernehmen, und die Sache den 
geistlichen Obern zur weitern Beurtheilung und Ver⸗ 
fügung anzeigen. 

§. 698. Die Rechnungen von Königlichen Pa⸗ 
tronatkirchen; ingleichen von denjenigen, woruͤber 
Magifträten oder Communen in den Städten das 
Patronatrecht zuſteht, muͤſſen an das Conſiſtorium 
zur Reviſſon; und wenn die jährliche Einnahme über 
Fuͤnfhundert Thaler beträgt, von dem Conſſiſtorio 
an die Oberrechenkammer eingeſendet werden. 


5. 699. Für die Unterhaltung der Kirchenge⸗ 


Tas baude und Geräthe mäffen die Kirehenvorſteher, nebſt 


dem Pfarrer, vorzüglich Sorge tragen. 

$. 700. Bey vorfallenden Bauen und Repa⸗ 
raturen muß dem Patron oder Kirchencollegio jedes⸗ 
mal Anzeige gemacht werden. 

§. 701. Wo kein Patron oder Kirchencolle · 
gium vorhanden iſt, moͤgen die Vorſteher kleine Re⸗ 
paraturen, welche Zehn Thaler nicht überſteigen, 
bloß mit Zuziehung des Pfarrers, ohne weitere e 
frage, veranſtalten. 


F. 702. Iſt eine höhere Summe erforderlich: 
ſo muß dem Inſpector oder Erzprieſter davon An⸗ 
zeige gemacht werden. 

8: 703. Dieſer kann, wenn die Koften unter 
Funfzig Thalern betragen, und er bey angeſtellter 
Prufung kein Bedenken findet, den Bau oder die 
Reparatur ohne Ruͤckfrage genehmigen. 

§. 704. Sollen aber zu einem Baue, ader zu 
einer Reparatur, mehr als Funfzig Thaler aus dem 
Kirchenvermoͤgen verwendet werden: ſo wird allemal, 
auch wenn ein Patron oder Kirchencollegium vor⸗ 
handen 
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banden find, die Genehmigung der geiſtlichen Obern 
erfordert. 

$. 705. Dieſen muß der Erzprieſter oder In⸗ 
ſpector, nach angeſtellter Unterſuchung, daruͤber be⸗ 
richten, und einen von Sachverſtandigen aufgenom⸗ 
menen Koſtenanſchlag beilegen. 

$. 706. Iſt von einem neuen Anbaue, oder 
von einer Erweiterung der Kirchengebäude die Re⸗ 
de: fo muß, ohne Unterſchied der Fälle, die Ap⸗ 
probation der geiſtlichen Obern eingeholt werden. 

6. 707, Die geiſtlichen Obern muͤſſen die Noth⸗ !iterfir 


wendigkeit des Baues prüfen, und die Art deifel gal, er 
ben beſtimmen. wendig; 


9. 708. In allen Fällen, wo über die Noth⸗ Kid 

wendigkeit oder Art des Baues, oder der Repara⸗ aß de 
tur, oder wegen des dazu zu leiſtenden Beitrages, Baues. 

unter den Intereſſenten Streit entſteht, muͤſſen die 

geiſtlichen Obern, die Sache gütlich zu reguliren, 

lich angelegen ſeyn laffen, 8 

§. 709. Findet die Gute nicht Statt: fo muͤſ⸗ 
ſen ſie die rechtliche Entſcheidung des Streits an 
die weltliche Obrigkeit verweiſen; zugleich aber veſt⸗ 
ſetzen: wie es inzwiſchen mit dem Baue oder der 
Reparatur gehalten werden ſolle. 

$. 710. Wo in Anſehung der Koſten zum Woher 
Baue, und zur Unterhaltung der Kirchengebäude, fen 
durch Verträge, rechtskräftige Erkenntuiſſe, unun⸗ hehmen. 
terbrochene Gewohnheiten, oder beſondere Provin⸗ 
zialgeſetze, gewiſſe Regeln beſtimmt find, da hat es 
auch ferner dabey ſein Bewenden. 

H. 711. In fo weit aber, als es an dergleichen 
beſondern Beſtimmungen ermangelt, finden nachſte⸗ 
heude allgemeine Vorſchriften Anwendung. 

$. 772. Die Koſten zum Baue und zur Un⸗ 
terhaltung der Kirchengebaͤnde müſſen hauptſächlich 
aus dem Kirchenvermögen genommen werden. * 

§. 713. 
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$. 713. Es darf aber davon nicht mehr verwen⸗ 
det werden, als ohne Nachtheil der aus der Kirchen⸗ 
ur zu beſtreitenden jährlichen Ausgaben geſchehen 
ann. 

§. 714. Auch muͤſſen, bey Landkirchen, die 
Eingepfarrten in jedem Falle, ohne Unterſchied, die 
nötzigen Hand» und Spanndienſte unentgeldlich 
leiſten. 

§. 715. Die Vertheilung der Hand = und 
Spanndienſte unter die Eingepfarrten muß nach eben 
dem Verhältniffe geſchehen, wie bey Gemeindedienſten. 
(Tit. 7. . 37. lag.) 

$. 716 Eingepfarrte, welche nicht zu der Ges 
meine des Dorfs, wo die Kirche liegt, gehören, 
oder aus irgend einem Grunde von den Gemeindedien⸗ 
ſten frey find, muͤſſen dennoch zu den Hand - und 
Spanndienſten bey Kirchenbauen und Reparaturen 
beitragen. 

§. 717. Ihr Verhaͤltniß dabey wird, in An⸗ 
hung der Handdienſte, nach der Zahl der Familien, 
ſo wie in Anſehung der Spanndienſte, nach dem auf 
ihren Stellen angeſchlagenem oder gewoͤhnlich gehal⸗ 
tenem Geſpanne beſtimmt. 

§. 718. Zu unentgeldlicher Leiſtung von Arbei⸗ 
ten, welche kunſt⸗ oder handwerksmaͤßige Kenntniß 
erfordern, iſt auch bey Kirchenbauen und Repara⸗ 
turen, kein Eingepfarrter verpflichtet. 

§. 719. Bey Stadtkirchen werden die erfor⸗ 
derlichen Hand » und Spanndienſte zu den übrigen 
Koſten geſchlagen. 

9: 720. Iſt das Kirchenvermoͤgen zur Beſtrei⸗ 
tung der Koſten ganz oder zum Theil nicht hinrei⸗ 
chend; ſo muß der Ausfall von dem Patron und den 

Eingepfarrten gemeinfchaftlich getragen werden. 


§. 721. 
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$. 721. Kein Eingepfarrter kann ſich dieſer 
Verbindſichkeit entziehen, und wer eine doppelte Pa⸗ 
rochie hat, iſt in beiden dazu verpflichtet. A 

$. 722. Auch diejenigen, welche nur vermoͤge 
eines beſondern Privilegii vom Pfarrzwange der Pas 
rochlalkirche ihrer Religionspartey befrelet find, muf⸗ 
ſen dennoch von ihren im Kirchſpiele eigentlich inne 
habenden Grundſtuͤcken zum Baue und Unterhaltung 
der Pfarrkirche beitragen. a 

H. 723. Auch Gaftgemeinen, welche zu einer 
benachbarten Kirche gewieſen worden, ($. 294. dd.) 
muͤſſen dazu Beitrag leiften, 

F. 724. Iſt die nothwendige Reparatur waͤh⸗ 
rend der Zeit ihrer Verbindung entſtanden, fo koͤn⸗ 
nen ſie ſich dieſer Pflicht durch Wiederabtrennung 
von der Kirche, auch bey ſonſt vorwaltenden er⸗ 
heblichen Gründen einer ſolchen Trennung, nicht 
entziehen. 

H. 725. Sind mehrere Kirchen nur unter Ei⸗ 
nem gemeinſchaftlichen Pfarrer vereiniget: fo duͤr⸗ 
fen der Patron und die Eingepfarrten einer jeden 
ſolchen Kirche nur zur Unterhaltung ihrer eignen 
Gebaͤude beitragen. 

$. 726. Sind aber mehrere Haupt oder ir 
kialgemeinen zu Einer gemeinſchaftlichen Kirche ge⸗ 
ſchlager: fo find ſaͤmmtliche Patrone und Einge⸗ 
pfaerte zu deren Unterhaltung verpflichtet. 

9. 727. Hat der Patron einer zugeſchlagenen 
Mutter- oder Filialgemeine, bey der Zuſchlagung, 
mit Einwilligung des Hauptpatrons, ſich ſeines 
Patronatrechts zu Gunſten dieſes Letztern gänzlich 
begeben: ſo kann er auch bey vorfallenden Bauen 
und Reparaturen, als Patron, zum Beitrage nicht 
gezogen werden. 

H. 728. Iſt einem Theile der Gemeine die Errich⸗ 
tung einer beſondern Capelle, oder eines Bethhauſes, 

0 in 


yM 
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in einer entlegneren Gegend des Kirchſpiels verſtat⸗ 
tet worden: ſo muß dennoch dergleichen Capelle, 
ſo wie die Hauptkirche, von denjenigen, die zu letz⸗ 
terer verpflichtet ſind, unterhalten werden. 

$. 729. Boumaterialien, welche der Patron 
oder die Kirchengemeine ſelbſt hat, müſſen von ih⸗ 
nen zum Bau geliefert werden. 

S. 730. Doch wird jedem Theile der anſchlags⸗ 
mäßige Preis derſelben auf feinen. Geldbeitrag zu 
gute gerechnet. g 

$: 731. Der Geldbeitrag wird, bey Landkir⸗ 


chen, zweſchen dem Patrone und der Kirchengemeine 


dergeſtalt vertheiſt, daß der Patron Zwey Drittel, 
die Eingepfarrten aber Ein Drittel entrichten. 

9. 732. Beſitzt der Patron Ruſtikalhufen im 
Kirchſpiele: fo. trägt er davon noch beſonders, wie 
ein anderer Eingepfarrter mit bey. 

L. 733. Wenn mehrere Patronen zum Bei⸗ 
trage verpflichtet ſind: fo tragen die Patronen die 
ihnen obliegenden Zwey Drittel unter ſich, nach, 
Verhaͤltniß ihres Antheils am Patronatrechte. 

H. 734. Der nach H. 731. beſtimmte Beitrag 
der Eingepfarrten wird unter fie nach dem Contri⸗ 
butionsfuße vertheilt. 

§. 735. Kirchen Pfarr⸗ Schul ⸗ und Hoſpi⸗ 
taläcker werden zu keinem Beitrage gezogen. 

$. 736. Eingepfarrte, deren Grundſtuͤcke der 
Contribution nicht unterworfen find, müffen ihren 
Beitrag dennoch nach Verhältniß des Maaßes und 
Ertrages dieſer Grundſtücke entrichten. 

§. 737). Zu dem Ende werden dieſe Grund⸗ 
ſtuͤcke, nach den im Steuercataſtro fuͤr die contri⸗ 
buablen Aecker der Feldmark angenommenen Claſſen 
und Satzen, durch Sachverſtaͤndige gewürdiget, und 
ſolchergeſtalt das Verhältniß des zu leiſtenden Beitra⸗ 
ges gegen die ſteuerbaren Grundſtuͤcke RT 

9 . 738. 
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$. 738. Eingepfarrte Gemeineglieder, die Feine 
Grundſtuͤcke befisen, ſondern nur von ihren Nuh⸗ 
rungen und Gewerben beitragen ſollen, werden das » 
zu nach eben dem Verhaͤſtniſſe angeſchlagen, nach 
welchem ſie zu andern Gemeinelaſten mit den ange⸗ 
ſeſſenen Mitgliedern Beitrag leiſten muͤſſen. 

$. 739. Wer in Zwey Kirchſpielen eingepfarrt 
iſt, trägt in jedem nur nach Verhältuiß der in dem⸗ 
ſelben beſitzenden Grundſtücke, oder des in demſel⸗ 
ben treibenden Gewerbes bey. 

§. 740. Bey Stadrfirchen geſchieht die Vers 
theiſung zwiſchen dem Patrone und den Eingepfarr⸗ 
ten dergeſtalt, daß Erſterer Ein Drittel, Letztere 
aber Zwey Drittel beitragen. 

6. 741. Die Vertheilung unter den Eingepfarr⸗ 
ten geſchieht auf eben die Art, wie andere gemeine 
verſoͤnliche Laſten und Abgaben nach eines jeden 
Ders Verfaſſung aufgebracht werden. 

§. 742. Sind Filial oder auch Mutterkirchen 
eingegangen, und die dazu eingepfarrt geweſenen 
Gemeinen zu einer andern benachbarten Kirche ge⸗ 
ſchlagen worden: ſo werden in der Regel die Mit⸗ 
glieder derſelben nach einerley Grundſaͤtzen, wie die 
Mitglieder der Hauptgemeine, zum Beitrage gezogen. 9 

9. 743. Die einzelnen Mitglieder bloßer Gaſt⸗ N 

& 


gemeinen entrichten jeder den Vierten Theil deffen, 
was ein Contribuent von eben der Claſſe aus der 
eigentlichen Pfarrgemeine zu leiſten hat. 

$. 744. Iſt ihnen aber bey der Zuſchlagung 
die Theilnehmung an dem Wahlrechte zur Beſetzung 
der Pfarrſtelle zugeſtanden worden: ſo muͤſſen ſie 
auch zu den Bau- und Reparaturkoſten der Kirche, 


gleich den Mitgliedern der eigentlichen Pfarrgemer⸗ 
nen beitragen. 


$, 745: 
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§. 745. Einwohner des Kirchſpiels, die zu 

einer andern Religionspartez gehoren, muͤſſen den⸗ 

noch nach eben dieſen Grundſatzen beitragen, for 
bald fie ſich der Kirche zu iprem Gortespienfte mit 
bedienen. 

§. 746. Außer dieſem Falle ſind ſie zwar zu 
Beitragen in der Regel nicht verpflichtet; 

$ 747. Es dürfen aber auch, wegen ihres 
Ausfalles, die Beitrage der übrigen, wider deren 
Willen, nicht erböher werden; ſondern die geiſtli⸗ 
chen Obern müſſen für die Uebertragung eines ſol⸗ 
chen Aus falles auf andere Art ſorgen. 

§. 748. Gleiche Grundſätze gelten auch bey der 
Vertheilung der Hand und Spaundienſte. 

§. 749. Auf die Ausfälle, welche durch den 
zuruͤckbleibenden Beitrag er nicht eingepfarrten 
Gemeineglieder entſtehen, muß vornemlich der von 
der Kirche, nach Maaßgabe ihres Vermoͤgens, zu 
entrichtende Zuſchuß gerechnet werden. 

$. 750. Kann der Ausfall dadurch nicht ge⸗ 

deckt werden: fo konnen die geiſtlichen Obern die 
Bewilligung einer Collecte bey dem Staate nach 
ſuchen. 
H. 751. Sind gar keine andere Mittel, den 
Ausfall zu decken, vorhanden: ſo muß derſelbe von 
den Eingepfarrten, ſo weit es ohne ihre erhebliche 
Bedruckung geſchehen kann, uͤbertragen werden. 

9. 752. Hat aber die Zahl der Eingepfarrten 
dergeſtalt abgenommen, daß die noch übrigen den 
ihnen obliegenden Beitrag, ohne ihren zu beſorgen⸗ 
den Ruin, nicht mehr aufbringen koͤnnen: fo müſ⸗ 
fer die geiſtlichen Obern, unter Genehmigung des 
Staats, eine ſolche Parochie zu einer andern ber 


nachbarten ſchlagen. 
9. 753. 
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$. 753. Dergleichen zufammengefchlagene Pas 
kochien ſtehen in dem Verhaͤltniſſe gegen einander als 
Mutterkirchen. 

$. 754. Wie weit der Patron und die Einge⸗ 
pfarrten der zugeſchlagenen Parochie, auch in An⸗ 
fehung der Beſtellung des Pfarrers und der Unter⸗ 
haltung der Kirche, fo wie in Anſehung der übri⸗ 
gen Rechte und Pflichten, zur Theilnehmung mit 
dem Patrone und den Eingepfarrten der Kirche, bey 
welcher ſie vereiniget ſind, gelangen ſollen, muß in 
dem Einigungsvertrage, unter Vermittelung der 
geiſtlichen Obern, deutlich beſtimmt werden. 

$. 755. So weit dergleichen Beſtimmung nicht 
erfolgt, treten die Regeln des Geſetzes über die Vers 
bältniffe vereinigter Mutterkirchen, ihrer Patrone 
und Eingepfarrten ein. x 

$. 756. Das Vermögen jeder Parochie wird 
in der Regel nach wie vor beſonders verwaltet; doch 
muß jedes derſelben zur Unterhaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kirche, ſo lange die Vereinigung dauert, 
in gleichem Verhaͤltniſſe beitragen, 

§. 757. Die Auſſicht über den Bau, und die duale 
Einſammlung der Beitrage dazu, liegt den Kirchen⸗ Bau. 
vorſtehern ob. 

$. 758. Der weltliche Richter kann denſelben, 
zur Beitreibung der letztern, die rechtliche Hülfe auf 
gebuͤhrendes Anmelden nicht verſagen. 

§. 759. „Auch während eines über die Verbind⸗ 
lichkeit, oder das Quantum des Beitrages entſtan⸗ 
denen Prozeſſes, muß letzterer nach der Veſtſetzung 
der geiſtlichen Obern entrichtet werden. 

$. 760. Wenn aber der klagende Intereſſent 
durch Urtel und Recht von dieſem Beitrage ganz oder 
zum Theil ſrey geſprochen wird: ſo muß demſelben 
das Gezahlte, nebſt Zinſen, von den Übrigen Eontris 
buenten zurückgegeben werden. 

$. 761. 
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Sur $. 761. Die Unterhaſtung der Begräbnißplaͤtze 
der Kirche iſt gemeine Laſt, und liegt allen ob, die an dem 
dee. Kirchhofe Theil zu nehmen berechtigt find. (§. 183. 
98/8 [.) 
%, F. ves. Erhält jedoch die Kirche Bezahlung 
/ Für die Grabſtellen: ſo muß der Kirchhof aus der 
Kirchencaſſe auf eben die Art, wie die Kirche ſelbſt, 
unterhalten werden. 
§. 763. Der Patron iſt der Regel nach zur 
Unterhaltung des Kirchhofes beizutragen in keinem 
Falle verpflichtet. 
$. 764: Die Anlegung neuer Begräbnißpläge 
ſoll nur aus erheblichen Urſachen, und nur unter 
Einwilligung der geiſtlichen Obern, fo wie der Pos 
lizeivorgeſetzten des Orts, ſtatt finden. 
$. 765. Durch dergleichen neue Anlagen ſoll 
dem Pfarrer und den Kirchenbedienten an ihren bis⸗ 
herigen Gebühren nichts entzogen werden. 
unterhal⸗ H. 766. In wie fern eine Kirchengeſellſchaft, 
70 welche ſich des Geläutes einer andern Kieche bedient, 


zur Unterhaltung deſſelben, ingleichen des Glocken⸗ 
ſtuhls und Thurms, beitragen müſſe, hängt haupt⸗ 
ſaͤchlich von Verträgen, und der bisherigen unun⸗ 
terbrochenen Gewohnheit eines jeden Ortes ab. 

$. 767. Fehlen dergleichen Beſtimmungen: fo 
kommt es darauf an: ob die fremde Kirchengeſell⸗ 
ſchaft derjenigen, welcher die Glocken gehören, ‚für 
den Mitgebrauch derſelben etwas entrichte, oder ob 
fe eh dieſes Mitgebrauchs unentgeldlich zu erfreuen 
habe. N 
6. 768. Entrichtet die fremde Kirchengeſell⸗ 
ſchaft etwas für den Mitgebrauch: fe kann dieje⸗ 
nige, welcher das Geläute gehört, zur Unterhal⸗ 
kung deſſelben keinen Beitrag fordern. 


$. 769. 
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§. 769. Eben das findet Statt, wenn auch 
nur die Mitglieder der fremden Kirchengeſellſchaft 
für den Gebrauch der Glocken, in einzelnen Fällen 
mehr, als die Mitglieder derſenigen, weſcher das 
Geläute gehört, zur Kirchencaſſe entrichten muͤſſen. 
$. 770. Iſt der Miegebrauch ganz unentgeld⸗ 
lich; oder zahlen die Mitglieder der fremden Geſell⸗ 
ſchaft dafur in einzelnen Faͤllen nur eben fo viel, 
als die eigentlichen Eingepfarrten: fo müſſen erſtere 
zur Unterhaltung des Gelautes nach eben dem Ver⸗ 
haltuiſſe, wie letztere, beitragen. 
§. 771. Werden in dieſem Falle die Koſten 
aus der Kirchencaſſe genommen; alſo, daß die ei⸗ 
gentlichen Eingepfarrten nichts beitragen duͤrfen: ſo 
muß dennoch die fremde Kirchengeſellſchaft einen 
von den geiſtlichen Obern billig zu beſtimmenden Bei⸗ 
trag leiſten. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von Pfarrguͤtern und Einkuͤnften. 


$. 772. Von dem, Kirchenvermoͤgen muͤſſen Was um 
die unmittelbar zur Unterhaltung des Pfarrers und 1 
der übrigen Kirchenbedienten beſtimmten Güter und böre 
Einkünfte unterſchieden werden. 

$. 773. Zu letztern gehören auch die von den 
Parochialverrichtungen zu erlegenden Stolgebuͤhren. 

$. 774. Pfarrgüter haben eben die Außen nn 
Rechte, als Kirchengüͤter. I 

9. 775. Sie find der Regel nach von allen baupt. 
Pruͤſtationen und Abgaben an die Gutsherrſchaft 
oder Stadtkaͤmmerey, ſo wie von den gemeinen La⸗ 
ſten frey. 

9. 776. Zu ſolchen Ausgaben der Gemeine, 
wovon der Pfarrer und die Gemeine unmittelbaren 
Vortheil ziehen, muͤſſen ſie mit beitragen. 

$ 777. 


tung, 


Gebä 


| Nieß⸗ 
0 Parten der Pfarrguͤter gebührt dem Pfarrer. 
N 
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§. 777. Pfarr- und Küftergürer find, gleich 
den Kirchenguͤtern, von der ordentlichen Realge⸗ 
richtsbarkeit des Orts ausgenommen. 

$. 778. Die Verwaltung und der Nieſibrauch 


779. Der Patron und die Kirchenvorſteher 
ſind ſchuldig und befugt, darauf zu ſehen, daß der 
Pfarrer die Wiedmuthsſtuͤcke ordentlich verwalte, 
und wirthſchaftlich nutze. 

$. 780. Beſonders muͤſſen fie dafür ſorgen: 
daß ein richtiges und vollftändiges Wohnungs, 
Wirthſchafts⸗, Garten» und Feldinventarium gehal⸗ 
ten werde. 

g. 781. Wenn Streit enkſteht, was an Grund⸗ 
ſtüͤcken, Gebäuden, Inventarien, Capitalien, oder 
jährlichen Hebungen, zur Kirche oder Pfarre gehoͤ⸗ 
te: fo muß bey deſſen Entſcheidung auf die vor⸗ 
handenen Kirchenmatrikeln vorzüglich Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden. 5 

§. 782. Der Pfarrer kann feine Wohngebäude 
nur mit Einwilligung des Patrons und der Kirchen⸗ 
vorſteher vermiethen; dieſe aber duͤrfen ihm die Ein⸗ 
willigung ohne erhebliche Gruͤnde nicht verſagen. 

§. 783. Bey Aufnehmung der Fremden iſt der 
Pfarrer den Polizeigeſetzen, gleich jedem andern Ein⸗ 
wohner, unterworfen. 


uuterhal, g. 784. Die Unterhaltung der Zaͤune und Ges 
be hege, fo wie kleine Reparaturen an den Gebäuden, 


Mittkeln beſorgen. 5 
F. 785. Fuͤr kleine Reparaturen find diejeni⸗ 
gen zu achten, die entweder gar keine baaren Aus⸗ 
lagen erfordern, oder wo die Koſten, von jeder ein⸗ 
zeln genommen, fie den Pfarrer nicht über Drey, 
und für den Kirchenbedienten nicht über Einen Tha⸗ 
ler betragen. 
$. 786. 


muͤſſen die Pfarrer und Kirchenbedienten aus eignen 
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$. 786. Thuͤren, Fenſter, Oefen, Schloͤſſer, 
und andere dergleichen innere Pertinenzſtücke der 
Gebäude, muͤſſen von dem Nießbraucher, mit eig⸗ 
nen Koſten, ohne Rückſicht auf den Betrag derſel⸗ 
ben, unterhalten werden. 
* 5,787. Auch zu groͤßern Reparaturen der 
-Pfarrgebaͤude, fo wie zu neuen Bauen, muß der 
Pfarrer die Matertalien, ſo weit als dieſelben bey 
der Pfarre über die Wirthſchaftsnothdurſt befindlich 
ſind, unentgeldlich hergeben. 
$. 788. Woher die übrigen Koſten, in Era 
mangelung eines eignen dazu beſtimmten Fonds, zu 
nehmen ſind, iſt nach den vorhandenen verſchiede⸗ 
nen Provinztalgeſetzen zu beſtimmen. 
§. 789. Wo darüber keine beſondere geſetzliche 
Beſtimmung vorhanden iſt, da muſſen dieſe Koften, 
gleich den Bau- und Reparaturkoſten der Kirche ſelbſt, 
aus dem Kitchenvermögen genommen; bey deſſen 
Unzulänglichkeit aber, von dem Patron und den 
Eingepfarrten getragen werden. 
$. 790. Wegen Aufbringung und Vertheilung 
der Beitrage finden eben die Grundſaͤtze wie bey Kir» 
chengebaͤuden Statt. 
$. 791. Doch find Filial⸗ und zugeſchlagene 
Gemeinen von allen Beiträgen zu Pfarr⸗ und Kits 
ſtergebaͤuden bey der gemeinſchaftlichen Kirche frey, 
be fie. eigne dergleichen Gebäude zu unterhalten 
aben. * N 
§. 792. Dagegen iſt eine ſolche Filial ⸗ und 9 
zugeſchlagene Gemeine von dem Beitrage zur Unter⸗ 
haltung des Kuͤſtergebaͤudes bey der gemeinſchaftli⸗ 
chen Kirche nicht frey, wenn ſie gleich einen eignen 
Schulmeiſter hat; ſobald dieſer das Kuͤſteramt bey 
dem Gottesdienſte nicht zugleich mit verſteht. 


9. 793. 
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§. 793. Predigerwittwenhäuſer iſt in der Re⸗ 
gel weder die Kirchencaſſe, noch der Patron, oder 
die Gemeine, zu unterhalten verbunden. 

9 794. Vielmehr muͤſſen die Koſten aus dem 
von dem Erbauer dazu ausgeſetzten Fonds genom⸗ 

ii . men; und bey deſſen Ermangelung oder Unzulängs 
10 lichkeit, von der Wittwe, gegen den ihr zu gute 
kommenden Genuß der freien Wohuung, getragen 
werden. 

8. 795. Iſt aber das Haus von dem Patrone 
und der Gemeine ſelbſt errichtet; oder ſonſt mit ih⸗ 
rer ausdruͤcklichen Einwilligung zur Pfarre geſchla⸗ 
gen worden: ſo gilt von deſſelben Unterhaltung alles, 
was von Unterhaltung der Pfarrgebäude verord⸗ 
net iſt. 
$. 796. Den Kirchenvorſtehern liegt vorzüglich 
ob, darauf zu ſehen, daß der Pfarrer, und die 
übrigen zu kleinen Reparaturen verpflichteten Perſo⸗ 
nen, den Schaden nicht größer werden laſſen. 

§. 797. Die geiſtlichen Obern muͤſſen, bey 
Gelegenheit der Vifirationen, die Pfarrer und Kir⸗ 
chenbedienten zu ihrer Schuldigkeit, auch in dieſem 
Stucke, ernſtlich anhalten laſſen. 

9. 798. Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter 
durch Bernachläßigung der kleinen Reparaturen, oder 
durch ſchuldbar unterlaſſene Anzeige eines vorhan⸗ 
denen betraͤchtlichen Schadens, zur Vergroßerung 
deſſelben Anlaß gegeben: ſo muß die Wiederherſtel⸗ 
lung auf deſſelben eigne Koſten geſchehen. 

1 Ynterbab 8. 799. Fuͤr die Unterhaltung des Garteu⸗, 

| au Feld - und Wirehſchaftsinventarii muß der Pfarrer 
dl. als Nießbraucher ſorgen. 

$. 800. Pfarraͤcker kann der Pfarrer ohne wei⸗ 

tere Ruͤckfrage verpachten; fein Amtsfolger iſt aber 

an den von ihm geſchloſſenen Vertrag nicht gebunden. 


§. 801. 
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$. 801. Doch muß der Amtsfolger, wenn die 
Aecker in gewiſſe Felder getheilt ſind, den Paͤchter 
ſo lange dulden, bis derſelbe mit der Nutzung we⸗ 
nigſtens Einmal, von Anfang der Pacht an, durch 
alle Felder herumgekommen iſt. 

$. 802. Trifft die Anſtellung des Nachfolgers 
in eine Zeit, da der Paͤchter die Benutzung der Fel⸗ 
der nach der Reihe bereits von neuem wieder ange⸗ 
fangen hat: fo muß der Nachfolger ſich die Fort⸗ 
ſetzung der Pacht ſo lange, bis die Reihe wieder 
herum iſt, gefallen laſſen. 

$ 803. Iſt der Pachtcontraet mit Zuziehung 
des Patrons und der Vorſteher, und unter aus⸗ 
druͤcklicher Beſtaͤtigung der geiſtlichen Obern geſchloſ⸗ 
ſen worden: ſo iſt auch der Amtsfolger daran ge⸗ 
bunden. 

8. 804. Gehört ein Wald zur Pfarre: fo kann Benu⸗ 
der jedesmalige Pfarrer denſelben nach den Regeln ne 
der Forſtordnung nutzen. waldes. 

H. 805. Er iſt aber Bauholz daraus zu ver⸗ 
kaufen nicht berechtigt. 

§. 8065. Dergleichen Bauholz muß, fo weit es 
ohne Abbruch des benoͤthigten Brennholzes für den 
Pfarrer geſchehen kann, geſchont, und zu vorkom⸗ 
menden Bauen und Reparaturen an den Pfarr⸗ 
und Küftergebäuden aufbewahrt werden. 

$. 807. Iſt überflüffiges Bauholz vorhanden: 
ſo koͤnnen die Vorſteher, unter Genehmigung des 
Patrons oder Kirchencollegii, oder in deren Erman⸗ 
gelung, der Gemeine, oder ihrer Repraͤſentanten, 
daſſelbe verkaufen, und das geloͤſete Geld zinsbar 
belegen. 

$. 808. Dergleichen Capital gehoͤrt zum Pfarr⸗ 
vermögen, und muß vorzüglich zu vorkommenden 
Baus und Reparaturkoſten an den Pfarr- und Kuͤ⸗ 
ſtergebaͤuden verwendet werden. 

Allgem. Landr. IV, Band. J 9. 809. 


Von 
Pfarr⸗ 
Ni bauern. 
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$. 809. So lange es aber zu dieſem Behufe 
noch nicht gebraucht wird, kommen die Zinſen dar 
von dem jedesmaligen Pfarrer zu gute. 

$. 810. Auch Brennholz iſt der Pfarrer nur 
ſo weit zu verkaufen berechtigt, als entweder der 
Pfarrwald in gewiſſe Schlage eingetheilt, und ihm 
ſolchergeſtalt zum Nießbrauche eingeräumt, oder ihm 
ein gewiſſes Deputat daraus angewieſen iſt, und er 
von dieſem etwas erübrigen kann. 

H. rt. Außer diefen Falle findet bey Brenn⸗ 
holz, wenn etwas davon ohne Abbruch der Noth⸗ 
durft des Pfarrers verkauft werden kann, eben das 
Statt, was 5. 807 — 809. wegen des Bauholzes 
verordnet iſt. 

$. 812. Iſt anf dem eigentlichen Hufenſchlage 
der Pfarre Holz gewachſen: fo kann ein nachfolgen- 
der Pfarrer zwar verlangen, daß daſſelbe entweder 
auf Koſten desjenigen, der eine ſolche Veranderung 
in der urſpruͤnglichen Beſtimmung des Grundes eis 
genmächtig vorgenommen hat, oder auf Koſten der 
Pfarr- over Kirchencaſſe, weggeſchafft und“ gerader 
werde. 

§. 813. Er kann aber weder an das geſchlogene 
Holz, noch an das dafuͤr geloͤſete Geld Anſpruch 
machen; ſondern dieſes verbleibt demjenigen, welcher 
die Koſten der Radung getragen hat. 5 
F. 814. Die Früchte und wirthſchaftlichen Nu⸗ 
gungen von einzelnen auf dem Felde ſtehenden Obſt⸗ 
und andern Bäumen, gehoͤren dem Pfarrer; an die 
Subſtanz der Bäume hingegen hat er keinen Anſpruch. 

§. 815. Wo gewiſſe Dienſt⸗ oder Frohnleute 
zur Pfarre geſchlagen ſind, hat der Pfarrer, in An⸗ 
ſehung ihrer Dienſte, eben die Rechte, wie ein 
Gutsherr gegen feine Unterthanen. 

. 816. Gerichtsbarkeit und andere gutsherrli⸗ 
che Rechte ſtehen dem Pfarrer uber ſie nur alsdann 
e K ud RR zu, 
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zu, wenn er dergleichen Gerechtſame durch Belei⸗ 
bung vom Staate, oder durch Verjährung, beſon⸗ 
ders erworben hat. 

$ 817. Sind dergleichen Rechte in der Ma⸗ 
trikel mit aufgeſuͤhrt: fo ſtreitet die Vermuthung für 
den Pfarrer, daß dieſelben auf eine rechtsgültige 
Weiſe zur Pfarre erworben worden. 

a s. 81 1 Eh 9 des Kirchhofes 995500 der deagung, 

egel nach nicht dem Pfarrer, ſondern zu den Kir- hofs. 

Hebeln 9 5 ; SuSE, a4 20 
§. 819. Wenn jedoch ein Pfarrer den Kirch⸗ 

bof mit Maulbeerbaͤumen bepflanzt, und für deren 

Abwartung und Cultur gehoͤrig ſorgt; fo gebührt 

demfelben die ganze Nutzung des Kirchhofes, ſowohl 

an Gras als Früchten. 

§. 820. Will der Pfarrer ſich mit der Anpflan⸗ 
zung und Cultur der Maulbeerbaͤume ſolchergeſtalt 
nicht befaffens fo ſteht dieſes dem Kuͤſter Frey; wel⸗ 
cher dagegen eben dieſelben Vortheile von dem 
Kirchhoſe zu genießen har. 

H. 821. Ob und in wie fern den Pfarrern, und 
andern Kirchenbedienten, die Acciſe- oder Abſchoß⸗ 
freiheit, das Recht zum Haustrunke, und andre der⸗ 
gleichen beſondre perfönliche Vorrechte zukommen, 
wird in den Provinzialgeſetzen näher" beſtimmt. 

S. 322. Bey der Einweiſung eines neuen Pfar auen, 
vers, muß demſeſben Wohnung und Wirthſchaſt zung lu 
von den Vorſtehern, unter Aufſicht und Direction chen dem 
des Patron, oder des Erzprieſters, oder Kreisinſper, lösten, 
tors, nach dem Inventario übergeben werden. den Pfar / 

§. 823. Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem der 
abgehenden Pfarrer oder n Erben, und der 
Kirche, in Anſehung der Suübſtanz; ſo wie mit 
dem neuen Pfarrer, in Anſehung der Rutzungen, 
geſchieht nach den in der Lehre vom Nießbrauche 

J 2 vor⸗ 
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es Geſetzen. (Th. 1. Tit. 21. S. 111. 
4. . 
§. 824. Wo daſelbſt zu Verbeſſerungen, die 
dem Nießbraucher verguͤtet werden muͤſſen, die Ein⸗ 
willigung des Eigenthuͤmers erfordert wird, da iſt 
bey einem Pfarrer die Einwilligung des Patrons 
oder Kirchencollegi, und die Genehmigung der geiſt⸗ 
lichen Obern erforderlich. 

§. 925. So weit dergleichen Verbeſſerungen 
dem abgehenden Pfarrer, oder deſſen Erben, ver⸗ 
guͤtet worden, werden dieſelben der Pfarre einver⸗ 
leibt; und es gilt davon, in Anſehung der folgenden 
Fälle, alles das, was von Pfarrguͤtern überhaupt 
verordnet iſt. g 

$. 826. Hat der neue Pfarrer die Verguͤtung 
ſolcher Verbeſſerungen aus eigenen Mitteln geleiſtet: 
jo können er, oder feine Erben bey feinem erfolgen⸗ 
den Abgange, die Vergütung des Dafür Gezahlten 
von dem Nachfolger fordern. / 

§. 827. Dergleichen einem Vorgänger von fei- 
nem Nachfolger zu leiſtende Verguͤtung dauert, auch 
bey nachherigen Amtsveraͤnderungen, fo lange fort, 
als nicht etwa auch dieſer Werth der Verbeſſerung, 


‚To wie die Verbeſſerung ſelbſt, der Pfarre einver⸗ 


ſeibt worden. 

§. 828. Hat aber der neue Pfarrer dem abge⸗ 
henden, oder deſſen Erben, Verbeſſerungen, für 
welche dieſelben keine Vergütung fordern, ſondern 
ſie nur zuruͤcknehmen konnten, bezahlt: ſo werden 
dieſelben dadurch der Pfarre nicht einverleibt; der 
Pfarrer kann aber auch dafür, bey feinem demnaͤchſt 
erfolgenden Abgange, keinen Erſatz fordern, 

. 829. Vielmehr tritt er, in Anſehung der 
Befugniß zur Zuruͤcknahme, nur in die Rechte des 
urſpruͤnglichen Verbeſſerers. 


$. 830. 
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$. 830. Soll gegen dieſe Regelu etwas durch 
Vertrag, zwiſchen der Kirche und Pfarre an einer, 
und dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben, 
ingleichen dem neuen Pfarrer, an der andern Seite, 
veſtgeſetzt werden: ſo iſt dazu die Genehmigung der 
geiſtlichen Obern nothwendig. 

§. 831. Auch wegen der Auseinanderſetzung 
über die Nutzungen gelten, fo weit ausdrückliche 
Provinzialgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen, die 
bey dem Mießbrauche vorgeſchriebenen Regeln. (Th. 1. 

Tit. 21. f. 143. lag.) 

§. 832. Doch kommen die Stolgebühren nur 
„ zu, welcher die Handlung verrichtet 

at. 

§. 833. Das Sterbequartal kommt der Wittwe Sberbet 
und den Kindern des im Amte geſtorbenen Pfarrers Mal 
zu gute. 

8. 834. Doch muͤſſen dieſelben davon die Be ⸗ 
graͤbnißkoſten, ſo weit die Einkünfte dazu binreichen, 
beſtreiten. 

§. 835. Zum Nachtheile der Gläubiger des 
verſtorbenen Pfarrers, konnen auch ferne Wittwe 
und Kinder auf das Sterbequartal keinen Anſpruch 
machen. > 

§. 836, Dagegen kann ihnen der Mann und 
Vater dieſen Genuß durch letztwillige Verordnung, 
zu Gunſten anderer Erben, nicht entziehen. 8 

$. 837. Sowohl das Amtsjahr, als das Ster⸗ 
bequartal, werden von dem erſten Tage desjenigen 
Monats, in welchem der Pfarrer eingewieſen wor⸗ 
den, berechnet. 3 

H. 838. Das Gnadenjahr, oder die Gnaden⸗ Gran 
zeit, findet nur bey den proteſtantiſchen Pfarrern, 1 
und nur an Orten Statt, wo es durch Provinzial⸗ 
Kirchenordnungen eingeführt, oder durch Gewohnheit 
hergebracht iſt. 8 . 

$. 839. 
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$. 839. Es gebuͤhrt nur der hinterlaſſenen 
Wittwe, und ſolchen Kindern des Pfarrers, die ſich 
bey feinem Abſterben noch in feiner väterlichen Ge⸗ 
walt befunden haben. 

$. 840. Enkel und bloß angenommene Kinder 
des verſtorbenen Pfarrers koͤnnen darauf nur in fo 
fern Anſpruch machen, als ſie ſich zur Zeit feines 
Ablebens in ſeinem Hauſe und in ſeiner Verpfle⸗ 
gung befunden haben. 

H. 841. Wittwen, weſche nach der Verfaſſung 
des Orts einen Wittwengehalt empfaugen, koͤnnen in 
der Regel kein Gnadenjahr fordern. 

$. 842. Den Wittwen und den Kindern eines 
Pfarrers, der fein Amt gänzlich niedergelegt, und 
nur noch ein Gnadengehalt davon genoſſen hat, ge⸗ 
buͤhrt kein Gnadenſahr. 

§. 843. War aber der Pfarrer noch im Amte 


geblieben, und war ihm nur ein Subſtitut zugeord⸗ 


net worden: ſo genießen ſeine Wittwe und Kinder 
die ihm vorbehaltenen Einkünfte während der Gna⸗ 
denzeit. 


$. 844: Die Dauer der Guadenzeit iſt nach 


jedes Orts Gewohnheit beſtimmt. 


$. 845. Das Sterbequartal wird in die Gna⸗ 
denzeit nicht mit eingerechnet. 

$. 846. Das Gnadenjahr bleibt der Wittwe 
und den Kindern, wenn ſie auch ihres Mannes und 
Vaters Erben nicht geworden ſind. 2 

§. 847. Doch koͤnnen rechtmäßig enterbte Kin⸗ 
der 0 Anſpruch darauf machen. 

8 Iſt eine Wittwe vorhanden, fo ge⸗ 
buͤhrt ein allein das Gnadenjahr; fie muß 
aber dagegen fuͤr den Unterhalt der Kinder unent⸗ 
geldlich ſorgen. 6 


$. 849. 
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§. 849. Stirbt die Wittwe während des Gua⸗ 
denjahrs, fo wird der Genuß von den nach H. 839. 
840. dazu berechtigten Kindern des Pfarrers forte 
geſetzt. 

$. 850. Genießen nur Kinder das Gnadenjahr; 
und ſtirbt während des Genuſſes eins derſelben: ſo 
wächſt deſſen Portion den übrigen zur 

§. 851. Andere als die F. 839. 840. benannte 
Wittwen und Kinder des verſtorbenen Pfarrers, 
konnen auf eine Gnadenzeit niemals Anſpruch machen. 

§. 852. Was von den Einkuͤnften der Pfarre 
während der Vacanz, nach Abzug der Vertretungs⸗“ 
koſten, übrig bleibt, waͤchſt, wo kein Gnadenjahr | 
Statt finder, dem Pfarrvermoͤgen zu. 

$ 853. Die Stolgebuͤhren gehoͤren der Regel 
nach weder zum Gnadenjahre, noch zum Pfarr⸗ 
vermoͤgen; ſondern ſie kommen demjenigen zu, der 
die Handlung, wofuͤr fie erlegt werden müffen, ver⸗ 
richtet hat. Au 

§. 854. Wo es hergebracht iſt, daß auch die 
Stolgebuͤhren zum Gnadenjahre gehoren, da muſſen 
die im Genuffe des Lettern befindliche Wittwe und 
Kinder diejenigen, welche die Handlung verrichtet 
haben, für die dabey vorgefallenen Reiſe und Zeh⸗ 
rungskoſten ſchadlos halten. 

$. 855. Sowohl im Sterbequartale, als im 
Gnadenjahre, müffen diejenigen, welche die Pfark⸗ 
einfünfte genießen, denjenigen, welche den Gottes⸗ 
dienſt verſehen, die in der Provinz oder im Kreiſe 
gewohnliche Entſchaͤdigung, fo weit fie nicht durch 
die Stolgebühren erfolgt, gewähren. 

§. 876. Kommt das Sterbequartal und Gna⸗ 
denjahr verſchiedenen Perſonen zu: fo müſſen die 
Nutzungen unter fie nach Verhaͤleniß der Zeit ge 
theilt werden. 


Eilf 


Grunde 
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Eilfter Abſchnitt. 


Bon Zehenten und andern Pfarr 


abgaben. 


9. 857. Der eigentliche Zehente iſt eine Ab⸗ 
gabe von Früchten, die auf der zur Parochie gehöͤ⸗ 
renden Feldmark erzeugt werden. 

§. 858. Urſprünglich iſt der Zehente zur Unter⸗ 
haltung des Pfarrers beſtimmt; er kann aber auch 
von der Kirche, ſo wie von jedem Andern, erworben 
und beſeſſen werden. 

§. 859. Bey Zehenten, die ſich in den Händen 
eines weltlichen Beſitzers befinden, hat, wenn fie 
auch urſpruͤnglich Pfarrzehenten find, die Verſchie⸗ 
denheit des Glaubens bekenutuiſſes auf das Recht, fie 
zu fordern, keinen Einfluß. 

§. 860. Daraus, daß eine Kirche die Eigen⸗ 
ſchaft einer Parochialkirche hat, folgt noch nicht, 
daß die Eingepfarrten zur Entrichtung eines Zehen⸗ 
ten verbunden ſind. N 

$. 861. Der Pfarrer und die Kirche koͤnnen das 
Zehentrecht auf eben die Art, wie jedes andere Recht, 
auch durch die ordentliche Verjährung erwerben. 

H. 862. Wenn ein Laie den durch Verjaͤhrung 
geſchehenen Erwerb eines urſprünglichen Pfarr- oder 
Kirchenzehenten gegen den Pfarrer oder die Kirche 
behaupten will: fo muͤſſen alle Erforderniſſe der Kir⸗ 
chenverjaͤhrung vorhanden ſeyn. 

9 863. Zwiſchen Laien, die über den Beſitz 
eines urfprünglichen Kirchen⸗ oder Pfarrzehenten un⸗ 
ter einander ſtreiten, iſt die gewöhnliche Verjährung 
zur Entſcheidung hinreichend. 

§. 864. Alle, auch über Pfarr ⸗ und Kirchen 
zehenden entſtehende Streitigkeiten, gehören zur Ent ⸗ 
ſcheidung des weltlichen Richters. 

§. 865. 
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§. 855. Sobald ausgemittelt iſt, daß dem umfang 
Zehentberechtigten, der einen urſprünglichen Pfarr- deſſelben. 
oder Kirchenzehent beſitzt, das Zehentrecht über eine 
gewiſſe Feldmark zuſtehe, gilt die Vermuthung, daß 
alle in dieſer Feldmark gelegene Grundſtuͤcke demſel⸗ 
ben unterworfen ſind. 

$. 866. Zehentſteine beweiſen kein allgemeines 
Zehentrecht; ſondern nur, daß derjenige, deſſen Zeis 
chen darauf befindlich iſt, ein Zehentrecht in dem 
innerhalb der Steine gelegenen Bezirke auszuuͤben 
befugt ſey. 

§. 867. Wer zehentfreie Aecker neben zehent⸗ 
pflichtigen erwirbt, oder zehentfreie Wieſen, Weiden, 
und Holzungen, in Saatland verwandeln und mit 
zehentpflichtigen Laͤndereien vereinigen will, muß dem 
Zehentherrn davon Anzeige machen, und in Gegen⸗ 
wart deſſelben, oder deſſen Bevollmaͤchtigten, das 
zehentfreie Land von dem zehentpflichtigen durch 
Gränzmale abſondern. 

$. 868. Hat er dies nicht beobachtet: fo iſt 
die Vermuthung wider ihn, und er muß bey entſte⸗ 
hendem Streite, die Graͤnzen des zehentfreien Lan⸗ 
des vollſtaͤndig nachweiſen. 

§. 869. Die ſonſtigen Eigenſchaften und Vor⸗ Erl 
rechte eines innerhalb des Zehentbezirks gelegenen ER 
Grundſtuͤckes begründen noch nicht die Befreiung heut 
vom Zehenten. kechts. 

9. 870. Wenn jedoch der Inhabee ſich ſeit 
Zehn Jahren im ruhigen Beſitze der Zehentfreiheie 
befindet: ſo wird dadurch die aus der Lage des 
— entſtandene rechtliche Vermuthung ges 
oben. 

§. 871. Kann aber die Zehentpflichtige Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtuͤcks auf andere Art nachgewieſen 
werden: fo gebt die Befugniß, den Zehenten zu 
fordern, für die Kirche oder den Pfarrer nur durch 

einen 


Von 
Oroßze⸗ 
hentel. 
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einen Vier und vierzigjährigen Nichtgebrauch, unter 
den im Titel von der Verjährung enthaltenen Bes 
ſtimmungen verloren. (Tit. 7. 6. 509. 50. Frl.) 

§. 872. Wenn der Beſitzer eines an ſich ze⸗ 
hentbaren Grundſtuͤckes, für ſeine Perſon, wegen 
Verſchiedenheit feines, Religiousbekenntniſſes, von 
Entrichtung des Zehenten frey iſt: fo ruht inzwi⸗ 
ſchen das Zehentrecht; und es kann, waͤhrend dieſes 
Beſitzes, keine Verjährung wider die Kirche oder 
den Pfarrer anfangen. 

$. 873. Auch werden die Jahre eines ſolchen 
Beſitzes von dem Zeitraume, in welchem die Ver⸗ 
jaͤhrung gegen die Kirche oder den Pfarrer gehörig 
angefangen und fortgeſetzt worden, abgerechnet. 

§. 874. Der Zehente beſteht, der Regel nach, 
in dem Zehenten Theile der auf dem zehentpflichtigen 
Lande gewachſenen, und dem Zehentrechte unterwor⸗ 
fenen Früchte. 

F. 875. Wo der Zehente überhaupt und ohne 
weitere Beſtimmung hergebracht iſt, wird darunter 
nur der ſogenannte Großzehente verſtanden. 

$: 876. Dieſer muß von allen Erzeugniſſen 
der zebenepflichtigen Aecker und Wieſen, welche der 
Halm trägt, entrichtet werden. 

$. 877. Der Zehentberechtigte kann dem Ze⸗ 
hentpflichtigen nicht vorſchreiben: wie derſelbe das 
Grundſtück beſtellen und nutzen ſolle⸗ 

§. 879. Baut aber der Zehentpflichtige eine 
andere Art von Erzeugniſſen, als wozu das Grund⸗ 
ſtück bisher gewohnlich genutzt worden: fo muß er 
auch davon den Zehenten entrichten. 

$. 879. Kann dieſe Art der Berichtigung, 
nach der Natur und Beſchaffenheit des anderweitig 
gebaueten Erzeugniſſes, oder aus andern Urſachen 
nicht Statt finden: fo muß der Zehentpflichtige eben 
fo viel, als der Zehente von einem Acker gleicher 
Groͤße 
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Größe in demſelben Felde beträgt, in dem Erzeug⸗ 
niſſe der gewohnlichen Act entrichten. 

$. 880. Fruͤchte, die im Brachfelde gebauet 
werden, ſind der Regel nach zehentfrey. 

H. 881. Hat aber der Zehentpflichtige das 
Brachfeld ſo genutzt, daß dadurch der Ertrag der 
kuͤnftigen Erndte offenbar geſchmaͤſert wird: fo muß 
er den Zehentberechtigten deshalb eutſchaͤdigen. ; 

$. 882. Sowohl, ob eine ſolche dem Zehent⸗ 
berechtigten fchädliche Brachnutzung vorhanden ſey, 
als wie viel der demſelben daraus entſtandene Aus⸗ 
fall betrage? muß, wenn kein gürliches Abkommen 
Statt findet, nach dem Gutachten vereiderer Sach⸗ 
verftändigen beſtimmt werden. 

$. 883. Dieſe muͤſſen dabey auf das Verhaͤlt⸗ 
uiß des Ertrages beuachbarter Aecker von eben der⸗ 
ſelben Beſchaffenheit, bey welchen die Brache laud⸗ 
üblich genutzt worden, Rückſicht nehmen. 

§. 884. Laßt der Zehentpflichtige die zum 
Winter⸗ oder Sommerfelde gehörigen Ländereien, 
aus Nachlaͤßigkeit, oder unordentlicher Wirthſchaft, 
ganz oder zum Theil unbebauet liegen: fo iſt der 
Zehentberechtigte befugt, dieſelben in Cultur zu neh⸗ 
men; und der Eigenthuͤmer hat auf die davon ge⸗ 
wonnenen Früchte gar keinen Anſpruch. 

§. 885. Nimmt der Zehentpflichtige eine Art 
von Cultur vor, wodurch die Geſtaft und Beſtim⸗ 
mung des Grundſtücks gänzlich verändert wird: fo 
muß er den Zehentberechtigten, wegen des dadurch 
erleidenden Verluſtes, auf andere Art ſchadltos halten. 

$. 886. Zum Maaßſtabe dieſer Eneſchaͤdigung 
muß der Durchſchnitt des Zehentertrages von den 


letzten Sechs Jahren vor der Veränderung ange⸗ 
nommen werden. 


9. 897. 
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§. 887. Koͤunen die Parteien ſich über dieſe 
Art der Eutſchaͤdigung nicht vereinigen: fo muß Dies 
ſelbe, für jedes Jahr, nach der Vorſchrift des §. 879. 
beſtimmt werden. 

S. 888. Eine bloße Veränderung in der Ein⸗ 
theilung der Felder, oder in der Art der Beduͤn⸗ 
gung, oder die Verminderung der Ausſaat durch Are 
legung kuͤnſtlicher Wieſen, geben dem Zehentberech⸗ 
tigten keinen Anſpruch auf Schadloshaltung. 

§. 889. Auch von ſolchen Aeckern, welche 
nicht gewöhnlich, ſondern nur zuweilen gebauet wer⸗ 
den, iſt der Zehente, ſo oft ſie wirklich beſtellt ſind, 
zu entrichten. 7 

Vom §. 890. Kirchen ⸗ und Pfarrzehente koͤnnen zwar 

Neulande auch von ausgetrockneten Suͤmpfen, geradeten Wäl- 
dern und Wieſen, und andern ganz neu in Cultur 
gebrachten Aeckern in fo fern dieſelben im Zehent⸗ 
diſtrikte liegen, gefordert werden. 

§. 891. Es kommt aber den Beſitzern eine 
zwoölfjährige Befreiung, von der Zeit an, wo ber» 
gleichen Neuland zuerſt wirklich beſtellt worden, zu 
ſtatten. 

9. 892. Zehentberechtigte weltlichen Standes 
koͤnnen den Zehenten von ſolchem Neulande nur 
alsdann fordern, wenn er ihnen ausdruͤcklich mit 
verliehen worden. k 

9. 893. Für Neuland iſt es nicht zu achten, 
wenn der Zehentpflichtige Hecken, Baͤume, Ge⸗ 
ſträuche oder Graben, welche an ſich auf dem ze⸗ 
bheutbaren Lande befindlich find, auf eine oder die 
andere Art zu Acker einrichtet, und beſtellt. 


2 $. 894. Der Zehente muß von den Früchten, 
22 ohne Abzug der Beſtellungskoſten und Abgaben, 


Gr. 4 . 
Ik entrichtet werden. 


5 895. 
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§. 895. Der, Empfänger muß denſelben auf 
dem Felde, aus den aufgeſetzten Garben oder Hau⸗ 
fen, wie ſie folgen, annehmen; doch kann er mit 
dem Abzaͤblen da, wo er ſelbſt will, den Anfang 
machen. 

§. 896. Auch kann er von Einem Acker, auf 
einen andern des nämlichen Beſitzers, die Garben 
oder Haufen fortzaͤhlen. 

§. 897. Bey dieſem Fortzaͤhlen ſteht es ihm 
frey; ob er an dem obern oder untern Ende des 
folgenden Ackers den Anfang machen will. 

§. 898. Bleiben zuletzt noch Fruͤchte übrig, die 
keine Zehentgarbe ausmachen: ſo werden dieſelben, 
zur Mitzählung auf das folgende Jahr, dem Be⸗ 
rechtigten vorbehalten. 

§. 899. Wo die Feldfruͤchte in Mandeln oder 
Hocken aufgeſetzt werden, da kann der Zehentberech⸗ 
tigte verlangen, daß die bey der Abzaͤhlung übrig 
gebliebenen einzelnen Mandeln oder Hocken ausein⸗ 
ander genommen, und ihm von den darin enthalte⸗ 
nen Garben der Zehente verabfolgt werde. 

9. 900. Der Zehentberechtigte muß, wenn er 
zur Zeit der Erndte nicht ſelbſt gegenwaͤrtig ſeyn 
kann oder will, einen Abzehentner in der Nahe be⸗ 
ſtellen, und denſelben dem Zehentpflichtigen zeitig ber 
kannt machen. 

$. 901, So bald dem Zehentberechtigten, oder 
deſſen Abzehentner, gemeldet worden, daß die Früchte 
zum Abzählen in Bereitſchaft ſtehen, muͤſſen ſich 
dieſelben dazu unverzüglich einfinden. 

H. 902, Der Zebentpflichtige iſt nicht ſchuldig, 
länger als Zwölf Stunden nach der Anzeige auf 
das Abzaͤhlen zu warten. 

$. 903. Vielmehr kann er alsdann, in Ge⸗ 
genwart oder mit Zuziehung der Dorfgerichte, oder 
zweier an ſich glaubwürdigen Zeugen, auf Koſten 

des 
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des Berechtigten den Zeh enten ſelbſt ausſtoßen, und 
auf dem Felde liegen laſſen. 
$. 904. Möthigt die Witterung den Zehent⸗ 
pſtichtigen, mit der Einführung der Früchte zu ei» 
len: ſo iſt es genug, wenn die Anzeige dem Ze⸗ 
bentherrn, oder deſſen Abzehentner, nur Sechs Stun⸗ 
den vor dem Einfahren geſchieht. 
§. 905. Dagegen iſt aber auch der Zehent⸗ 
pflichtige ſchuldig, wenn der Zehentſammler auf der 
Flur mit der Abzählung ſchon wirklich beſchaͤftigt 
iſt, ſo lange zu warten, bis derſelbe auf ſeinen 
Acker kommen kann. 
$. 906. Saͤumt der Zehentſammler gefliſſent⸗ 
lich: fo haftet er dem Zehentpflichtigen für allen 
dadurch erweislich entſtandenen Schaden. 
$. 907. Sind aber, mit Vernachlaͤßigung obi⸗ 
ger Vorſchriften, die Fruͤchte vor Ausſtoßung des 
Zehenten eingeführt worden: fo muß derſelbe dem 
Berechtigten noch aus der Scheune verabfolgt werden. 
$ 908. Iſt die zu fruͤhe Einführung von dem 
Verpflichteten vorſätzlich, oder durch etgenes grobes 
Verſchulden geſchehen: ſo muß er, wenn beſendere 
Provinzialgeſetze nicht ein Anderes beſtimmen, dem 
Berechtigten auf Zehn Garben Eine; bey einem 
obwaltenden nur mäßigen Verſehen aber, auf Zwan⸗ 
zig Garben Eine Garbe mehr abliefern. h 
§. 909. Die Einfuhre des auf dem Felde abe. 
gezählten Zehenten muß der Empfaͤnger, der Regel 
nach, und wo nicht ein Anderes durch ununterbro⸗ 
chene Gewohnheit hergebracht iſt, ſelbſt beſorgen. 
§. 910. We der Kleinzehente ausdrücklich 
eingeführt iſt, muß berfelbe in der Regel von allen 
Garten⸗ und Baumfrüchten, ohne Unterſchied, ob 
fie im Garten, oder auf dem Felde gebauet worden, 
entrichtet werden. 


F. 911. 
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§. 911. Weder am Groß⸗ noch Kleinzehenten 
kann der Zehentpflichtige, wegen erlittener Unglüͤcks⸗ 
fälle, Erlaß fordern, 8 

$. 912. Weder bey dem Verkaufe der Zehent⸗ 
ſruͤchte, noch bey Verpachtungen des Zehentrechts, 
gebührt dem Zehentpflichtigen ein Vorkaufs⸗ oder 
Naͤherrecht. 

g. 913. Eben das gilt, wenn das Zehentrecht 
mit dem Gute oder Grundſtuͤcke, worauf daſſelbe 
haftet, verkauft wird. 

§. 914. Wenn hingegen das Zehentrecht uͤber 
eine ganze Feldflur, oder auch über einzelne in der⸗ 
ſelben gelegene Grundſtücke, für ſich allein verkauft 
werden ſoll: fo kommt im erſten Falle der Gemeine, 
ſo wie im letzteren dem Beſitzer des pflichtigen Grund⸗ 
ſtuͤcks, das Vorkaufs⸗ und Naͤherrecht zu. 

$. 915. Die Beſugniß, Fleiſch⸗ oder Blutze⸗ 0 
henten zu nehmen, erſtreckt ſirh auf alle Arten von beutel 
Vieh, welches zur Haus⸗ und Feldwirthſchaft gehoͤrt. 

$. 916. Der Regel nach muß das zehentbare 
Vieh von einem Jahre ius andere aufgezählt, und 
darnach das zehnte Stück geliefert werden. 

$. 917. Die vor der wirklichen Aufzählung 
geſtorbenen Stücke werden bey Berechnung des Ze⸗ 
beuten nicht mitgezaͤhlt. 

$ 918. Die Zeit der Abzaͤhlung iſt nach jedes 
Orts Herkommen beſtimmt. 

§. 919. Kälber, Lammer und Schweine iſt der 
Zehentberechtigte nicht eher, als bis ſie zum Ver⸗ 
kaufe tauglich; Fohlen nicht eher, als bis ſie abge⸗ 
ſogen find; und Federvieh erſt, wenn es befiedert 
iſt, anzunehmen verbunden. 

$. 520. Von allen Sorten duͤrfen nur Stücke 
mittlerer Guͤte zum Zehenten gegeben und angenom⸗ 
men werden. . 


9. 921. 
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§. 921. Ein Perſonalzehent von dem, was 
durch bloßen menſchlichen Fleiß erworben worden, ſoll 
nirgend weder gefordert, noch gegeben werden. 

§. 922. Wenn der Zehente auf gewiſſe Quan⸗ 
titäten oder Maaße von gedroſchenem Getreide oder 
gewonnenen Fruͤchten beſtimmt iſt: fo heißt derſelbe 
ein Sackzehente. . 

$. 923. Wenn erhellet, daß der Berechtigte 
einen Naturalzehenten zu fordern habe: fo hat der» 
felbe fein Recht, dieſen Zehenten in Natur zu ziehen, 
nicht verloren, wenn er gleich ſeit länger als rechts 
verjäbrter Zeit felbigen in gedroſchenen Koͤrnern an⸗ 
genommen haͤtte. 

H. 924. Hat aber der Berechtigte fein Recht 
zum Zugzehenten ausüben wollen; der Verpflichtete 
demſelben widerſprochen; und erſterer ſeit dieſem 
Widerſpruche, durch rechtsverjährte Zeit, den Zehen⸗ 
ten in gedroſchenem Getreide angenommen: ſo iſt 
eine Verwandlung des Zug in einen Sackzehenten 
durch Verjährung erfolgt. 

§. 925. Der Sackzehente muß gleich durch, wie 
der Zehentpflichtige die Früchte gewonnen hat, ent⸗ 
richtet und angenommen werden. 

9. 926. Doch iſt der Zehentpflichtige in je⸗ 
dem Falle marktgängiges Getreide abzuliefern ver⸗ 
bunden. ji 

$. 927. Die Ablieferung muß in der Regel 
nach geſtrichenem Maaße geſchehen. , 

$, 928. Die Abſuhre in der Wohnung, oder 
auf den Boden des Empfängers, muß der Zehent⸗ 
pflichtige beſorgen. 

F. 929. Iſt der Zehentpflichtige in der Ablie⸗ 
ferung ſäumig gemefen: fo finden die Vorſchriften 
des Siebenten Titels, $. 479. 480, Anwendung. 

$. 930. Hat der Zehentpflichtige totalen Miß⸗ 
wachs erlitten: fo kann der Empfänger den 3 
enten 
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henten nur in ſo fern forden, als die gewonnenen 
Früchte, nach Abzug der Wirthſchaftsnothdurften, 
an Saamen, Brodt, Speiſung des Geſindes, und 
Futterung, dazu noch hinreichen. 

. 931. Hat ſich der Mißwachs nur in einer 
oder der andern Gekreideſorte, z. B. nur in den 
Winter » oder nur in den Sommerfruͤchten, ereig⸗ 
net: ſo muß der Zehentpflichtige den in der mißra⸗ 
thenen Sorte zu entrichtenden Sackzehenten, entwe⸗ 
der nach den in der Provinz oder Gegend üblichen 
Anſchlagspreiſen bezahlen, oder denſelben in einer 
andern Getreideſorte nach Verhältniß eben dieſer 
Preiſe, abliefern. 

H. 932. Der Zehentpflichtige, welcher von eis 
nem dieſer Befugniſſe Gebrauch machen will, muß 
wegen der dem Berechtigten von dem vorhandenen 
Mißwachſe in Zeiten zu machenden Anzeige, die ei⸗ 
nem Paͤchter ertheilten Vorſchriften beobachten. (Th. r. 
Tit. 21. §. 480 — 483.) 

§. 933. Auch findet keine von dieſen Befug⸗ 
niſſen Statt, wenn der Zehentpflichtige allen Remiſ⸗ 
ſionen ausdrücklich entſagt hat. 

H. 934. Was hier von dem Erlaſſe Ben geiſtli⸗ 
chen Sackzehenten verordnet iſt, findet auf andere 
Naturalabgaben, welche nicht als Pfarr oder Kir⸗ 
chenzehenten entrichtet werden, keine Anwendung. 

§. 935. Wenn der Zehentberechtigte, ſtatt des 
Naturalzehenten, eine beſtaͤndig gleichfoͤrmige Ab⸗ 
gabe in Gelde durch rechtsverjaͤhrte Zeit angenommen 
bat: fo finden. die Vorſchriften F. 923. und 924. 
Anwendung. 

$. 936. Ein ſolcher Zehentpflichtiger kann, we⸗ 
gen erlittener Ungluͤcksfale, nur in ſo weit Nachſicht 
oder Erlaß fordern, als dergleichen einem Erbzins⸗ 
manne wegen des ſchuldigen Canons zu ſtatten kommt. 
(Th. 1. Tit. 18.9. 758, faq.) 


Bon 
Geldzer 
henten, 
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5 H. 937. Offertoria, Proͤven, Oſtereier, Wet⸗ 
abgaben. fergarben, und andre dergleichen Pfarr- und Küflere 
abgaben, müſſen lediglich nach jedes Orts Gewohn⸗ 
heit beſtimmt werden. 
F. 938. Fir dergleichen Praͤſtationen kann nie⸗ 
mals Erlaß gefordert werden. 


Zwoͤfter Abſchnitt. 
Bon geiſtlichen Geſellſchaften überhaupt. 


Se 6. 939. Unter geiſtlichen Geſellſchaften, deren 
füge. Mitglieder ſich mit andern Neligionsübungen, als 
der Seelſorge, hauptſaͤchlich beſchaftigen, werden 
die vom Staate aufgenommenen Stifte, Kloſter, 
und Orden verſtanden. 
$. 940. Dieſe haben, unter dem Namen der 
Capitel und Convente, mit andern Corporationen 
im Staate gleiche Rechte. (Tit. 6.) 
$. 941. Sie ſtehen unter der Direction ihrer 
beſondern Vorgeſetzten, welche, nach Verſchiedenheit 
der Verfaſſung, entweder von den Mitgliedern ge⸗ 
, wahlt, oder von einem Dritten beſtellt werden. 
Velſhe H. 942. Sie find in ihren geistlichen Befchäfr 
dungen, tigungen, der Regel nach, der Aufſicht des Biſchofs 
der Diözes unterworfen; und müffen, wenn fie da⸗ 
von befreit zu ſeyn behaupten, eine beſondere vom 
Staate genehmigte Exemtion nachweiſen. . 
§. 913. Sie dürfen den Pfarrern in ihren Amts⸗ 
verrichtungen keine Eingriffe thun, und fir) auch ein⸗ 
zelne zur Seeſſorge gehörigen Handlungen, ohne bes 
ſondere Erlaubniß des Biſchofs, nicht anmaßen. 
§. 944. Doch find fie ſelbſt vom Pfarrzwange 
ausgenommen, und koͤnnen für ſich einen eignen 
Goltesdienſt unterhalten. N g 


8. 945. 
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$. 945. Wo einer geiſtlichen Geſellſchaft Paro⸗ 
chialrechte über einen gewiſſen Diſtrikt verliehen find, 
da muß dieſelbe die Verwaltung des Pfarramts ei⸗ 
nem dazu gehörig qualifieirten Subjekte aus ihrem 
Mittel uͤbertragen. 5 

$. 946. Geiſtliche Geſellſchaften find berechtigt, 
ihre Mitglieder durch geiſtliche Bußuͤbungen zur Er⸗ 
fuͤllung der Pflichten ihrer Verbindung, und zur Ver⸗ 
meidung alles Aergerniſſes anzuhalten. 

$. 947. Körperliche oder Geldſtrafen gegen ihre 
Mitglieder zu verhaͤngen, find fie nur ſo weit berech⸗ 
tigt, als ihnen die Beſugniß dazu durch befondere 
Geſetze, oder in ihren vom Staate beftärigten Statu⸗ 
ten, ausdrücklich eingeraͤumt worden. 

F. 948. Die Rechte des Staats über ſolche geußere 
geiſtliche Geſellſchaften, und deren Vermoͤgen, find Ar 
hauptfächlich nach den von ihm beftäcigten Grundver⸗ vriebung 
faſſungen, nach den vorhandenen Receſſen und Ver⸗ 5 
traͤgen, und nach den die Angelegenheiten derſelben 
betreffenden Friedensſchluͤſſen und andern Traktacen 
zu beurtheilen. 

$. 949. In der Regel kommen dem Staate 
eben die Rechte uͤber ſie zu, wie uͤber die Kirchen⸗ 
geſellſchaften. ; 

H. 950. Sie genießen, gleich diefen, in ihren 
Rechtsangelegenheiten einen privilegitten Gerichts⸗ 
ſtand. 5 

$. 957. Das ihnen vom Staate zugewendete zugt 
oder uͤbetlaſſene Vermoͤgen muß zur Auftechthaltung de el 
ihrer geiſtlichen Anſtalten, nach der vom Staate mögens, 
gebilligten Verfaſſung, und zum Unterhalte der Mit⸗ 
glieder verwendet werden. 

S. 952. Sie find dabey eben den Einſchraͤn⸗ 
kungen unterworfen, und genießen eben die Vorrech⸗ 
te, wie Kirchengeſellſchaften. 


K 2 F. 953. 
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$. 953. Doch haben fie, in Anſehung ihrer 
beftändig fortlaufenden jährlichen Hebungen, auf das 
den Kirchengeſellſchaften . 229. verliehene beſonde⸗ 
re Privilegium keinen Anſpruch. 

$. 954. Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermoͤgens kommt dem Capitel zu, welches, zur Be⸗ 
ſorgung der dabey vorfallenden Einnahmen und Aus⸗ 
gaben, Unterbediente zu beſtellen berechtigt iſt. 


Innere 9. 955. Die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
885 der geiſtlichen Corporationen werden in ihren Zuſam⸗ 
ung. menkünften oder Capiteltagen verhandelt. 
§. 956. Dem Vorſteher gebuͤhrt der Vorſitz 
und die Direction in dem Capitel; er muß aber, bey 
Abfaffung der Schluͤſſe, ſich nach der Mehrheit der 
Stimmen richten. 
Berfamms F. 957. Die Schlüſſe ſelbſt muͤſſen nothwen⸗ 
zungen. dig im verſammelten Capitel abgefaßt werden. 
$. 958. Die ordinairen Zuſammenkünfte, oder 
Capiteltage, ſind nach der beſondern Einrichtung ei⸗ 
ner jeden Corporation veſtgeſetzt und zur Verhand⸗ 
lung desjenigen beſtimmt, was zur Verwaltung und 
Conſervation der Rechte und innern Verfaſſung der 
Corporation gehoͤrt. x 
$. 959. So oft in der Grundverfaſſung des 
Stifts etwas geaͤndert werden ſoll, wird eine außeror⸗ 
dentliche Zuſammenberufung des Capitels; die Ein⸗ 
willigung des Biſchoſs der Dioͤzes; und die Geneh⸗ 
migung des Staats erfordert. 
§. 960. Eben dies finder Statt, wenn unbeweg · 


liche Guͤter, Koſtbarkeiten, oder Rechte der Stiftung 
vertauſcht, verpfändet, oder veräußert werden ſollen. 


F. 961. Geiſtliche Geſellſchaften duͤrfen, obne 


ausdruͤckliche Erlaubniß des Staats, weder Capita; 
lien 
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lien außerhalb Landes verleihen, noch weniger aus. 
wärtigen geiſtlichen Obern, oder Stiftungen, etwas 
von ihrem Vermoͤgen, bey einer gleich hohen Geld⸗ 
ſtrafe, zuwenden. 

$. 962. Die Verwendung der aus dem Stifts⸗ 
vermögen den einzelnen Mitgliedern beſtimmten He⸗ 
bungen zu andern Zwecken, kann nur in außerordent⸗ 
lichen Zuſammenkünften, mit einmüthiger Be willi ⸗ 
gung ſämmtlicher Mitglieder, beſchloſſen werden. 

F. 963. Auch die Wahl eines neuen Vorgeſetz⸗ 
ten, Beamten, oder Mitglieds der Corporation, 
kann nur in ſolchen außerordentlichen Zuſammen⸗ 
kuͤnften geſchehen. 

§. 964. Abweſende Mitglieder des Capitels, 
oder Convents, muͤſſen zu dergleichen außerordentli⸗ 
chen Verſammlungen beſonders eingeladen werden. 

§. 955. Iſt dieſes unterlaſſen worden: fo koͤn⸗ 
nen fie dieſer Uebergehung wegen (ob contemtum) 
auf Vernichtung des von den übrigen Mitgliedern 
gefaßten Schluffes anfragen. - 


9. 966. Es iſt aber genug, wenn die Einladung 
nur in die gewohnliche Wohnung oder Curie ſolcher 
abweſenden Mitglieder inſinuirt wird. 

$. 967. Ein Mitglied des Capitels, welches 
perfönlich zu erſcheinen verhindert iſt, kann feine 
Stimme nur einem andern Mitgliede auftragen. 

$. 968. Wer auf gehörige Einladung weder 
ſelbſt erſcheinet, noch einen qualiſieirten Bevoflmäch- 
tigten beitelle, muß ſich dasjenige gefallen laſſen, was 
von den übrigen Mitgliedern beſchloſſen worden. 

9. 969. In gewohnlichen Angelegenheiten und 
Zuſammenkuͤnſten entſcheidet die Mehrheit der Stim⸗ 
men der gegenwartigen Mitglieder. 


5. 970. 


Mechtedes 


Vorſte⸗ 
bers. 
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$. 970. In wie ſern, und bey welchen Ges 
ſchaͤften, die Mehrheit der Stimmen ſaͤmmtlicher 
Mitglieder, oder eine gewiſſe überwiegende Mehrheit 
erſordert werde, iſt nach der beſondern Verfaſſung 
einer jeden Corporation beſtimmt, und wird unten 
vorkommen. 

9. 971. Eben fo beſtimmt die Verfaſſung einer 
jeden geiſtſichen Corporation, was der Vorſteher oh⸗ 
ne Rückfrage an das Capitel zu beſchließen und vor⸗ 
zunehmen berechtigt ſey. 

§. 972. Ulebernimmt er außerdem eine Verbind⸗ 
lichkeit ohne Zuziehung des Capitels: ſo haftet die⸗ 
ſes nur ſo weit dafuͤr, als etwas aus einem ſolchen 
Gefchäfte in den Nutzen der Geſellſchaft wirklich 
verwendet worden. 

9. 973. Welchen Perſonen die Verwaltung der 
Rechte und Obltegenheiten eines abweſenden, oder 
ſonſt verhinderten, ingleichen eines gänzlich abgegan⸗ 
genen Vorſtehers, vermoͤge ihres Amts zukomme, 
muß nach den beſondern Stiftsverfaſſungen beur⸗ 
theilt werden 


Nechte des 6. 974. Der Regel nach fallen die Rechte des mit 


Capitels 
den va 
cautem 
Vorſte⸗ 


berginte. 


Tode abgegangenen Vorſtehers an das Capitel zurück. 

9. 975. Das Capitel kann dieſelben entweder 
ſelbſt ausüben, oder deren Verwaltung inzwiſchen An⸗ 
dern uͤbertragen. 

$. 976. Doch iſt das Capitel die an die Perſon 
des Vorſtehers beſonders gebundenen Rechte, ohne 
dringende Nothwendigkeit auszuuͤben, oder an an⸗ 
dere zu übertragen, nicht berechtigt. 5 5 

§. 977. Während der Vacanz darf keine Neue⸗ 
rung in den Angelegenheiten des Stifts vorgenom⸗ 
men werden. 2 3 

$. 978. Die befondern Einkuͤnfte des Vorſte⸗ 
hers müffen während der Vacanz auf bewahrt, und 
ſeinem Nachfolger übergeben werden. 


§. 979. 
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$. 979. Wo die Wahl des Vorgeſetzten dem 15805 5 
Capitel oder Convente zuftebt, muß dieſelbe inner ſulatſon. 
halb Dreier Monate nach dem Abgange des vori⸗ 
geu, bey Verluſt des Wahlrechs, erfolgen, 

$. 980. Der zu waͤhlende Candidat muß alle 
zu ſolchem Amte nach dem canoniſchen Rechte und 
den Statuten des Stiſts erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
ten heſitzen. 

$. 981. Wem eine oder die andere derſelben 
ermaugelt, der kann nur nach vorhergegangener Po⸗ 
ſtulation, und erfolgter Diſpenſation des geiſtlichen 
Dbern, zu der vacanten Würde gelangen. 

9. 982. Das Wahlgeſchaͤft ift der Landesherr 
durch dazu beſtellte Commiſſarien zu dirigiren bes 
rechtigt. 

§. 983. Wo nicht beſondere Statuten entge⸗ 
genſtehen, werden die Stimmen von dieſen Com⸗ 
miſſarien als Serutatoren eingeſammelt. 

§. 984. Die Stimmen werden mittelſt ver⸗ 
ſchloſſener Zettel abgegeben. 

$. 985. Finden ſich nach geendigter Stimmen⸗ 
ſammlung mehr oder weniger Wahlzettel, als waͤh⸗ 
lende Perſonen find: fo muͤſſen die ſaͤmmtlichen Zettel 
uneröffuet verbrannt, und die Stimmen aufs neue 
geſammelt werden. 

9. 986. Nach richtig befundenen Wahlzettel 
werden dieſelben eröffnet, und die Stimmen, fo wie 
ſie ſich hinter einander finden, in das Wahlproto⸗ 
koll eingetragen. 

$..987. Nur der iſt für regelmäßig gewählt zu 
achten, welcher wenigſtens Eine Stimme über, die 
Halfte der Stimmen ſammtlicher Mitglieder des Capi⸗ 
tels ooer Comments für ſich hat. 


$. 8. Wenn ein Candidat, welcher nur po⸗ 
ſtulirt werden aa, mit einem völlig Wahlſaͤhigen 
zuſaumen kon. o tann die Poftulation des erſten 


nur 
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nur alsdann erfolgen, wenn er mehr als zwey Drit⸗ 
tel ſammtlicher Wahlſtimmen für ſich hat. 

$. 989. In deffen Entſtehung wird der Wahl⸗ 
faͤhige vorgezogen, wenn auch nur Ein Drittel ſammt⸗ 
licher Stimmen ſich für ihn erklart hätte, 

$. 9,0. Wenn aber ſaͤmmtliche Candidaten nur 
poſtulirt werden koͤnnen: ſo muß die Poſtulation 
für denjenigen erfolgen, der mehr als die Hälfte der 
ſaͤmmtlichen Wahlſtimmen für ſich hat. 

$. 991. Hat keiner der Candidaten fo viel 
Stimmen, als nach obigen Vorſchriften zu einer guͤl⸗ 
tigen Wahl oder Poſtulation erfordert werden: fo iſt 
der ganze Wahlactus ohne Wirkung. 

$. 992. Die Wahl kaun auch durch Compros 
miß auf ein oder mehrere Mitglieder des Capitels 
geſchehen. 

9. 993. Auch die Errichtung eines ſolchen Com⸗ 
promiſſes muß unter Direction der Landesherrlichen 
Commiſſarien erfolgen. 

§. 994. Zu dergleichen Compromiß iſt die Ein⸗ 
willigung ſaͤmmtlicher Mitglieder erforderlich. 

9. 995 Nur durch gleichmäßige allgemeine 
Einwilligung kann das Compromiß, wenn es einmal 
zu Stande gekommen iſt, wieder aufgehoben werden. 

$ 996, Diejenigen, auf welche compromittirt 
worden, müſſen ſich nach dem Ingalte des ihnen von 
dem Capitel geſchehenen Auftrages genau achten. 

8. 997. Iſt in dieſem Auftrage nicht ein Ande⸗ 
res beſtimmt: fo iſt derjenige für gewahlt oder poſtulirt 
zu achten, welcher die Mehrheit der Stimmen der 
Compromiſſarien für ſich hat. 

H. 998. Haben die Compromiſſarien einen ganz 
Unmwürdigen gewaͤhlt: fo falle das Wahlrecht an das 
Capitel oder Convent zuruͤck. 


9. 999. 
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$. 999. Das Capitel oder Convent kann mit Caviar 
dem gewählten oder poſtulirten Vorſteher eine Capi- tion. 
tulation errichten. 

$. looo. Dadurch koͤnnen aber klare und ent⸗ 
ſchiedene Rechte des Vorgeſetzten nicht geſchmaͤlert, 
noch die Grundverfaſſungen des Stifts geändert 
werden. 

$. roor, Auch die Capitulation, wenn derglei⸗ 
chen errichtet wird, muß dem Landesherrn zur Ge⸗ 
nehmigung vorgelegt werden. 

§. 1002. Der Gewählte, oder Poſtulirte muß El 
bey Verluſt feines Rechts, innerhalb Monatefriſt . 
uͤber die Annahme der ihm zugedachten Wuͤrde ſich 
erklären, und piernaͤchſt innerhalb Dreier Monate 
die Confirmation oder Zulaſſung desjenigen geiſtlichen 
Obern, dem das Stift unmittelbar untergeordnet iſt, 
nachſuchen. 

S. 100g. Die einmal geſchehene Wahl kann von 
dem Capitel niemals, die Poſtulation aber nur ſo 
lange, als ſie dem geiſtlichen Obern noch nicht an⸗ 
gezeigt iſt, zurückgenommen werden. 

H. 1004. Einem regelmaͤßig Gewaͤhlten, wel⸗ 
chem die nach F. 580. erforderlichen Eigenſchaften 
nicht ermangeln, darf der geiſtliche Obere die Con⸗ 
firmation nicht verfagen, 

H. 10095. Auch die Poſtulation muß er zulaſſen, 
wenn der Mangel des Erforderniſſes denſelben des 
zugedachten Amtes nicht unwuͤrdig, oder zur Aus⸗ 
übung der damit verbundenen Pflichten ganz unfaͤ⸗ 
faͤhig macht. 

§. 1006. Die Zulaſſung einer Poſtulation hat 
mit der Beſtätigung einer Wahl gleiche Wirkung. 

$. 1007, Wird die Wahl unregelmäßig, oder 
die Poſtulation unzuläͤßig befunden: fo verliert das 
Capitel fuͤr dieſen Fall ſein Wahlrecht. 


5. 1008. 
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Ae $. 1oog. Der Beftätigre oder Zugelaffene ge⸗ 

en. langt durch die Einweihung zum Defige feines geiſt⸗ 
lichen Amts. 

Landes, $. 1009. Es darf aber kein Gewaͤhlter oder Pos 


Kane ſtulirter die Beſtaͤtigung oder Zulaſſung der geiſtlichen 


tion. Obern eher nachſuchen, als bis er dazu die Geneh⸗ 


migung des Landesherrn hat, 
$. loro. Vor dem Erfolge dieſer Genehmi⸗ 
gung ſoll die Einweihung nicht Statt finden; noch 
der Gewählte oder Poſtulirte zur Ausübung der Fun⸗ 
ctionen feines Vorſtehenamts, oder zum Beſitze und 
Genuſſe der damit verbundenen weltlichen Rechte und 
Einkünfte gelajfen werden. 
$. 1011. Wenn der Landesherr, aus Gruͤn⸗ 
den des gemeinen Wohls, oder der Erhaltung der 
aͤu ern und innern Ruhe des Staats, das praſen⸗ 
tirte Subjekt verwirft: ſo muß eine neue Wahl 
veranlaßt werden. { 
$. 1013. In Fallen, wo das Capitel oder Con⸗ 
vent wegen ſeiner ſchuldbaren Saumſeligkeit, oder 
wegen der bey der Wahl oder Poſtulation vorgeſalle⸗ 
nen Unregelmaͤßigkeiten, feines Wahlrechts verluſtig 
wird, fallt die Beſetzung der Stelle für dieſesmal 
nach Verſchiedenheit der Verfaſſungen in den Provin⸗ 
zen, entweder dem Landesherrn, oder den geiſtlichen 
Obern anheim. 5 
$. 1013. Aber auch letztere muͤſſen, bey ihrer 
Ernennung, die geſetzlichen Vorſchriften wegen der 
Tüchtigkeit des zu beſtellenden Subjekts beobachten, 
und daſſelbe dem Landesherrn zur Genehmigung vor⸗ 
ſchlagen. 
§. 1014. Mo es hergebracht iſt, daß dem Lan⸗ 
desberrn mehrere Subjekte zur Ernennung vorge 
ſchlagen werden muͤſſen, da iſt das Capitel oder Con⸗ 
vent, bey der Auswahl dieſer Subjekte, die g. 979. 
> 1 49. 
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faq. enthaltenen Vorſchriften ebenfalls zu beobach⸗ 
teu ſchuldig. 
$. 1015. Einem Stiftsvorgeſetzten, der durch a 
Alter, Krankheit, oder andere Urſachen, an gehoͤri⸗ ren. 
ger Verwaltung ſeines Amts verhindert iſt, kann 
ein Coadjutor beſtellt werden. 
§. 1016. Die Wahl eines ſolchen Coadjutors 
kommt dem Capitel oder Convent in ſo fern zu, als 
ihm die Wahl des Vorgeſetzten ſelbſt gebührt, 
$. 1017. Die Gründe zur Beſtellung eines 
Coadjutors muͤſſen von den unmittelbaren geiſtlichen 
Obern des Stifts, und von dem Landes herru, ge⸗ 
prüft und genehmigt werden. 
$. 108. Es haͤngt von dem Vorgeſetzten ab, 
in wie fern er ſich ſeines Coadjutors bedienen will; 
und dieſer darf ſich wider ſeinen Willen keine Amts⸗ 
verrichtungen anmaßen. 
$. 1019. Dagegen darf aber auch der Vorge⸗ 
feste diejenigen Amtsgeſchaſte, die er ſelbſt nicht ver⸗ 
richten kann, oder will, einem Andern, als ſeinem 
Coadjutor, nicht auftragen. 5 
§. lo 20. Soll der Coadjutor Verrichtungen 
vornehmen, die bey bloßer Abweſenheit, oder tem⸗ 
poreller Verhinderung des Vergeſetzten, gewiſſen 
Mitgliedern ves Capitels vermöge ihres Amts zukom⸗ 
men: fo wird zu deren Uebertragung des Conſens 
des Capitels erfordert. 
§. 1021. Bey gänzlichem Abgang der Borges 5 
ſetzten ritt der ihm zugeordnete Coadjutor ſofort an 
deſſen Stelle. ö 5 
Dreizehnter Abſchnitt. 
Von katholiſchen Domſtiften und 
Capiteln. 5 
$. 1022. Domcapitel find geistliche Corpora⸗ 5 
tionen, deren Mitglieder zun Abwartung des feiet- Domka⸗ 
lichen pitel. 
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lichen Gottesdienſtes in der Hauptkirche der Dioͤzes 
beſtimmt, und dem Biſchofe, in wichtigen Angele ⸗ 
genheiten des Bisthums, und der Dioͤzes, zur Sei⸗ 
te geſetzt Wird, 
Rechte §. 1023, Nur diejenigen find als Mitglieder 
gleich dieſes Collegii zu betrachten, welche bey dem Stifte 
befebens eine Pfründe oder ein Canonicat befigen, 
. F. 1024. Der Biſchof bat alſo darin weder Sitz 
hen. noch Stimme, als in fo fern er zugleich mit einem 
Canonicat bey dem Stifte verſehen iſt. 
$. 1025. Alle gemeinſchaftliche Rechte des 
Stifts werden aſſo, uit Ausſchluß des Biſchofs, 
durch das Capitel allein ausgeübt. 
$. 1026. Inſonderheit gebührt dem Capitel die 
alleinige Verwaltung des Stifsvermoͤgens. 
$, 1027. Das Capitel ſteht in dieſen gemein: 
ſchaftlichen Angelegenheiten unter der Direction des 
Dechanten. 
§. 1028. Die Übrigen Würden und Aemter im 
Capitel find, nebſt ihren Rechten und Obliegenhei⸗ 
ten, nach den beſondern Verfaſſungen eines jeden 
Stifts beſtimmt. 
$. 1029. Das Capitel iſt, zur Vertheidigung 
ſeiner Rechte einen Syndicum; und andere Unter⸗ 
bediente, zur Beſorgung feiner Vermoͤgensangele⸗ 
genheiten, ohne Zuziehung des Biſchofes zu beſtel⸗ 
len berechtigt. 
erhält g. 1030. Das Capitel iſt dem Biſchofe ſubor⸗ 
den Bien dinirt, welcher berechtigt iſt, Viſitationen bey dem 
ſhof. Capitel vorzunehmen, und die dabey vorgefundenen 
Mißbraäuche abzuſtellen. 
6. 1031. Der Biſchof ſoll in allen wichtigen An⸗ 
gelegenheiten des Bisthums, und der Diözes, das 
Domcapitel mit ſeinem Rathe und Gutachten ver⸗ 


nehmen. 


F. 1032. 


Von katholiſchen Domſtiften und Capiteln. 757 


$. 1032, Die Einwilligung des Domcapitels 
iſt nothwendig, wenn unbewegliche Güter oder Ge⸗ 
rechtigkeiten des Bisthums oder einer Kirche in der 
Dio zes, verpfändet oder veroͤußert; Pfarren und 
Pfrunden, die zur gemeinſchaftlichen Collatur des 
Biſchofs und Capitels ſtehen, vergeben; und Kits 
chen oder Pfründen zuſammengeſchlagen und aufge⸗ 
hoben werden ſollen. r eh 

H. 1033. In welchen Faͤllen es außerdem, zur 
Gültigkeit einer von dem Biſchofe vorgenommenen 
Handlung, der Einwilligung des Domcapitels bedür⸗ 
fe, iſt nach der beſondern Verſaſſung einer jeden 
Dioͤzes beſtimmt. BL. 

$. 1034. Zur anderweirigen Verleihung von 
Lehn und Erbzinsgitern, die ſich an das Bisthun 
eröffnen, iſt die Einwilligung des Capitels in der 
Regel nicht erforderlich. 

$. 1035. In geweinfchaftlichen Angelegenheiten 
des Biſchofs und Capitels, geſchieht die Zuſammen⸗ 
berufung von Seiten des erſtern; und ihm gebührt 
alsdann die Direction der Berathſchlagung! 

$. 1036. Der Regel nach wird die Verſamm⸗ 
lung in der Capitelsſtube gehalten. rl 

$. 1037. In allen Fallen, wo zu einem Ges 
ſchaͤfte die Einwilltgung des Capitels nothwendig iſt, 
hat der Biſchof fir fich Eine, und das Capitel zu⸗ 
ſammen genommen die Zweite Stimme. 

§. 1038. Es kann alſo nichts beſchloſſen wer⸗ 
den, als worin der Biſchof von einer, und die Mehr⸗ 
heit der Stimmen des Domcapitels von der andern 
Seite willigen. oft 

$. 1039. In ſo ſern der Biſchof zugleich Ca⸗ 
nonicus iſt, muß ſeine Stimme auch unter den 
Stimmen der Mitglieder, des Capitels mitgezählt 
werden. 1. dun 5 


$. 1040. 
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$. 1040. Das Capitel kann in Angelegenheiten 
des Bisthums und der Diozes, ohne den Biſchof, 
oder gegen deſſelben Gutbefinden, auch durch einhel⸗ 
ligen Beſchluß, nichts entſcheiden. 


Fechtedes 6. rogr. Wenn der bifchöfliche Stuhl entwe⸗ 


Enpitels 
während 
der Va⸗ 
can des 
Bis⸗ 
thus. 


der ganzlich, oder auf eine Zeitſang erledigt; oder 
deſſen Wiederbeſetzung, ohne die Schuld des Capi⸗ 
tels verzögert wird: fo kommt die Verwaltung der 
biſchoͤflichen Rechte dem Domcapitel zu. 
H. 1042. Dieſes muß dabey alles beobachten, 
was §. 974. [ag bey der Vacanz eines geiſtlichen 
Vorſtehers uberhaupt vorgeſchrieben ist. 

§. 1043. Die Verwaltung der geiſtlichen Ange⸗ 
legenheiten des Bisthums kann das Capitel einem 
Viearius auftragen; wenn aber dergleichen Vicarius 
von dem abgegangenen Biſchofe ſchon beſtellt worden: 
ſo muß das Capitel denſelben beſtätigen. 
8. 1044. Functionen, die mit der Perſon und 
Wurde des Biſchofs untreunbar verknüpft find, kann 
weder das Capitel, noch der von ihm geſetzte Vica⸗ 
rius ausüben. 

$. 1045. Zur Verwaltung der weltlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit, in ſo fern dergleichen mit dem Bisthu⸗ 
me verbunden iſt, muß ein Official beſtellt; oder der 
von dem Biſchofe geordnete beſtaͤtigt werden. 

$. 1046. Rechte, welche nach den Geſetzen 
und Verfaſſungen, für den Biſchof und das Capi⸗ 
tel gemeinſchaftlich gehoͤren, koͤnnen, während der 
Vacanz, von dem Capitel allein nur in dringenden 
Nothfaͤllen ausgeuͤbt werden. 2 
g. 104%. Eigue Angelegenheiten des Capitels, 
zu deren Rechtsbeſtaͤndigkeit die Einwilligung des 
Biſchofs nothwendig iſt, müſſen der Regel nach 
während der Vacanz ausgeſetzt bleiben. 170 


O F. 1048. 
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§. 1048. Pfruͤnden, welche zur alleinigen Vera 
leihung des Biſchofs ſtehen, konnen von dem Capi⸗ 
tel, während einer gänzlichen Vacauz, nicht verge⸗ 
ben werden; ſondern es muß deren Beſetzung dem 
neuen Biſchofe aufbewahrt werden, 

$. 1049. Wird aber die Wiederbeſetzung des 
biſchöͤflichen Stuhls ohne Schuld des Domcapitels 
verhindert: fo kann letzteres ber dergleichen Pfrün⸗ 
den in fo fern verfügen, nals das Wohl der Kirche 
deren baldige Verleihung erfordert. 

b. 1650, Zum Beſten des Bisthums Finn das 
Domcapitel, während einer Vacanz, Verträge fehlies 
ßen, welche zur Cenſervatlon der e deſ⸗ 
ſelben nothwendi; find, 

$ 1051, Wo die Ernennung des Bifchors dem Wahl des 
Landesherrn nicht vorbehalten iſt, da kommt die Biſchofg, 

Wahl deſſelben dem Domcapitel zu. 1 

$ 1052, Dieſes muß dabey alles beobachten, 
was im vorigen Abſchnitte von der Wahl 9 55 
Stifsobern verordnet iſt. 

$. 1053. Ein Gleiches findet Sac wenn dem 
Biſchofe ein Coadyutor beſtellt werden foll, 2 


Bierzehnter Abſch nie. 
Von Collegiatſtif ten. 


9. 1054. Geiſtliche Corpotationen, die bey ei⸗ 
ner andern, als der Hauptkirche der Dioͤzes, zur 
feierlichen Begehung des Gortesdienſtes verordnet 
find, werden Collegiatſtifte genannt. 

$. 1055. Sie unterſcheiden ſich von den Dom⸗ 
ſtiften nur darin, daß ihre Mitglieder an den Arte 
gelegenheiten des Bisthuns und der Dioͤzes keinen 
Theil nehmen. 


g. 1056, 


Obern. 
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$. 1056, Die dem weiblichen Geſchlechte ge⸗ 
widmete weltgeiſtlichen Stifte haben mit den Colle⸗ 
giatſtiften gleiche Rechte. 


Funfzehnter Abſchnitt. 
Von Kloſtergeſellſchaften. 


$. 1057. Kloſtergeſellſchaften find geiſtliche Cor⸗ 
porationen, deren Mitglieder zu gemeinſchaftlichem 
Leben und gemeinfchaftlicher Religionsuͤbung, nach 
gewiſſen von der Kirche beſtaͤtigten Regeln, durch 
feierliche Geluͤbde ſich verpflichtet haben. 

$ 1058. Den einzelnen Kloſtergeſellſchaften 
ſind eigene Obern, unter dem Namen der Aebte, 
Prioren, Proͤbſte, Guardiane, oder Rectoren vor⸗ 
eſet. 
N rer 1059. Alle Kioftergefellfchaften einer Pros 
vinz, welche zu einerley Ordensregel ſich bekennen, 
ſtehen unter dem Provinzial; und ſämmtlichen Pro⸗ 
vinzen iſt der General des Ordens vorgeſetzt. 
H. 1060. Dieſe Ordens⸗Obern dürfen den Bi⸗ 
ſchoͤfen der Dioͤzes in ihre Gerechtſame nicht ein⸗ 
greifen. 

$. 1061. Wenn fie außerhalb Landes woh⸗ 
nen: fo gilt von ihnen alles das, was von auswaͤr⸗ 
tigen Obern der Kirchengeſellſchaften verordnet iſt. 
G. 135. fad. { 

S. 1062. Auch da, wo die Beſetzung der va⸗ 

canten Stelle eines Kloſter⸗Obern von einem hoͤhern 
Ordens, Obern abhangt, muß über das von dieſem 


ausgewählte Subjekt, vor deſſen Einſetzung und 


Annahme, die Approbation des Staats eingeholt 
werden. 2 

$. 1063. Bifitationen bey einländiſchen Kloͤ⸗ 
ſtern durfen auswärtige Ordens Obern ohne aus⸗ 
druͤckliche Erlaubniß des Staats nicht vornehmen. 
R $. 1064. 


Von Klaoſtergeſellſchaften. 161 


—— 


§. 1064. Ob und in welchen Angelegenheiten Kapitel 
dem Kloſter⸗Obern ein Capitel oder Convent an die I, Fon 
Seite geſetzt ſey, iſt durch die Regeln eines jeden 
Ordens beſtimmt. . 

H. 1065. Nur wirkliche Kloſtergeiſtliche, nicht 
aber bloße Laienbruͤder, haben in dem Capitel oder 
Convent Sitz und Stimme. 

$. 1066. Die Kloſter⸗Obern muͤſſen die ihnen Kloster 
zukommende Kloſterzucht nach den $. 946. 947 vor⸗ Acht. 
geſchriebenen Geſetzen ausüben, und machen ſich durch 
deren Uebertretung dem Staate verantwortlich. 

$. 1067. Ktofter- Dbern, welche dieſen Vor⸗ 
ſchriſten zuwider handeln, haben vom Staate eben 
die Strafen zu erwarten, welche gegen eigenmaͤch⸗ 
tige Privatgewalt im Ceiminalrechte verordnet ſind. 

$. 1068. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung Kufıryı 
des Staats, dürfen fie keine Mitglieder außerhalb Here 
Landes verſchicken, oder in auswärtige Kloſter ver⸗ aer 
fegen, oder auswärtige Mitglieder in einfändiſche der. 
Kloſter aufnehmen. 8 

$. 1069. Kloſtek⸗Obern, welche dieſem zuwi⸗ 
der handeln, ſollen in ihrem Amke nicht ferner ges 
duldet, und noch außerdem verhuͤltnißmaͤßig beſtraft; 
auch zur Zurückſchaffung des aus dem Lande ges 
brachten Mitglieds durch rechtliche Zwangsmittel one 
gehalten werden, f 


Sechzehnter Abſchnitt. 
Von geiſtlichen Ritterorden. 


$. 107. Der Deutſche, und der Maltheſer⸗ 
oder Johanniterorden, genießen bey ihren innerhalb 
der Königlichen Staaten zu betreibenden Gefchäften 
oder Aungelegenpeiten, die Rechte der geiſtlichen Cor 
porationen. 
Allgem. Ländr. IV. Band. 2 $ 1075 
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$. royt. Die innern Verfaſſungen der Capitel 
dieſer Orden, ſo wie die Rechte und Pflichten ihrer 
Obern und Beamten, muͤſſen in vorkommenden 
Fallen lediglich nach den Statuten des Ordens be⸗ 
urtheilt werden. 

‚$. 1072. Die Verſammlungen der, zur Abs 
wartung des Gottesdienſtes bey den Ordenskirchen 
beſtimmten Mitglieder der geistlichen Ritterorden 
ſind den Kloſtergeſellſchaften gleich zu achten. 


Siebzehnter Abſchnitt. 
Von weltgeiſtlichen Canonicis. 


Was Ca 6. 1073. Die Mitglieder der Dom⸗ und Colle⸗ 
ind. giakſtifte führen beide den Namen Canonici. 
Claſſen $. 1074. Nur diejenigen Canonici, welche ins 
derfelben. nerhalb der bey jedem Stifte nach der Fundation 
beſtimmten Anzahl aufgenommen ſind, haben Sitz 
und Stimme im Capitel; und werden bey Calhe⸗ 
dralſtiften Domcapitularen genannt. 
§. 1075. Diejenigen, welche nach der Obſer⸗ 
vanz eines Stifts über die urſpruͤngliche Zahl ange⸗ 
feßt worden, heißen mindere Canonici, oder bey 
Domſtiften, Domicellaren. 
$. 1076. Sogenannte regulirte Canonici find 
nach den Vorſchriften des folgenden Abſchnitts zu 
beurthetlen. 

Erforder, F. 1077. Wer bey einem Stifte Canonicus 
ii wache will, muß derjenigen Religionspartey, zu 
weleher das Stift ſelbſt gehoͤrt, zugethan ſeyn. 
$. 1078. Bey vermiſchten Stiften muß, 
den zum deutſchen Reiche gehoͤrenden Provinzen, 
der Beſißſtand des Erſten Januars des Jahres 1624 

beobachtet werden. 


g. 1079. 
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§. 1079. Das Alter, welches erforderlich iſt, 
wenn Jemand befugt ſeyn ſoll, um ein Canonicat 
ſich zu bewerben, Sitz und Stimme im Capitel zu 
verlangen, und auf die höhern Würden im Stifte 
Anſpruch zu machen, muß hauptſaͤchlich, nach den 
Statuten und wohlhergebrachten Gewohnheiten eines 
jeden Stifts beurtheilt werden. 

$. 1080. Der Regel nach kann nur derjenige, 
welcher das Vierzehnte Jahr zurückgelegt hat, um 
ein Canonicat ſich bewerben. 

$. 1081. Eben fo kann in der Regel Niemand, 
welcher das Zwey und zwanzigſte Jahr noch niche 
zurückgelegt hat, Sitz und Stimme im Capitel 
haben. 

$ 1082, Zur Bekleidung höherer Würden im 
Stifte wird ein Alter von Fünf und zwanzig, und 
zum Bisthume von Dreißig Jahren erfordert. 

$. 1083. Wer Canonicus werden will, muß 
wenigſtens die erſte Tonſur erhalten haben. 

§. 1084. Sitz und Stimme im Capitel kann 
nur der erlangen, welcher zum Subdiaconat einge⸗ 
weiht iſt, und Drey Jahre hindurch den Studien 
auf hohen Schulen obgelegen hat. 

$. 1085. Zu hoͤhern Würden im Capitel iſt 
derjenige Ordensgrad erforderlich, den die damit ver⸗ 
bundene geiſtliche Verrichtungen vorausſetzen. 

. 4086. Wo nach den Statuten des Stifts 
adliche Herkunft zur Aufnahme erfordert wird, muß 
dieſelbe gehörig nachgewieſen, (Tit. 9. H. 17 — 20.) 
und ein daruber entſtandener Streit vor dem welt⸗ 
lichen Richter entſchieden werden, 


$. 1087. Wem die Verleihung der Canonicate Naeh 


gebuͤhre, beſtimmen die Statuten und Gewohnheiten 
eines jeden Stifts. 


L 2 5. 1088. 
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$. 1088. Wo die Verleihung zwiſchen dem 
Capitel und dem Landesherrn, oder dem geiſtlichen 
Obern, nach Monaten abwechfelt, wird der Ablauf 
des Monats auf die Mitternachtsſtunde des letzten 
Tages veſtgeſetzt. . 
F. 1089. Die Wahl des Capitels geſchieht durch 
die Mehrheit der Stimmen ſaͤmmtlicher Capitularen, 
mit Ausſchluß des Biſchofs. 5 
$. 1090. Wo es hergebracht iſt, daß gewiſſe 
Praͤbenden, nach einer veſtgeſetzten Ordnung oder 
Reihe, von einzelnen Canonieis vergeben werden, da 
übe derjenige, an welchem die Reihe ſteht, nur ein 
Recht des Capitels aus. 
§. 1091. In der Regel kann alſo derjenige, 
welcher zur Zeit der Erledigung noch nicht Sitz und 
Stimme im Capitel hatte, auf dieſes Recht keinen 
Auſpruch machen. 
§. 1092. Wo die Reihe mit jedem Monate 
abwechſelt, geht das Verleihungsrecht mit Ablauf 
jedes Monats ſofort an den Folgenden uͤber. 
Devolu⸗ §. 1093. Wenn aber das Capitel, oder die 
2 0 einzelnen Canoniei, welche an die Reihe kommen, 
mit Verleihung der Praͤbende uͤber Sechs Monate 
1 55 fo fälle das Recht dazu dem Biſchofe an⸗ 
eim. > h 
Recht der H. 1094. Bey Stiften, wo das Recht der 
Vit, erſten Bitte hergebracht iſt, wird ſelbiges von dem⸗ 
jenigen, welchem es zukommt, auf die erſte zur Ver⸗ 
leihung des Capitels ſtehende Vacanz ausgeuͤbt. 
§. 1095. Dem Preciſten bleibt fein dadurch er» 
langter Anſpruch, wenn auch derjenige, von welchem 
er vorgeſchlagen worden, vor wirklich entſtehender 
Vacanz verſtirbt. 
§. 1096. Durch die Ausuͤbung des Rechts der 
erſten Bitte wird übrigens die abwechſelnde Ordnung 
der Collation an ſich nicht geändert, 
9. 1097. 
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$. 1097. Der Preciſt iſt, bey Verluſt feines 
Rechts, ſchuldig, ſich fpäteftens innerhalb Vier Wo⸗ 
chen, nach entſtandener Vacanz, bey dem, welchem 
das Verlelhungsreche zukommt, zu melden. 

$. 1098. Sein durch den Vorſchlag erlangtes 
Recht kann er nur unter ausdruͤcklicher Bewilligung 
desjenigen, welcher ihm daſſelbe verliehen hat, einem 
Andern abtreten. 

$. 1099. Durch Reſignation kann Jemandem 
eine Präbende übertragen werden. 

§. 1100. Doch muß der, zu deſſen Gunſten 
die Reſignation geſchieht, alle zu einem Canonico 
erforderlichen Eigenſchaften beſitzen. 

H. 1107. Außerdem findet bey der Reſignation 
alles Statt, was die Geſetze von Abtretung der 
Rechte uͤberhaupt verordnen. 

9. 1102. Der Reſignant kann ſich eine Pen⸗ 
ſion auf die Revenüen der Präbende zu feiner Noth⸗ 
durft vorbehalten. 8 

$. 1103, Die Reſignation muß in die Hände 

desjenigen geſchehen, der dem Reſignanten die Praͤ⸗ 
bende verliehen hat. 
FS. 1104. Erſt durch die Genehmigung des vor ⸗ 
maligen Collators erhält die Reſignation ihre Guͤl⸗ 
tigkeit; und kann alſo noch bis dahin zuruͤckgenom⸗ 
men werden. 

$. 1105. Eben fo findet die Zuruͤcknahme Statt, 
wenn der Reſignatarius die Präbende nicht anneß⸗ 
men kann oder will; oder wenn der Collator nicht 
alle Bedingungen der Reſignation genehmigt. 

$. 1106. Wo es hergebracht iſt, daß die Re⸗ 
ſignation and der von einem einzelnen Canonico 
erhaltenen Präbende in die Hände des Capitels ges 
ſchehen muß, kat es auch ferner dabey fein Der 
wenden. 5 - 


* 


$. 1107. 


Reſigug⸗ 
tion. 
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$. 1107. Stirbt der Reſignirende binnen Ein 
und zwanzig Tagen, von dem Tage an gerechnet, 
da die Reſignation dem Collator angezeigt worden: 
fo iſt dieſelbe für nicht geſchehen zu achten. 

$. 1108. Jeder neu beſtellte Canonicus wird 
der letzte im Capitel, und tritt alſo, auch bey Re⸗ 
ſignationen, nicht in die Stelle und den Rang ſeines 
Vorfahren. 


$. 1109. Nur bey Praͤlaturen erhält der neue 
Prälat denjenigen Rang, welchen die Würde mit 
ſich bringt. 
Von meh⸗ . 1110. Bey Stiften, wo mehrere Ordnun⸗ 
nungen gen von Canonieis find, wird der neue Canonicus 
der Cauo⸗ der letzte in derjenigen Ordnung, zu welcher fein 
TE Vorfahr gehöre hat. 
§. 1111. Wo aber das Einruͤcken aus einer 
niedern in eine hoͤhere Ordnung hergebracht iſt, da 
muß die Art und Weiſe dieſes Einruͤckens lediglich 
nach den Statuten und Gewohnheiten des Stifts 
beurtheilt werden. 3 


H. 1112. Der Regel nach Fönnen mindere Ca⸗ 
nonici in eine höhere Ordnung nur in fo fern ‚ein 
ruͤcken, als die in dieſer Ordnung vacante Stelle 
zur Collatur desjenigen ſteht, von welchem ihnen das 
mindere Canonicat verliehen worden. 


Von Car §. 1113. Wenn der Landesherr ein Canonicat 
ke bis an ein Subjekt verleiht, dem es an den perfönfichen 
an und, Eigenſchaften mangelt: fo erhaͤlt derſelbe dadurch 
ee nur das Recht, dieſe Stelle an ein anderes fühiges 


welden. Subjekt abzutreten. 
§. 1114. Letzterer aber erlangt dadurch die 
Präbende mit vollem Rechte, und in eben der Qua⸗ 
85 wie ſich dieſelbe an den Landesherrn erledigt 
alte. 


9. 1115. 


g. ırı5. Niemand ſoll zwey oder mehrere In nie 


geistliche Pfränden bey einem und eben demſelben gan '° 
Stifte beſitzen. mehrere 


1 3. g i 
$. 1116. Wohl aber kann ein Canonicus zur Bi 


gleich eine geiſtliche Würde bey eben demſelben Stifte 
bekleiden. 

$. 1117. Auch bey verſchiedenen Stiften kann 
Eine Perſon mehrere Pfründen zugleich alsdann nicht 
beſitzen, wenn diefe Pfründen die Verbindlichkeit zur 
Reſidenz bey ſich fuͤhren. 

$. 1118. Wenn alſo die verſchiedenen Stifte 
an Einem Orte, oder zwar an verſchiedenen, jedoch 
fo gelegen, oder beſchaffen find, daß die Reſidenzzeit 
in jedem derſelben gehörig abgewartet werden kann: 
fo iſt der Beſitz ſolcher mehreren Pfrüͤnden in Einer 
Perſon erlaubt. 

§. 1119. Wer von der Reſidenz bey dem 
Stifte, wo er dieſelbe nicht abwarten kann, bes 
freiet iſt, (§. 1131.) auf den findet in fo weit die 
Vorſchriſt des §. 1117. nicht Anwendung. 

$. 1120. Ein Gleiches gilt, wenn bey einem 
Stifte die Reſidenz nicht nothwendig, ſondern nur 
eine ſtatutenmaͤßige Geldſtraſe, oder die Einbuſte 
gewiſſer Arten von Einkuͤnften, mit deren Unterlaſ⸗ 
fung. verbunden it. 

$. 1121. Jeder neue Canonicus muß ſich vor Borbe 
feiner Aufnahme der nach den Statuten des Stiſts zum Gn 
beſtimmten Prüfung, an dem Orte, wo das Stift nonicat, 
ſeinen Sitz hat, unterwerfen. 

$. 1122. Doch genießt er, auch während der 
Probezeit, der Regel nach alle zu ſeiner Stelle ge⸗ 
hoͤrigen Hebungen. 

$. 1123. Erſt nach geendigter Probezeit er⸗ Aufrah⸗ 
folgt die feierliche Aufnahme, bey welcher der neue me 
Canonicus auf die vom Staate genehmigten Sta⸗ 
tuten verpflichtet wird, BE e J 


fisen 
koͤnne. 


. Ita 


Pflichten. 


Reſidenz. 
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H. 1124. Vor der Aufnahme muß jeder neue 
Canonicus, wenn er nicht vom Landesherrn ſelbſt 
beſtellt worden, demſelben zur Genehmigung und 
Beſtaͤtigung praͤſentirt werden. 

$. 1125. Die allgemeinen Pflichten der Geiſt 
lichen, ſo weit dieſelben nicht auf das Lehramt 
Beziehung haben, liegen auch den Canonicis ob. 
G. 67. Lag f 

§. 1126, Ihre Amtsverrichtungen find durch 
die Statuten des Stifts, und durch die Vorſchrif⸗ 
ten des canoniſchen Rechts beſtimmt. 

S8. 1127. Inſonderheit find fie ſchuldig, den 
Gottesdienſt im Chore durch die geordneten Stun⸗ 
den regelmaͤßig abzuwarten. 

$. 1128. Sie ſind verpflichtet, an dem Sitze 
des Stifts ordentlich Reſiden; zu haften. 

$. 1129. Eine beharrliche Unterlaſſung dieſer 
Pflicht wird mit dem Verluſte der Stelle; eine 
Vernachläßigung aber, mit einer verhaͤltnißmaͤßigen 


Geldbuße; und zwar, wenn die Statuten nichts 


Naͤheres veſtſetzen, mit dem Verluſte des Vierten 
Theils, oder der Hälfte der Einfünfte, geahndet. 

$. 1130. Die Art und Dauer der Reſidenz iſt 
nach den Statuten eines jeden Stifts zu beurtheilen. 

H. 1131. Wer durch oͤffentliche Bedienungen, 
durch Reiſen in Angelegenheiten des Staats, oder 
der Kirche, Studirens halber, durch Alter, Krank ⸗ 
heit, oder ungefähren Zufall, an der wirklichen Re⸗ 
ſidenz verhindert iſt, nimmt dennoch auch an ſolchen 
Hebungen Theil, die nur für die Reſidirenden ber 
ſtimmt ſind. 

$. 1132. Dagegen kann er auf die ſogenaun⸗ 
ten Praͤſentiengelder keinen Anſpruch machen. 

H. 1133. Wer aus bloßer Gnade von der Re⸗ 
fidenz diſpenſirt iſt, muß ſich mit den Nußungen 
einer Pfruͤnde begnuͤgen. 
§. 1134 
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$. 1134. Die Canonici koͤnnen ſich in ihren Wirarien. 
geiſtlichen Verrichtungen, an deren eigenen Abwar⸗ 
tung ſie verhindert ſind, durch Vicarien vertreten 
laſſen. 

9. 1133. Solche Viearien muͤſſen diejenigen 
Eigenſchaften befisen, welche zu den Funetionen, 
die fie Übernehmen ſollen, nach dem canoniſchen 
Rechte erforderlich ſind. 

§. 1136. Der Regel nach kommt die Beſtel⸗ 
lung eines ſolchen Vicarii demjenigen Canonico zu, 
deſſen Stelle derſelbe vertreten ſoll. 

9. 1137. Dieſer muß ſich mit feinem Vicario 
wegen einer billigen Abgabe fuͤr die Vertretung ei⸗ 
nigen; er kann aber auch ſeinen Auftrag, wenn nicht 
ein Anderes ausdruͤcklich verabredet worden, nach 
eigenem Guchefinden zurücknehmen. 

$. 1138. Bey Stiften, wo beſtaͤndige Vica⸗ 

‚wien beſtellt find, bekleiden dieſelben ein eigenes geiſt⸗ 
liches Amt, und können nur aus eben den Gründen, 
wie andere Geiſtſiche, wieder entſetzt werden. 

§. 1139. Canonici genießen, in Anſehung ihr Heußere 
rer Perſon und eigenen Vermögens, alle äußere dude 
Vorrechte der Geiſtlichen uͤberhaupt; find aber auch Pflichten 
dabey eben denſelben Einſchraͤnkungen unterworfen, HRSG 
G. 93. 199) ; hun 

$, 1140. Sie behalten, des Eintritts in den 
geiſtlichen Stand ungeachtet, alle Familienrechte; und, 
find der Succeſſion in Lehne und Fideicommiſſe fähig. 

$. 111. Katholiſche Canonici nehmen und hin⸗ 
terlaſſen kein Heergeräthe; wo aber Se beta 
gebracht iſt, da find fie dergleichen von ihren weib, 

2 75 Verwandten in aufſteigender Linie zu erben 
abig. 

$. 1742. Auf ihre Peäbenden Haben die Ca. fan 
nonici alle mit dem Nießbrauche verbundene Rechte hung ihr 
und Pflichten ) SR 

9. 1143 
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$. 1143. Inſonderheit muͤſſen fie die dazu ger 
hoͤrigen Gebäude aus den Einkünften der Präbende 
in baulichem Weſen unterhalten. 

$. 1144. Bey vorfallenden Hauptreparaturen 
kaun, mit Einwilligung des Capitels, ein Capital 
aufgenommen werden, welches aus den Einfünften 
verzinſet, und in gewiſſen beſtimmien Terminen zu⸗ 
ruͤckgezahlt werden muß. 

§. 1145. Dergleichen Zinſen und Terminszah⸗ 
lungen muß auch der Nachfolger in der Pißbende, 
für die Zeit, wo er die Nutzungen hat, übernehmen. 

§. 1146. Die Gläubiger eines Canonici find 
berechtigt, aus den Einkuͤnften der Praͤbende Bes 
friedigung zu ſuchen. 

§. 1147. Doch muß daraus dem Praͤbendaten, 
in Ermangelung eigenen Vermoͤgens, eine Compe⸗ 
tenz, nach näherer Vorſchrift der Prozeßordnung, 
gelaſſen werden. 

$. 1148. Auch über das aus der Praͤbende 
erworbene Vermoͤgen koͤnnen Canonici letztwillig ver⸗ 
fügen, ohne daß es eines paͤbſtlichen oder biſchoͤf⸗ 
lichen Indults dazu bedarf. 

§. 1149. Keinem auswärtigen geiſtlichen Obern 
ſoll erlaubt ſeyn, ſich ein Spolienrecht auf inlän« 
diſche Präbenden anzumaßen. 

§. 1150. Den Erben eines Canonici gebühren 
auch die Nutzungen des Sterbejahres (annus defer- 
vitus), die der Erblaſſer noch nicht erhoben hat. 

§. 1151. Der Anfang und die Daner dieſes 
letzten Jahres richten ſich nach dem Capiteljahre, fo 
wie dieſes an jedem Orte hergebracht iſt. 

. 1152. Welche Nußungen zum Sterbejahre 
ebören, iſt ebenfalls nach den Statuten und Ver⸗ 
Khun der einzelnen Stifte beſtimmt. 


§. 1153. 
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. 1153. Hebungen, die nicht zu einer befons 
dern Praͤbende gehoͤren, kommen den Erben nur 
alsdann zu, wenn der Erblaſſer die Mitternachts⸗ 
ſtunde vor dem Tage, wo fie faͤllig find, überlebt hat. 

$. 1154. Gehört ein Landgut oder anderes 
Grudſtück zur Praͤbende: ſo erfolgt die Auseinan⸗ 
derſetzung, wegen der Nutzungen, Verbeſſerungen, 
Verſchlimmerungen u. ſ. w., nach den im Titel vom 
Nießbrauche ertheilten Vorſchriften. (Th. 1. Tit. 21. 
$. 111. ad.) 

§. 1155. Die Verwaltung aber waͤhrend des 
Ueberreſtes des letzten Wirthſchaftsjahres, gebührt 
der Regel nach dem neuen Praͤbendaten. 

$. 1156. Die Nutzungen des letzten Jahres 
behaͤlt auch der, welcher eine Praͤbende reſignirt; 
es waͤre denn die Reſignation darauf ausdruͤcklich 
mit gerichtet worden. 

$. 1157. Gnaden⸗ oder Nachjahre finden bey 
Canonicaten der Regel nach keine Statt. 

$. 1158. Bey Stiften, wo fie eingeführt find, 
muß alles nach den Statuten, und in deren Erman⸗ 
gelung, nach der hergebrachten Obſervanz beſtimmt 
werden. hr 

§. 1159. Von den Mitgliedern meltgeiftlicher Bon 
Frauenſtifte gilt der Regel nach alles das, was cee 
von weltgeiſtlichen Canonicis männlichen Geſchlechts Frauen, 
verordnet iſt; außer wo Abweichungen davon durch fte. 
den Unterſchied des Geſchlechts begründet werden. 


Achtzehnter Abſchnitt. 
Von Moͤnchen und Ordensleuten. 
$. 1160. Niemand darf ohne Vorwiſſen und Erforber 


Genehmigung derjenigen, deren Einwilligung zur Ne zum 
5 Wahl 
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Mönche 
und Non⸗ 
nenſtande. 


Wahl einer Lebensart nach den Gefegen erforderlich 
iſt, zum Kloſterleben ſich beſtimmen. 

§. 1161. Kein Königlicher Unterthan, maͤnn⸗ 
lichen oder weiblichen Geſchlechts, ſoll ohne Vor⸗ 
wiſſen und Erlaubniß des Staats in ein Kloſter 
aufgenommen werden. 

§. 1162. Vor zuruͤckgelegtem Fünf und zwan⸗ 
zigſten Jahre darf keine Mannoperſon, und vor zu⸗ 
ruͤckgelegtem Ein und zwanzigſten Jahre keine Per⸗ 
fon weiblichen Geſchlechts, zur Ablegung des Klo» 
ſtergeluͤbdes zugelaſſen werden. 

§. 1163. Ein obigen Vorſchriften (§. 1160. 
1161. 1162.) zuwider abgelegtes Gelübde, iſt von 
Anfang an nichtig. 

$. 1164. Ein Stift oder Kloſter, welches dies 
fen Vorſchriften eutgegen handelt, ſoll mit fiskali⸗ 
ſcher Geldſtrafe, allenfalls bis zu Hundert Dukaten, 
belegt; und bey beharrlicher Wiederholung ſolcher 
Uebertretungen, bewandten Umſtänden nach, ganz 
aufgehoben werden. 8 

§. 1165. eltern oder Vormuͤnder, welche 
ihre Kinder oder Pflegebefohlnen, gegen die Vor⸗ 
ſchriften F. 1161. 1162, das Kloſtergeluͤbde ablegen 
laſſen, haben ſiskaliſche Geldſtrafe, allenfalls bis zu 
Hundert Dukaten; oder verhältnißmäßige Gefang⸗ 
nißſtrafe verwiekt. i 

$. 1166. Verehelichte Perſonen dürfen gar 
nicht, und Verlobte nur mit ertheifter, oder von 
dem Richter ergaͤnzter Einwilligung des andern Theils, 
in ein Kloſter aufgenommen werden. 

§. 1167. Verſchuldete können durch Ergreifung 
des Kloſterſtandes die Rechte ihrer Gläubiger auf 
ihre Perſon oder ihr Vermögen nicht vereiteln. 

8. 1168. Perſonen, welche fremde Guter ver⸗ 
walter, und die Rechnung darüber noch nicht abge⸗ 
legt haben, koͤnnen durch den Eintritt in das ya 

ter 
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ſter weder dieſer ihrer Verbindlichkeit, noch dem 
Erkenntniſſe des gehoͤrigen weltlichen Richters ſich 
entziehen. ; 

9.1169, Die innere Tüchtigfeit eines Candi⸗ 
daten zu ſolchem Stande iſt nach den Regeln des 
Ordens zu beurtheilen. 

$. 1170. Der wirklichen Aufnahme in das Klo, Probe, 
ſter muß das Probejahr vorangehen, welches unter abr. 
keinerley Vorwande abgekürzt werden kann. 

§. 1171, Nach geendigtem Probejahre geſchieht Gelͤͤbde. 
die Aufnahme durch die feierliche Ablegung des Klo⸗ 
ſtergelübdes. 8 

$. 1172, Alles, was die Rechtsgüleigkeit einer 
Willenserklaͤrung vereitelt, benimmt auch dem Klo⸗ 
ftergelübde feine Kraft. a 

§. 1173. Auch die geiſtlichen Obern find nicht 
berechtigt, irgend Jemanden, auch nicht einen Welt⸗ 
geiſtlichen, unter dem Vorwande einer geiſtlichen 
Zuͤchtigung, zum Kloſterleben zu noͤthigen. 

$. 1174. In allen Fällen, wo, nach vorſte⸗ 
henden Grundſatzen, die Ablegung des Kloſterge⸗ 
luͤbdes nichtig und unguͤltig iſt, kann deſſen foͤrmliche 
Aufhebung bey dem Biſchofe der Dioͤzes zu allen 
Zeiten nachgeſucht werden. 

$. 1175. Wird von dieſem das Gehoͤr verſagt: 
ſo hat der Staat das Recht, die Sache zu unter⸗ 
ſuchen, und befundenen Umſtaͤnden nach, die Nich⸗ 
tigkeitserklaͤrung in Anſehung der äußern Folgen des 
Geluͤbdes zu erkennen. ‘ 

H. 1176. Der geweſene Kloſtergeiſtliche tritt 
alsdann in alle Rechte und Verhaͤltniſſe eines andern 
Staatsbuͤrgers zuruͤck. 5 

$. 1177. Wird das Gelübde von Anfang an 
fuͤr nichtig erklärt: fo erſtreckt ſich die Wirkung dies 
ſer Erklaͤrung bis auf den Zeitpunkt des nichtig ab⸗ 
gelegten Geluͤbdes zurück. 

§. 1178. 
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$. 1178. Wird aber Jemand nur aus andern 
Urſachen von ſeinem Gelübde durch die geiſtlichen 
Obern entbunden: ſo nehmen die buͤrgerlichen Wir⸗ 
kungen dieſer Diſpenſation nur von dem Tage, an 
welchem ſie erfolgt iſt, ihren Anfang. 

9. 1179. Die geiſtlichen Obern find nicht bes 
rechtigt, unter dem Vorwande des abgelegten Ge⸗ 
luͤbdes, irgend Jemandem einen Gewiſſenszwang an⸗ 
zulegen; ihm die freie Wahl der Religionspartey, 
zu welcher er ſich halten will, zu verfchränfen; oder 
ihn wider feinen Willen im Kloſter zuruͤckzuhalten. 

Seiktiche $. 1180. Die geiſtlichen Obliegenheiten und 

beiten. Verrichtungen der Mönche und Nonnen, find durch 
die Ordensregeln beſtimmt. 
H. 1181. Dieſe Regeln koͤnnen ohne Vorwiſ⸗ 
ſen und Genehmigung des Staats nicht geaͤndert 
werden. 

Rechte in §. 1182. Perſonen, die ſich dem Moͤnchs⸗ oder 

hl Nonnenſtande widmen wollen, konnen, fo lange fie 

mögens im Probejahre ſtehen, über ihr Vermögen, gleich 

bes pre andern Bürgern des Staats, frey verfügen. 

beſahres. $. 1183. Sie koͤnnen dem Kloſter, in welches 
ſie treten wollen, nach Verhältniß der Nothdurft 
ihres Unterhalts, einen Theil ihrer Einkuͤnfte, je⸗ 
doch nicht uͤber Vier Prozent von dem Betrage ih⸗ 
rer geſammten Vermoͤgens ſubſtanz, auf ihre Lebens ⸗ 
zeit verſchreiben. 

$. 1184. Wenn fie aber ihren Vorſatz, wegen 
Ablegung des Kloſtergeluͤbdes, ändern: fo find fie 
berechtigt, alle während des Probejahres über ihr 
Vermögen getroffenen Verfügungen, welche mit dem 
intendirten Kloſterleben Verbindung oder Beziehung 
darauf haben, zu widerrufen. 

Von geiſ⸗ §. 1185. Wo bey dem Eintritte in ein Kloſter 
fen die Beſtellung eines geiſtlichen Brautſchaßes rn 
li 
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„ i Braut⸗ 
8 mag es dabey ai ferner ſein Bewenden Aue 
$. 1186, Es muß aber dieſe Gewohnheit weder 
auf genugſam dotirte, noch auf Kloͤſter der Bettel⸗ 
monche ausgedehnt werden. 

$. 1187. Auch fell dergleichen Brautſchatz die 
Summe von Fuͤnfhundert Thalern nicht überſteigen. 

H. 1188. Höhere Summen koͤnnen nur unter 
ausdrücklicher Genehmigung des Staats, auf vor⸗ 
hergegangene Unterſuchung der Umſtaͤnde, nach der 
beſondern Nothdurft des Kloſters, und der zur Un⸗ 
terhaltung des Conventualen erforderlichen mehrern 
Koſten, ausgeſetzt werden. 5 

$, 1189. Den zur Wartung der Kranken be⸗ 
ſtimmten geiſtſichen Orden koͤnnen höhere Braut⸗ 
ſchaͤtze, ingleichen Vermächtniſſe und Schenkungen, 
ohne Einſchraͤnkung auf eine gewiſſe Summe, zuge⸗ 
wendet werden. 

$. 1190. Aber auch bey dieſen iſt, wenn die 
Summe mehr als Fuͤnkpundert Thaler beträgt, 
die ausdruͤckliche Genehmigung des Staats noth⸗ 
wendig. 5 

H. 1197. Unter dem geiſtlichen Brautſchatze 
find die Koſten der ſogenannten geiſtlichen Hochzeit 
und Ausſtattung nicht mit begriffen. 

$. 1192. Doch dürfen auch dieſe die Summe 
von Fünfhundert Thalern niemals uͤberſteigen. — 

$. 1193. Der Werth der Sachen und Effek⸗ 
ten, welche der in das Kloſter tretenden Perſon zu 
ihrem eigenen Gebrauche mit gegeben werden, find 
unter keiner der obigen Summen begeiffen. 

§. 1194. Doch fallen die darunter befindlichen 
Juwelen und Koſtbarkeiten, nach dem Abgange der 
Kloſterperſon, nicht dem Kloſter, ſondern deren als⸗ 
dann vorhandenen näͤchſten Erben zu. 


9. 1195. 
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§. 1195. Hat ein Kloſter höhere, Einfünfte, 
als nach §. 1183. hg ſind, oder einen hoͤheren 
Brautſchatz, oder ein mehreres zur Ausſtattung und 
Hochzeit, als Fünfhundert Thaler, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Staats angenommen: ſo 
verfällt der ganze Betrag dem Fiskus; und das Klo⸗ 
ſter muß, noch außerdem, den doppelten Betrag des 
zu viel genommenen als Strafe enteichten. } 

H. 1196. Haben weltliche Verwalter der Klo⸗ 
ſtergüter, dergleichen übermäßigen Brautſchatz, oder 
Ausſtattung und Hochzeitskoſten angenommen: ſo 
trifft ſie die Strafe, und das Kloſter verliert nur 
das Empfangene. N 
S. 2197, Haben dergleichen Verwalter den 
Betrag folder Zuwendungen in den Rechnungen 
verſchwiegen, oder verheimlicht: ſo muͤſſen ſie die 
dreifache Summe zur Strafe entrichten. 

§. 1198. Kann die verwirkte Summe und 
Strafe von dem Kloſter oder deſſen Verwaltern nicht 


beigetrieben werden: ſo haften dafür diejenigen, von 


Aeußere 


echte, 
kach abs 


welchen die geſetzwidrige Zahlung geleiſtet worden. 
§. 1199. Nach abgelegtem Kloftergelübde wer⸗ 
den Mönche und Nonnen, in Anſehung aller welt: 


legtem lichen Geſchaͤfte, als verſtoeben angeſehen. 
en ichen Gefchäfte, als verſtorben angeſeh 


$ 1200. Sie find unfähig, Sigenthum oder 
andere Rechte zu erwerben, zu beſitzen, oder daruber 
zu verfuͤgen. 5 

$, 1201, Bey Erb⸗ und andern Anfallen kre⸗ 
ken diejenigen an ihre Stelle, denen ein ſolcher An⸗ 
fall zukommen würde, wenn jene gar nicht mehr 
vorhanden waͤren. 0 

J. 1202. Sie find, auch vor Ablegung des 
Kloſtergelübdes, über dergleichen kuͤnſtigen Anfall zu 
verordnen, und ſich etwas davon für die Zeit ihres 
Kloſterlebens vorzubehalten, nicht berechtigt. 


&, 1203. 
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6. 1203, Aeltern find nicht ſchuldig, ihren Kin 
dern, welche das Kloſtergeluͤbde abgelegt haben, 
etwas zu hinterlaſſen; und dieſe ſo wenig, als das 
Kloſter, können aus dem Nachlaſſe der Aeltern ei⸗ 
nen Erb⸗ oder Pflichttheil fordern. 

$. 1204. Haben Aeltern ſolchen Kindern in 
einer an ſich zu Recht beſtaͤndigen letztwilligen Ver⸗ 
ordnung etwas ausgeſetzt: ſo erhalt das Kloſter, 
fo lange der Geiſtliche lebe, die Zinſen davon mit 
Vier vom Hundert; nach deſſen Ableben. aber fälle 
von dem Hauptſtuhle fo viel, als gefegmäßig einem 
Kloſter vermacht werden kann, an dieſes, und der 
Ueberreſt an die Erben des Teſtators. N 

$. 1205. Doch ſteht den Aeltern frey, den 
Rückfall der ſonſt geſetzmäßig erlaubten Summe an 
das Kloſter, in ihrer letztwilligen Verordnung zu 
unterſagen. 

8. 1206. Wenn ein Kloſtergeluͤbde, als von An- a 
fang an nichtig, aufgehoben wird: fo kann der ger nach alf, 
ſene Kloſtergeiſtliche dasjenige, was bey feinem Ein. 85 
tritte an das Kloſter aus feinem Vermögen entrichtet lübde 
worden, jedoch ohne Zinſen, zurückfordern. 

$. 1207, Auch kann er die Herausgabe der 
während ſeines Kloſterſtandes an ihn ſich ereigneten 
Anfälle von denjenigen, welche dieſelben in Erman⸗ 
gelung feiner, nach §. 1201. uͤberkommen haben, 
verlangen. 5 

$. 1208. In fo fern aber dieſen keine Theile 
nehmung oder Mitwirkung an den bey feiner Auf, 
nahme vorgefallenen Nichtigkeiten beigemeſſen wer⸗ 
den kann, iſt die geweſene Kloſterperſon nicht be⸗ 
rechtigt, Erſatz der genoſſenen Fruͤchte und gezoge⸗ 
nen Nutzungen zu fordern; und muß vielmehr mit 
dem, was von dem Hauptſtuble noch wirklich vor⸗ 
handen, oder fo weit der Inhaber davon noch wirk⸗ 
lich reicher iſt, ſich begnuͤgen. \ 

Allgem. Landr. IV. Band. M §. 1209. 


178 Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


— 


§. 1209. Wird aber Jemand von einem an 
ſich gäftigen Kloſtergelübde aus andern Urſachen 
entbunden: fo kann er weder das dem Kloſter Ee- 
zahlte zurückfordern, noch auf die Anfälle, welche 
während feines Kloſterſtandes ſich ereignet haben, 
Anſpruch machen. 


Neunzehnter Abſchnitt. 
Bon den Mitgliedern der geiſtlichen 
Ritterorden. 

$. 1210. Die Deutſchen und Maltheſerordens⸗ 
Ritter werden als Geistliche betrachtet, und find 
durch Gelübde verpflichtet. 

§. 1211. Sie ſind aber zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kloſterleben nicht verbunden. 

$. 1212. Die beſondern Pflichten und Oblie⸗ 
genheiten ihres Standes ſind durch die Ordensſta⸗ 
uten beſtimmt. 

H. 1213. Es kann aber kein Königlicher Unter⸗ 
than, durch den Eintritt in einen Ritterorden, Ver⸗ 
bindlichkeiten uͤbernehmen, welche den Geſetzen des 
Staats zuwider ſind. 

H. 1214. In Anſehung ihrer aͤußern perſönli⸗ 
chen Rechte und Vermoͤgens gilt von ihnen alles, 
was im Siebzehnten Abſchuitte von den weltgeiſtli⸗ 
chen Canonicis verordnet iſt. 0 

§. 1215. Doch nehmen und verlaſſen fie Heer⸗ 
gerärhe, in Provinzen, wo daſſelbe üblich iſt; fie fuc« 
cediren aber nicht, wie die Canonici, in die Gerade. 

$. 1216. Auf ihre Commenden, und deren 
Einkünfte, haben fie gleiche Rechte, wie die welt⸗ 
geiſtlichen Canonici auf ihre Pfruͤnden. 

H. 1217. Die zu den Ritterorden gehörigen 
Prieſter ſind andern Moͤnchen und Ordensleuten 
gleich zu achten. 

Zwan⸗ 
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Zwanzigſter Abſchnitt⸗ 


Von proteſtantiſchen Stiften, Koͤſtern, 
Ritterorden, und deren Mitgliedern. 


§. 1218. Die proteſtantiſchen Stifte und Ride Ne 
ſter haben, vermoͤge ihres Urfprungs und ihrer Jun i 
dation, die Rechte der geiſtlichen Geſellſchaften. 0 

$. 1219. Als Corporationen werden fie haupt⸗ als Lor 
ſaͤchlich nach ihren Statuten und hergebrachten Obſer⸗ 119 Y 
vanzen; demnächſt aber nach eben den Gefesen, wie 
katholiſche Stifte gleicher Art, beurtheilt. 

§. 1220. Der Landesperr hat, in Beziehung Rechte 
auf dieſelben, alle Rechte, welche den Bifchöfen, Ve. 
oder andern geiſtlichen Obern, auf katholiſche Stif⸗ N 
tungen gleicher Art eingeraͤumt worden. 5 

§. 1221. Dagegen koͤnnen proteſtantiſche Stif⸗ 
te, wenn ſie auch an ſich die Wurde der Cathedral⸗ 
ftifte haben, dennoch einige Theilnehmung au den 
Angelegenheiten der Kirche oder der Dioͤzes ſich uicht 
anmaßen. ; 

$. 1222. Bey den einzelnen Mitgliedern der dect, 
proteſtantiſchen Stifte, Klöſter, und Ritterorden, egen, 
werden die außern perſoͤnlichen Rechte und Pflichten 0 
derſelben, ſowohl in Beziehung auf den Staat, als 5 
auf die uͤbrigen Einwohner, durch die Aufnahme in 
eine ſolche Geſellſchaft nicht verandert. 

$. 1223. Auch find dieſelben weder an Ger 
fübde, noch an andere auf den Gottesdienſt ſich 
beziehende Regeln und Vorſchriſten ahnlicher Father 
liſchen Stiſtungen gebunden. 

$. 1224. Was fie aber in dieſer Ruͤckſicht bey 
einem oder dem andern Stifte beſonders zu beobach⸗ 
ten haben, iſt lediglich nach den Statuten und Ge⸗ 
wohnheiten deſſelben zu beſtimmen. 


M a §. 1225. 
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§. 1225. Wegen der Art, zu einer Praͤbende 
oder Stelle zu gelangen, und der in Anfehung der⸗ 
ſelben dem Praͤbendaten zukommenden Rechte und 
Pflichten, finden, der Regel nach, die bey katholi⸗ 
ſchen Stiften von gleicher Art ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung. 
$. 1226. Bey den Erforderniſſen zur Aufnah⸗ 
me; wegen der Probezeit; Verbindlichkeit zur Neſi⸗ 
denz; und Vereinigung mehrerer Pfrunden in Einer 
Perſon, kommt dem Landesherrn das Diſpenſations⸗ 
recht in allen Fällen zu, wo nicht beſondere Geſetze 
oder Verträge entgegen ſtehen. 
Von Anz F. 1227. Sowohl der Landesherr, als das Ca⸗ 
ail. el pitei, können auf Präbenden und Stellen, die Fünfs 
f tig zu ihrer Verleihung erledigt werden, Anwart⸗ 
ſchaften ertheilen. 
§. 1228. Unter mehreren Anwartern, gebührt 
der Regel nach die erſte zur Verleihung des Colla · 
tors derſelben vacanten Stelle demjenigen, welcher 
die aͤlteſte Anwartſchaft hat. ; 
$. 1229. Iſt in den Statuten eine Zeit be» 
ſtimmt, binnen welcher, nach Entſtehung der Bacanz, 
der Anwarter ſich melden muß: ſo geht durch deren 
Verabſaͤumung ſein Recht für dieſen Fall verloren. 
$. 1230. So lange der Anwarter noch nicht 
immatrikulirt worden, kann die Anwartſchaft zu⸗ 
ruͤckgenommen werden. > 
$. 1231. Uebrigens gilt von dem Falle, wenn 
mehrere Anwarter auf eine zur Verleihung deſſelben 
Collators erledigte Praͤbende Anſpruch machen, eben 
das, was in einem gleichen Falle bey Lehusanwart⸗ 
ſchaften verordnet iſt. (Th. 1. Tit. 18. f. 458. 4) 
5 $. 1232. Die Immatrikulation vertritt dabey 
8 die Stelle der Eventualbelehnung. 0 


Zwoͤlf⸗ 


Zwoͤlfter Titel. 
Von niedern und hoͤhern Schulen. 


§. X. 


Schulen und Univerſitäͤten find Veranſtaltungen Begrif. 
des Staats, welche den Unterricht der Jugend in 
nützlichen Kenntniſſen und Wiſſenſchaften zur Ab⸗ 

ſicht haben. 

F. 2. Dergleichen Anſtalten ſollen nur mit Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung des Staats errichtet werden. 

§. 3. Wer eine Privaterziehungs⸗ oder ſoge⸗ Von Ni 
nannte Penſionsanſtalt errichten will, muß bey der⸗ dend 
jenigen Behoͤrde, welcher die Aufſicht über das Schule falten. 
und Erziehungsweſen des Orts aufgetragen iſt, ſeine 
Tüchtigkeit zu dieſem Gefchäfte nachweiſen, und ſeil⸗ 
nen Plan, ſowohl in Anſehung der Erziehung, als 
des Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

9. 4. Auch ſolche Privat» Schul ⸗ und Erzie⸗ 
hungsanſtalten find der Auſſicht dieſer Behörde un⸗ 
terworfen; welche von der Art, wie die Kinder ger 
halten und verpflegt, wie die phyſiſche und morali⸗ 
ſche Erziehung derſelben beſorgt, und wie ihnen 
der erforderliche Unterricht gegeben werde, Kenntniß 
einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. 

§. 5. Schaͤdliche Unordnungen und Mißbraͤu⸗ 
che, welche ſie dabey bemerkt, muß ſie der dem 
Schul- wund Erziehungsweſen in der Provinz vor⸗ 
geſetzten Behörde zur nähern Prüfung und Abftels 
lung anzeigen. 

§. 6. Auf dem Lande und in kleinern Städten, 
wo öffentliche Schulanſtalten find, ſollen keine Nes 
ben» oder ſogenannte Winkelſchulen, ohne beſondere 
Erlaubniß, geduldet werden. 


8. 7. 


Bon 175 
häustiche 
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§. 7. Aeltern ſteht zwar frey, nach den im 


Erziehung, Zweiten Titel enthaltenen Beſtimmungen, den Un⸗ 


Von o f⸗ 
Vutlichen 
Schulen. 


1. Von 
Lemeinen 
Schulen. 
Aufficht 
und Di⸗ 
rection 


derſelben. 


terricht und die Erziehung ihrer Kinder auch in ih⸗ 
ren Haͤuſern zu beſorgen. 

§. 8. Diejenigen aber, welche ein Gewerbe 
daraus machen, daß fie Lehrſtunden in den Haͤu⸗ 
fern geben, müffen ſich wegen ihrer Tuͤchtigkeit das 
zu, bey der §. 3. bezeichneten Behoͤrde ausweiſen, 
und ſich von derſelben mit einem Zeugniſſe daruber 
verſehen laſſen. 

9. 9. Alle öffentliche Schul.» und Erziehungs⸗ 
anſtalten ſtehen unter der Aufſicht des Staats, und 
men ſich den Prüfungen und Viſitationen deſſel⸗ 
ben zu allen Zeiten unterwerfen. 

§. 10. Niemanden ſoll, wegen Verſchiedenheit 
des Glaubensbekenntniſſes, der Zutritt in öffentliche 
Schulen verſagt werden. 

F. 11. Kinder, die in einer andern Religion, 
als welche in der oͤffentlichen Schule gelehrt wird, 
nach den Geſetzen des Staats erzogen werden ſol⸗ 
len, konnen dem Religionsunterrichte in derſelben 
beizuwohnen nicht angehalten werden. 

$. 12. Gemeine Schulen, die dem erſten Uun⸗ 
terrichte der Jugend gewidmet ſind, ſtehen unter der 
Direction der Gerichtsobrigkeit eines jeden Orts, 
welche dabey die Geiſtlichkeit der Gemeine, zu wel⸗ 
cher die Schule gehört, zuziehen muß. 

§. 13. Die Kirchenvorſteher einer jeden Ge⸗ 
meine, auf dem Lande und in kleinen Städten, fo 
wie in Ermangelung derſelben, Schulzen und Ge⸗ 
richte, ingleichen die Polizeimagiſtraͤte, ſind ſchuldig, 


unter Direction der Obrigkeit und der Geiſtlichen, 


die Aufſicht über die äußere Verfaſſung der Schul⸗ 
anſtalt, und uͤber die Aufrechthaltung der dabey 
eingefuͤhrten Ordnung zu übernehmen 


§. 14. 
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$. 14. Alle dabey bemerkten Mängel, Ver⸗ 
ſäumniſſe und Unordnungen, müͤſſen fie der Obrige 
keit und dem Geiſtlichen, zur nähern Unterſuchung 
und Abſtellung anzeigen. 
8. 15. Die Obrigkeit und der Geiſtliche muͤſ⸗ 
ſen ſich nach den vom Staate ertheilten oder geneh⸗ 
migten Schulordnungen achten; und nichts, was 
denſelben zuwider iſt, eigenmächtig vornehmen und 
einführen. 
$. 16. Finden fie bey der Anwendung der er⸗ 
gangenen allgemeinen Vorſchriften auf die ihrer Auf⸗ 
ſicht anvertrauete Schule, Zweifel oder Bedenklich⸗ 
keiten: ſo muß der geiſtliche Vorſteher der dem 
Schulweſen in der Provinz vorgeſetzten Behörde das 
von Anzeige machen. 
$. 17. Eben dieſer Behoͤrde gebuͤhrt die Ente 
ſcheidung, wenn die Obrigkeit ſich mit dem geiſtli⸗ 
chen Schulvorſteher uͤber eine oder die andere bey 
der Schule zu treffende Anſtalt oder Einrichtung ſich 
nicht vereinigen kann. 
§. 18. Schulgebäude genießen eben die Vor⸗ un 
rechte, wie die Kirchengebäude, (Tit. 11: H. 170, 105 
fgg.) Hehulau⸗ 
5. 19. Auch von den Grundstücken und übri⸗ len 
gem Vermoͤgen der Schufen gilt in der Regel al« 
les das, was vom Kirchenvermoͤgen verordnet iſt. 
(Ebend. $. 193. 199. Abſchn. 9.) 
$. 20. Doch find Vermögen und Grundſtuͤcke, Wr 
die zu einer gemeinen Schule gehören, von der or⸗ 
dentlichen Gerichtsbarkeit nicht ausgenommen. . 
$. 21. Auch find inlaͤndiſche Schulen, bey 
Schenkungen und Vermächtniſſen, den Einſchräͤn ⸗ 
kungen der Kirchen und geiſtlichen Geſellſchaften nicht 
unterworfen. (Th. 1. Tit. 11. $. 1075. 
8. 22. Die Beſtellung der Schullehrer kommt fache, 
in der Regel der Gerichtsobrigkeit zu. Schul 
$. 23, ehren 


Rechte u. 
Pflichten 
derſelben. 
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$. 23. Durch wen dieſe Befugniß in Anfeßung 
der auf Domainen⸗ oder andern Koͤniglichen Gütern 
zu beffeffenden Schulmeiſter ausgeübt werde, iſt nach 
den Verfaſſungen einer jeden Provinz beſtimmt. 

$. 24. Ueberall aber ſoll kein Schulmeiſter bes 
ſtellt und angenommen werden, der nicht zuvor, nach 
angeſtellter Prüfung, ein Zeugniß der Tüchtigkeit zu 
einem ſolchen Amte erhalten hat. 

§. 25. Es muß alſo jeder neu anzunehmende 
Schullehrer dem Kreisinſpector oder Erzprieſter an⸗ 
gezeigt, und wenn er noch mit keinem Zeugniſſe 
feiner Tuͤchtigkeit verſehen iſt, demſelben zur Prüs 
fung vorgeſtellt werden. 

§. 26. Gemeine Schullehrer Haben keinen pri⸗ 
vilegirten Gerichtsſtand, ſondern ſind der ordentli⸗ 
chen Gerichtsobrigkeit des Orts unterworfen. 

F. 27. Dieſer gebührt, mit Zuziehung des 
geiſtlichen Schulvorſtehers, auch die Auſſicht über 
ihre Amtsführung; und fie hat, wegen Ahndung 
der ſolchen gemeinen Schullehrern in ihrem Amte zur 
Laſt fallenden Vergehungen, eben die Rechte, wel⸗ 
che in Anſehung der Kirchenbedienten den geiſtlichen 
Obern beigelegt find. 

$. 28. Dagegen finden auch in Anſehung der 
Schullehrer, wenn dieſelben ihres Amts entſetzt wer⸗ 


| Hk den ſollen, die Vorſchriften des vorhergehenden Ti⸗ 
b eels Anwendung. R 


halt. H. 29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen 


Schulen vorhanden ſind, liegt die Unterhaltung der 
Lehrer den ſammtlichen Hausvätern jedes Orts, ohne 
Unterſchied, ob ſie Kinder haben, oder nicht, und 
ohne Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes ob. 

H. 30. Sind jedoch für die Einwohner ver⸗ 
ſchiedenen Glaubensbekenntuiſſes an Einem Orte meh⸗ 
rere gemeine Schulen errichtet; fo iſt jeder Einwoß⸗ 
ner 
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ner nur zur Unterhaltung des Schullehrers von ſei⸗ 
ner Religionspartey beizutragen verbunden. 

8. 31. Die Beiträge, fie beſtehen nun in 
Gelde oder Naturalien, müſſen unter die Hausvaͤ⸗ 
ter nach Verhaͤltuiß ihrer Beſitzungen und Nahrun⸗ 
gen billig vert ilt, und von der Gerichtsobrigkeit 
ausgeſchrieben werden. 

$. 32. Gegen Erlegung dieſer Beiträge find 
alsdann die Kinder der Contribuenten von Entrich⸗ 
tung eines Schulgeldes für immer frey. . 

S. 33. Gutsherrſchaften auf dem Lande find 
verpflichtet, ihre Unterthanen, welche zur Aufbrin⸗ 
gung ihres ſchuldigen Beitrages ganz oder zum Theil 
auf eine Zeitlang unvermoͤgend find, dabey nach 
Nothdurft zu unterftügen, 0 


F. 34. Auch die Unterhaltung der Schulge⸗ 


baude und Schulmeiſter-Wohnungen muß, als ge⸗ ® 


meine Laſt, von allen zu einer ſoſchen Schule ge⸗ 
wieſenen Einwohnern ohne Unterſchied getragen 
werden. 

6. 35. Doch trägt das Mitglied einer fremden 
zugeſchlagenen Gemeine zur Unterhaltung der Ge⸗ 


Schulge⸗ 
ude. 


| 


baude nur halb fo viel bey, als ein Einwohner von 


gleicher Claſſe an dem Orte, wo die Schule befind⸗ 
lich ist. 5 

6. 36. Bey Bauen und Reparaturen der Schul⸗ 
gebäude müſſen die Magifträte in den Städten, und 
die Gutsherrfchaften auf dem Lande, die auf dem 
Gute oder Kaͤmmereieigenthume, wo die Schule 


ſich befindet, gewachſenen oder gewonnenen Mas 


teriallen, ſo weit ſelbige hinreichend vorhanden, 
und zum Baue nothwendig ſind, unentgeldlich ver⸗ 

abfolgen. 
§. 37. Wo das Schulhaus zugleich die Kuͤſter⸗ 
wohnung iſt, muß in der Regel die Unterhaltung 
deſ⸗ 


* 
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deſſelben auf eben die Art, wie bey Pfarrbauen vor⸗ 
geſchrieben iſt, beſorgt werden. 

F. 38. Doch kann kein Mitglied der Gemeine, 
wegen Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes, 
dem Beitrage zur Unterhaltung ſolcher Gebäude; ſich 
entziehen. 5 * 


Acht ben F. 39. Die Gemeinen find in der Regel verbun⸗ 


Schulge⸗ 


meine zur 


den, einen neuen Schulmeiſter herbeizuholen. 


Herbeiho⸗ H. 40. Dieſe Verbindlichkeit erſtreckt ſich auch 


lung neu⸗ 
er Schul 
meiſtel. 


auf die zur Familie des Schulmeiſters gehoͤrenden 
Perſonen, und was derſelbe an Kleidung, Wäfche, 
Hausrath und Büchern mitbringt. 

$. 41. Doch findet dabey, in Anſehung der 
Entfernung, eben die Einſchraͤnkung auf Zwey Ta⸗ 
gereiſen, wie bey Abholung der Pfarrer durch die 
Kirchengemeine, Statt. 

$. 42. Auch findet die Vorſchrift des Eilften 
Titels §. 525. auf Schulmeiſter ebenfalls Anwen⸗ 
dung. 


ficht der J. 43. Jeder Einwohner, welcher den nöthis 


Aeltern, 
ihre Kin⸗ 
der zur 
Schule 
zu halten. 


gen Unterricht für ſeine Kinder in ſeinem Hauſe 
nicht beſorgen kann, oder will, iſt ſchuldig, die⸗ 
ſelben nach zuruͤckgelegtem Fuͤnften Jahre zur Schule 
zu ſchicken. 

F. 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit, 
und des geiſtlichen Schulvorſtehers, kann ein Kind laͤn⸗ 
ger von der Schule zuruͤckgehalten, oder der Schul⸗ 
unterricht deſſelben, wegen vorkommender Hinder⸗ 
niſſe, für einige Zeit ausgeſetzt werden. 

F. 45. Zum Beſten derjenigen Kinder, welche 
wegen haͤuslicher Geſchaͤfte die ordinairen Schul⸗ 
ſtunden, zu gewiſſen nothwendiger Arbeit gewidme⸗ 
ten Jahreszeiten, nicht mehr ununterbrochen beſuchen 
konnen, ſoll am Sonntage, in den Feierſtunden 
zwiſchen der Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zei⸗ 


en, beſondeter Unterricht gegeben werden. 


Kg 9. 46. 
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§. 46. Der Schulunterricht muß fo lange forte 
geſetzt werden, bis ein Kind, nach dem Befunde 
feines Seelſorgers, die einem jeden vernünftigen 
Menſchen ſeines Standes nothwendigen Kenntniſſe 
gefaßt hat. 8 

H. 47. Die Schulaufſeher muͤſſen darauf Acht nal 
haben, daß der Schulmeiſter fein Amt mit Treue Schul, 
und Fleiß abwarte. auffeher. 

H. 48. Ihnen liegt es ob, unter Beiſtand der 
Obrigkeit, darauf zu ſehen, daß alle ſchulfaͤhige 
Kinder, nach obigen Beſtimmungen (§. 43. lag.), 
erforderlichen Falls durch Zwangsmittel, und Bes 
ſtrafung der nachläßigen Aeltern, zur Beſuchung der 
Lehrſtunden angehalten werden. ' 

F. 49. Der Prediger des Orts iſt ſchuldig, Ade 
nicht nur durch Aufſicht, ſondern auch durch eignen diger. 
Unterricht des Schulmeiſters ſowohl, als der Kin 
der, zur Erreichung des Zwecks der Schulanſtalten 
thätig mitzuwirken. 

§. 50. Die Schulzucht darf niemals bis zu Schul⸗ 
Miß handlungen, welche der Geſundheit der Kinder MOL 
auch nur auf entfernte Art ſchaͤdlich werden konnten, 
ausgedehnt werden. M 

$. 51. Glaubt der Schullehrer, daß durch ges 
ringere Zuͤchtigungen der eingewurzelten Unart eines 
Kindes, oder dem uͤberwiegenden Hange deſſelben zu 
Laſtern und Ausſchweifungen nicht hinlaͤnglich ges 
ſteuert werde koͤnne: ſo muß er der Obrigkeit und 
dem geiſtlichen Schulvorſteher davon Anzeige machen. 

F. 52. Dieſe muͤſſen alsdann, mit Zuziehung 
der Aeltern oder Vormünder, die Sache näher prü⸗ 
fen, und zweckmaͤßige Beſſerungsmittel verfügen, 

§. 53. Aber auch dabey dürfen die der älter 
lichen Zucht vorgeſchriebenen Gränzen nicht über 
ſchritten werden. 


9. 54. 
a 
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ae 8. 84. Schulen und Gymnaſia, in welchen 
len die Jugend zu hoͤhern Wiſſenſchaften, oder auch zu 


wıd Gym Künſten und bürgerlichen Gewerben, durch Bei⸗ 


bringung der dabey nörhigen oder nützlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Keuntniſſe vorbereitet werden foll, haben 
die äußern Rechte der Corporationen. 

F. 55. Dieſe Rechte werden durch die Schul 
collegia, nach der eingeſuͤhrten Schulordnung jedes 
Orts, ausgeuͤbt. 

§. 36. Dergleichen Schulen ſtehen unter der 
nähern Direction der dem Schul⸗ und Erziehungs⸗ 
weſen vom Staake vorgeſetzten Behörde; welche be» 
ſonders darauf ſehen muß, daß der Unterricht zweck⸗ 
mäßig eingerichtet, und die Schule unter beſtaͤndi⸗ 
ger Auffiche gehalten werde. 

§. 37. Von den Gebäuden, Grundſtuͤcken, und 
Vermoͤgen ſolcher Anſtalten gilt alles, was in An⸗ 
ſehung der Kirchen und deren Vermoͤgen im vori⸗ 
gen Titel verordnet iſt. 

§. 58. Doch find Gymnaſia und Realſchulen, 
in Auſehung der Schenkungen und Vermächtniſſe, 
den Einſchraͤnkungen der Kirchengeſellſchaften eben 
ſo wenig, wie die gemeinen Schulen, unterworfen. 

§. 59. Wo die Beſtellung der Lehrer und 
Schulaufſeher nicht etwa gewiſſen Perſonen oder Cor⸗ 
porationen, vermöge der Stiftung, oder eines be⸗ 
ſondern Privilegit zukommt, da gebührt dieſelbe dem 
Staate. 

$. 60. Auch da, wo die unmittelbare Auf 
ſicht über dergleichen Schulen, oder die Beſtellung 
der Lehrer, gewiſſen Privatperſonen oder Corpora⸗ 
tionen überlaffen iſt, koͤnnen dennoch, ohne Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung der dem Schulweſen in 
der Provinz vorgeſetzten Behörde, weder neue Lehs 
ver beſtellt, noch weſentliche Veranderungen 1 5 

7 in⸗ 
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Einrichtung des Schulweſens, und der Art des Un⸗ 
terrichts, vorgenommen werden. 

§. 61. Zu Aufſehern muͤſſen Leute von bins 
länglichen Kenntniſſen, guten Sitten, und richtiger 
Beuftheilungsfraft gewählt werden. 

$. 62. Dieſe muͤſſen junge Leute, welche ſich 
einer Lebensart, die gelehrte Kenntniſſe erfordert, 
widmen, und zu dem Ende die Univerſitaͤt beziehen 
wollen; gleichwohl aber ſich durch Geiſtesfahigkei⸗ 
fen und Anlagen zu einer gründlichen Gelehrſam⸗ 
keit nicht auszeichnen, vom Studiren ernſtlich ab⸗ 
mahnen, und deren Aeltern oder Vormünder dahin 
zu vermoͤgen ſuchen, daß ſie dergleichen mittelmäßi⸗ 
ge Subjekte zu andern nuͤtlichen Gewerben in Zei⸗ 
ten anhalten. 

$. 63. Dagegen ſollen junge Leute, welche 
vorzuͤgliche Fahigkeiten und Anlagen zeigen, zur 
Fortſetzung ihrer Studien aufgemuntert und unter⸗ 
ſtuͤtzt werden. 

§. 64. Kein Landeseingeborner, welcher eine 
öffentliche Schule beſucht hat, ſoll ohne ein von den 
Lehrern und Schuſaufſehern unterſchriebenes Zeug⸗ 
niß über die Beſchaffenheit der ſich erworbenen 
Kenntniſſe, und ſeines ſittlichen Verhaltens, von 
der Schule entlaſſen werden. 

$. 65. Die Lehrer bey den Gymnaſiis und 
andern höhern Schulen, werden als Beamte des 
Staats angefehen, und genießen der Regel nach eis 
nen privilegirten Gerichtsſtand. 

9. 66. Ruͤckſtaͤndig gebliebenes Schulgeld, fo 
wie bey gemeinen Schulen, der zum Unterhalte des 
Schullehrers zu leiſtende Beitrag, genießen, bey 


einem über das Vermögen der Aeltern entſtandenen 


Concurſe, das in der Concursordnung näher beſtimm ⸗ 
te Vorrecht. 


§. 67. 
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An % 67. Univerſitäten haben alle Rechte privi⸗ 
luiverſi⸗ 7 
taten. legirter Corporationen. 8 
erf . 68. Die innere Verfaſſung derſelben, die 
ſung. Rechte des akademiſchen Senats, und feines jedes⸗ 
maligen Vorſtehers, in Beſorgung und Verwaltung 
der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, ſind durch 
Privllegien, und die vom Staate genehmigte Sta⸗ 
tuten einer jeden Univerſttaͤt beſtimmt. 
Herſcht F. 69. Zur nachdruͤcklichen Aufrechthaltung der 
barkeit. Ruhe und Ordnung auf Akademien, iſt dem akade⸗ 
miſchen Senate die Gerichtsbarkeit über alle ſowohl 
lehrende als lernende Mitglieder verliehen. 
$. 70. Dieſe Gerichtsbarkeit erſtreckt ſich auch 
auf die Officianten der Univerſitaͤt, fo wie auf die 
Familien und das Gefinde aller derer, die für ihre 
Perſouen derſelben unterworfen find, 
§. 71. Sie iſt aber nur eine perſönliche Ge⸗ 
richtsbarkeit, und kann auf Grundſtücke, welche die⸗ 
fe Perſonen befißen, in der Regel nicht ausgedehnt 
werdet. 

F. 72. Soll fie auch auf die Grundſtuͤckc ſich 
erſtrecken, oder ſollen noch andere als die vorbe⸗ 
nannten Perſonen derſelben unterworfen ſeyn: fo 

muß dergleichen Ausdehnung durch ausdrückliche 
Privilegia, oder aus andern Rechtsgruͤnden, beſon⸗ 

ders nachgewieſen werden. 
Abe §. 73. Alle ſowohl ordentliche als außeror⸗ 
dentliche Profeſſores, Lehrer und Officianten auf 
Univerſitaͤten, genießen, außer was den Gerichts; 
ſtand betrifft, die Rechte der Königlichen Beamten. 

(Tit. 10. $, 104. Ig.) 
anal, $. 74. Die Aufnahme der Studirenden unter 
Stub, die Mitglieder der Unzverſttaͤt, geſchieht durch das 

renden. Einſchreiben in die Matrikel. 

$. 75. Wer einmal eingeſchrieben worden, 
bleibt ein Mitglied der Univerfiät, fo lange 1 
1 ſich 
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ſich am Sitze derſelben aufhält, und daſelbſt keinen bes 
ſondern Stand, oder Lebensart, die ihn einer an⸗ 
dern Gerichtsbarkeit unterwerfen, ergriffen hat. 

9. 76. Wer ſich Studirenshalber auf eine 
Univerſitaͤt begiebt, iſt ſchuldig, bey dem Vorſteher 
des akademiſchen Senats ſich zur Einſchreibung zu 
melden. 

Anh. . 132. Sobald Jemand an dem Orte, wo die 
Untverfität Ihren Sitz hat, Studlrens wegen eintrifft, 
iſt er verpflichtet, ſich immatrikullren zu laſſen. Wer 
dies über Acht Tage verſchlebt, muß die Gebühren dop⸗ 
pelt entrichten. 8 

Auch ſollen dle Vergehungen derer, welche noch 
nicht elngeſchrieben find, eben fo, wie die der andern 
Studlreuden, von den akademiſchen Gerichten geahndet 
werden. 

Auch die Führer und Beglelter der Studlrenden, 
wie auch ihre Bedlenten muͤſſen als Perſonen, welche 
unter akademiſchem Gerichtszwange ſtehen, immateiku⸗ 
lirt werden. 5 { 

Wer von derſelben oder von einer andern Unlverſitaͤt 
relegirt worden, kann ohne vorgaͤngige Genehmigung 
der den Untverſitaͤten vorgeſetzten Behörden nicht unter 
die Studirenden aufgenommen werden. 

§. 77. Der Einzuſchreibende muß fein mitge⸗ 
brachtes Schulzeugniß (§. 64.) vorlegen. 

$. 78. Wenn er dergleichen, weil er Privat⸗ 
unterricht genoſſen, nicht mitgebracht hat: iſt der 
Rector denſelben, an die zur Pruͤfung ſolcher neuen 
Ankoͤmmlinge verordnete Commiſſion anzuweiſen 
ſchuldig. 5 

And. §. 133. Inländer muͤſſen entweder ein auf ein 
vorgängiges Examen ſich gruͤndendes Zengniß, in 
Nückſicht auf ihre Reife zu den akademiſchen Studien, 
von der von ihnen beſuchten öffentlichen Schule mits 

brin⸗ 
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bringen, oder falls ſie durch Privatunterricht zur inte 
4; verſitaͤt vorbereitet worden, oder auch auf der von ihnen 
bisher beſuchten Schule wegen beſonderer Umſtaͤnde nicht 
geprüft worden, (woruͤber alsdann eine Befheinigung 
beizubringen iſt, ohne welche, fie die Matrtkel nicht er⸗ 
halten koͤnnen) auf der Untverſttaͤt ſelbſt von der dazu 
1 verordneten Commiſſlon binnen der erſten Woche nach 
| ihrer Ankunft noch vor der Immatrikulation gepruft 
werden. 

Wer mit dem Zeugniffe der Unreife die Untverficät ber 
zleht, kann auf keine Beneſieien Anſpruͤche machen. Aus⸗ 

länder find von dieſer Prüfung ausgenommen. 


9. 79. Wer bey dieſer Prüfung noch nicht reif 
genug, in Anſehung ſeiner Vorkenntniſſe, befunden 
wird, muß entweder zuruͤckgewieſen, oder mit der 
noͤthigen Anleitung zur Ergänzung des ihm noch feh⸗ 
lenden verfehen werden. ii 


Anh. $. 134. Ob der Student bey der vorgefchriebenen 
Pruͤfung reif oder unreif zu den akademiſchen Studten 
1 befunden worden, muß in dem bey dem Abgauge von der 
1 Univerſitaͤt elnzuholenden Fakultaͤtszeugniſſe bemerkt 
werden. Doch ſteht es dem Abgehenden, der ehedem 
für unrelf erklärt werden, frey, auf eine Prüfung der 
Fakultät, zu welcher er gehört, anzutragen, als in wel⸗ 
chem Falle nur allein der Ausfall dleſer letzten Pruͤfung 
in dem Fakultaͤtszeugniſſe bemerkt wird. 


0 $ 80. Der Rector muß einem jeden ankom⸗ 

|| menden Studenten die akademiſchen und Polizeige⸗ 

„ ſetze des Orts bekannt machen, und ihn zu deren 
gehörigen Beobachtung anweiſen. 

abel. H. 81. Nach geſchehener Immatrikulation muß 

Studien, der Student ſeine Matrikel dem Decanus der Fa⸗ 


ke kultac vorlegen. 


§. 82. 
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§. 82. Bemerkt der Deronus an einem zu ſei⸗ 
ner Fakultat gehörenden Studenten Unfleiß oder un⸗ 
ordentliche Lebensart: ſo muß er davon dem akade⸗ 
miſchen Senate Anzeige machen. 

83. Dieſer muß den Studirenden durch 
nachbrückliche Ermahnungen zu beſſern ſuchen, und 
wenn dieſelben fruchtlos ſind, ſeinen Aeltern oder 
Vormündern, ſo wie denjenigen, von welchen fie 
Stipendia genießen, davon Nachricht geben. - 

Anh. $, 133. Wer unter dem Namen eines Studenten % 
allein feinen Vergnuͤgungen nachgeht, und weder dle 
Tollegla beſucht, noch ſonſt gelehrte oder doch dem 
Zwecke der Unkperſttät angemeſſene Geſchäfte treibt, 
ſoll auf der Liniverfieät nicht gelltten werden. 


§. 84. Alle Studirende muͤſſen den allgemei⸗ Bon de 
nen Polizeigeſezen des Landes und Orts ſowohl, als ehe 
den beſondern die akademiſche Zucht betreffenden ſeipun 
Vorſchiſten und Anordnungen die genaueſte Folge 
leiſten. 
Anh. §. 186. So welt die akademiſchen Vorrechte und 
Geſetze keine Ausnahme machen, find, die Studenten 
auf den Königlichen Univerſitaͤten, gleich andern Unter 
thanen, alle Geſetze des Staats zu beobachten ſchuldig; 
doch werden fie in Abſicht auf die aus allgemelnen geſell⸗ 
ſchaftlichen, oder aus Familienverhoͤltniſſen entſpringen 
den perfönlichen Rechte, beſonders in Anſehung der Groß⸗ 
jährigkeit und wegen des Erbrechts auf ihren Nachlaß, 
nach den Geſetzen ihrer Helmath beurtheilt, wofern ſie 
nicht den Vorſatz, auf der Akademie ihren beſtändigen 
Wohnſitz zu nehmen, ausdrücklich oder ſtillſchwelgend era 
klaͤrt haben. 
Auch bey Eriminalfällen, beſonders in Anſehung 
der Duelle, find die Studenten den allgemelnen Lan⸗ 
desgeſstzen unterworfen, und es wird deshalb aus⸗ 
drücklich auf das allgemeine Landrecht berſwieſonz doch 
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ſoll kein Arzt oder Wundarzt verpflichtet ſeyn, der 
Obrigkeit von einem vorgefallenen, zum Behuf der Eur, 
zu feiner Kenntniß gekommenen Duell, Keuntniß zu 
geben, vielmehr in ſolchem Falle ein gewiſſenhaftes 
Stillſchweigen beobachten, bis daß die Obrigkeit, wenn 
ſie durch andere Mittel die That entdeckt, davon Ver⸗ 
nehmung darüber veranlaßt. 


$. 85. Beſonders muͤſſen Schlägereien, Schwel⸗ 
gereien, und andere zum Öffentlichen Aergerniſſe, oder 
zur Stoͤrung der gemeinen Ruhe und Sicherheit ge⸗ 
| reichende Erceffe der Studenten, nachdrücklich ge⸗ 
| ahndet werden. 


ii Anh. §. 137. 1) Studirende müſſen ſich in jeder Hinſicht 
| anſtaͤndiger Sitten befleißigen, Sittenlofigkelt und Uns 
\ anftändigfelten, beſonders auch in Anſehung der Klel⸗ 
1 dung, werden das erſtemal mit ernſtlichem Verwelſe, im 
Wiederholungsfalle mit Karzer und Verluſt der bisher 
il genoſſenen Wohlthaten, und, wenn auch dadurch die Beſ⸗ 
ſerung nicht bewirkt wird, mit Entfernung von der Uni, 

verſitaͤt beſtraft. 

2) Das Baden und Schwimmen darf bey Vermeidung 
elner Achttaͤgigen Karzerſtrafe nicht anders als an den 
dazu von der Polizey ſicher befundenen Orten geſchehen. 

3) Wer das Hausrecht verletzt, oder ſich in Oertern und 
Verſammlungen, welche nur für gewiſſe Perſonen bes 
fimme find, namentlich bey Hochzeiten eindrängt, hat 
Dreitägige Karzerſtrafe, und, im Fall dabey begangener 

N Ausſchwelfungen, noch härtere Ahndung zu erwarten. 

ö Gleiche Strafe trifft diejenigen, welche bey Schul: 

1 präfungen des Orts Lärm erregen, und fie durch Us 
ſug ſtoͤren. 

4) Wer auf oͤffentlichen Pläsen und Straßen in Maske 
oder ſonſt verkleidet erſcheint, hat eine Dreitägige Kars 

| zerſtrafe verwirkt, und werden hiermit alle Schlittenfahr⸗ 

| ten in Maske bey gleicher Strafe ernſtlich verboten. 

\ 8 5) Noch 
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5) Noch härtere Strafe trifft den, welcher liederliche Hau, 
fer beſucht, oder ſich eines verdächtigen Umgangs mit lie⸗ 
derlichen Welbsbildern ſchuldig macht. 

6) Außer dem Falle einer Reiſe, wohin bloße Spazier⸗ 
fahrten und Spazierritte nicht zu rechnen find, ſollen 
Studenten kelne Waffen oder andere gefaͤhrliche Werk; 
zeuge bey ſich tragen. 

7) Gefährliche Rappiere, beſonders die nicht mit Leder 
uͤberzogenen Haurappiere, ſollen nicht gelitten, ſon⸗ 
dern da, wo ſie ſich befinden, weggenommen, und 
diejenigen, welche fie bey ſich haben, und ſonſt davon 
Gebrauch machen, mit Achttägiger Karzerſtrafe belegt 
werden. 

8) Die Studirenden muͤſſen die Aeeiſe und Zoll- wie auch 
dle Polizelgeſetze des Orts, bey Vermeldung der darin 
beſtimmten Strafe, genau beobachten, beſonders muͤſſen 
ſie ſich des ſchnellen Fahrens und Reitens in den Staͤd⸗ 
ten, auf den Bruͤcken, oder wo ſonſt ein Schade zu beſor⸗ 
gen iſt, enthalten. . 

Auch muͤſſen fie zur Verhütung des Feuerſchadens 
die vorgeſchriebene Vorſicht gebrauchen. Beſonders 
durch Vermeldung des Schießens, ber Feuerwerke, und 
des Tabackrauchens an Orten, wo leicht Schaden zu 
beſorgen iſt, z. B. in der Nähe von Gebäuden, und 
andern leicht entzuͤndbaren Gegenſtaͤnden, vornämlich 
auf den Straßen, es ſey in Städten oder Dörfern und 
Wäldern, wie auch innerhalb der Gebäude lu der Nähe 
der Betten, auf Böden oder in Ställen. 

9) Studenten, welche ſich zur Zeit eines Tumults oder 
in größerer Zahl nach Mitternacht auf der Straße fin 
den laſſen, haben die Vermuthung boͤſer Abſicht, oder 
eines lieberlichen Ledenswandels wider ſich; auch muß 
Niemand nach Zehn Uhr Abends ſich in einem Wleths⸗ 
hauſe antreffen laſſen. 

20) Wer Andre zum kumultutren oder zu anderm Un⸗ 
ſug auffordert, oder aurelzt, oder ſich bep einem Tu⸗ 

N 2 multe 
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multe als Anführer‘ brauchen läßt, wird, wofern nicht 
durch den Tumult eine noch härtere Strafe verwirkt 
worden, wenigſtens mit der Relegation beſtraſt. Alle 
Thellnehmer an einem Tumulte haben nach dem Vers 
haͤltulſſe, wie fie dabey witgewlrkt, entweder Relega⸗ 
tion, oder das Conſilium abeundi, oder angemeſſene 
Karzerſtrafe zu erwarten. 

11) Oeffentliche Aufzuͤge, mit oder ohne Muſck zu 
Wagen, zu Pferde oder zu Fuß, dürfen von Stu⸗ 
denten, ohne beſondere Erlanbulß der akademiſchen 
Obrigkeit, bey Vermeldung Dreitägiger Karzerſtrafe, 
nicht unternommen werden. Gleiche Bewandniß hat 
es mit den Verſammlungen auf öffentlichen. Plätzen 
und Straßen, wenn fie nicht nach vorgaͤnglger Mars 
nung der akademlſchen Hbrigkeit und ihrer Diener, 
oder der Wache, wieder auseinander gehen. Auch das 
Einhelen neuer Ankoͤmmlinge, und die Abnoͤthigung 
eines Schmauſes, und anderer unndthiger Ausgaben, 
wird aufs ernſtlichſte verboten, und jede Beſchimpfung 
und Kränkung derſelben verſchuldet nachdrüͤckliche Be, 
ſtrafung. 

12) Dauernde Geſellſchaſten und Verbindungen zu el 
nem beſtimmten Zwecke koͤnnen nicht ohne Vorwlſſen 
ber akademiſchen Obrigkeit errichtet werden, und haben, 
ohne deren Erlaubniß, die Vermuthung einer geſetzwi⸗ 
drigen Abſicht wider ſich. Sobald aber eine mit Vor; 
wiſſen der Obrigkeit beſtehende Geſellſchaft, auf in 
gend eine Art Andre zum Eintritt, oder zum Beharren 
in ihr nöthigen wollte, fell die Geſellſchaft nicht laͤn⸗ 
ger geduldet werden. Auch find alle diejenigen ſtraf⸗ 
bar, welche Andre zu Tollecten noͤthigen, beſonders 
werden alle Orten und Lands mannſchaften bey Strafe 
elner immerwährenden Delegation von allen Univers 
ſitten in den Königlichen Landen hlermit ernſtlich un⸗ 
terſagt; wle denn auch durch neuerliche Reichstags 
ſchlüßße die Veranſtaltung getroffen worden, daß die 

jenigen 
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jeuigen, welche deswegen relegirt werden, auf feiner 5 
Univerſitaͤk in Deutſchland wieder aufgenommen 
werden, 


13) Hohe und alle Hafardfpiele find unerlaubt. Wel / 
ches Spiel für hoch zu achten, bleibe der Beurthel⸗ 
lung der akademiſchen Gerichte vorbehalten. Wer 
das erſtemal eines zu hohen Spiels ſchuldig befunden 
wird, muß ernſtlich gewarnt; im Wiederholungsfalle 
aber mit Dreitägiger Karzerſtrafe belegt werden. Glei⸗ 
che Straſe hat ber zu erwarten, welcher, obſchon das 
erſtemal, ſich auf Haſardſpiele einläßt. Wer Bank 
maeht, hat Vierzehntägige Karzerſtrafe verwirkt. Ver⸗ 
doppelung der Strafe tritt im Wlederholungsfalle 
eln. Wer aus dem Gpfele ein Gewerbe macht, ers 
hält das Conſillum abeundi, und hat, wenn er des 
Betrugs uͤberfuͤhrt wird, ſchimpfllche Relegation zu er⸗ 
warten. 

Aller Gewinn aus unerlaubtem Spiele fällt der Ars 
mencaffe zu. Auch aus unerlaubtem Spiele, und wegen 
deſſen, was dazu geliehen worden, findet keine Klage 
Statt. 

Hat ein Student den andern zu Haſardſpielen Geld 
geliehen: fo wird er wie ein Spleler beſtr aft. 


14) Des lauten Geſanges, des Knallens mit Peitſchen, 
und des die Ruhe und gute Ordnung ſtöͤrenden Getoͤſes, 
müͤſſen ſich die Studenten zu jeder Zeit, beſonders in der 
Nacht, und zur Zeit des Gottesdienſtes enthalten, oder 
Bier und zwanzigſtuͤndſge bis Dreltägige Korzerſtrafe 
gewärtigen. Wer den öffentlichen Gottesbienſt auf 
irgend eine Art ſtört, wird nach den Landesgeſetzen 
beſtraft. l 

15) Beleldlgungen, der zur Erhaltung der dſſeutlſchen 
Ruhe und Ordnung beſtimmten Perſanen, beſonders 
der Pedelle, wie auch der milttalriſchen, Buͤrger⸗ 
und Schaarwache und der Nachtwaͤchter , ziehen 

lang⸗ 
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langwierige Karzer- und nach Bewandniß der umſtaͤnde, 
ſelbſt Veſtungsſtrafe nach ſich. 

16) Wer die akademiſche Obrigkeit ſelbſt, oder einzelne 
öffentliche Lehrer groͤblich beleidigt, wird nach ausge⸗ 
ſtandener Gefaͤngnißſtrafe relegirt, oder hat, nach Ber 
ſchaffenheit der Umſtaͤnde noch härtere Strafe, dem 
peinlichen Rechte gemaͤß, zu erwarten. Wer in einem 
Colleglo oder bey elner oͤffentlichen Rede, Diſputatlon, 
oder Promotlon durch unanftändiges Pochen, Schar; 
ren, Lachen, oder auf andere Weiſe abſichtlich Unruhe 
erregt, Toll nach Beſchaffenheit der Umftäude, mit 
Karzer, oder wohl gar mit Relegation beſtraſt 

werden. 

270 Wenn Studirende etwas bey der akademiſchen 
Obrigkeit nachſuchen: ſo muß dies mit Beſcheidenheit, 
und nicht Haufenweiſe geſchehen. Verletzung dleſes 
Geſetzes zieht verhältnigmäßige Karzerſtrafe, und im 
Falle eines dabey gebrauchten Ungeſtaͤms, Relegatlon 
nach ſich. 

18) Wer den ihm auferlegten weiten Arreſt bricht, wird 
ſofort ins Gefaͤngniß gebracht; und wer dies ohne Er⸗ 
laubulß der akademiſchen Obrigkeit verläßt, hat eine 
Vlerzehntaͤgige Karzerſtrafe verwirkt. 


$. 86. Der Rector oder Prorector iſt vorzuͤg⸗ 
lich, und nach ihm der akademiſche Senat, fuͤr alle 
entſtandene Unordnungen, welche durch genauere 
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt haͤtten vermieden werden 
koͤnnen, dem Staate verantwortlich. 
$. 87. Gefaͤngnißſtrafe muß an Studirenden 
nur zu ſolchen Zeiten und Stunden, wo ſie dadurch 
an Beſuchung der Collegien nicht verhindert find, voll⸗ 
zogen werden, j 
Anh. H. 139. Hierin findet eine Ausnahme dann Statt: 
1) wenn die Karzerſtrafe bekanntlich unflelßlge Stuben» 
ten trifft. 
3) wenn 
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2) wenn der Student ohnedies ſchon während der Unter; 
ſuchung im Gefaͤngniſſe geſeſſen, oder aus Furcht vor 
der Verhaftnehmung ſich während der Zeit, da dle 
Vorleſungen gehalten werden, in oder außer dem 
Bezirke der Univerſitaͤt verborgen gehalten hat. 

3) wenn auf eine längere als Vier woͤchentliche Karzer⸗ 
ſtrafe erkannt worden, 


§. 88. Sie muß mit gänzlicher Entfernung ale 
ler Geſellſchaft, und Entziehung der gewoͤhnlichen 
Bequemlichkeiten des Lebens verbunden ſeyn. 

$. 89. Wiederholte grobe Exceſſe, Widerſetz⸗ 
lichkeit gegen den akademiſchen Senat, und deſſen zur 
Ausübung der akademiſchen Zucht verordnete Bediente; 
Aufwiegeleien, Rottenſtiftungen, und Verführung 
Anderer, muͤſſen mit Relegation beſtraft werden. 

H. 90. Von der erkannten Relegation muß den 
Aeltern oder Vormündern des Straffälligen fofore 
Nachricht gegeben; er ſelbſt aber fo lange in gefaͤng 
licher Haft behalten werden, bis dieſelben ſeinetwe⸗ 
gen weitere Verfuͤgungen treffen. 


Anh. $. 139. Bey jedem Confilio abeundi muß ein 
Gleiches geſchehen; auch muß von jeder Relegation jeder 
andern Koͤniglichen Preußiſchen Univerität Nachricht ger 
geben werden. . 


§. 91. Von jeder erkannten Relegation muß dem 
der Univerſitaͤt vorgeſetzten Departement, mit Beile 
gung des Erkenntniſſes, Anzeige geſchehen, damit 
dieſes, nach Beſchaffenheit der Umſtande, die uͤbri⸗ 
gen Univerfitäten gegen die Aufnahme eines ſolchen 
Subjekts, vor hinlänglich nachgewieſener Beſſerung, 
warnen; auch dem Departement, von welchem der 
Relegirte, nach der Fakultat, zu welcher er gehört, 
eine künftige Beförderung zu erwarten hat, davon 

Nachricht geben koͤnne. 
§. 92. 
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in der Nachbarſchaft, unter irgend einem Vorwande 
geduldet werden. 

$ 93. Jede angränzende Gerichtsobrigkeit ift 
ſchuldig, ihn auf Requjſition des akademiſchen Senats 
1 aus ihree Botmäßigkeit fortzuſchaffen. 

F. 94. Grobe Exceſſe, wenn ſie ſich auch noch 

nicht zur Relegation qualiffriren, ſollen dennoch mit 
Gefaͤngniß, niemals aber mit bloßer Geldſtrafe ge 
ahndet werden. ; 
\ Anh. §. 140. Grobe und wiederholte Ausſchwelfungen 
ö oder anhaltender Unſlelß eines Deneſiclaten ſollen den 
1 N Collatoren zur Entziehung der geuoſſenen Vortheile ans 
| | gezeigt werden. 


1 
| $ 92. Ein Relegirter foll weder am Orte, noch 
1 


|) 92.95. So wenig die Relegation, als eine nach 
ji den Geſetzen verwirkte Gefaͤnguißſtrafe, kann mit 
* Gelde abgekauft werden. 
N) §. 96. In Anſehung wirklicher Verbrechen der 
ij Studirenden hat es bey den Vorſchriften der Crimi⸗ 
I nalgefege fein Bewenden. 
| zum der 9. 97. In ihren Privatangelegenheiten bleiben 
IN Kerle de Studirende der Regel nach den Geſetzen ihres Ge 
905 Ber bürtsorks, ober ihrer Heimath unterworfen. 
m 10 9. 98. So lange Studivende noch unter Aeltern 
oder Bormündeen ſtehen, bleibt es, wegen ihrer Un⸗ 
1 fähigkeit, fur ſich allein verbindliche Vertkaͤge zu 
fhließen, bey den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 
N Befondera F. 99. Kein Studirender, er mag der vaͤterli⸗ 
daga tee chen oder vormundſchaftlichen Gewalt noch unterwor⸗ 
Schulden- ſon ſeyn, oder nicht, kann, ſo lange er auf Univer⸗ 
machens ſitäten iſt, ohne Vorwiſſen und Conſens des afader 
miſchen Gerichts, giftig Schulden contrahiren, oder 
Buürgſchaften übernehmen. 
. 100. Koſtgeld, Waſchgeld, Perruͤckenma⸗ 
1 cher⸗ und Barbierlohn, ſoll nicht uͤber einen a 
| 80 tür 
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Stubenmiethe, Bettzins und Aufwartung nicht über 
Ein Vierteſſahr; Arzneien und Arztlohn nicht über 
Ein halbes Jahr; und das Honorarium für die Col⸗ 
legia hoͤchſtens nur bis zum Ende des Collegii ge⸗ 
borgt werden, — 

H. 101. Schneider und Schuſter koͤnnen nu 
auf Zehn, ſo wie Buchbinder nur auf Drey Thaler 
Credit geben; und müſſen dieſen Eredit auf langer 
als Einen Monat nicht ausdehnen. 2 

$. 102. Das Honorarium fir den Unterricht 
in Sprachen und Leibesübungen darf nicht über Drey 
Monate ereditirt werden. 

H. 103. Alle vorſtehend (§. 100. Tor. 102.) 
benannte Gläubiger muͤſſen, wenn die Zahlung mit 
Ablauf der beſtimmten Frift nicht erfolgt, ihre For⸗ 
derungen längftens binnen Acht Tagen, bey Verluſt 
derſelben, gerichtlich einklagen. 

Anh. §. 141. 3) Die Honoraria für die Collegla 
müͤſſen zur Hälfte von den Studirenden vorausbezahlt, 
die andere Hälfte aber in der Mitte des halben Jahres 
zu Johannis und Neujahr entrichtet werden. In Fällen, 
wo Lehrer bey dem, durch ein gerichtliches Atteſt von der 
Obrigkeit des Geburtsorts beſcheinigtem, Unvermoͤgen 
eines Studlrenden genoͤthſgt find, ihm die Honorarla fir 
die Collegia fo lange zu ſtunden, bis er durch ſonſtige 
Beförderung zu einem oͤffentlichen Amte, oder durch ſon⸗ 
ſtige Verbeſſerung feiner Vermoͤgensumſtaͤnde in den Stand 
gekommen, dieſelben zu bezahlen, verbleibet Ihnen bis das 
hin ihr Anſpruch an ſolchen ungekraͤnkt. Sie muͤſſen aber 
dafur beſorgt ſeyn, daß beim Abgange des Studlrenden 
der Betrag der Schuld, gleich andern, von dem akademſ⸗ 
ſchen Gerichte regiſtrirt, und zugleich in dem akademſſchen 
Zeugulſſe notirt wird. 

2) Repeteuten, welche die von Andern gehaltenen 
Vorleſungen in dem Zeitraums, in welchem fie gehört 
worden mit den Studirenden wiederholen, haben in 

Anſetß 
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Anſehung des Honorarti mit den akademiſchen Lehrern 
gleiche Rechte, wegen andrer Privatſtunden aber, ſind 
fie den Sprach- und Exerzltlenmeiſtern gleich zu 
achten. 

3) Der bisher geftattete Credit von Fünf und zwanzig Tha⸗ 
lern bey Kaufleuten, welche Matertallen zur Kleidung 
liefern, wird wegen des Mißbrauchs, daß dieſe Materla⸗ 
lien häufig verkauft oder verſetzt werden, ganz aufgeho⸗ 
ben; dagegen den Schneidern in dem Betracht, daß ein 
angemeſſenes fertig gemachtes Kleid weniger Gelegenheit 
zum Mißbrauche glebt, bis auf Fuͤnf und zwanzig Tha⸗ 
ler ineluſive der Matertallen zu ereditiren nachgelaſſen. 
Buchhaͤndler, Schuhmacher, Aufwaͤrter und Aufwär⸗ 
terinnen koͤnnen nur auf Zehn Thaler, Buchbinder nur 
auf Drey Thaler Credit geben, und zwar nicht uber ein 
Vierteljahr. 

4 Koſtgeld, Waſchgeld, Friſeur und Barbierlohn, Stu⸗ 
beumtethe, Bettzins, Aufwartung, Arzeneien und Arzt, 
lohn, auch was fuͤr den Unterricht in Sprachen und Lel⸗ 
besübungen zu bezahlen iſt, ſollen ebenfalls nicht über ein 
Vierteljahr geborgt werden. 

5) Alle dleſe von 14 gültige Schulden behalten das 
Vorrecht geſetzlicher Schulden, nur wenn ſie nach dem 
Ablaufe des Vierteljahres, in welchem fie eontrahirt find, 
in dem unmittelbar darauf folgenden Vierteljahre Aue 
klagt werden. 

60 Wenn alſo ein ſolcher privilegirter Glaͤubiger binnen die⸗ 
ſer veſtgeſetzten Friſt die Schuld bey dem akademiſchen 
Gerichte nicht anhaͤngig macht: fo kann er damit nicht 
weiter gehoͤrt werden. 

7) Sollten die während des letzten Viertelſahres, wel, 
ches der Studirende ſich auf der Univerfität aufhält, 
in Gemaͤßheit der von 1 — 4 contrahlrten Schul⸗ 
den, wegen Abgangs des Studirenden, binnen der in 
Mr. 3. beſtimmten Friſt nicht etugeklagt werden: fo 

8 muß 
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muß der Gläubiger dafuͤr ſorgen, daß ſelbige von dem 
akademlſchen Gerichte regiſtrirt werden. 

8) Zu dem Ende ſteht es dem Gläubiger frey, die Pers 
ſon oder Sachen eines abgehenden Studirenden ſo 
lange mit Arreſt zu belegen, bis die Schuld regiſtrirt wor⸗ 
den iſt. 

9) Wenn jedoch der Gläubiger mit dem Schuldner über 
die Richtigkeit oder die Summe der Schuldforderung 
ſich nicht einigen koͤnnen: fo iſt es genug, wenn der 
Glaͤubiger ſolche beſtimmt angiebt, und der Schuldner 
ſich darüber erklart, und ſoll die Abreiſe durch ausführ⸗ 
liche Inſtruktion ſolcher Schuldſachen nicht aufgehalten 
werden. 3 

$. 104, Alle andere Privatſchulden eines Stu⸗ 
direnden find nichtig, und begründen keine Klage. 
H. 105. Auch die Verträge, wodurch Sicher. 
heit oder Buͤrgſchaft dafür beſtellt worden, find uns 
kräftig. d 

$. 106. Die dafür eingelegten Pfändes muͤſſen 
unentgeldlich zurückgegeben werden. 

Anh. §. 148. Die Pfaͤnder muͤſſen auf jeden Fall zuruck, 
gegeben werden, fie mögen von den Studirenden ſelbſt, 
oder von elnem Dritten, oder auch unter dem Scheine 
eines Verkaufs den Glaͤubigern elngehaͤndigt worden ſeyn. 
Wegen Betten, Waͤſche, Kleidungsſtuͤcke und Bücher ſoll 
die Entſchuldigung des Pfandgläubigers oder Käufers, 
wie er nicht gewußt habe, daß fie einem Studirenden ges 
hoͤrten, niemals Statt finden. 

$. 107. Iſt auf eine ſolche unguͤltige Schuld 
von dem Studenten etwas bezahlt worden: fo koͤn⸗ 
nen die Aeltern oder Vormünder daſſelbe unter fis⸗ 
kaliſcher Aſſiſtenz zuruͤckſordern. 

§. 108. Hat Jemand einem Studirenden Geld 
oder Geldeswerth zu unnützen Ausgaben, oder gar 
zur Ueppigkeit oder Schwelgerey geliehen, oder ſonſt 
ereditirt: fo ſoll er, außer dem Verluſte der Schuld, 


auch 
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auch noch um den ganzen Betrag derſelben figkaliſch 


beſtraft werden. 

6, rog. Hat der Schuldner ein ſoſches Darlehn 
ganz oder zum Theil bezahlt: ſo iſt der Fiskus außer 
der Strafe, auch das Gezahlte von dem Gläubiger 
beizutreiben berechtigt. 

Anh. §. 143. Wer auf Pfänder, Wechſel oder Hands 
ſchriſten den Studirenden Geld lelht, oder Kauf 
mannswaaren ſtatt baaren Geldes auf Credit giebt, 
und ihnen auf dieſe Weiſe das Verſchwenden und 
Schuldenmachen erleichtert, hat zu gewaͤrtigen, daß, 
wenn auch ſolche Schulden von den Studiteuden be⸗ 

zahlt werden, doch das Bezahlte entweder auf Anſuchen 
der Aeltern und Vormuͤnder, oder wenn dleſe ſſch nicht 
melden, von dem akademiſchen Fiskus wieder eingezogen 
werden wird. 

$. 110. Wenn aber ein Studirender, durch 
das Außenbleiben der ihm zu ſeinem Unterhalte aus⸗ 
geſetzten Gelder, oder durch andere für ihn unver⸗ 
meidliche Zufaͤlle, in die Nothwendigkeit, ein Dat 
lehn zu feiner Subſiſtenz aufzunehmen, geſeßzt iſt: 
ſo muß er ſich mit ſeinem Gläubiger bey dem aka⸗ 
demiſchen Gerichte melden, und deſſen Einwilligung 
nachſuchen. 

§. 111. Das Gericht muß die angebliche Noth⸗ 
wendigkeit und Beduͤrfniß des Schuldners, ſo wie 
die übrigen Umſtände der Sache, genau prüfen; und 
wenn ſich nichts daben zu erinnern findet, den Con⸗ 
ſens unter das auszuſtellende Inſtrument verzeichnen. 

$, 11a. Beſonders muß darauf geſehen werden, 
daß die Summe des aufzunehmenden Darlehns die 
wirkliche gegenwartige Beduͤrfniß des Schuldners 
kicht uͤberſteige. 8 

6, 113. Der Regel nach darf das akademiſche 
Gericht für einen Studirenden nicht mehr an Schuß 
den conſentiren, als der Vierte Theil der ihm zu ſei⸗ 

nem 
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nem jährlichen Unterhalte beſtimmten Summe be⸗ 
tragt. 

8. 114. Wenn alſo ein Studirender derglei⸗ 
chen Conſens ſucht, muß er zuvörderſt glaubhaft ange⸗ 
ben, wie viel ihm zu ſeinem Unterhalte auf der Aka⸗ 
demie beſtimmt worden. - 

§. 115. Findet ſich das akademiſche Gericht 
durch beſondere Umſtaͤnde veranlaßt, den Eredit des 
Studirenden auf ein hoͤheres Qitantum zu erſtrecken: 
ſo muß dieſes, und die Gruͤnde davon, in dem Con⸗ 
ſenſe ausdruͤcklich bemerkt werden. 
§. 116. Gleich nach ertheiltem Conſenſe muß 
das Gericht den Aeltern oder Vormüuͤndern des 
Schuldners davon Nachricht geben, 
$. 117. Der Conſens ſelbſt muß allemal nur 
auf eine gewiſſe Zeit, und zwar nur auf ſo lange ge⸗ 
geben werden, als noͤthig iſt, um den Aeltern oder 
Vormuͤndern zu Treffung der noͤthigen Zahlungsan⸗ 
ſtalten Raum zu laſſen 
§. 118. Mit dem Ablaufe diefer Friſt muß der 
Gläubiger, wenn er inzwiſchen nicht befriedigt wor⸗ 
den, es dem akademiſchen Gerichte, bey Verluſt ſei⸗ 
nes Rechts, anzeigen. 
§. 119, Das Gericht muß alsdaun die den Ael⸗ 
tern oder Vormuͤndern des Schuldners vorgeſetzte 
Obrigkeit, mit Zufertigung des Inſtruments, requi⸗ 
riren, dieſe zu Abtragung der Schuld allenfalls exe⸗ 
cutiviſch anzuhalten. a 
6. 120, Alle Gerichte in Königlichen Landen 
ſollen gehalten ſeyn, dergleichen Requiſitionen, wegen 
Beitreibung einer geſetzmäßig conſentirten Schuld, 
ohne Geſtattung prozeſſualiſcher Weitläufigkeiten 
Folge zu leiſten. 
$. 121. Glauben die Aeltern oder Vormuͤnder, 
erhebliche Einwendungen gegen die Schuld zu haben; 
fo muͤſſen He den Betrag bey dem erquirirten em 
richte 
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richte niederlegen, und die Einwendungen gegen den 
Gläubiger vor dem akademiſchen Gerichte ausführen. 

$ 122. Gegen dieſe den conſentirten Glaͤubi⸗ 
gern zu verſchaffende promte Rechtshüͤlfe, dürfen fie 
den Schuldner ſelbſt, während des Laufes feiner 
Studien, mit Erecutionen nicht beunruhigen. 

$. 123. Steht der Studirende nicht mehr un⸗ 
ter Aeltern oder Vormuͤndern: ſo kann der Glaͤubi⸗ 
ger ſich auf die Perſon und das Vermoͤgen des 
Schuldners ſelbſt, der gefegmäßigen Exeeutionsmit⸗ 
tel bedienen. 

§. 124. Hat ein ſolcher Schuldner die Univer⸗ 
ſität ohne Befriedigung feiner conſentirten Gläubiger 
verlaſſen: fo ſteht dieſen frey, ihn überall, wo er ſich 
betreffen laßt, mit Perſonalarreſt zu verfolgen. 

Anh. $. 144. Hat der Schuldner die Univerſitaͤt ohne 
Beſrledigung der nach 1—4. (S. 200 — 103.) pr 
vilegirten, oder von dem akademiſchen Gerichte confenr 
tirten Gläubiger verlaſſen: fo bleibt dieſen zwar der Weg 
Rechtens gegen ihren Schuldner unverſchränkt; falls 
fie aber aus feinem Vermögen ihre Befriedigung nicht 
erhalten koͤnnten, kann gegen ihn zum Perfonalarrefte 
nicht geſchritten werden, ſondern die Gläubiger muͤſſen 
mit der Zahlung ſo lange in Geduld ſtehen, bis der 
Schulduer durch Vermoͤgensanfalle, oder Verſorgung zu 
befferm Vermoͤgen gekommen, und in zahlbaren Stand 
geſetzt worden. 


6. 125. Für die dem akademiſchen Gerichte in 
dergleichen Angelegenheiten zufallenden Bemühungen, 
fol demſelben eine billige Belohnung in der ihm 
vorzuſchreibenden Sportultaxe beſtimmt werden. 

$. 126. Dagegen ſoll aber auch das akademi⸗ 
ſche Gericht, wenn es pflichtwidriger Weiſe in uns 
nuͤtze und übermäßige Schulden gewilligt, oder fonft, 
durch Colluſton mit einem Studirenden, Jemand 

zum 
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zum Borgen an denſelben verleitet hat, einem fol 
chen Gläubiger für feine Forderung ſelbſt haften. 

Anh. F. 345 1) Wenn ein Studlrender eine Wohnung, 
Stallung oder anderes Gelaß miethet, und kein ſchrift / 
licher Vertrag geſchloſſen worden, oder der ſchrlftliche 
Vertrag die Miethzeit nicht naͤher beſtimmt; fo iſt 
anzunehmen, daß der Miethvertrag von Oſtern bis 
Michaelis oder von Michaelis bis Oſtern, geſchloſſen 
worden. 

2) Sollte der Miethvertrag im Johannls- oder Weihnachts⸗ 
termine ſeinen Anfang nehmen: ſo gilt derſelbe bis zum 
nächftfolgenden Michgelis⸗ oder Oſtertermiue. 

3) Die Aufkündigung der Wohnung muß fpäteftens in 
den Drey erſten Tagen des letzten Vierteljahres ge⸗ 
ſchehen. 

4) Die Wohnung muß beim Ablaufe der Miethzeit inner⸗ 
halb Dreier Tage, nach Ablauf des Termins, wieder ge⸗ 
raͤumt werden. 

$. 127. Jeder Studirende muß, wenn er die Von gra⸗ 
Univerſität verlaſſen will, bey feinen Lehrern Zeug⸗ Sent, de 
niſſe feines Fleißes und feiner Ordnung in Abwar⸗ ien. 
tung der Lehrſtunden nachſuchen, und ſelbige dem 
Vorſteher des akademiſchen Senats zuſtellen. 

H. 128. Dieſer muß die Richtigkeit derſelben 
unter dem Siegel der Univerſitaͤt bekräftigen, und 
zugleich bemerken: ob gegen das fittliche Betragen des 
Abgehenden, während feines Aufenthalts auf der 
Akademie, etwas nachtheiliges bekannt geworden ſey. 

$. 129. Jeder Landeseingeborne, welcher ſich 
zu Uebernehmung eines Amts, oder ſonſt zur Aus⸗ 
übung feiner Wiſſenſchaft qualiſteiren will, muß ders 
gleichen Zeugniß von einer inländifchen Akademie 
vorlegen. 1 


Drei 
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Von den Rechten und Pflichten 
0 des Staats überhaupt, 


H. 1. 
Agen, Alle Rechte und Pflichten des Staaks gegen ſeine 
e Burger und Schutzverwandten vereinigen ſich in 
dem Oberhanpte deſſelben. 
6. 2. Die vorzüglichſte Pflicht des Oberhaupts 
1 im Staate iſt, ſowohl die äußere als innere Ruhe 
und Sicherheit zu erhalten, und einen Jeden bey 
dem Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu 
ſchuͤtzen. 0 
§. 3. Ihm kommt es zu, fir Anſtalten zu ſor⸗ 
gen, wodurch den Einwohnern Mittel und Gelegen⸗ 
heiten verſchafft werden, ihre Fahigkeiten und Kräfte 
auszubilden, und dieſelben zur Beförderung ihres 
Wohlſtandes anzuwenden. a 
H. 4. Dem Oberhaupte im Staate gebuͤhren 
daher alle Vorzüge und Rechte, welche zur Errei⸗ 
chung dieſer Endzwecke erforderlich find. 
Majeſtäts⸗ H. 5. Die Vertheidigung des Staats gegen 
echte. auswärtige Feinde anzuordnen; Kriege zu führen; 
Frieden zu ſchließen; Bündniſſe und Vertraͤge mit 
fremden Staaten zu errichten, kommt allein dem 
Oberhaupte des Staats zu. . x 
§. 6. Das Recht, Geſetze und allgemeine Po⸗ 
lizeiverordnungen zu geben, dieſelben wieder aufzu⸗ 
heben, und Erklärungen daruber mit geſetzlicher 
Kraft zu ertheilen, iſt ein Majeſtätsrecht. 
§. 7. Privilegia, als Ausnahmen von derglei⸗ 
chen Geſetzen zu bewilligen, Standeserhoͤhungen, 
Staatsämter und Würden zu verleihen, gebuͤhret 
nut dem Oberhaupte des Staats. 
3. 8. 
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$. 8. Todesurtel, ingleichen ſolche, die eine 
Zehnjährige Gefängniß» oder noch laͤngere oder haͤr⸗ 
tere Strafe veſtſetzen, koͤnnen ohne ausdruͤckliche Be⸗ 
ſtaͤtigung des Oberhaupts im Staate nicht vollzogen 
werden. . 


§. 7. Das Recht, aus erheblichen Gründen 
Verbrechen zu verzeihen; Unterſuchungen niederzu⸗ 
ſchlagen; Verbrecher ganz oder zum Theil zu begna⸗ 
digen; Zuchthaus Veſtungs⸗ oder andere haͤrtere 
Leibesſtrafen in gelindere zu verwandeln, kann nur 
von dem Oberhaupte des Staats unmittelbar aus⸗ 
gehbt werden; fo weit er nicht daſſelbe, für gewiſſe 
Arten von Verbrechen oder Strafen, einer ihm un⸗ 
tergeordneten Behörde ausdrücklich übertragen hat, 


$. 10. Durch dergleichen Aufhebung eines Ver⸗ 
brechens, oder durch die erfolgende Begnadigung des 
Verbrechers, ſollen aber die aus der That ſelbſt 
wohl erworbenen Privatrechte eines Dritten niemals 
gekränkt werden. 


H. 11. Vielmehr bleibt dieſem, wenn auch die 
peinliche Unterſuchung gegen den Angeſchuldigten 
niedergeſchlagen worden, dennoch frey, die Richtig⸗ 
keit der Thatſache, fo weit es zu Begrundung ſeines 
Rechts erforderlich iſt, im Wege des Civilprozeſſes 
nachzuweiſen. N 

$. 12. Das Recht, Münzen, Maaß und Ger 
wicht zu beſtimmen, gehoͤrt zu den Majeſtaͤtsrechten. 

$. 13. Alle im Staate vorhandene und ent: 
ſtehende Geſellſchaften, und öffentliche Anſtalten, 
find der Aufſicht des Landesherrn, nach dem Zwecke 
der allgemeinen Ruhe, Sicherheit, und Ordnung 
unterworfen. 

§. 14. Damit das Oberhaupt des Staats die 
ihm obliegenden Pflichten erfüllen, 8 die dazu er⸗ 


Allgem. Lande, IV. Band. for⸗ 
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forderlichen Koſten beſtreiten könne, find ihm gewiſſe 
Einkuͤuſte und nutzbare Rechte beigelegt. 5 


$. 15. Das Recht, zur Beſtreicung der Staats · 
bedürfniſſe, das Privatvermögen, die Perſonen, ihre 
Gewerbe, Produkte, oder Conſumtlon mit Abgaben 
zu belegen, iſt ein Majeſtaͤtsrecht. 


$. 16. So weit die Beſorgung gewiſſer zu 
den Rechten und Pflichten des Staats gehoͤrender 
Angelegenheiten und Geſchaͤfte den Beamten des 
Staats vermoͤge ihres Amts obliegt (§. 7.), muß 
0 dieſen, innerhalb der Gränzen ihres Auftrags, eben 
1 fo, wie dem Landesheren ſelbſt, Folge geleiſtet 


| werden. 
I - Privat: §. 17. Rechtsangelegenheiten, welche die Per- 
| techte des ſonen⸗ und Familienrechte des Landesherrn und ſei⸗ 


Landes⸗ 
herrn und nes Hauſes betreſſen, werden nach den Hausver⸗ 


milie 30 faſſungen und Verträgen beſtimmt. 
$. 18. Andere Privathandlungen und Gefchäfte 
derſelben ſind nach den Geſetzen des Landes zu be⸗ 
urtheilen. 


Vierzehnter Titel. 


Von den Staatseinkuͤnften und 
fiskaliſchen Rechten. 


§. 1. 
ag Alle Arten der Staatseinkuͤnfte, welche aus dem 
DIE Beſteurungsrechte, aus dem beſondern Staatsei⸗ 

genthume, den nutzbaren Regalien, und andern 
2 Staats- 
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Staatsabgaben fliefen, werden unter der Benen⸗ 
nung des Fiskus begriffen, und haben beſondere 
Vorzugsrechte. 

H. 2. Dem Beſtenrungsrechte, als einem Ho Besten 
beitsrechte des Staats (Tit. 13. §. 1 F.), And alle RN 
diejenigen unterworfen, die fir ihre Perſonen, 
Vermoͤgen, oder Gewerbe, den Schutz des Staats 
genießen. 

§. 3. Welchen Claſſen von Landeseinwohnern 
oder Beſitzungen die Befreiung von einer oder der 
andern Art der Staatsabgaben zukomme, iſt, nach 
Verſchiedenheit der Provinzen, in den beſondern Ge: 
ſetzen derſelben beſtinunt. 

. 4. Einzelne Landeseinwohner, Corporationen 
oder Gemeinen koͤnnen die Befreiung von den Ab⸗ 
gaben derjenigen Claſſe, zu welcher ſie gehoͤren, in 
der Regel nur durch Verträge oder ausdrückliche 
Privilegia erlangen. 

F. 5, In wie fern dergleichen Befreiung durch 
Verjährung erworben werden koͤnne, iſt gehörigen 
Orts beſtimmt. (Th. 1. Tit, 9. §. 656 — 659.) 

H. 6. Alle ſolche ausdruͤcklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend erlangte Befreiungen ſind nach den Vorſchrif⸗ 
ten der Einleitung §. 588 — 68. und §. 66 — 76. zu 
beurtheilen. 

§. 7. Durch dergleichen Ausnahmen ſollen die 
übrigen Mitglieder derſelben Claſſe mit hoͤhern Las 
ſten nicht beſchwert werden. 

5. 8. Wer ein ſolches zur Belaſtung der übri⸗ 
gen Mitglieder gereichendes Privilegium für ſich ans 
führt, gegen den gilt die Vermuthung, daß er ſel⸗ 
biges erſchlichen habe. 

$. 9. Streitigkeiten, welche über die Verthei⸗ 
lung der aus dem Beſteurungsrechte fließenden Ab⸗ 

D 2 gaben 


Domai⸗ 
nen. 
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gaben unter den Contribuenten entſtehen, werden, 
in Ermangelung hinlänglicher durch Verträge, wohl⸗ 
hergebrachte Gewohnheiten, oder beſondere Geſetze 
begründeter Beſtimmungen, nach den Regeln einer 
ohne ansdruͤcklichen Vertrag entſtandenen Gemein⸗ 
ſchaft (Th. 7. Tit. 17. Abſchn. 1.) beurtheilt. 

$. 10. Streitigkeiten über Befreiungen ſollen 
nach obigen Geſetzen (§. 2 — h.), übrigens aber nach 
denjenigen, welche über den angeführten Grund der 
Eremtiow ergangen find, entſchieden werden. 


§. 11. Einzelne Grundſtuͤcke, Gefälle, und 
Rechte, deren beſonderes Eigenthum dem Staate, 
und die ausſchließende Benutzung dem Oberhaupte 
deſſelben zukommt, werden Domainen⸗ oder Kant: 
merguͤter genannt. 

$. 12. Auch diejenigen Güter, deren Einkuͤnfte 
zum Unterhalte der Familie des Landesherrn gewidmet 
worden, find als Domainenguͤter anzuſehen. 

§. 13. Was Perſonen aus der Familie des 
Landesherrn durch eigene Erſparniß, oder auf an⸗ 
dere Art, gültig erworben haben, wird, ſo lange 
von dem Erwerber oder ſeinen Erben keine ausdruͤck⸗ 
liche Einverleibung erfolgt, und ſo weit darüber 
durch Familienverträge und Hausverfaſſungen nicht 
ein Anderes beſtinmt iſt, als Privateigenthum bes 
trachtet. 

%. 14. Eben das gilt von Guͤtern und Sachen, 
welche der Landesherr ſelbſt aus eigenen Erſparniſ⸗ 
fen, oder durch irgend eine andere auch bey Pri- 
vatperſonen Statt findende Erwerbungsart, an ſich 
gebracht hat. 

$. 15. Hat jedoch derjenige Landesherr, wel⸗ 
cher ein ſolcher erſter Erwerber war, über unbe⸗ 
wegliche von ihm auf dergleichen Art erworbene mag 

chen, 
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chen, weder unter Lebendigen, noch von Todeswegen 
verfüge: fo find dieſelben für einverleibt in die Do⸗ 
mainen des Staats anzuſehen. 


8. 16. Domainengüter koͤnnen nur in fo weit 
an einen Privarbefiger guͤltig gelangen, als der Staat 
dagegen auf andere Art ſchadlos gehalten worden. 


$. 17. Inſonderheit koͤmen fie gegen andere 
Güter vertauſcht, in Erbpacht ausgethaun, oder ge⸗ 
gen fortwaͤhrende Zinſen den Unterthanen zum erbli⸗ 
chen Beſitze vertheilt werden. 


§. 18. Uebrigens gilt, wenn ein Domainengut 
einer Privatperſon gegen Entſchädigung überlaffen 
worden, die Vermuthung, daß die Schadloshaltung 
verhaͤltnißmaͤßig geweſen ſey. 


F. 19. Wer aber wiſſentlich den Beſitz eines 
Domainenguts ohne dergleichen Schadloshaltung 
an ſich gebracht hat, der iſt als ein unredlicher 
Beſitzer anzuſehen. (Th. 1. Tit. 7. H. 10. [dd · 9.40, 
41. 42.) 5 

H. 20, Lehne, welche dem Oberhaupte des 
Staats von ſeinen Vaſallen heimfallen, ingleichen 
Erbzinsguͤter, kann derſelbe zu allen Zeiten wieder 
verleihen. 


§. 21. Die Band» und Heerſtraßen, die von 
Natur ſchiffbaren Ströme, das Ufer des Meeres 
und die Hafen, ſind ein gemeines Eigenthum des 
Staats. (Tit. 15. Abſchn. 1. 2.) 


S. 22. Eben dahin wird auch das aus ſſchlie⸗ 


ßende Recht, gewiſſe Arten der herrnloſen Sachen in 
Beſitz zu nehmen, gerechnet. (Tit. 16.) 


$. 23. Ein Gleiches gilt, nach gemeinen Rech⸗ 
ten, von der Befugniß, verwirkte Güter einzuzie⸗ 
hen, 
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hen, große Geldſtrafen aufstegen, und Abzugsgelder 
zu fordern. (Tit. 17.) 
Nirbere 9. 24. Die Nutzungsrechte vorſtehender Arten 
gallen des Staatseigenthums (F. 21. 224 23.), werden 
niedere Regalien genannt. 


$. 25. Dies gemeine Staatseigenthum ſelbſt 
iſt den Domainen vollig gleich zu achten. 

H. 26. Die einzelnen Nutzungorechte oder nie⸗ 
dern Regalien aber, koͤnnen von Privatperſonen und 
Communen erworben und beſeſſen werden. 

§. 27. Iſt ein dergleichen niederes Regale, zur 
Zeit der Verleihung, von dem Staate ſchon wirklich 
benutzt worden: ſo finden dabey die Vorſchriften 
$. 16. 19, wie bey Domainen, Anwendung. 


§. 28. Wem das Oberhaupt des Staats der⸗ 
gleichen Nutzungsrechte verliehen hat, der kann, zur 
Vertheidigung deſſelben, auf den Beiſtand des ſiska⸗ 
liſchen Amts gegründeten Auſpruch machen, 

§. 29. Es darf aber der Privatbeſitzer die Be⸗ 
nutzung der vom Staate ihm üuͤbertragenen Rechte 
nicht weiter ausdehnen, als der Staat ſelbſt der⸗ 
gern Regalien zur Zeit der Uebertragung genutzt 
at. 


$. 30. Sind Art und Schranken der Benu⸗ 
nutzung bey der Verleihung ſelbſt ausdrücklich beſtimmt 
worden: fo kann der Privarbefiger fein Recht, unter 
keinerley Vorwande, auf andere Art, oder in einem 
weitern Umfange ausüben. 


H. 31. Ueberhaupt verſteht ſich dergleichen Ver⸗ 
leihung allemal unter der Einſchraͤnkung auf den 
beſtimmten Ort, oder auf die vorausgeſetzten Fälle 
oder Begebenheiten. 


8. 


32. 
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$. 32. Innerhalb dieſer beſtimmten Graͤnzen 
aber gilt die Vermuthung, daß das Regale dem 
Privatbeſitzer ausſchließend zukomme, und der Staat 
ſich der Mitausuͤbung begeben habe. 

$ 33. Sind die Graͤnzen des Rechts in der 
Verleihungsurkunde nicht deutlich beſtimmt: ſo fin⸗ 
det wegen deren Auslegung alles Statt, was von 
Auslegung der Privilegien verordnet iſt. (Einleitung 
§. 38 — 62.) 

$. 34. Wenn der Staat einem Privatbeſitzer 
ein Gut mit allen Regalien, oder mit Rega⸗ 
lien uͤberhaupt, ohne weitere Beſtimmung, verlie⸗ 
hen hat: ſo werden darunter nur diejenigen niedern 
Regalien verſtanden, welche andern Gütern derſelben 
Art, in derſelben Provinz, oder in eben dem Dis 
ſtrikte, gewoͤhnlich beigelegt ſind. 

H. 35. Von der Verjährung der Regalien gilt aan 
alles, was von der Verjährung gegen den Fiskus 2120 5 
überhaupt verordnet iſt. (Th. x. Tit. 9. §. 629. lag.) an 

$. 36. Das Eigenthum der Domainen binges mainen. 
gen kann dem Staate auch durch eine ſolche Ver⸗ 
fahrung nicht entzogen werden. 

$. 37. Vielmehr muß derjenige, der ein ſol ⸗ 
ches Eigenthum ſich anmaßt, des fur ſich habenden 
Beſitzes ungeachtet, den Titel oder Rechtsgrund, auf 
welchem fein Beſitz beruhet, gegen den Fiskus an⸗ 
geben und nachweiſen. 

§. 38. Doch ſoll die Verjährung durch den Bo⸗ 
fig vom Jahre 1740 auch bey Domainenguͤtern Statt 
finden, (Th. 1. Tit, 9. H. 641. faq.) 

$. 39. Auch hat derjenige, welcher ſich in ei⸗ 
nem Vier und vierzigjährigen ruhigen Beſitze eines 
Domainenguts befindet, die Vermuthung für ſich, 
daß er es aus einem rechtsgültigen Titel beſttze. 

9. 40. 
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$. 40. Er muß alſo bey dieſem Beſiße fo lange 

eb werden, als nicht ausgemittelt worden, daß 

en der erſten Veräußerung entweder gar kein rechts⸗ 
gültiger Titel zum Grunde gelegen habe, oder daß 
dabey die Vorſchrift des §. 16. nicht beobachtet wor⸗ 
den ſey. 8 

$. 41. Wer nach Verlauf von Zwanzig Jahren, 
vom Tage der erfolgten Abtrennung von den Do⸗ 
mainen an gerechnet, ein ſolches Gut redlicher Weiſe 
an ſich gebracht hat, dem kommen, wenn auch Fis⸗ 
kus zur Rückforderung an ſich berechtigt iſt, die Vor⸗ 
ſchriften des Funfzehnten Titels im Erſten Theile 
F. 24. [dg : zu ſtatten. 

§. 42. Wird nicht über das Eigenthum eines 
Domainenguts, ſondern nur uͤber einzelne Pertinenz⸗ 
ſtuͤcke deſſelben, oder über Dienſtbarkeits⸗ und andere 
Rechte, welche das Domainenamt gegen einen Drit⸗ 
ten, oder dieſer gegen das Amt, ſich anmaßt, ge⸗ 
ſtritten: fo finden auch bey Domainen die allgemei⸗ 
nen Grundſätze von der Verjaͤhrung gegen den Fiskus 
Anwendung. (Th. 1. Tit. 9. $. 629. gg.) 

F. 43. Eben das gilt bey den zwiſchen einem 
Domainen- und einem andern Privatgute entſtehen⸗ 
den Gränzſtreitigkeiten. 

Fiskeliſche F. 44. Die Art der Erhebung und Verwaltung 
Rechte. der verſchiedenen Staatseinkuͤnfte Hänge von dem 
Oberhaupte des Staats ab. 5 


) Vor, H. 45. Der Staat hat, zu feiner Sicherheit, 


Paͤchter. 


8 47 
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§. 47. Das fiskaliſche Vorrecht erſtreckt ſich auf 
das geſammte Vermögen des Schuldners, welches 
ſich zu der Zeit, wo er, wegen der ihm zur Laſt 
fallenden Vertretung, in rechtlichen Anſpruch genom⸗ 
men wird, in ſeinem Eigenthume noch befindet, 


H. 48. Auf einen dritten redlichen Beſißer einer 
zu dem Vermoͤgen des Caſſenbedienten gebörig ges 
weſenen Sache, geht die Belaſtung mit dieſem Vor⸗ 
rechte, mit der Sache zugleich, nur alsdann uͤber, 
wenn es eine unbewegliche Sache, und wenn die 
Eigenſchaft des vorigen Beſiters, als eines Caffen- 
bedienten, Domainenbeamten, oder Paͤchters, im 
Hypothekenbuche ausdruͤcklich vermerkt iſt. 


$. 49. Dagegen haftet ein ſolcher Caſſenſchuld⸗ 
ner mit feinen geſammten in dem F. 47. bemerkten 
Zeitpunkte vorhandenen Vermoͤgen, fuͤr alles, was 
er aus feiner Amtsführung, oder aus feinen Pacht⸗ 
contraete, dem Fiskus zu leiſten oder zu erſetzen 


hat. 


§. 50. Nur diejenigen Privatglaͤubiger gehen 
in dem Vermoͤgen des Schuldners dem Fiskus vor, 
welche ihr Eigenthum zuruͤckfordern; oder die durch 
gültige Verpfändung beweglicher oder durch derglei⸗ 
chen Eintragung auf unbewegliche Vermoͤgensſtuͤcke, 
ein dingliches Recht erlangt haben. 


§. 51. Die Gültigkeit einer Verpfändung, 
welche vor angelegtem allgemeinen oder beſondern 
Beſchlage auf das ganze Vermögen des Schuldners, 
oder auf gewiſſe Stucke deſſelben, von ihm vorge⸗ 
nommen worden, iſt nach eben den Grundfägen zu 
beurtheiſen, welche die Concursordnung für den Fall 
vorſchreibt, wenn ein Gemeinſchuldner, vor oder 
nach eroͤffnetem Concurſe, Verfügungen über fein 
Vermoͤgen getroffen hat. 


9. 32. 
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$. 52. Nur ſolche gerichtliche Eintragungen find 
zum Nachtheile des Caſſenvorrechts gültig, welche 
geſchehen find, ehe noch der Caſſen⸗ oder Domainen⸗ 
beamte das Amt, 2 der Pächter die Pachtung 
uͤbernommen hat. 


§. 53. Ferner diejenigen, die auf eine unbe⸗ 
wegliche Sache vermerkt worden, ehe noch dieſelbe 
an den Beamten oder Paͤchter gelangt iſt. 


H. 4. Endlich diejenigen, welche der Beamte 
oder Paͤchter, bey Uebernehmung eines während ſei⸗ 
ner Amtsführung oder Pacht erworbenen Grund⸗ 
ſtücks, mit feinem Beſitztitel zugleich, in das Hypo⸗ 
thekenbuch hat eintragen laſſen. 


g. 55, Doch gilt Letzteres (§. 54.) nur von 
ruͤckſtaͤndigen Kaufgeldern, oder andern aus dem 
Erwerbungsvertrage entſpringenden Verbindlichkeiten; 
ingleichen von Vermaͤchtniſſen, oder andern Abgaben, 
Bedingungen und Leiſtungen, mit welchen ein dem 
Beamten oder Paͤchter durch Erbgangsrecht zugefal⸗ 
lenes Gut auf denſelben übergegangen iſt. 


$. 56. Was vorftehend §. 52 — 55. von 
Grundſtücken ſelbſt verordnet iſt, gilt auch von der 
ren Zubehoͤrungen und Inventarienſtuͤcken. 


$. 57. Wenn die Krieges⸗ und Domainenkam⸗ 
mer, oder andere dem Beamten oder Pächter in der 
Provinz vorgeſetzte hoͤchſte Behoͤrde, in die Eintra⸗ 
gung einer Schuld ausdrücklich gewilligt hat: fo muß 
die Caſſe einem ſolchen Glaͤubiger mit ihrem Vor⸗ 
rechte in Anſehung dieſes Grundſtuͤcks nachſtehen. 


H. 58. Wenn fr einen Beamten oder Pächter 
eine gewiſſe beſtimmte Caution veſtgeſetzt, und dieſelbe 
auf feine Grundſtucke eingetragen worden; fo kann 
die Safe von ihrem Vorrechte, in Anſehung diefes 

Grund⸗ 
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Grundſtücks, nur nach Höhe der beſtimmten Guns 
me Gebrauch machen; und ſteht mit dem Ueber⸗ 
ſch ihrer Forderung ſaͤmmtlichen eingetragenen 
Gläubigern nach. 8 


$. 59. Wie die Mißbraͤuche des Caſſenvorrechts 
zu beſtraſen, und die dadurch deranlaßten Hinterge⸗ 
hängen anderer Glaͤubiger zu ahnden, iſt im Zwan⸗ 
zigſten Titel verordnet. (Abſchn. 8.) 


H. 60. In dem Vermoͤgen desjenigen, welcher 
ein Finanz- oder Caſſengeſchaͤft bloß als einen befonz 
dern und außerordentlichen Auftrag zu beſorgen hat, 
gebührt dem Staate, bey entſtehender Unzuſänglich⸗ 
keit, nur das in der Concursordnung näher beſtimmte 
Vorrecht der Vierten Claffe, 


§. 61. Das Privilegium der Staatscaſſen kann 
nur auf ſolche Kreiscaſſen, in welche die Landesherr⸗ 
lichen Steuern entrichtet werden muͤſſen, nicht aber 
auf Commun⸗ und andere öffentliche Caſſen im 
Staate ausgedehnt werden, wenn gleich ein Theil 
der Einkünfte dieſer leßtern in die Staatscaſſe 
fliege, 


$. 62. Die Caſſenbedienten bey den Prinzlichen 
Kammern werden, auch in Anſehung des Caſſenvor⸗ 


rechts, den Landesherrlichen Caſſenbedienten gleich 
geachtet. ? 


$. 63. Eben das gilt von den Verwaltern und 
Pächtern ſolcher Prinzlichen Güter, welche nach 
H. 12. zu den Domainen des Staats gehören, 


H. 64. Hingegen find Beamte und Pächter auf 
ſolchen Prinzlichen Guͤtern, welche den Domainen 
des Staats noch nicht einverleibt worden, dieſem 
Caſſenvorrechte nicht unterworfen. 5 

§. 65. 
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em F. 65. In Anſehung der ſirirten beſtändigen Abs 
6, gaben gebührt den Staatscaſſen das Vorzugsrecht vor 


ker Caf, allen andern Gläubigern, auf einen Ruͤckſtand der 
10 held, beiden letzten Jahre, nach näherer Vorſchrift der 


Concursordnung. 

§. 66. Alle andere Forderungen des Fiskus, fie 
mögen entſpringen woher ſie wollen, Geldſtrafen allein 
ausgenommen, genießen das in eben dieſem Geſetz 
beſtimmte Vorrecht der Vierten Claſſe. ‚ 

$. 67. In Anfehung der erkannten Geldftrafen 
ſteht der Fiskus allen übrigen Gläubigern des Schuld⸗ 
ners nach. 
H. 68. Kann jedoch nachgewieſen werden, daß 
eine Schuld bloß zur Vereitelung der Strafe gemacht 
worden, und dieſes dem Glaͤubiger bekannt geweſen 
ſey: ſo muß derſelbe dem Fiskus weichen. 

§. 69. Confiſcirte Sachen nimmt der Staat 
als ſein Eigenthum an ſich. 

§. 70. Doch geht auch eine ſolche Sache mit 
den zur Zeit der Conſiscation darauf haftenden La 
ſten an den Fiskus über, 

§. 71. Wo nach beſondern Geſetzen der Werth 
an die Stelle der ſonſt zu confiseirenden Sache tritt, 
hat der Fiskus dieſen Werth in der Vierten Claſſe 
zu fordern. 

§. 72. Die Bank, und andere dem Staate ge⸗ 
börende Handlungsanſtalten, genießen die ſiskaliſchen 
Rechte nur ſo weit, als ihnen dieſelben durch ein 
beſonderes Privilegtum ausdrücklich beigelegt worden. 

§. 73. Eine minder privilegirte Caſſe erhaͤlt 
dadurch, daß ihre Einfünfte zu einer mehr privilegir⸗ 
ten beſtimmt und angewieſen worden, kein größeres 
Recht. 


$. 74. 
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$. 74. Wie weit eine Privatperſon, der eine 
fiskaliſche Forderung cedirt worden, in die Rechte 
des Fiskus trete, und wie weit der Fiskus, der eine 
Privatforderung uͤbernimmt, dabey von ſeinen Vor⸗ 
rechten Gebrauch machen konne, iſt nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften von Ceſſionen zu beurtheilen. 
(Th. 1. Tit. 11. F. 402 — 406.) t 

§. 75. In wie fern beſonders die fiskaliſchen 
Vorrechte bey der Verjährung, in Anſehung der Sa⸗ 
chen und Rechte, welche der Fiskus einer Privatper⸗ 
fon überlaſſen, oder von derſelben überfommen hat, 
Statt finden, iſt am gehörigen Orte beſtimmt. (Th. 1. 
Tit. 9. §. 635 — 640.) 6 

§. 76. Bey dem Gebrauche, der Benuzung der 8, 
und Verwaltung der Domainen und Regalien, Eom- miniftte 


men dem Staake der Regel nach, nur eben die Rechte Kon der 
zu, wie einem jeden Privateigenthuͤmer. nen und 


Regalien. 
§. 77. Beſondere Vorrechte des Staats bey ge» 998 


wiſſen Angelegenheiten und Gefchäften muͤſſen durch tondern 
ausdrückliche Geſetze beſtimmt ſeyn. 9 95 

9. 78. Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung ke. 
allgemeiner Anlagen, denen ſämmtliche Einwohner F. e 
des Staats, oder alle Mitglieder einer gewiſſen Claſſe fen. 
derſelben, nach der beſtehenden Landesverfaſſung un⸗ 
terworfen ſind, (§. 2. 3.) findet kein Prozeß Statt. 


§. 79. Behauptet aber Jemand aus befondern | 
Gründen die Befreiung von einer ſolchen Abgabe, | 
(5. 4—8.) oder behauptet er in der Beſtimmung 
feines Autheils über die Gebühr belaſtet zu ſeyn: 
(5.9) fo ſoll er darüber rechtlich gehört werden. 
$. 80. Doch muß der, welcher ſich über Praͤ⸗ 
gravation beſchwert, in allen Fällen; fo wie der, wel⸗ 
cher eine Eremtion behauptet, wenn er nicht wenige 
ſtens ſeit Zwey Jahren im Beſitze der Freiheit 125 be⸗ 
det, 


222 Zweit. Th. Vierzehnter Tit. V. d. Staatseink. 


findet, die von ihm geforderten Abgaben, während des 
Prozeſſes, mit Vorbehalt ſeines Rechts, entrichten. 

$ 81. Alle Streitigkeiten zwiſchen dem Fiskus 
und Privatperſonen, uͤber Befugniſſe und Obliegen⸗ 
heiten, welche nicht auf ſolchen allgemeinen Anlagen 
beruhen, ſollen im ordentlichen Wege Rechtens, nach 
den Geſetzen des Staats, erörtert und entſchieden 
werden. 


F. 82. Inſonderheit iſt jeder, mit meld 
Fiskus in Vertrage oder andere einzelne 
ſich eingelaſſen hat, bey entſtehendem Str 
liches Gehoͤr und Erkenntniß darüber zu ver 
befugt. 

6. 83. Auch die vermoͤge allgemeiner 
zu fordern habenden Ruͤckſtande, muß der & 
durch feine Beamten, im Wege Rechteus einfordern, 
ſobald es dabey auf ein Vorzugsrecht gegen einen 
Dritten ankommt. 

§. 84. Doch genießt der Fiskus in allen feinen 
Prozeſſen einen privilegirten Gerichtsſtand, und die 
Befreiung von den ſonſt gewöhnlichen Gerichtsge⸗ 
bühren. f 

6. 85. Wenn Diener des Staats, oder fiska⸗ 
liſche Beamte, andere Privatperſonen mit ungegruͤn⸗ 
deten fiskaliſchen Prozeſſen vorſätzlich beunruhigen: ſo 
muͤſſen ſie denſelben die dadurch verurſachten Koſten 
aus eigenen Mitteln erſetzen. 


Funfzehnter Titel. 
Von den Rechten und Regalien des 
Staats in Anſehung der Landſtra⸗ 
ßen, Stroͤme, Hafen und Meeres⸗ 
ufer. 
Erſter Abſchnitt. 
Von Land- und Heerſtraßen. 


$. 1. 

Wege, die von einer Graͤnze des Landes zu einer Begriff. 
andern, oder von einer Stadt, von einem Poſt⸗ oder 
Zollamte, entweder zu einem andern, oder zu Mee⸗ 
ren und Hauptſtroͤmen führen, werden Land⸗ oder 
Heerſtraßen genannt. 

§. 2. Ohne beſondere Erlaubniß des Staats Rechte 
darf ſich Niemand eine Verfügung über ſolche Stra⸗ 5 
ßen anmaßen. 

$. 3. Auch alsdann nicht, wenn die Verfugung 
an ſich dem Gebrauche der Straße für die Reiſenden 
unſchaͤdlich waͤre. 
S 4. Der Staat hingegen iſt berechtigt, die 
Land⸗ und Heerſtraßen, ſo wie er es zum gemeinen 
Beſten dienlich findet, zu verändern und zu verlegen. 

§. 5. Doch muß er alsdann die Eigenthuͤmer 
der Grundſtücke, über welche die verlegte Straße geht, 
entſchaͤdigen. 

§. 6. Wird durch Verlegung einer Straße, die 
nicht aus unvermeidlicher Nothwendigkeit vorgenom⸗ 
men worden, einem Privatbeſitzer ein nutzbares Recht, 
welches ihm ausdrücklich in Beziehung auf dieſe Straße 
vom Staate verliehen war, ganz entzogen, oder be⸗ 
traͤchtlich geſchmaͤlert: fo findet wegen feiner Eneſchaͤ⸗ 
digung eben das Statt, was wegen Aufhebung der 
Privilegien verordnet iſt. (Einleit. $. 74. 75.) 

7. 
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$. 7. Der freie Gebrauch der Lands und Heer⸗ 
ſtraßen iſt einem Jeden zum Reiſen und Fortbringen 
ſeiner Sachen geſtattet. 

6. 8. Alle andere Nutzungen aber, welche von 
ſolchen Straßen gezogen werden koͤnnen, gehoͤren nach 
gemeinen Rechten zu den niedern Regalien. 

§. 9. Die Nußungen der an den Landſtraßen 
gepflanzten Bäume kommen in der Regel demjeni⸗ 
gen zu gute, welcher die Bäume gepflanzt hat. 

$. 10. Muß ein Anderer, als der, welcher die 
Pflanzung zuerſt angelegt hat, dieſelbe unterhalten: 
ſo kommt dieſem die Nutzung der Bäume zu. 


Pflicht des F. 11. Gegen den Genuß der dem Staate von 
Stats. den Landſtraßen zukommenden Nutzungen, iſt er ver⸗ 


pflichtet, für die Unterhaltung der Sicherheit und 
Bequemlichkeit derſelben zu ſorgen. 

§. 12. Für den aus Unterlaſſung dieſer Pflicht 
entſtandenen Schaden ſind diejenigen, welche bey der 
vom Staate ihnen aufgetragenen Sorge dafuͤr, ſich 
eines groben oder mäßigen Verſehens ſchuldig gemacht 
haben, verantwortlich. 

§. 13. Die Einwohner der an der Straße fies 


sn er genden Gegend find, nach gemeinen Rechten, zur Ar⸗ 


beit mit Hand- und Spanndienſten bey Unterhaltung 
und Beſſerung der Wege, nach der Anordunng des 
Staats verbunden. 

$. 14. Dieſe Verbindlichkeit erſtreckt ſich auf 
alle Einwohner, durch deren Diſtrikt, Kreis, oder 
Kirchſpiel, dergleichen Landſtraße geht, und die nach 
den Geſetzen oder Landesverfaſſungen zur Gemein⸗ 
arbeit verpflichtet ſind. 

§. 15. Wo durch Provinzialgeſetze oder befons 
dere Wegeordnungen, die Verbindlichkeit zu Unter⸗ 
haltung der Laudſtraßen näher oder anders beſtimmr 
iſt, hat es dabey, auch in Zukunft, lediglich fein 
Bewenden . 

§. 16. 
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§. 16. Auch bey Anlegung neuer Wege kann der Anlegung 
Staat von den nach der Landesverfaſſung zur Wer Wege. 
gearbeit überhaupt verpflichteten Einwohnern, wel⸗ 
che von dem neuen Wege Vortheil haben, Hand⸗ 
und Spanndienſte fordern. i 

§. 17. Bey der Anlegung von Chauſſeen oder Velen, 
Dammſtraßen, ſtate ordinaiter Landſtraßen, find die Jaume 
zur Wegearbeit verpflichteten Einwohner nur nach tape. 
dem Maaße zu helfen ſchuldig, nach welchem ſie 
bey Anlegung einer gewoͤhnlichen Landſtraße Dienſte 
thun müßten, 

§. 18. Den zur Anlegung, Verbreitung oder 
geraden Fuͤhrung einer ſolchen Dammſtraße erfor⸗ 
derlichen Boden, ingleichen die dazu noͤthigen, auf 
der benachbarten Feldflur befindliehen Materialien, 
iſt ein Jeder dem Staate zu überlaffen verbunden. 

$. 19. Er muß aber dafür von dem Staate ent⸗ 
ſchädigt werden. 

§. 20. Zu dieſer Entfchädigung iſt der Staat 
denjenigen Boden, oder deſſen Werth, vorzuͤglich an⸗ 
zuwenden berechtigt, welcher dadurch gewonnen wird, 
daß die neue Dammſtraße nicht die ganze Breite 
des bisher gewoͤhnlichen Weges erfordert, oder daß 
durch die geradere Führung der Dammſtraße ein 
Theil des bisherigen Weges liegen bleibt. 

$. 21. Doch kann uͤber ſolche Erſparniſſe des 
Bodens, die auf einer Feldmark ſich befinden, nur 
zu Entſchädigungen für Grundbeſitzer in eben der Feld⸗ 
mark verfügt werden. 

H. 22. Auch bleiben demjenigen, welcher nach⸗ 
weiſen kann, daß der erſparte Boden zu ſeinem Eigen⸗ 
thume gehoͤre, und bloß mißbrauchsweiſe zu dem 
ehemaligen Wege gezogen worden ſey, ſeine Rechte 
darauf vorbehalten, 


Allgem. kandr IV. Band, P 6. 23. 


226 Zweiter Theil. Funfzehnter Titel. 


8. 23. Von der gewoͤhnlichen Unterhaltung ſol⸗ 
cher Dammſtraßen gilt alles, was von der Unterhal⸗ 
tung der Wege verordnet iſt. ($. 13. 14. 15.) 

$. 24. Zu Hauptreparaturen hingegen, die ohne 
Verſchulden der zur Wegearbeit verpflichteten Ein⸗ 
wohner entſtanden find, find dieſelben nur in eben 
dem Maaße, wie bey der Anlegung, zu helfen ver⸗ 
bunden. (9. 17.) 


220 9 $. aß. Den nach H. 7. einem Jeden freiſtehenden 
bet Aus Gebrauch der Landſtraßen muß ein Jeder jo aus⸗ 


weichens uͤben, daß der Andere an dem gleichmäßigen Ge⸗ 


auf den 


Strafen, brauche des Weges nicht gehindert, noch zu Zänfe- 


reien oder gar Thaͤtlichkeiten über das Ausweichen 
Anlaß gegeben werde. 

9. 26. Alle Fuhr⸗ und Landleute, auch andere 
Reiſende ohne Unterſchied des Staudes, muͤſſen den 
ordinairen und Extrapoſten, wenn dieſe hinter ihnen 
kommen, oder ihnen begegnen, aus dem Wege fah⸗ 
ren, und ſie ohne Schwierigkeit vorbeilaſſen, ſobald 
der Poſtillion ins Horn ſtoͤßt. 

$. 27. Außer diefen Fällen muͤſſen ledige oder 
bloß mit Perſonen beſetzte Wagen und Kutſchen, al⸗ 
len mit Sachen und Effekten beladenen Wagen, wo⸗ 
bin auch Kütſchen, die Koffer oder ſonſtige Bagage 
führen, zu rechnen find, ausweichen. 

$. 28. Begegnen ſich zwey beladene oder zwey 
ledige Wagen: ſo muͤſſen beide auf der rechten Seite 
zur Haͤlfte ausweichen. 

$. 29. Kann einer rechter Hand nicht auswei⸗ 


chen: fo muß dieſes von dem andern ganz gefihehen, 


$. 30. Fehlt es auch dazu am Raume: fo muß 
in dem Falle des H. 27. derjenige, welcher zum Aus⸗ 
weichen verbunden iſt, fo wie in dem Falle des H. 28. 
der, welcher den andern zuerſt gewahr wird, an ei⸗ 
nem ſchicklichen Orte ſo lange ſtill halten, bis der 
andere Wagen vorüber iſt. 
0 §. 31. 


Von Land» und Heerfiragen! 227 


$. 31. Komme ein Wagen von einem Berge 
oder von einer ſteilen Anhoͤhe herunter, und ein ande⸗ 
rer Wagen fahrt hinauf! fo iſt der letztere jederzeit 
zum Ausweichen verbunden, er mag ſchwerer bela⸗ 
den ſeyn, oder nicht. Di 

$. 32. Bey hohlen Wegen, oder andern engen 
Paͤſſen, muß Jeder zuvor ſtille halten, und nach 
gegebenem deutlichen Zeichen mit dem Horne, mik 
der Peitſche, oder auf andere Art, fo lange war⸗ 
ten, bis er verſichert iſt, daß kein anderer Wagen 
ſich ſchon darin befindet. 

§. 33. Iſt der hohle Weg oder enge Paß von 
ſolcher Lange, daß die gegebenen Zeichen von einem 
Ende bis zum andern nicht deutlich gehoͤrt oder wahr⸗ 
genommen werden koͤnnen: fo muß an folchen Platzen, 
wo Raum zum Ausweichen iſt, aufs neue gewar⸗ 
tet, und das Zeichen wiederholt werden. 

$. 34. Außer den Poften, muß jeder vorſah⸗ 
rende Wagen den hinten folgenden und ſchneller ſah⸗ 
renden, wenn dieſer nicht anders vorkommen kann, 
und der Raum es erlaubt, auf ein gegebenes Zei⸗ 
chen, ſo weit ausweichen, als es noͤthig iſt, damit 
letzterer feinen Weg fortſetzen koͤnne. 

H. 35. Wer durch Verabſaͤumung dieſer Vor⸗ 
ſchriften dem Andern Schaden zufügt, muß denſelben 
nach Beſchaffenheit der ihm zur Laſt fallenden Schuld 
erſetzen. (Th. 1. Tit. 6. $. 11. 144.) 

9. 36. Hat der Beſchaͤdigte durch fein eigenes 
Verſehen dazu Anlaß gegeben: fo treten die Vorſchrif⸗ 
ten des Tit. 6. §. 18. 149. ein. 

§. 37, Fuhrleute haften für ihre Knechte nach 
Vorſchrift des Zweiten Theils Tit. 8. Abſchn. 15.5 an⸗ 
dere Dienſtherrſchaften aber nur nach Vorſchrift des 
Erſten Theils Tit, 6. H. 61. faq.) 


P 2 Zwei⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von Strömen, Hafen und Mee⸗ 
resufern. 


Begriff. §. 38. Die Nutzungen ſolcher Ströme, die 
von Natur ⸗ſchiffbar find, gehoͤren zu den Regalien 
des Staats. 

$ 39. Privatfluͤſſe koͤnnen, zun Nachtheile der 
bisherigen Eigenthuͤmer, in ſchiffbare Stroͤme nicht 
verwandelt werden. 

$. 40. Findet der Staat die Schiffbarmachung 
eines Privatfluſſes dem gemeinen Beſten zuträglich: 
ſo muß er den bisherigen Eigenthuͤmern für die da⸗ 
durch verlornen Nutzungen und vermehrten Laſten, 
vollſtaͤndige Schadloshaltung anweiſen. R 

6. 41. Uebrigens gehen durch die Schiffbarma⸗ 
chung eines Privatfluſſes die Eigenthumsrechte, ſo 
weit dieſelben mit der nunmehrigen Beſtimmung des 
Fluſſes beſtehen koͤnnen, noch nicht verloren. 

S. 42. Der Staat kann zwar den Eigenthuͤmer 
eines auch nicht ſchiffbaren Privatfluſſes noͤthigen, den 
Gebrauch deſſelben zum Hohflößen zu geſtatten; 

$. 43. Er muß aber auch fuͤr die vollftändige 
Entſchaͤdigung eines ſolchen Eigenthuͤmers ſorgen. 

Flußwaſ⸗ $. 44. Der Gebrauch des Flußwaſſers aus oͤf⸗ 

ſer. fentlichen Strömen, durch Schoͤpfen, Baden, und 
Traͤuken, iſt einem Jeden unverwehrt. 

H. 45. Doch muß Jeder, welcher Vieh aus ei⸗ 
nem Fluſſe tränfen will, der dazu bereits vorhan⸗ 
denen Trank» und Schwemmſtaͤtte ſich bedienen. 

Waſſerlei⸗ . 46. Waſſerleitungen dürfen aus öffentlichen 

tungen. Strömen ohne befondere Erlaubniß des Staats nicht 
geführt, noch Waſch⸗ oder Badehaͤuſer daran, ohne 
dergleichen Erlaubniß, angelegt werden. 


9. 47. 
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$. 47. Die Schiffahrt auf ſolchen Fluͤſſen iſt, Schif⸗ 
unter den vom Staate veſtgeſetzten Bedingungen, eis fahrt. 
nem Jeden erlaubt. 

§. 48. An Provinzen oder Orten, wo Schiffer⸗ 
gilden und Innungen eingeführt find, muͤſſen andere 
Einwohner derſelben Provinz, oder deſſelben Orts, 
fi) der Frachtſchifffahrt enthalten. 

H. 49. Unverbundnes Holz auf ſchiffbaren Ströͤ⸗ Flößungs⸗ 
mien zu flöſßen, iſt nach gemeinen Rechten ein Vorbe- ech. 
halt des Staats, und darf, ohne Vorwiſſen deſſel⸗ 
ben, von Privatperſonen nicht unternommen werden. 

§. 50. Fähren und Prahmen zum eignen Ge⸗ 1 
brauche kann jeder Anwohner eines ſolchen Fluſſes in ä 
halten. 

$ Fr. Das Recht aber, Faͤhren und Prah⸗ 
men zur Ueberſetzung fuͤr Geld zu halten, gehoͤrt zu 
den Regalien des Staate. 

§. 52. Neue Beuͤcken über. öffentliche Ströme Brücken. 
darf Niemand, auch auf eignen Grund und Boden, 
ohne beſondere Erlaubniß des Staats anlegen. 

§. 53. Die Unterhaltung der Brücken über oͤf⸗ 
fentliche Ströme liegt in der Regel demjenigen ob, 
welcher daſelbſt die Nutzung des Stroms hat. 

H. 54. Buäcken über Privatfluͤſſe, welche bloß, 
oder doch hauptſächlich, zum Uebergange der Reiſen⸗ 
den beſtimmt find, muͤſſen von denjenigen, welchen 
die Beſſerung des Weges obliegt, unterhalten werden. 

§. 55. Die Ufer der öffentlichen Fluͤſſe gehoͤ⸗ Ufer. 
ren der Regel nach den Eigenthuͤmern der unmit 
telbar daran ſtoßenden Grunpftüce, 

§. 56. Auch die Vergrößerung des Ufers durch 
angeſetztes Land waͤchſt den Eigenthuͤmern des Ufers 
zu. (Th. 1. Tit. 9. H. 226 241.) 

H. 57. Die Eigenthümer der Ufer öffentlicher 
Fluͤſſe koͤnnen den Schifffahrenden nicht wehren, fich- 
des Leinpfads an ſelbigen zu bedienen; daran zu lan⸗ 

den: 


En 
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denz die Schiffe zu beveſtigen; und die Ladung, im 


Nothfalle, eine Zeitlang an das Ufer auszuſetzen. 

§. 58. Wird aber dadurch das Ufer ſelbſt, oder 
deſſen Beveſtigung beſchaͤdigt; oder wird dem Eigen⸗ 
thuͤmer die Nutzung des Ufers entzogen, oder geſchmaͤ⸗ 
lert: ſo kann er von den Urhebern des Schadens 
Erſatz fordern. 

$ 59. In wie fern er, zur Deckung dieſes Scha⸗ 
dens, gegen fremde oder unbekannte Schifffahrer zur 
Pfändung ſchreiten koͤnne, iſt nach den allgemeinen 
Grundſätzen von Pfaͤndungen zu beurtheilen (Th. 1. 
Tit. 14 Abſchu. 40) 

$. 60. Was vorſtehend von dem den Schifffah⸗ 
renden zu geſtattenden Gebrauche des Ufers, und der 
dem Eigenthuͤmer dafuͤr zukommenden Schadloshal⸗ 
kung verordnet iſt, findet auf Holzfloͤße ebenfalls 


Anwendung. 


Be 


Hamme. 


F. 61. Niemand darf an feinem Ufer etwas 
anlegen, wodurch der Lauf des Fluſſes zum Nach⸗ 
theile der Schifffahrt gehemmt, eingefchränft, oder 
ſonſt veraͤndert wird. 5 

$. 62. Es ſoll daher auch Niemand an, oder in 
öffentlichen Fluͤſſen, Waſſerbaue führen, ohne ſich 
vorher bey dem Staate gemeldet, und die Geneh⸗ 
migung deſſelben erhalten zu haben. 

§. 63. Ordinaire Beveſtigungen der Uſer, ins 
gleichen Damme, wodurch nur die zunaͤchſt daran 
ſtoßende Felder gegen Ueberſchwemmungen gedeckt wer⸗ 
den ſollen, muͤſſen der Regel nach von den Eigen⸗ 
thuͤmern der Ufer unterhalten werden. 

§. 64. Zur Anlegung und Unterhaltung von 
Hauptdaͤmmen, die einer ganzen Gegend zum Schutze 
gegen die Ueberſchwemmungen dienen ſollen, muͤſſen 
die Eigenthuͤmer ſaͤmmtlicher dadurch geſchuͤtzter Grund⸗ 
ſtuͤcke beitragen. 


$. 65. 
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$. 65. Die Art und das Maaß des Beitrages iſt 
nach den vorhandenen Vertraͤgen oder Damm⸗ und 
Uferordnungen; in deren Ermangelung aber nach dem 
Verhaͤltniſſe des drohenden Schadens, welcher durch 
den Damm abgewendet wird, zu beſtimmen. 

H. 66. Encſteht die Nothwendigkeit, einen neuen 
Damm zu führen, aus einer von dem Staate zu ſei⸗ 
nem beſondern Vortheile in oder an dem Fluſſe ger 
machten Veranſtaltung: ſo muß der Staat für die 
Koſten der Anlage und Unterhaltung des Dammes, 
ohne neue Belaſtung der Anwohner ſorgen. 

$ 67. In welchen offentlichen Flüſſen die ent⸗ Iufelt, 
ſtehenden Inſeln dem Staate gehoͤren, oder von den 
Eigenthuwern der Ufer in Beſitz genommen werden 
können, wird nach Verſchledenheit der bisherigen 
Obſervanz, in den Provinzial-Geſetzbuͤchern beſtimmt. 
(Th. I. Tit. 9. H. 242. lag.) 

$. 68. Je nachdem die Inſeln in einem Fluſſe Flu; 
dem Staate dder den Uferbefigern gehören, fällt auch derte 
das vom Fluſſe verlaſſene Bette jenem oder dieſen 
anheim. (Ebend. $. 270.) 

$. 69. Auch der Staat iſt, fo wie ein jeder Pri⸗ 
vatbeſitzer, ſchuldig, das ihm zugefallene Flußbette, 
oder deſſen Werth, zur Entſchaͤdigung derjenigen 
Unterthanen, welche durch den neuen Canal des Flus⸗ 
ſes au ihrem Eigenthume gelitten haben, anzuwen⸗ 
den. (Ebend. §. 271.) 

9. 70, Hat der Staat durch veranlaßte Durch⸗ 
ſtiche dem Strome einen andern Lauf angerviefen: ſo 
ifi er in allen Fällen berechtigt, über das verlaſſene 
Bette Verfügungen zu treffen. 

§. 71. Er muß aber auch in dieſen Fällen ſo⸗ 
wohl die Anwohner des verlaſſenen Canals, als diejer 
nigen, über deren Grundſtuͤcke der neue Canal geführt 
iſt, fo wie bey Landstraßen, vollftändig entſchadigen. 


g 72. 
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$ 7. Eine gleiche Entſchaͤdigung haben auch 


die Fiſchereiberechtigten zu fordern, wenn der verlaſ⸗ 
ſene Canal von ihnen nicht mehr befiſcht werden 
kann, und der neue Canal ihnen nicht eine Fiſche⸗ 
rey von gleicher Art gewaͤhret. 


H. 73. Der Fiſchfang in öffentlichen Strömen 


gehoͤrt zu den Regalien. 


§. 74. Wem die Fiſchereigerechtigkeit, ohne Bes 


ſtimmung gewiſſer Graͤnzen, vom Staate verliehen 
worden, der kann dieſelbe nur fo weit ausüben, als 
fein Beſitz am Ufer ſich erſtreckt. 


$. 75. Wem die Fiſcherey bloß zum häuslichen 


Gebrauche verliehen ift, der kann fie weder verpachten, 
noch mit den gefangenen Fiſchen Handel treiben. 


$. 76. Iſt jedoch der Fiſchfang zum Hausge⸗ 


brauche nicht gewiſſen beſtunmten Perſonen, ſondern 
einem Grundftüce und deſſen Beſitzern beigelegt: fo 
kann er dem Pächter des Grundſtucks, mit dieſem zu⸗ 
gleich, zu ſolchem Gebrauche überlaffen werden. 


§. 77. Uebrigens finden die allgemeinen Ber 


ſtimmungen wegen der einer Perſon oder Familie 
beigelegten, oder mit einem Amte verbundenen Nu⸗ 
bungsrechte, auch auf die ſolchergeſtalt verliehene 
Fiſcherey⸗ Gerechtigkeit Anwendung. (Th. . Tit. 
19. §. 22 — 28.) 


. 78. Auch find der Umfang, die Gränen, 


und Einfchränfungen einer jeden Fiſchereigerechtigkeit, 
da igen Orts veſtgeſetzt. (Th. 1. Tit. 9. §. 170 
i8 192.) 


$. 79. Gegen die dem Staate zukommende Nu⸗ 


Siaats. gung der ſchiffbaren Ströme iſt derſelbe verpflichtet, 
für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der Schiff⸗ 
fahrt noͤthigen Anſtalten zu ſorgen. (§. 11. 12.) 


§. 80. Die Hafen und Meeresufer, und was 


auf diefe von der See angefpüle oder ausgeworfen 


wird, 
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wird, ſind nach gemeinen Rechten ein Eigenthum 
des Staats. 

$. 87. Jedoch begiebt ſich derſelbe des ſogenann⸗ 
ten Strandrechts, zum Beſten der zur See Ver⸗ 
ungluͤckten. x 

§. 82. Jedes Orts Obrigkeit, und die zur Be⸗ 
obachtung des Strandes angeſetzte Beamten, ſind 
ſchuldig, dafuͤr zu ſorgen, daß geſtrandete Sachen 
gerettet, erhalten, und den Eigenthuͤmern zuruͤckge⸗ 
geben werden. 

§. 83. Auch keine Privatperſon darf ſolche ger 
ſtrandeten von ihr gefundenen Sachen ſich anmaßen. 

9. 84. Vielmehr find dabey die von gefunde⸗ 
nen Sachen im Erſten Theile Tit. 9. §. 19. Iqꝗ · 
gegebenen Vorſchriften anzuwenden. 

§. 85. Die Eigenthümer der geſtrandeten Sa⸗ 
chen ſind ſchuldig, außer den aufgelaufenen Koſten, 
ein billiges in den Strandungsordnungen jeder Pro⸗ 
vinz näher beſtimmtes Bergelohn zu entrichten. 

§. 86. Geſtrandete Sachen, zu welchen Fein Eis 
genthuͤmer ſich meldet, gehoren dem Staate. (§. 80.) 

$ 87. Gegen fremde Nationen, welche das 
Strandrecht noch ausüben, behält ſich der Staat 
eben dieſes Recht, zur Schadloshaltung ſeiner ver⸗ 
ungluͤckten Unterthanen, ausdruͤcklich vor. 


Dritter Abſchnitt. 

Von der Zollgerechtigkeit. 

§. 88. Das Recht, von denjenigen, welche ſich Begriff 
der Hafen, Stroͤme, Wege, Bruͤcken und Faͤhren 
bedienen, eine gewiſſe beſtimmte Abgabe zu fordern, 
wird die Zollgerechtigkeit genannt, N 

§. 89. Der eigentliche Zoll wird von Sachen 
und Waaren; Brücken, Fahr » und Wegegeld aber 
nur von den Perſonen, dem Viehe, und den Fuhr⸗ 

werken, 
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werken, welche die Brücke, die Fähre, oder den 
Weg paſſiren, entrichtet. 
Grundſaͤ⸗ F. 90. Zoll, Brücken» und Wegegeld darf Nie⸗ 
Were wand erheben, als dem das Recht dazu vom Staate 
bung und verliehen, oder aufgetragen worden. 
ne $. 91. Mur allein der Staat kann die Zollabga⸗ 
Zollge ben, das Hafen-, Wege- und Bruͤckengeld beſtim⸗ 
. men, und den Tarif darüber vorſchreiben. 

A $. 92. Es macht in der Art des Rechts kei⸗ 
nen Unterſchied: ob die Abgabe im Tarif nach Geld, 
oder auf einen gewiſſen Theil der zollbaren Wagren 
beſtimmt iſt. 5 5 

§. 93. Ohne einen vom Staate vorgeſchriebe⸗ 
nen Tarif kann weder Zoll, noch Wege⸗ oder Bruͤ⸗ 
ckengeld gefordert werden. 

9. 94. Wer nach $. 52. eine Prahmgerechtigkeit 
hat, muß die Beſtimmung der für das Heberfeßen 
zu nehmenden Abgabe vom Staate erwarten. 

9. 95. So lange der Staat noch keine Abgabe 
veſtgeſetzt hat, haͤngt die Beſtimmung derſelben, in 
jedem einzelnen Falle, von dem Abkommen zwiſchen 
dem Berechtigten, und denen, welche ſich des Prahms 
bedienen wollen, ab. 

$. 96. So lange ein Prahmberechtigter noch mit 
keinem Tarif vom Staate verſehen iſt, kann er den 
Reiſenden, auch in derſelben Gegend, nicht wehren, 
ſich andrer Mittel zum Ueberſetzen zu bedienen. 

$. 97. Ueber Privatbruͤcken und Wege darf 
Niemanden ein Uebergang, zum Nachtheile der Zoll ⸗ 
einfünfte des Staats, oder derer, welche von dieſem 
berechtigt ſind, geſtattet werden. 

Vendude⸗ F. 98. Die von dem Staate einmal beſtimmten 

in den Zollabgaben, Wege⸗, Prahm⸗ und Brücfengelder, 

Abgaben, dürfen von Privatberechtigten eigenmächtig nicht er⸗ 
hoͤht werden. 


$. 99. 
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$ 99. Auch eine vom Staate vorgenommene 
Erhöhung ſolcher Abgaben ertheilt den Privatbeſitzern 
noch kein Recht zu einer gleichen Steigerung des 
ihnen verliehenen Privatzolls oder Brückengeldes. 
§. 100. So weit jedoch dergleichen Erhöhung ſich 
bloß auf eine Veränderung des Muͤnzfußes gruͤndet, 
hat der Privatbeſitzer auf die Zugeſtehung gleichmäͤ⸗ 
ßiger Satze rechtlichen Anſpruch. a 
ei $. 101. Zollbefreiungen konnen nur durch aus⸗ Ba 
drückliche Provinzialgeſetze, oder durch beſondere Pri- gen. 
vilegia oder Verträge, begründet werden. 
$. 102. Allgemeine Jollbeſreiungen, welche der 
Staat der Handlung zum Beſten veſtſetzt, iſt der⸗ 
ſelbe auch auf die Befreiung von Privarzöllen aus⸗ 
zudehnen wohl befugt. Ü 
§. 103. Doch gilt, wegen der dem Privatberech⸗ 
tigten alsdann zukommenden Entſchaͤdigung, alles das, 
was wegen Aufhebung und Einfchränfung der Privile⸗ 
gien überhaupt verordnet iſt. (Einleit. H. 74. 75.) 
$. 104. Alles, was zum eignen Gebrauche des 
Staats, oder des Landesherrn, und feiner Hofhal⸗ 
tung tranſportirt wird, genießt in der Regel, wo 
nicht Provinzialgeſetze und beſondere Verfaſſungen ein 
Anderes mit ſich bringen, die Befreiung auch von den 
Privatzoͤllen. 
§. 105. Dieſe Landesherrliche Zollfreiheit aber 
kann an Privatperfonen, bloß zu deren Beguͤnſtigung, 
mit dem Nachtheile anderer Privatzollberechtigten, 
nicht abgetreten werden. 
$. 106. Eben fo gelten einzelne Zollbefreiungen, 
oder ſogenannte Freipaͤſſe, nur in den Zollftätten des 
Staats; nicht aber zum Nachtheile der Privatzollbe 
rechtigten. 
$. 107. Ein Zollberechtigter darf die ihm ange⸗ Neben 
wieſene Zollſtaͤtte ohne Genehmigung des Staats nicht MH 
verlegen. 
$. 108. 
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$. 108. Zur Bequemlichkeit der Reiſenden koͤn⸗ 
nen, fo weit es ohne Nachtheil eines Dritten geſchieht, 
Nebenzoͤlle angelegt werden. 
$. 109. Doch find Privatberechtigte nicht ber 
füge, dergleichen Einrichtungen ohne Vorwiſſen des 
Staats zu treffen. 
e §. 110. Niemand darf, zum Nachtheile des 
lenden, Zolles, die Reiſenden von der Zollſtraße ableiten, 
429 55 oder ihnen, bey Bereiſung derſelben, Hinderniſſe in 
verfahren. den Weg legen 
$. 111. Niemand, der zollbare Waaren fuͤhrt, 
darf, innerhalb des Zolldiſtrikts, von der ordinairen 
Zollſtraße abweichen, und Nebenwege zur Vermei⸗ 
dung des Zolles aufſuchen. 
§. 112. Wer jedoch auf dem gewoͤhnlichen zu 
ſeiner Wohnung führenden Wege zwar einen Theil 
der Zollſtraße, nicht aber die Zollſtäatte ſelbſt paſſirt, 
iſt die Zollabgaben zu entrichten nicht ſchuldig. 
§. 173. Auch da, wo zu Unterhaltung der Land⸗ 
ſtraßen oder Brücken, nur ein Wege⸗ oder Bruͤcken⸗ 
geld veſtgeſetzt iſt, darf, dem Staate oder deſſen 
Beliehenen zum Nachtheile, kein Nebenweg geſucht 
werden. 
$. 114. Mein alfo die Anlegung neuer Wege 
oder Brücken zu ſeiner Bequemlichkeit geſtattet wor⸗ 
den, der darf nicht zulaſſen, daß dieſelben zum Nach⸗ 
theile des Staats, oder eines Privatberechtigten, ges 
mißbraucht werden. 
$. 115. Jeder Reiſende ift ſchuldig, ſich an der 
Zollſtätte, zur Entrichtung des Zolles, auch uner⸗ 
fordert zu melden, und die bey ſich führenden Waa⸗ 
ren getreulich anzuzeigen. 
§. 116. Auch derjenige, dem eine Befreiung 
zu ſtatten kommt, iſt von der Meldung im Zollamte 
nicht ausgenommen; und muß auf Erfordern ſein An⸗ 
geben beſcheinigen. 


§. 117. 
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$. 117. Jeder Zollberechtigte muß ſolche An⸗ Alten 
falten treffen,” wodürch die Zollfiäcte Jedermann berech. 
kenntlich gemacht werde, und die von den Reiſen⸗ tigteſ. 
den nicht leicht uͤberſehen werden koͤnnen. 

§. 118. Eben fo muß der Zollberechtigte dafür 
ſorgen, daß diejenigen, welche ſich zur Entrichtung 
des Zolles, Wege ⸗, Faͤhr⸗ oder Bruͤckengeldes mel⸗ 
den, nicht ungebuͤhrlich aufgehalten, ſondern promt 
abgefertigt werden. 

$. 119. Die Zollbedienten, welche ihre Pflicht 
darunter nicht beobachten, ſollen nicht nur nach In⸗ 
halt der Zollgefege beſtraft, ſondern auch zum Er⸗ 
ſatze alles aus der Verſaͤumniß durch ihre Schuld 
entſtandenen Schadens angehalten werden. 

$. 120. Niemand ſoll, zum Nachtheile des Zoll Zolde⸗ 
berechtigten, den Zoll verfahren, oder zollbare Waa⸗ Haller 
ren verſchweigen. 9 

$. 121. Wer innerhalb des Zolldiſtrikts, auf 
Nebenwegen, die Zollftärte vorbeigegangen iſt, wird 
als ein Zolldefraudant angeſehen. i 

§. 122. Damit ſich Niemand mit der Unwiſ⸗ 
ſenheit eneſchuldigen koͤnne: fo ſollen auf den Stra⸗ 
ßen, welche zu einer Zollſtaͤtte führen, die gewoͤhn⸗ 
lichen Zollſtangen errichtet, und beſtaͤndig unterhal⸗ 5 
ten werden. 5 

§. 123. Was von Verfahrung des Zolles ver⸗ 
ordnet iſt, gilt auch in Anſehung des vom Staate 
veſtgeſetzten Weges, Faͤhr⸗ und Bruͤckengeldes. 

$. 124. Wie die zum Nachtheile des Staats 
vorſätzlich begangenen Zolldefraudationen, durch Con⸗ 
fiscation und ſonſt, zu beſtrafen, iſt in den Crimi⸗ 
nalgeſetzen verordnet. ö 

$. 125. Zolldeſraudationen zum Nachtheile eines 
Privatberechtigten, ſollen nach Vorſchrift feines Pri⸗ 
vilegii geahndet werden. 


§. 126. 
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H. 126. Iſt in dieſem keine Strafe beſtimmt, 
und auch in Provinzialgeſetzen keine Vorſchrift ent⸗ 
halten: ſo muß der Zolldefraudant entweder den zehn⸗ 
fachen Betrag der zu entrichten geweſenen Abgabe als 
Zoll erlegen, oder, nach eigener Wahl, die Sache, 
an welcher die Defraudation begangen worden, dem 
Zollberechtigten uͤberlaſſen. 
§. 127. Iſt die im Priviſegio beſtimmte Strafe 
härter, als diejenige, welche die allgemeinen oder Pros 
vinzialgeſeze vorſchreiben: fo muß das Privilegium, 
gleich einem Geſetze, gehörig publieirt werden. 
$. 128. Die Strafgefaͤlle bey Zolldefraudatio⸗ 
nen kommen allemal demjenigen zu, deſſen Rechte 
durch die Defraudation beeinträchtigt worden. 


F. 129. Wer, um dem Wege⸗ und Bruͤcken⸗ 
gelde ſich zu entziehen, unerlaubte Nebenwege ſucht, 
ſoll, wenn nicht anderweitige rechtsguͤltige Straf- 
beſtimmungen vorhanden ſind, die ſchuldige Abgabe 
vierfach, nebſt dem etwanigen Pfandgelde entrichten. 

Em us 8. 130. Jeder Privacberechtigte ift befugt, die 
mit aber Jolldefraudanten innerhalb feines Zolldiſtrikts anzu⸗ 
Fab halten, zu pfaͤnden, und zur geſetzmaͤßigen Strafe 
tionen, zu ziehen. 
ingleichen . 137. Alle Obrigkeiten und Gerichte innerhalb 
ſolchen Diſtrikts ſind ſchuldig, dem Berechtigten die 
Pfaͤndung der Zolldefraudanten in ihrem Gebiete zu 
verſtatten, und ihm gegen etwanige Widerſetzung 
buͤlfreiche Hand zu leiſten. 
$. 132. Sobald der angebliche Uebertreter die 
Defraudation leugnet, oder ſonſt auf rechtliches Ge⸗ 
hoͤr ſich beruft, muß die Sache von den ordentlichen 
Gerichten des Orts, wo der Zoll ſich befindet, geſetz⸗ 
maͤßig unterſucht, und darüber erkannt werden. 
$ 133. Auch außerhalb des Zolldiſtrikts kann 
der Zollberechtigte die Uebertreter verfolgen, und a 
er⸗ 
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Verkuͤmmerung bey den Gerichten des Orts, wo ſie 
betroffen werden, nachſuchen. 

$. 134. Die Unterſuchung und Entſcheidung eis 
nes über die Contravention eutftandenen Streits gez 
höre alsdann vor die Gerichte des Orts, wo der Ue⸗ 
bertreter betroffen worden. 

§. 135. Doch kann der Zollberechtigte verlau⸗ 
gen, daß die Sache vor ſeine Gerichte gezogen, und 
bey ermangelnder ſonſtigen Sicherheit, die Uebertreter 
zur Verwahrung im Arreſte, an dieſelben ausgelie⸗ 
fert werde. 

$ 136. Wird demjenigen, der das Recht ei⸗ ber fire 
nes Zolles, Brücken oder Wegegeldes behauptet, 10 00 
das Recht ſelbſt beſtritten: fo gehoͤrt die Unterſuchung bäyre, 
und Entſcheidung vor das Landes ⸗Juſtizeollegium 
der Provinz. 

§. 137. Behauptet der, welcher einer Uebertre⸗ 
tung halber in Anſpruch genommen wird, eine Zolle 
befreiung auf den Grund eines beſondern, oder auch 
eines allgemeinen Privilegii feiner Standesgenoffent 
ſo muß die Sache gleichergeſtalt bey dem Landes⸗ 
Juſtizcollegio der Provinz eroͤrtert und entſchieden 
werden. 

$. 138. Jeder Privatinhaber einer Zoll-, Br: Oblie, 
cken, Faͤhr⸗ oder Wegegelds⸗Gerechtigkeit, iſt ſchul. der ollen 
dig, die Straßen, Wege, Fähren, und Bruͤcken, in⸗ berechtig / 
nerhalb des ihm angewieſenen Diſtrikts, auf eigene Ko⸗ ten. 
ſten in ſicherem und tauglichem Stande zu erhalten. 

9. 139. Für allen Schaden, der den Reiſenden 
aus der Unterlaſſung dieſer Pflicht entſteht, muß der 
Zoll⸗ oder Brückengelds⸗ Berechtigte haften. 

$. 140. Doch kann ihm ein Schade, welcher 
durch bloßen Zufall, oder durch eigene Schuld und 
Unvorſichtigkeit der Reiſenden entſtanden iſt, nicht zu⸗ 
gerechnet werden. 


Vier⸗ 
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Vierter Abſchnitt. 
Vom Poſtregal. 


I. Verf, F. 141. Der Staat hat die ausſchließende Bes 
des Por fugniß, Poſten und Marktſchiffe anzulegen, und den 
van. Lauf derſelben zu ordnen. 
$. 142. Damit der Staat dieſe Anſtalten zum 
gemeinen Beſten unterhalten koͤnne, und wegen deren 
Benutzung geſichert ſey, darf Niemand etwas unter⸗ 
nehmen, welches unmittelbar zur Schmälerung der 
Poſteinkuͤnfte gereicht. 
eite $. 143. Alle verſiegelte oder verſchloſſene Briefe, 
Hache wohin auch die zugenäheten gehören, ingleichen alle 
der poſten, Pakete von Vierzig Pfund und darunter, ſollen 
Veſörde, nur durch die Poſt derſchickt werden. 
zung von $. 144. Niemaud darf Briefe von Andern ein⸗ 
a ſammeln, und zum Nachtheile der Poſteinkuͤnfte uns 
chen; ter feinem Convert verſenden. 
§. 145. Nur diejenigen werden davon ausge⸗ 
nommen, welche ihrer eignen Geſchaͤfte wegen, oder 
aus andern beſondern und erheblichen Urſachen, der⸗ 
gleichen fremde Briefe den ihrigen beizufchließen ge⸗ 
noͤthigt ſind. 
$. 146. Eben fo wenig dürfen mehrere an ver⸗ 
ſchiedene Empfänger, oder von verſchiedenen Verſen⸗ 
dern an Einen Empfaͤnger, beſtimmte Pakete von 
vorgedachtem poſtmaͤßigen Gewichte, unter Einen 
Umſchlag zuſammengepackt, und der Poſt ſolcherge⸗ 
ſtalt entzogen werden. 
§. 147. Es ſteht zwar einem Jeden frey, je 
ne Briefe oder poſtmaͤßigen Pakete durch eigne Bo⸗ 
ten oder Fuhren abzuſchicken; 
$. 148. Niemand aber darf, bey ſolcher Ge⸗ 
legenheit, fremde Briefe oder poſtmaͤßige Pakete zur 
Beſtellung annehmen. 


H. 149 
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1 149. Eben ſo wenig iſt dies Reiſenden er⸗ 

laubt. : 
§. 150. Will Jemand befonderer Umſtaͤnde oder 

Urſachen wegen ſich eines Reiſenden, eines Fuhr⸗ 

manns oder Schiffers, zur Fortſchaffung feiner Briefe 

oder poftmäßigen Pakete bedienen: fo muß er es dem 

Poſtamte anzeigen, und ſich mit ſelbigem über das 

Porto abfinden. . 

§. 151. Der Reiſende, der Fuhrmann, oder 
Schiffer, darf die Briefe oder poſtmäßigen Pakete 
nicht eher annehmen, bis er ſich hinreichend uͤberzeugt 
hat, daß es mit Genehmigung der Poſt geſchehe. 

8. 152. Wer ſich zu einer Reiſe von mehr als wegen 
Einer Meile aus einer Stade, wo ein Poſtamt er- ang 
richtet iſt, eines gedungenen Fuhrmannes bedienen ber Reis 
will, muß es dem Poſtamte anzeigen, und zu feiner are 
Legitimation den geröhnlichen Zettel loͤſen. 

$. 153. An Orten, wo die Poſt nur Boten 
hält, bedarf es zu gedungenen Fuhren keines ſolchen 
Zettels. 

$ 154. Auch iſt dergleichen nicht nörhig, wenn 
Jemand mit eigenen Pferden einen Andern, oder 
deſſen Sachen, umſonſt fortſchafft. 

g. 155. Von Orten, wo keine Poſten find, fin⸗ 
det die Verſendung der Briefe und Sachen ohne Un⸗ 
terſchied, durch jede ſelbſt gewahlte Gelegenheit, je⸗ 
doch nur bis zum nachſten auf dem Wege liegenden 
Poſtamte Statt. 

$. 156. Wie die vorfallenden Poſtcontraventio⸗ olkots 


nen zu beſtrafen, iſt in den beſondern Poſtordnun⸗ sonen, 


gen veſtgeſetzt. 1, Betr 
$. 157. Poſtmeiſter und Poftwärter ſtehen ge N 


gen diejenigen, welche ſich zur Fortſchaffung ihrer Der: ämter ger 
fon oder Sachen der Poſt bedienen, in eben dem Ver Kaen, 
haͤleniſſe, als die Schiffer gegen Reiſende und Be, den und 
frachter. (Tit. 8. H. 1620. (gg. und 1742. Id.) 0 
b 
Allgem. Landr. . Band. 2 H. 158. haupt. 


Be 


derheit 
1) be 

der An⸗ 

nahme. 
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§. 158. Sie find ſchuldig, für tuͤchtige Pferde 
und Fuhrwerk, auch zuverläßige und verſtändige 
Schirrmeiſter und Poſtillions, zu ſorgen. 

$ 159. Fuͤr die äußere Sicherheit der Poſten 
müͤſſen fie bey der Behoͤrde die noͤthigen Anſtalten 
bewirken. 
S. 160. Die commandirenden Offiziers, und 
bürgerliche Obrigkeiten, muͤſſen ihnen dazu noͤthigen⸗ 
falls huͤlfreiche Hand leiſten. 


ann §. 161. Die Poſtämter find zur Annahme und 
ker inſon⸗Fortſchaffung der ihnen vorſchriftsmaßig überlieferte 


Briefe und Sachen verbunden. 

$. 162. Waaren, die am Gewicht über Hundert 
Pfund wiegen, Schießpulver, und lebendige Thiere, 
find die Poftämter anzunehmen nicht ſchuldig. 

$. 163. Die Ablieferung muß auf dem Poſt⸗ 
amte, an den Poſtmeiſter, oder an die dazu beftell: 
ten Unterbedienten geſchehen. f 

H. 164. An Orten, wo keine Poſtämter oder 
Poſtwärtereies find, können Briefe und Sachen den 
mit der Poſt durchgehenden Schirrmeiſtern, oder in de · 
ren Ermangelung, den Poſtillions eingeliefert werden. 

§. 165. Briefe und Sachen, die zu ſpaͤt eins 
geliefert worden, ſind die Poſtämter anzunehmen nicht 
verbunden. 

$. 166. Die Einlieferung muß wenigſtens Zwey 
Stunden vor dem Abgange der Poſt, und wenn dieſe 
in der Nacht, oder am folgenden Morgen vor Neun 
Uhr abgeht, bis um Acht Uhr des vorhergehenden 
Abends geſchehen. 

§. 167. Briefe, die an Staatsminiſter, Vor⸗ 
geſetzte der Departements, und Geheime Cabiners« 
räthe gerichtet find, Dürfen von den Poſtämtern in⸗ 
nerhalb Landes nicht anders, als gegen Erlegung 
des Porto, angenommen werden. 

§. 168. 
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$. 168. Eben dies findet Statt, wenn Jemand 
in ſeinen Privatangelegenheiten an die Landescollegia 
Briefe und Pakete abſchickt. 

$. 169. Wer ein öffentliches Siegel in feinen 
Privatangelegenheiten zur Verſteckung von Poftcon« 
traventionen mißbraucht, hat willführliche Geld» oder 
Leibesſtrafe verwirkt. (Tit. 20. $. 35.0 

$. 170. Briefe muͤſſen gehörig addreſſirt und 
verſiegelt; abzuſchickende Sachen gehörig bezeichnet, 
verpackt und verwahrt ſeyn; widrigenfalls die Poſt⸗ 
aͤmter ſie anzunehmen nicht ſchuldig ſind. 

§. 171. Ueber baare Gelder, und über Briefe, 
worin Geld oder Juwelen enthalten ſind, koͤnnen die 
Abſender einen gedruckten vom Noftineifter zu unter⸗ 
ſchreibenden Empfangsſchein fordern. 

$. 172. Die Poſtaͤmter müſſen für die unge⸗ 
ſäumte und ſichere Fortſchaffung der von ihnen an⸗ 
genommenen Briefe und Sachen, in der Zwiſchenzeit 
aber fuͤr deren gehoͤrige Aufbewahrung ſorgen. 

$. 173. Kommen Briefe oder Sachen, auf eis 2) unter 
ner unterweges liegenden Station, eröffnee oder be⸗ weges; 
ſchaͤdigt an: fo if das Poſtamt daſelbſt ſchuldig, wei⸗ 
tern Schaden nach Moͤglichkeit zu verhuͤten, und der⸗ 
gleichen Poſtſtuͤcke durch beſſeres Einpacken, oder Bei⸗ 
druͤckung des Poſtſiegels, zu verwahren. 

§. 174. Die durch einen ſolchen Zufall nothwen⸗ 
dig gewordene Eröffnung, neue Einpackung, und 
Verwahrung der Poſtſtuͤcke, muß in Gegenwart der 
Reiſenden, oder anderer Zeugen geſchehen; und die 
Koften derſelben iſt der Empfänger zu erſtatten ſchul⸗ 
dig, ſobald nicht erhellet, daß die Beſchaͤdigung durch 
Verſchulden der Poſtbedienten geſchehen ſeg. 

$. 175. Es müffen ferner die Urſachen der Er⸗ 
oͤffnung oder Beſchaͤdigung in Gegenwart der Paſſa⸗ 
giers oder Zeugen genau unterſucht, und die Poſtam⸗ 

Q 2 ter, 
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ter, ſowohl der letztvorhergehenden, als der naͤchſt⸗ 
folgenden Station, davon benachrichtigt werden. 

§. 176. Haben beſchaͤdigte Briefe mit dem Poſt⸗ 
fiegel wieder verſiegelt werden muſſen: fo muß der 
Poſtbediente auf der Außenſeite die Urſache, und die 
Zeugen, in deren Gegenwart es geſchehen iſt, eigen« 
haͤndig bemerken. 


30 bey der §. 177. Die Poſtbedienten muͤſſen dafuͤr ſor⸗ 


Abliefe⸗ 


rung; 


gen, daß die Briefe und Sachen an die benannten 
Empfaͤnger richtig abgeliefert werden. 

§. 178. Diejenigen, an welche Briefe oder Sa⸗ 
chen gerichtet find, muͤſſen dieſelben unverzüglich ans 
nehmen und ausloͤſen. 

$. 179. Kann oder will Jemand ſich dazu nicht 
verſtehen: fo liegen die Sachen auf feine Gefahr; und 
das Poſtamt iſt zu einiger fernern Aufſicht darüber 
nicht verbunden. 88 
S. 180. Vielmehr kann ſich daſſelbe, bey be 
harrlich verweigerter Ausloͤſung, wegen des ihm zu 
kommenden Porto, ſowohl an den Abſender, als an 
die Sachen ſelbſt halten. 

$. 181. Kann ein Empfaͤnger nicht ausgeforſcht 
werden: ſo muß das Poſtamt, nach Verlauf von Vier⸗ 
zehn Tagen, eine befondere Charte oder Anzeige dar⸗ 
uber anfertigen, und in oder vor dem Poſthauſe oͤf⸗ 
fentlich aushaͤngen. 

§. 182. Zugleich muß es den Verſuch anſtel⸗ 
len, durch Rückfrage an den Ort der Abſendung 
nähere Nachricht einzuziehen. 

$. 183. Iſt dies fruchtlos, und meldet ſich in⸗ 
nerhalb Dreier Monate nach dem Aushange kein 
Empfänger: fo muͤſſen die Briefe oder Pakete dem 
General⸗Poſtamte eingeſendet werden. 

§. 184. Sind aber die Sachen, deren Ems 
pfaͤnger nicht ausgeforſcht werden kann, der Faͤul⸗ 
niß, oder ſonſt einem ſchleunigen Verderben untere 
worfen 
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worſen: ſo koͤnnen die Poſtbedienten ſelbige, nach 
Verlauf von Acht Tagen, an die Armenanſtalt des 
Orts abliefern. 8 

§. 185. Die Poftämter find für die zur Poſt 4) wegen 
vorfchriftsmäßig eingelieferten Briefe und Sachen, 2 
gleich den Schiffern, zu haften ſchuldig. angenom⸗ 

$. 186. Alle dabey begangene Verſehen der Sachen. 
Poſtbedienten und Poſtillions muͤſſen die Poſtaͤmter 1 
vertreten. 

$. 187. Sie find, aber von der Vertretung 
frey, wenn ausgemittelt werden kann, daß der 
Schade oder Berluft durch einen bloßen Zufall oder 
ungewohnliche Begebenheit entſtanden ſey, welche 
vorherzuſehen und zu verhuͤten den Poſtbedienten 
nicht moͤglich geweſen. 

$. 188. Ferner bey einfachen unbeſchwerten 
Briefen, wenn dieſelben aus dem Poſthauſe abge⸗ 
fordert worden; und der Poſtbediente eidlich erhärs 
ten kann, daß er ſeiner Seits mit gutem Glauben 
verfahren habe. 

§. 189. Dagegen ſoll aber derjenige, welcher 
anderer Correſpondenten Briefe ohne deren Vorwiſſen 
abfordert, oder wohl gar unterſchlaͤgt, mit einer Geld⸗ 
buße von Funfzig bis Hundert Thalern, oder ver⸗ 
haͤltnißmäßiger Leibesſtrafe belegt werden. 

$. 190. Auch faͤllt die Vertretung der Koͤnigli⸗ 
chen Poſtämter weg, wenn ſich der Schade oder Ver⸗ 
luſt auf einem auswärtigen Poſtamte, über welches 
die Poſt paſſiren müffen, erweislich zugetragen hat. 

H. 191. Der Beſchaͤdigte muß ſich alsdann an 
das auswaͤrtige Poſtamt und deſſen Vorgeſetzte wen⸗ 
den; es wird aber das Generalpoftame demſelben 
ſeinen Beiſtand nicht verſagen. 

$. 192. Wenn ein Brief oder Pack dem Em⸗ 
pfänger wohl verwahrt und verſiegelt uͤberliefert, und 
das Gewicht uͤbereinſtimmend gefunden wird: fo darf 

das⸗ 
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dasjenige, was bey der Eroͤffnung an der auf dem 
Umſchlage bemerkten Summe oder Zahl der Stucke 
fehlt, von dem Poſtamte nicht vertreten werden. 

§. 193. Sind aber Geld oder Banknoten im 
Poſthauſe, in Gegenwart des Poſtmeiſters, oder des 
zur Annahme geſetzten Poſtbedienten verſiegelt, und 
das Poſtſiegel beigedruckt worden: ſo haftet das Poft« 
amt für den ganzen auf dem Umſchlage vermerkten 
Betrag. 

$. 194. Alsdann muß jedoch auch die Eröffnung 
des Briefes, oder Packs, in Gegenwart eines Poſt⸗ 
bedienten des Ablieferungsorts geſchehen ſeyn. 

$. 195. Sind Geldfaͤßſer, Beutel, oder Pakete 
von Werth, nach dem Gewichte uͤbernommen wor⸗ 
den: ſo müſſen ſie vor der Ablieferung von dem 
Poſtamte nachgewogen werden. 

§. 196. Findet ſich dabey ein erheblicher Unter⸗ 
ſchied am Gewichte: ſo muß das Faß, Beutel, oder 
Paket, auf dem Poſthauſe, in Gegenwart des Poſt⸗ 
meiſters und des Empfängers, oder einer von dieſem 
ernannten glaubwürdigen Perfon eröffnet und nad)» 
gefehen werden. . 

$. 197. Das bey dieſer Handlung von dem 
Poſtamte aufgenommene Protokoll iſt bey der Beur⸗ 
theilung: ob und was zu vertreten ſey? zum Grunde 
zu legen. - 

$. 198. In jedem Falle dürfen die Poſtaͤmter 


nur ſo viel vertreten, als bey der Aufgebung auf 


die Poſt wirklich declarirt worden. 

§. 199. Wer weniger angiebt, kann im Falle 
eines Verluſtes, nur den Erſatz des an der angege⸗ 
benen Summe Fehlenden fordern; und ſoll noch au⸗ 
ßerdem um den Zehnten Theil des verſchwiegenen 
Werths fiskaliſch beſtraft werden. 

$. 200. Findet Jemand aus einer oder der an⸗ 
dern Urſache Bedenken, den Werth verſendeter Se 
welen 
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welen oder Koſtbarkeiten auf dem Briefe oder Packe 
ſelbſt anzuzeigen: ſo muß er denſelben dem Poſt⸗ 
meiſter, zur Eintragung in das Poſtbuch, bey der 
Aufgebung beſonders eroͤffnen. 

$. 201. Hat Jemand vorſätzlich ſchlechte und 
geringere Sachen als Juwelen oder Koſtbarkeiten decla⸗ 
rirt; oder ſonſt durch unrichtige hoͤhere Angabe die 
Poſt zu gefährden unternommen: fo muß er bey er⸗ 
folgtem Verluſte den Schaden allein tragen, und foll 
als Betruͤger geſtraft werden. (Criminalrecht Tit. 20. 
Wg 15.) 

. 202, Briefe oder Pakete, worauf bloß vers 
merkt ift, daß Juwelen, Koftbarfeiten, Geld, Bank⸗ 
noten, und dergleichen darin enthalten ſind, ohne daß 
zugleich ein beſtimmter Werth oder Betrag angegeben 
wird, ſollen, außer dem Falle des §. 200., bey den 
Poſtaͤmtern nicht angenommen werden. 

§. 203. Iſt es dennoch geſchehen: fo muß, bey 
erfolgtem Verluſte, der Aufgeber den Betrag vollftäns 
dig nachweiſen, und kann zur bloßen eidlichen Be⸗ 
ſtaͤrkung nicht gelaſſen werden. 

9. 204. Die Poſtbedienten muͤſſen die ankom⸗ 
mende und abgehende Correſpondenz verſchwiegen 
halten, und mit wem Jemand Briefe wechſele, kei⸗ 
nem Andern offenbaren. 

J. 205. Ein Poſtbedienter, welcher eigenmächs 
tig Briefe erbricht, oder unterſchläͤgt, ſoll allen Scha⸗ 
den erſetzen; feines Amtes verluſtig, und zu allen fer⸗ 
nern Bedienungen und Ebrenaͤmtern im Staate uns 
fähig ſeyn; außerdem aber noch an Gelde oder am 
Leibe, nach Maaßgabe des durch die That an ſich 
beabſichtigten oder wirklich begangenen Verbrechens, 
und nach Vorſchrift der darauf ſich beziehenden Cri⸗ 
minalgeſetze, beſtraft werden. 

$. 206. Reiſende, welche ſich der Poſt bedie⸗ ES 
nen wollen, muͤſſen ihren Stand und aaa Porn 

oft⸗ 
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ter gegen Poſtamte des Orts, von welchem fie abgehen, rich⸗ 


die Rei⸗ 
ſeuden; 


tig anzeigen. 
$. 207. Wer ſich deſſen weigert, ſoll zur Poſt 
nicht angenommen werden. 
$. 208. Sie muͤſſen ſich zur beſtimmten Zeit zur 
Abreiſe fertig halten, und koͤnnen nicht verlangen, 
daß die Poſt auf ſie warten ſolle. 
$. 209. Bleiben fie durch ihre Schuld und Ver⸗ 
ſäumuiß zurück: fo verlieren fie das vorausbezahlte 
Poſtgeld. 
F. 210. Bey der ordinairen Poſt haben die zu⸗ 
erſt eingeſchriebenen Reiſenden die Wahl der Platze. 
$ 211. Diejenigen, welche mit der Poſt an⸗ 
kommen und weiter reiſen, gehen denen vor, welche 
am Orte des Durchganges eingeſchrieben werden. 
K 212. Diejenigen, welche nur halbe Fracht ber 
zahlen, muͤſſen allen übrigen, ohne Unterſchied der 
Zeit oder des Orts der Einſchreibung, nachſtehen. 
. 213. Sind keine hinlaͤngliche Plaͤtze zur 
Aufnahme fanmelicher ſich angebender Paſſagiers vor⸗ 
handen: ſo muß nach eben dieſen Vorſchriften be⸗ 
ſtimmt werden, welche von denſelben zuruͤckſtehen 
muͤſſen. 
§. 214. Zum Nachtheile der Poſteinkuͤnfte 
darf kein Reiſender, bey der in den Poſtordnungen 
beſtimmten Strafe, verſiegelte Briefe oder Pakete, 
Gelder oder Sachen, zur Beſtellung an Andere mit⸗ 
nehmen. ; 
$ 215. Während der Reiſe muͤſſen ſich die 
Reiſenden ruhig und ordentlich betragen, und nichts 
vornehmen, wodurch ein Aufenthalt oder Schade 
an den geladenen Perſonen und Sachen entſtehen 


koͤnnte. 


$. 216. Kein Reiſender kann verlangen, daß die 
Poſt um ſeinetwillen die Reiſe unterbrechen, oder ei» 
nen 
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nen andern, als den vom Poſtamte ihr angewieſenen 
Weg, nehmen ſolle. 

§. 217. Der Poſtwagen ſoll unter dem Vor⸗ 
wande, daß eine der darauf befindlichen Perſonen zu 
arretiren ſey, auf ſeinem Wege nicht angehalten, ſon⸗ 
dern nur bis zur nächſten Station, wo die Arretirung 
mit Sicherheit geſchehen kann, begleitet werden. 

§. 218. Auf der Station aber durfen die Poſt⸗ 
bedienten ſich den Anordnungen der Behoͤrde wegen 
einer ſolchen Arretirung nicht widerſetzen; noch die⸗ 
ſelben zu vereiteln ſich unterfangen. 

$. 219. Jeder Reiſende ift ſchuldig, auf feine 
Sachen ſelbſt Acht zu haben. 

§. 220. Hat aber ein Poſtbedienter ſich zur Ver⸗ 
wahrung folcher Sachen beſonders und ausoruͤcklich 
anheiſchig gemacht: ſo muß derſelbe dafuͤr haften. 

§. 221. Zu Zeiten, wo die ordentlichen Doft- Beſonde⸗ 
wege gar nicht, oder ſchwer zu paſſiren find, ſteht ee 
den fahrenden, reitenden, und Extrapoſten frey, ſich Poſten. 
der Neben⸗ und Feldwege zu bedienen. 

$. 222. Auch koͤnnen fie in einem ſolchen Noth⸗ 
falle über ungehegte Wieſen und unbeſtellte Aecker 
fahren; und Niemand darf ſie durch Aufwerfung ei⸗ 
nes Grabens, oder ſonſt, daran verhindern oder 
aufhalten. . 

F. 223. Doch ſteht den Eigenthuͤmern der Grund⸗ 
ſtücke frey, ſich durch Haltung verſchloſſener Schlag⸗ 
bäume gegen den Mißbrauch zu ſichern; fie müſſen 
aber dem vor und ruͤckwärts liegenden Poſtamte 
Schluͤſſel dazu einhaͤndigen. 

$. 224. Fahren die Poſtillions über gehegte 
Wieſen oder beſtellte Aecker: fo muͤſſen fie die Eis 
genthuͤmer vollkommen entſchaͤdigen, und ſollen au⸗ 
ßerdem nachdrücklich beſtraft werden. 5 

H. 225. Die Poſt ſelbſt aber darf Niemand, auch 
aus einer ſolchen Urſache anhalten und pfaͤnden, 

9. 226. 


r 


Mühlen 


an öffent; 


lichen 
Fluͤſſen. 


11910 
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§. 226. Wegen des Vorrechts der Poften beim 
Ausweichen, wenn Fuhr⸗ und Landleute, oder an⸗ 
dere Reiſende, hinter ihnen kommen, oder ihnen be⸗ 
gegnen, iſt Tit. 15. F. 26. verordnet. 

$. 227. Die zur Poſt gehörenden Geraͤthe und 
Pferde ſollen Schulden halber nicht mit Arreſt be 
legt werden. 

§. 228. Auch auf die Beſoldung der Poſtbe⸗ 
dienten findet nur wegen ſolcher Schulden, die zur 
Anſchaffung von Poſtpferden, Wagen, Geraͤchſchaf⸗ 
ten, oder Futter gemacht worden, eine Verkuͤmme⸗ 
rung Statt. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von der Muͤhlengerechtigkeit. 


$. 229. Das Recht, Waſſer⸗ und Schiffsmuͤh 
len an und in öffentlichen Fluͤſſen anzulegen, iſt ein 
Vorbehalt des Staats. 

$. 230. Wem der Staat die Mühlengerechtig⸗ 
keit auf einem ſchiffbaren Strome verliehen hat, der 
muß bey Ausuͤbung ſeines Rechts, nach dem In⸗ 
halte ſeines Privilegit, und der vom Staate ertheil⸗ 
ten allgemeinen oder Provinzial⸗Muͤhlenordnungen, 
auf das genaueſte ſich achten. 

9.231. Will er von ſeinem Rechte durch An⸗ 
legung einer neuen, bisher noch nicht vorhanden ge⸗ 
weſenen Mühle Gebrauch machen: fo muß er ſich 
bey der Landespolizey⸗Inſtanz melden, und den Au⸗ 
weiſungen derſelben Folge leiſten. 

$. 232. Ein Gleiches findet Statt, wenn eine 
alte eingegangene Mühle dieſer Art wieder aufge⸗ 
bauet, oder in der gegenwaͤrtigen Anlage einer wirk⸗ 
lich vorhandenen etwas verändert werden ſoll. 

$. 233. Mühlen an Privatfluͤſſen, ingleichen 


te Windmühlen, mag zwar in Provinzen, wo nicht das 


Gegen; 
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Gegenteil durch befondere Geſetze oder Verfaſſungen und 
beſtimmt iſt, jeder Eigenthuͤmer auf ſeinem Grunde 11155 
und Boden anlegen. 5 

§. 234. Er ift aber dazu nur in fo fern berech⸗ 
tigt, als es ohne Schmälerung der Befugniſſe eines 
Dritten geſchehen kann. 

§. 235. Es muß daher jeder Muͤhlenberechtigte Was 
ohne Unterſchied, welcher eine neue Muͤhle bauen; e 
oder eine eingegangene wieder herſtellen; oder fie an Anlegung 
einen andern Ort verlegen; oder in eine andere Gar ee 
tung verwandeln; oder mit mehrern Gängen verſehen änderung 
will, ſich bey der Landespolizey⸗Inſtanz melden, der⸗ 9000 10 
ſelben den Plan der vorhabenden Einrichtung anzei : 
gen, und die weitere Anweiſung derſelben erwarten. 

H. 236. Die Landespolizey⸗Inſtanz muß, ehe 
ſie die Approbation ertheilt, die benachbarten Muͤh⸗ 
lenberechtigten, und Andere, welchen durch den neuen 
Bau, oder durch die Abänderung, Schaden erwach⸗ 
fen könnte, darüber vernehmen. 

$. 237. Zum Nachtheile der Zwangsgerechtig⸗ Wer zum 
keit einer ſchon vorhandenen Mühle, ſoll der Bau Wider 
einer andern, oder die Veränderung oder Erweite⸗ Kenn 
rung derſelben, nicht zugelaffen werden. berech 
95. 238. Auch iſt ein neuer Mühlenbau in fo Sin. en 
fern unzulaͤßig, als dadurch den ſchon vorhandenen nicht. 
Muͤhlen das zu ihrem Betriebe erforderliche Waſſer 
entzogen, oder felbiges zu ihrem Nachtheile zurück 
geſtauet wird. 5 

$. 239. Wer aus einem dieſer geſetznäßigen 
Grunde einem neuen Muͤhlenbaue widerſpricht, dem 
ſoll Gehör daruber, im ordentlichen Wege Rechtens, 
verſtattet werden. 

S. 240. Wer eine Zwangsgerechtigkeit hat, kann 
dennoch der Anlegung einer Muͤhle von anderer Art, 
als worauf fein Zwangsrecht gerichtet iſt, nicht wi⸗ 
derſprechen. 


H. 241. 
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§. 241. Der vermeintliche Abgang freiwilliger 
Mahlgaͤſte iſt kein hinlanglicher Grund zum Wider⸗ 
ſpruche, gegen die Anlegung neuer Muͤhlen. 

g. 242. Wenn jedoch in einem Orte und Di⸗ 
ſtrikte ſchon hinläͤngliche Mühlen zur Verſorgung des 
Publici vorhanden find: ſo ſoll denjenigen, welche 
neue Mühlen nicht zum eigenen alleinigen Gebrauche, 
ſondern vielmehr zum Abbruche der ſchon vorhande⸗ 
nen Mühlen anlegen wollen, die Erlaubniß dazu 
von der Landespolizey⸗Inſtanz verſagt werden. 

Polizeige-⸗ F. 243. Erhoͤhungen des Fachbaumes, und Ver 

en änderungen des Sicherpfahls, koͤnnen nicht anders, 

ſachen. als unter Aufſicht der Landespolizey, mit Zuziehung 
der benachbarten Intereſſenten, und nur ſo weit es 
dieſen unſchaͤdlich iſt, vorgenommen werden. 

F. 244. Dagegen find bewegliche Aufſätze auf 
dem Fachbaum bey kleinem Waſſer, fo lange erlaubt, 
als den ober- oder unterhalb liegenden Nachbarn, 
ſowohl Muͤllern, als Grundbeſitzern, daraus kein 
Nachtheil entſteht. 

H. 245. Wer nicht ſelbſt die Muͤhlengerechtig⸗ 
keit, ſondern nur die Erlaubniß zur Anlegung einer 
Mühle, von dem Staate oder einem Privatmühlen⸗ 
berechtigten erhalten hat, der darf, ohue ausdrückli⸗ 
che Erlaubniß ſeines Concedenten, weder einen neuen 
Gang anlegen, noch ſeine Mühle in eine von ande⸗ 
rer Art verwandeln. 

$. 246. Einer ſchon vorhandenen Mühle darf ein 
Nachbar, durch deſſen Grundſtuͤcke das zu ihrem Bes 
triebe noͤthige Waſſer fließt, daſſelbe nicht entziehen. 
(Th. 1. Tit. 22. H. 3.) 

§. 247. Auch iſt Niemand berechtigt, einer 
Windmühle, durch Anpflanzung hoher Bäume, da, 
wo dergleichen vorher nicht geweſen find, den noͤthi⸗ 
gen Wind zu benehmen. ! 


Sechs⸗ 
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Sechs zehnter Titel. 
Von den Rechten des Staats auf 
herrnloſe Güter und Sachen. 


N SE u 

Auf Sachen, welche noch in keines Menſchen Eigen⸗ Alger 
thume geweſen find, hat der Staat ein vorzuͤgliches grund, 
Recht zum Beſitze. füge. 

F. 2. Sachen diefer Art, welche fich der Staat 
ausdrücklich vorbehalten hat, koͤnnen, ohne Einwilli⸗ 
gung deſſelben, von keinem Andern in Beſitz genom⸗ 
men werden. 

§. 3. Unbewegliche Güter, auf welche noch Nies 
mand ein Recht erlangt hat, oder die von ihren 
vorigen Eigenthuͤmern wieder verlaſſen worden, ſind 
ein Vorbehalt des Staats. 

9. 43. Ein Gleiches gilt von Verlaſſenſchaften, 
auf welche keinem Andern ein Erbrecht zuſteht. 

§. 5. Ferner von nutzbaren Landthieren, die 
noch in ihrer natürlichen Freiheit leben. 

§. 6. Endlich auch von unterirbiſchen Schaͤtzen 
der Natur, auf welche noch Niemanden ein beſon⸗ 
deres Recht verliehen worden. 

§. 7. Andere von Anfang an herruloſe, oder 
in der Folge herrnlos gewordene Sachen, die ſich 
der Staat nicht ausdruͤcklich vorbehalten hat, koͤn⸗ 
nen, auch ohne beſondere Einwilligung deſſelben, von 
Privatperſonen in Beſitz genommen werden. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Rechten des Staats auf herrn⸗ 
loſe Grundſtuͤcke. 
§. 8. Grundſtuͤcke, welche noch Niemandes Ei⸗ ) Von 


genthum geweſen, kaun der Staat für ſich ſelbſt in dicken, 
Beſitz 


die von 
Anfang 
an herku⸗ N 
los ſind. 


a) Von 
verlaſſe⸗ 
nen 
Grunds 
ſtücken. 
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Beſiß nehmen; oder auch an Andere, ſowohl zum 
Eigenthum, als zur Nutzung, uͤberlaſſen. 

$. 9. Wer das Eigenthum ſolcher Grundſtuͤcke 
durch eine ſtillſchweigende Einwilligung des Staats 
erlangt zu haben behauptet, muß einen Vier und vier⸗ 
zigjäbrigen ruhigen Beſiß, oder den Beſitzſtand des 
Jahres 1740 nachweiſen. 

g. 10. Wer ein ſolches Grundſtuͤck auch nur 
durch eine kuͤrzere Zeit genutzt hat, behaͤlt die Nutzun⸗ 
gen, ſo weit dieſelben ohne Widerſpruch des Staats 
gezogen worden. 

$. 11. Er kann aber auch keinen Erſatz der auf die 
Cultur des Grundſtücks verwendeten Koſten fordern. 

§. 12. Wenn der Eigeathuͤmer fein Grundſtuͤck 
verlaſſen, und dabey feinen Willen, ſich deſſelben be⸗ 
geben zu wollen, ausdrücklich oder ſtillſchweigend geaͤu⸗ 
‚Bert hat: fo gilt von einem ſolchen Grundſtuͤcke eben das, 
was von urſprünglich herrnloſen Guͤtern verordnet iſt. 

$. 13. Kann eine ſolche Willensaͤußerung nicht 
nachgewieſen werden; und iſt der Aufenthalt des bis⸗ 
herigen Eigenthümers bekannt: ſo muß der Richter, 
auf das Anmelden des Fiskus, einen ſolchen Eigen⸗ 
thuͤmer zur beſtimmten Erklarung: ob er ſich feines 
Eigenthums an das Grundſtuͤck begeben wolle, in einer 
nach den Unſtanden veſtzuſetzenden Friſt auffordern. 

F. 14. Verweigert der Eigenthümer dieſe Er⸗ 
klärung ungehorſamer Weiſe, oder zoͤgert er damit 
beharrlich: fo muß das Grundſtück dem Fiskus, als 
berrnloſes Gut, durch rechtliches Erkenntniß zuge⸗ 
ſchlagen werden. (Th. 1. Tit. 9. $. 16. 17.) 

$. 15. Iſt der Aufenthalt des bisherigen Eigen⸗ 
thuͤmers eines ſolchen verlaſſenen Grundſtücks unbe⸗ 
kannt: fo findet in Auſehung deſſelben eben das Statt, 
was wegen des Vermögens eines Abweſenden oder 
Verſchollenen uberhaupt verordnet iſt. (Tit. 18. 
Abſchnitt r. 8.) 
Zweiter 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von den Rechten des Staats auf erb⸗ 
loſe Verlaſſenſchaften. 


$. 16. Wenn ein Verſtorbener Niemanden hin⸗ In 50 
terlaͤßt, dem aus rechtsguͤltigen Willenserklaͤrungen, e 
oder vermoͤge der Geſetze, ein Erbrecht auf fein Vers Jae 
mögen zukommt: fo fallt feine Erbſchaft dem Staate Staate 
anheim. als erb. 

$. 17. Wenn der durch gültige Willenserklärun⸗ einen 
gen ernannte Erbe nicht Erbe ſeyn kann oder will, oder falle. 
feines Erbrechts, als deſſen unwuͤrdig, verluſtig wird; 
und Niemand vorhanden iſt, welcher nach der Ver⸗ 
fuͤgung des Erblaſſers, oder nach Vorſchrift der Ges 
ſetze, an feine Stelle treten koͤnnte: fo fällt die Erb⸗ 
ſchaft ebenfalls dem Fiskus anheim. 

H. 18. Die bloße Uufahigkeit oder Unwüͤrdigkeit 
des geſetzlichen, oder durch Willenserklaͤrungen beru⸗ 
fenen Erben, giebt alſo dem Staate auf den Nachlaß 
noch keinen gegründeten Anſpruch. (Th. 1. Tit. 12. 
§. 36. lad. $. 599. und 505. fgg.) 8 

H. 19. In welchen Fällen der Nachlaß eines 
Verbrechers, mit Ausſchließung ſeiner Erben, von 
dem Staate eingezogen werde, beſtimmt das Cxi⸗ 
minalrecht. 

§. 20. Das Erbrecht des Staats auf erledigte a 
Verlaſſenſchaften kommt moraliſchen oder andern Pri- Recht 
vatperſonen nur in ſo fern zu, als ſie nachweiſen Hel 
konnen, daſſelbe vom Staate auf eine rechtsgültige feiſchll⸗ 
Weiſe erworben zu haben. ten in 

H. 21. In wie fern Jemand das Eigenthum DH 
einer gewiſſen beftimmten Verlaſſenſchaft, mittelſt der von Jae 
Verjährung durch Befis, gegen den Fiskus erwerben gatzki 
koͤnne, iſt nach den allgemeinen Grundſaͤtzen von der 
fisfatifchen Verjährung zu beurtheilen. 

9. 2a. 
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von milden 8. 22. Milden Stiftungen bleibt ihr Succeſ⸗ 
7 ſionsrecht auf den erbloſen Nachlaß der darin erzo⸗ 
genen, oder bis an ihren Tod verpflegten Perſonen, 
gegen den Fiskus auch alsdann, wenn dem Verſtor⸗ 
benen die vorgeſchriebene Bedeutung nicht geſchehen 


iſt. (Tit, 222 
von einem H. N. 72 enn der Landesperr eine Sache oder 
dcn ein Recht Mehrern gemeinſchaftlich verliehen hat, und 
ausgeht die Begünſtigten in der Gemeinſchaft geblieben find: 
9 5 fo wächft bey dem erbloſen Abgange des Einen von 
ihnen, der Antheil deſſelben den übrigen zu. 
Vom Auf, 6. 24. Ehe der Staat ſich eine Erbſchaft als 
Alon erledigt zueignet, muͤſſen zuvor alle diejenigen, wel⸗ 
Verlaſſen⸗ chen daran ein Recht zuſtehen möchte, zu deſſen An⸗ 
ſchaften. gabe und Nachweiſung öffentlich aufgefordert wer⸗ 
den. (Th. 1. Tit. 9. §. 471. Idd-) 


Anh. §. 146. Wie bey Einziehung der Depoſitalgelder 
für die JuſtizoffleiautenWittweneaſſe zu verfahren ſey, 
iſt in beſondern Verordnungen veſtgeſetzt. 


Rechte und F. 25. Der Fiskus hat, in Beziehung auf ei⸗ 
5 nen ſolchen Nachlaß, alle Rechte und Pflichten eines 
kus in An, gemeinen Erben. 
fh F. 26. Tritt der Fiskus nach H. 17. in die 
chen Nach⸗Stelle des die Erbſchaft ausſchlagenden, oder dazu 
. nicht fähigen, oder nicht wuͤrdigen Teſtamentserben: 
ſo muß er aus dem Teſtamente alles leiſten, wozu der 
ernannte Erbe, wenn derſelbe wirklich Erbe geworden 
wäre, nach den Geſetzen verpflichtet ſeyn wurde. 
Rechte ei- H. 27. Ein rechtmaͤßitger Erbe, welcher nach 
a erfolgtem Präeluſtonsurtel, jedoch innerhalb der ger 
Erben. wohnlichen Verjährungsfriſt, ſich noch meldet, hat 
mit einem Verſchollenen, der nach der Todeserklaͤrung 
zurückkommt, gleiche Rechte. (Tit. 18. Abſchn. 8. 


§. 847. lag) 
§. 28. 
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$ 28. Beſaß der Verſtorbene Vermoͤgen an ver» Theil, 
ſchiedenen Orten, wo verſchiedenen Behörden das nchen 
Recht, erbloſe Verlaſſenſchaften in Beſitz zu nehmen, Privater 
zukommt: fo gebührt jevem Berechtigten das zur Zeit kcal 
des Todes in feinem Bezirke befindliche bewegliche und einem 
unbewegliche Vermoͤgen. 5 

§. 29. Ausſtehende Capitalien aber gebühren laſſe. 
demjenigen, welcher an dem letzten eigentlichen 
Wohnorte des Erblaſſers zur Erziehung erbloſer 
Verlaſſenſchaften berechtigt iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Jagdregal. 


§. 30. Das Recht, jagdbare wilde Thiere auf- Best 
zuſuchen, und ſich zuzueignen, wird die Jagdgerech⸗ 
tigkeit genannt. (Th. 1. Tit. 9. 5. 107 — 175) 

$. 31. Was zu den jagdbaren Thieren gehöre, 1 00 
oder ein Gegenſtand des freien Thierfanges fen, wird Kaie 
in den Geſetzen einer jeden Provinz beſtimmt. fin, 

$. 32. Im Mangel andrer Beſtimmungen gehoͤ⸗ 
ren vierfüßige wilde Thiere, und wildes Geflügel, in 
ſo fern beide zur Speiſe gebraucht zu werden pflegen, 
zur ausſchließenden Jagdgerechtigkeit. 

$. 33. Andre wilde Thiere ſind in der Regel 
ein Gegenſtand des freien Thierfanges. 

9. 34. Dahin gehören auch Wölfe, Bären, und 
andre dergleichen ſchädliche Raubthiere. 

$. 35. Doch dürfen dergleichen Thiere ($- 33. 
34.) in Wäldern und Jagdrevieren, von denjenigen, 
denen daſelbſt keine Jagdgerechtigkeit zukommt, nicht 
aufgeſucht, noch weniger Jagden darauf angeſtellt 
werden. ; J 

$. 36. Was für Arten der wilden Thiere weder 
gejagt, noch ſonſt eingefangen werden koͤnnen, muß 

Allgem. Landr. IV. Bond. R durch 


x 
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—— 
durch beſondere Geſetze und Verordnungen ausdrüc- 


§. 38. Wo die Provinzialgeſetze keine mittlere 
Jagd beſtimmen, gehört alles übrige Wild zur nie⸗ 
dern Jagd. 
Beer . 39. Die Jagdgerechtigkeit gehoͤre zu den nie 
Zagdres dern Regalien, und kann von Privarperfonen nur fo 
1 an wie bey Regalien überhaupt verordnet iſt, erworben 
berſonen. und ausgeübt werden. (Tit. 14. §. 26 — 35.) 
$. 40. Unter der Jagdgerechtigkeit, welche den 
Ritterguͤtern gewoͤhnſich beigelegt iſt, wird in der 
Regel nur die niedere Jagd verſtanden. 
H. 41. Wer nun“ mit der Jagd uberhaupt belie⸗ 
ben iſt, der hat nur ein Recht zur niedern Jagd. 
§. 42. Wer ſich alſo die hohe Jagd anmaßen 
will, der muß die auf eine rechtsguͤltige Art geſche 
hene Erwerbung derſelben beſonders nachweiſen. 
§. 43. Wer aber mit allen Jagden, oder 
mit allen Arten der Jagden, oder auch nur mit Jag · 
den in der mehrern Zahl beliehen worden, der hat 
auch auf die hohe Jagd gegruͤndeten Anſpruch. 
Einſchrän⸗ F. 44. So weit als Jemand zur Jagd berech⸗ 
Zungen tige iſt, kann er feine: Befügniß auf alle an ſich er⸗ 
erechtig / laubte Arten, das Wild zu jagen, oder zu fangen, 


ug“ F. 45. Die Setz, Schon» und Hegezeit aber 

der Zeit muß von jedem Jagdberechtigten genau beobachtet 
übung. werden. . 3 

$. 46. Die Beſtimmung der Schonzeit in Ans 

ſehung der verſchiedenen Arten des Wildes, und die 

Ausnahmen in Anſehung einiger Arten deſſelben, blei⸗ 


ben den Provinzialgeſetzen vorbehalten. 
8. 47. 


Vom Jagdregal. vn 839 


$. 47. Die Beſtimmung dieſer Zeiten in un⸗ 
mittelbaren Landesherrlichen Jagdrevieren, haͤngt 
lediglich von der Veſtſetzung der Landespolizey Sina 
ſtanz ab. 

H. 48. Im Mangel andrer Beſtimmungen, 
dauert die allgemeine Schonzeit vom Erſten März, 
bis zum Vier und zwanzigſten Auguſt. 

H. 49. Alte und tragende rothe Thiere ſind 
vom Erſten November bis zum Vier und zwanzig⸗ 
ſten Auguſt zu ſchonen. 

$. 50. In Wäldern, wo hoch Wild ſteht, iſt 
das Jagen mit ſtarken Netzen und Jagdhunden nur 
vom Vier und zwanzigſten Auguſt bis zum letzten 
Oktober zulaͤßig. 

§. 51. Hirſche, Rehboͤcke, hauende Schweine 
oder Keiler, Erpel oder Entriche zu ſchießen, iſt das 
ganze Jahr hindurch erlaubt. 

$. 52. Haſelhaͤhne koͤnnen bis zum letzten April, 
Auerhaͤhne bis zum letzten May, und Birkßaͤhne 
bis zum Funfzehnten Junius geſchoſſen werden. 

$. 53. Wilde Enten und Gänfe, Schnepfen 
und andre Zugvoͤgel, find nur in der Brutzeit, vont 
Erſten May bis Vier und zwanzigſten Junius, zu 
ſchonen. 

§. 54. Das Schießen junger Hafen, und der 
Einfang junger Schwäne, iſt nur vom Erſten März 
bis Zwanzigſten Junius verboten. 

9 55. Bären, Wölfe, und andere ſchädliche 
Raubthiere, koͤnnen zu allen Zeiten gefchoffen werden. 

§. 56. Auf Bären und Wölfe iſt, auch in ge⸗ 
ſehloſſenen Zeiten, das Jagen mit Netzen und Durchs 
treiben der Leute zuläßig. 

H. 57. Die Eier vom jagdbaren Federwilde duͤr⸗ 
fen niemals ausgenommen werden. Au⸗ 

§. 58. Auch ein Jagdberechtigter darf kein Selbſt · Bu, 
geſchoß legen. Arent 

R 2 F. 59. bung. 
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8. 59. Fuchseiſen oder Schlingen dürfen nur an 
abgelegenen Oertern, und mit ſolcher Vorſicht, daß 
dadurch weder Menſchen noch Vieh, ohne eignes gro⸗ 
bes Verſehen der erſtern, zu Schaden kommen koͤnnen, 
gelegt werden. (Th. 4. Tit. 9, H. 152. 153.) 

§. 60, Ohne beſondere Erlaubniß des Staats 
darf Niemand verzaͤunte Gehege, zum Schaden der 
Nachbarſchaft, und Hemmung des Wildwechſels, er⸗ 
richten; Einſpruͤnge anlegen; oder die Graͤnzen naͤcht⸗ 
lich verlappen. 

§. 61. Außer den Dohnen find Schleifen und 
Schlingen, auch Garnſacke, zur Einfaugung des Fer 

derwildes, ganzlich verboten 

$. 62. Die Einfangung der Rebhuͤhner durch for 
genannte Treibzeuge iſt erlaubt. 

§. 63. Doch muß von jedem Volke, oder von 
jeder Kette Hühner, fo nur aus Neun Stücken be⸗ 
ſteht, die alte Henne und ein junger Hahn; wenn 
aber das Volk mehr als Neun Stuͤcke ausmacht, uͤber⸗ 
dem noch ein junges Huhn freigelaſſen werden. 


Ne, a $ 64. Niemand darf auf fremden Jagdrevieren 


den, auf 

ſtemdem 

aan 
te, 


Hunde laufen laffen, die nicht mit einem Knüppel, wel⸗ 
cher fie an der Aufſuchung und Verfolgung des Wil⸗ 
des hindere, verſehen find. 

§. 65. Ungeknuͤppelte gemeine Hunde, ingleichen 
Katzen, die auf Jagdrevieren herumlaufen, kann je⸗ 
der Jagdberechtigte koͤdten, und der Eigenthümer muß 
das Schußgeld bezahlen. 

$. 66. Wenn Jagd⸗ oder Windhunde, waͤh⸗ 
rend der von einem Jagdberechtigten auf ſeinem Re⸗ 
viere angefangenen Jagd, bloß überlaufen: ſo koͤn⸗ 
nen fie nicht getoͤdtet; fie muͤſſen aber ſoſort zurüͤck⸗ 
gerufen werden. x 

$. 67. Wenn Jagdhunde nicht mit Vorſatz an 
der Gränze geloͤſet worden, ſondern nur von ungefähr 
über die Gränge gelaufen ſind: fo Fönnen fie aufgefan⸗ 
gen, 


* 


Vom Bergwerksregal. 261 


gen, und müſſen dem Eigenthümer, gegen Entrich⸗ 
tung eines Pfandgeldes von Acht Groſchen für das 8 
Stuͤck, zuruͤckgegeben werden 
9. 68. Wie die Jagdcontraventionen zu beſtra⸗ 
fen, iſt im Criminalrechte vorgeſchrieben; und wird in 
den Provinzial⸗Jagdorduungen näher beſtimmt. 


Vierter Abſſchnitt. 
Vom Bergwerksregal. 


6, 69. Alle Foſſilten, woraus Metalle und A. hebe 
Halbmetalle gewonnen werden können, gehören, in got 
Ermangelung beſonderer Provinzialgefege, ausſchlie⸗ pet 
ßend zum Bergwerksregal. 55 

$. 70. Desgleichen alle Edelſteine und andere 
Steinarten, welche nicht $. 73. und 74. ausgenom⸗ 
men ſind. 

$. 71. Ferner alle Salzarten mit den Salzquel⸗ 
len, vorzüglich Steinſalz, Salpeter, Vitriol und 
Alaun; ſo wie auch Inflammabilien, als Schwefel, 
Reißbley, Erdpech, Stein⸗ und Braunkohlen. 

$. 72. Audere Foſſilien hingegen, die in ihrer 
natürlichen Geſtalt ſogleich zum oͤkonomiſchen Ge⸗ 
brauche, bey Kuͤnſten, Handwerken, oder zum Bauen 
genutzt zu werden pflegen, gehoͤren dem Eigenthuͤmer 
des Grundes und Bodens; oder dem Gutsherrn, wenn 
derfelbe nach den Provinzialgeſetzen das Vorrecht dar⸗ 
auf hat. (Th. 1. Tit, 9. §. 94. 1d.) 

§. 73. Beſonders werden Marmor, Porphyr, 
Granit und Baſalt, Serpentinſtein, Kalk, Gips, 
Sandſtein, Torf, Thon, Lehm, Mergel, Walker⸗, 
Umbra⸗, Ocker- und andere Farbenerden, in fo fern 
aus letzteren keine Metalle oder Halbmetalle gewonnen 
werden koͤnnen, zu den Regalien nicht gerechnet. 

6. 74. Dies findet auch von den nach 9. 70, zum 
Bergwerksregal gehörenden Steinarten Anwendung, 

wenn 


262 Zweiter Theil. Sechszehuter Titel. 


wenn ſie entweder auf den Aeckern liegen, oder durch 

die Pflugſchar ausgeriſſen, oder bey Gelegenheit arte 
Kehtein derer oͤkonomiſcher Arbeiten einzeln gefunden werden. 
Ansehung . 75. Foſſilien, die keine Regalien find, koͤn⸗ 
He nen diejenigen, welchen ſolche nach F. 72. gehören, 
brenben ohne beſondere Erlaubniß aufſuchen, und durch Ver⸗ 
Foſſilien. kauf oder auf andere Art benutzen. 

. 76. Sie dürfen aber bey deren Benutzung 
nichts vornehmen, was den allgemeinen Berg⸗Poli⸗ 
zeigeſetzen zuwider iſt. 

$. 77. Sollte Jemand dergleichen Foſſilien ganz ⸗ 
lich unbenutzt laſſen: fo kann er angehalten werden, 
ſein Recht entweder dem Staate ſelbſt, oder andern 
Bauluſtigen, gegen billige Abfindung zu uͤberlaſſen. 

$. 78. Es muß aber ausgemittelt ſeyn, daß das 
durch der dem Staate ſelbſt, oder andern Bürgern 

deſſelben zu verſchaffende Vortheil, die Unbequemlich⸗ 
keit oder den Nachtheil, welchen der Eigenchuͤmer 
durch dieſe Einſchränkung feines Eigenthumsrechts er⸗ 
leidet, beträchtlich uͤberwiege. (Th. 1. Tit. 8. $, 30.) 
BR, §. 79. Wer ein Stockwerk, Erzlager, Gang 
Rechts oder Floͤtz von ſolchen Foſſilien, welche nach F. 69. 
zum Berg, 70. und 71. zum Bergwerksregal gehören, bauen 
Ach will, muß damit gehörig beliehen ſeyn. 
Darüber, $. 80. Waſch⸗ und Pochwerke, ingleichen Gra⸗ 
ben und Waſſerleitungen über Tage, find unter der 
Muthung einer Grube nicht mit begriffen, ſondern 
muͤſſen beſonders gemuthet und verliehen werden. 
$. 81. Eben dies findet von Waſſern verlaſſe⸗ 
ner Gruben oder Stollen Statt. 

H. 82. Jeder Beliehene muß fein Bergwerks⸗ 
eigenthum den Grundſaͤtzen der Bergwerkspolizey ger 
mäß benutzen, und kann ſich dabey der Aufſicht und 
Direction des Bergamtes nicht entziehen. 

$. 83. Das Bergamt aber iſt ſchuldig, ihn mit 
ſeinen Vorſchlaͤgen zu hoͤren, und bey Beſchließung 


wich⸗ 
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wichtiger Vorrichtungen, welche mit erheblichen Ko⸗ 
ſten verbunden ſind, jedesmal zuzuziehen. 

$. 84. Wegen der beſondern Aufſicht über die 
Gewerkſchaften iſt nachher $. 272. fgg. verordnet. 

§. 85. Huͤttenwerke darf Niemand ohne Erlaub⸗ Anlegung 
niß des vorgeſetzten Bergamtes aulegen. Amr 

$. 86. Wo der Staat ſich den Erzkauf nicht 
vorbehalten, oder ſonſt rechtlich, erworben hat, da 
koͤnnen Hüttenwerke auch an Privatperſonen verlie⸗ 
hen werden. 

§. 87. So lange jedoch die in einer Gegend 
vorhandenen Hüttenwerke hinreichend ſind, die in 
den umliegenden nicht über Drey Stunden oder an⸗ 
derthalb Meilen entfernten Gruben gewonnenen oder 
zu gewinnenden Erze zu verarbeiten, ſollen keine 

neue Belehnungen eetheilt werden. 

§. 38. Die Anlegung muß unter Aufſicht des 
Bergamts geſchehen; und es muß Darüber beſonde⸗ 
re Beleihung nachgeſucht werden. 

§. 89. Dem erſten Muther eines Huͤttenwerks 
ſoll die Beleihung daruber vorzüglich ertheilt werden. 

$. 90. Die Anlegung neuer Huͤttenwerke findet 
auch nur in fo fern Statt, als dadurch der Pro⸗ 
vinz das noͤthige Brennholz, zum Bedarf der Eins 
wohner, und zum Betrieb der darin ſchon vorhan⸗ 
denen Fabriken, nicht entzogen wird. 

$. 91. Doch iſt bey deſſen Beurtheilung auch 
auf die in der Provinz ſich befindenden Vorräthe von 
Torf und Steinkohlen, welche zu dem Bedarf der 
Einwohner, und dem Betriebe der Fabriken gebraucht 
werden koͤnnen, Rückſicht zu nehmen. 

8. 92. Jeder Beliehene, welcher Fein eigenes 
Huͤttenwerk hat, iſt ſchuldig, ſich zu demjenigen zu 
balten, welches ihm von dem Bergamte angewieſen 
worden. 


8. 93. 


Metalle 
kauf. 


Zehent. 
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H. 93. Doch darf er ſich an kein Huͤttenwerk 
weiſen laſſen, welches uͤber Drey Stunden, oder 
anderthalb Meilen, von ſeinen Gruben oder Poch⸗ 
werken entfernt iſt. 7 

H. 94. Findet das Bergamt noͤthig, daß Mehr 
rere, welche kein eignes Huͤttenwerk haben, zuſam⸗ 
men ſchmelzen: ſo kommt es ihm zu, die Ordnung 
dabey zu beſtimmen, und die erforderliche Erztaxe 
einzurichten. 

H. 95. Auf alles von den beliehenen Bergwerks⸗ 
eigenthuͤmern gewonnene Gold und Silber, hat der 
Staat, wegen des ihm competirenden Muͤnzregals, 
den Vorkauf. 

§. 96. Bey andern Metallen und Mineralien 
haben die Eigenthuͤmer freie Hand, dieſelben nach 
ihrer Gelegenheit, inn ⸗ oder außerhalb Landes zu 
verkaufen, in ſo fern die Provinzialgeſetze keine Aus⸗ 
nahme machen. 

§. 97. Dagegen dürfen Erze, Eiſenſteine, und 
überhaupt rohe Bergwerksprodukte oder Materialien, 
aus welchen erſt durch Zubereitung und Verarbeitung, 
Metalle oder mineraliſche Fabrikate herausgebracht 
werden, ohne beſondere Erlaubniß des Staats, bey 
nachdruͤcklicher Strafe, außerhalb Landes nicht ver⸗ 
fahren werden. 

§. 98. Von allen zum Bergwerksregale gehoͤ⸗ 
renden Metallen und Mineralien, welche die Belie⸗ 
henen gewinnen, gebührt dem Staate der Zehent. 

$. 99. Zu den Berggewinnungskoſten dieſer 
Metalle und Mineralien träge der Staat wegen ſei⸗ 
nes Zehenten nicht bey. 

$. 100. Es muß alſo von Bergprodukten, wel⸗ 
che ſo, wie ſie aus der Erde gebracht worden, ohne 
weitere Zurichtung verkauft werden koͤnnen, der Ze⸗ 
hent in Natur, oder das dafuͤr geloͤſete Geld, ohne 
Abzug ſofort entrichtet werden. 
§. 101. 
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$. 101, Bey metalliſchen und mineraliſchen 
Werken hingegen, deren Produkte durch Feuer oder 
andere Zurichtung erſt verkaͤuflich gemacht werden 
muͤſſen, trägt der Staat zu den Poch⸗, Waſch⸗, 
Hätten» und ſonſtigen Zubereitungskoſten, nach Ders 
haͤltniß feines Zebent, mit bey. 

$. 102. In Ermangelung beſonderer Provin⸗ 
zialordnungen, genießen die Bergbauenden auf Sechs 
Jahre die Zehentbefreiung; Steinkohlen jedoch aus⸗ 
genommen, bey welchen dieſe Befreiung nicht Statt 
findet. 

§. 103. Außer dem Zehent, muͤſſen die Belie⸗ Quatem, 
benen, von ihren gangbaren Gruben oder Stollen, Retz, 
ein in den Provinzialgeſetzen beſtimmtes Quatember⸗ geld. 
geld, zur Unterhaltung des Bergamtes entrichten. 

$. 104. Auch muß von jeder Grube, fie ſey 
gangbar oder nicht, und von jedem andern Bergwerks, 
eigenthume, alle Quartale das in eben dieſen Ge⸗ 
ſetzen vorgeſchriebene Receßgeld an das Bergamt 
abgeführt werden. 

§. 105. Hat ein Beliehener die Receßgelder, der 
einmal geſchehenen Erinnerung ungeachtet, durch Vier 
Quartale, und alſo durch Ein ganzes Jahr nicht 
bezahlt: ſo faͤllt ſein Bergwerkseigenthum an den 
Staat zurück, und kann wieder an einen Andern 
verliehen werden. 

$. 106. Das Bergwerksregal auf einen gewiſſen z. Wem 
Diſtrikt, oder auf ein beſtimmtes Objekt, kann gleich durfte 
andern niedern Regalien, von Privatperſonen und gal einer 
Communen erworben und beſeſſen werden. (Tit. 14. 9209 8 
H. 24. (gg) iufeht. 

$. 107. Wem das Bergwerksregal auf ſolche 
Art zuſteht, dem kommen alle darunter begriffenen 
Rechte des Staats zu, welche bey der Verleihung, 
oder durch Provinzialgeſetze, nicht ausdruͤcklich aus 
genommen worden. 


$. 108, 
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$. 108. Doch bleibt er dabey allemal der Ober 
aufſicht des Staats, den allgemeinen Bergpolizey⸗ 
Geſetzen, und den Entſcheidungen des Bergamtes 
unterworfen; iſt auch zur Entrichtung der $. 103. 
und 104. beſtimmten Abgaben verbunden. 
g. Ver- F. 109. Der Grundeigenthuͤmer muß an die 
1 55 „Bergbauenden den Grund und Boden uͤberlaſſen, wel⸗ 
Wise cher zur Grube ſelbſt, zu den Stollen, zu Halden 
an an und Wegen, und zu den Gebaͤuden uͤber der Erde, 
Grundbe⸗ nothwendig iſt, ingleichen das zum Betriebe der 
3 Kunſt⸗ Poch⸗ Walch s und Huͤttenwerke erforderli⸗ 
ers 
bindlich, che Waſſer. 
417 155 . 110. Auch Teiche und Mühlen muͤſſen dem 
eigen Bergbaue weichen, wenn es zur Fortſetzung deſſel⸗ 
thümers. beu nothwendig iſt. 

$. III. Bau- und Kohlenholz, in fo fern der 
Grundherr dergleichen aus feinen: Forſten verkauft, 
muß er an die bauenden Gewerke vorzüglich, jedoch 
nur für eben den Preis, wie an Fremde, überlaffen. 

$. 112. Dagegen muß für alles, was der Grund⸗ 
eigenthümer zum Baue und Betriebe des Werks ab 
getreten und verloren hat, demſelben vollſtaͤndige 
Entſchaͤdigung nach Vorſchriſt des Erſten Theils, 
Tit. 6, H. 7. geleiſtet werden. 

p) Rechte H. 113. Für den abgetretenen Grund und Bo⸗ 
defielben. den muß der Eigenthuͤmer ſich damit begnügen, daß 
Apa ihm die nach gedachter Vorſchrift auszumittelnde jähre 
i liche Abnutzung in jedem Jahre ſo lange verguͤtet wer⸗ 
de, bis der Boden wieder in ſolchen Stand geſetze iſt, 

daß er gehoͤrig genutzt werden kann. 

H. 114. Im Mangel geſetzlicher Beſtimmung, 
muͤſſen die Beliehenen ſich mit dem Grundeigen⸗ 
thuͤmer wegen ſeiner Schadloshaltung befonders ver- 
einigen. 8 

x. 115. Kann dergleichen Vereinigung in Güte 
nicht getroffen werden: fo muß das Bergamt die 

Schad⸗ 


7 
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Schadloshaltung, mit Zuziehung ſachverſtaͤndiger Ta⸗ 
ratoren, der Billigkeit gemäß beſtimmen. 5 

$. 116. a) Will ein oder anderer Theil bey die⸗ 
fer Veſtſetzung ſich nicht beruhigen: fo ſteht ihm frey, 
auf rechtliches Gehoͤr und Erkenntniß daruͤber bey 
den Berggerichten anzutragen. 


$. 116. b) Hat Jemand Gebäude, Waſſerlei⸗ 
tungen, Teiche, Bleichen, und dergleichen, in ei⸗ 
nem Reviere, wo ein Bergbau ſchon in folcher Nähe 
getrieben wird, daß eine weitere Ausdehnung deſſelben 
bis zu dieſen neuen Anlagen vernünftiger Weiſe vor⸗ 
ausgeſehen werden konnte, dennoch angelegt, ohne 
ſich von dem Bergamte die Stelle, wo es ohne ſei⸗ 
ne Gefahr geſchehen kann, anweiſen zu laſſen: ſo 
iſt er, wegen der durch den fortgehenden Bergbau 
daran entſtehenden Schäden, zu keiner Verguͤtung 
berechtigt. 

§. 117. Dem Grundeigenthuͤmer wird ferner der Erbkux. 
Erbkur, ohne Unterſchied der Metalle oder Minera⸗ 
lien gegeben. 

$. 118. Dieſer Erbfur kann von dem Grun⸗ 
de und Boden, auf welchem das Bergwerk betrie⸗ 
ben wird, nicht getrennt, noch befonders veräußert 
werden. 

§. 119. Wer bey getheiltem Eigenthume den 
Erbkur erhalte, iſt nach Vorſchrift des Erſten Theils, 
Tit. 9, §. 94., und in wie fern ein Gutsherr den 
Vorzug vor dem Grundeigenthuͤmer darauf habe, nach 
den Provinzialgeſetzen zu beurtheilen. 

$. 120. Der Erbkux gebuͤhrt demjenigen, in 
deſſen Grunde und Boden die Fundgrube ſich be⸗ 
findet. 

H. 121. Liegt die Fundgrube auf der Gränze, 
und alſo auf dem Grunde und Boden zweier Nach⸗ 
barn zugleich: fo wird der Erbkur zwiſchen e 

Grund⸗ 
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Grundeigenehümern verhältnißmaͤßig durch Erkennt⸗ 
niß des Bergamts getheilt. 

H. 122. Der Grundeigenthuͤmer iſt wegen des 
Erbkuxes zu irgend einigem Beitrage, wegen der Ko⸗ 
ſten oder Abgaben des Baues, nicht verbunden. 

§. 123. Steht ihm aber das Recht des Mit⸗ 
baues zur Hälfte zu, und uͤbt er ſelbiges aus: fo muß 
er, nach Verhaͤltniß feines Ancheils an der Grube, 

8 den Erbkur übertragen helfen. 
Recht des 6. 124. Das Recht des Mitbaues zur Hälfte 
kürte findet jedoch nur alsdann Statt, wenn beſondere 
Provinzialgeſetze daſſelbe dem Grundeigenthümer aus⸗ 
drücklich beilegen. 

F. 125. In ſolchem Falle muß er, noch ehe die 

„Beleihung an einen Andern geſchieht, vernommen 
werden: ob er davon Gebrauch machen wolle. 

H. 126. Zur Erklärung darüber iſt ihm jedesmal 
eine hinlaͤngliche Friſt, jedoch niemals unter Drey 
Monaten, vom Tage, da die Aufforderung ihm ein⸗ 
gehaͤndigt worden, zu beſtimmen. 

§. 127. Läßt er dieſe, ohne ſich zu erklären, 
verſtreichen; oder thut er auf ſein Recht zum Mit⸗ 
baue Verzicht: ſo kann er ſich ſolches in der Folge, zum 
Nachtheile der bauenden Gewerkſchaft, oder des 

R Staats, niemals wieder anmaßen. 

ae $. 128. Der Bergbau kann ſowohl von einzelnen 
ten der Perſonen, als von Gefellfchaften betrieben werden. 
wee $ 129. Mehrere Perſonen, welche ihren Bau 
geuthä“ mit eigener Handarbeit betreiben, werden Eigenlöh⸗ 
imer, ner genannt. 8 

A $.,130. Eine Geſellſchaft von Eigenloͤhnern 
werksei, darf aus nicht mehr als Acht Perſonen beſtehen, 
ner bu“ und wenigſtens Vier derſelben muͤſſen die Arbeit mit 
übere eigener Hand verrichten; widrigenfalls fie als Ge⸗ 
Hurt. werke zu behandeln find, 


$ 131. 


4 
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6. 131. Geſammteigenthuͤmer, welche ihre Leh⸗ 
ne nicht ſelbſt bauen und verwalten, führen den 
Namen einer Gewerkſchaft. i 

§. 132. Die einzelnen Mitglieder einer folcher 
Geſellſchaft werden Gewerke; und das Bergwerk 
ſelbſt, welches ſie betreiben, wird Zeche oder Gru⸗ 
be genannt. 

$. 133. Jedes verliehene Bergwerkseigenthum 
wird in Hundert und acht und zwanzig Antheile oder 
Kuxe getheilt. 1 

$. 134. Außer dieſen werden Zwey dem Grund⸗ 
herrn als Erbkur; auch wenn die Provinzialgeſetze kei⸗ 
ne Ausnahme enthalten, Zwey der Kirche und Schule, 

unter deren Sprengel die Zeche liegt; und eben fo 
viel der Knappſchafts⸗ und Armencaſſe beigelegt. 
§. 135. Ein Intereſſent kann mehrere Kuxe be⸗ 
ſitzen; auch kann jeder Kur in mehrere Unterabthei⸗ 
lungen getheilt werden, die jedoch nicht unter einem 
Achtel betragen dürfen, 

§. 136. Fremde koͤnnen ſo gut, als Landes⸗ 
einwohner, ohne Unterſchied der Religion, an dem 
Bergbaue Theil nehmen, und genießen dabey mit 
dieſen völlig gleiche Rechte. 

§. 137. Juſonderheit find die Bergantheile der⸗ 
ſelben, fo wie deren Ausbeute, von aller Confisca⸗ 
tion, Abſchoß⸗ und Abzugsgeldern frey. 

$. 138. Bergbeamte hingegen ſollen, bey Stra⸗ 
fe der Confiscation, nur unter ausdrücklicher Geneh · 
migung des Bergwerks und Hüͤttendepartements 
an dem Bergboue als Gewerke Antheil nehmen. 

$. 139. Dieſe Genehmigung ſoll nur auf eine 
gewiſſe Anzahl von Kuxen, welche den Vierten Theil 
einer Zeche niemals uͤberſteigen darf, ertheilt werden. 

$. 140. Kein Bergbeamter darf ſtreitige Zechen, 
oder andere Berggebaͤude an ſich bringen. 5 


$. 141. 


Unmittel / 
bare Er⸗ 
langung 
deſſelben. 
Vom 


fen, 
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§. 141. Niemand hat das Recht auf die nach 
5. 69. 70. und 7r. zum Bergwerksregal gehoͤren⸗ 
den Foſſilien zu ſchuͤrfen, ohne von dem Bergamte 


r- einen Erlaubnißſchein dazu erhalten zu haben. 


$. 142. Der Grundeigenthuͤmer kann demjeni⸗ 
gen, welcher einen Schuͤrfſchein erhalten hat, das 
Schuͤrfen nicht wehren noch hindern; es ſey denn, 
daß er ſelbſt mit einem aͤltern Schürfſcheine verſe⸗ 
hen worden. 

§. 143. Schuͤrfſcheine ſollen nicht auf ganze 
Aemter und Gerichte, ſondern nur auf gewiſſe nach 
Namen, Lage, Gegend und Gränzen moͤglichſt genau 
beſtimmte Berge oder Thaͤler gegeben werden. 

§. 144. Sie gelten auf Ein Jahr und Sechs 
Wochen vom Tage ihrer Ausfertigung au: und ver⸗ 
lieren ihre Kraft, wenn nicht vor dem Ablaufe die⸗ 
fer Friſt ihre Verlängerung bey dem Bergamte 
nachgeſucht worden. 

§. 145. Wer einen Schuͤrfſchein auf fremden 
Grund und Boden erhalten hat, muß ſich damit 
zuvor bey dem Eigenthuͤmer melden; dieſem den Ort, 
wo er ſchuͤrfen will, beſtimmt anzeigen; und wegen 
der Zeit mit ihm Abrede nehmen. 

§. 146. Können ſich beide nicht vereinigen: fo 
muß der Inhaber des Schuͤrfſcheins zuvor die Ent⸗ 
ſcheidung des Bergamtes einholen und abwarten. 

$. 147. An ſolchen Orten, wo Wohn ⸗ oder 
Wirthſchaftsgebaͤude ſtehen, und Vier Fuß Rhein⸗ 
laͤndiſch vom Unmkreiſe berſelben, darf nicht gefchürfe 
werden; es ſey denn, daß nach Anleitung des Erſten 
Theils, Tit. 8. H. 30. der Grundherr, durch Erkennt⸗ 
niß des Bergamtes, zu deſſen Geſtattung, gegen erhal⸗ 
tene vollſtaͤndige Schadloshaltung, verurtheilt wäre. 

§. 148. Bepflanzte Baum⸗ und Kohlgaͤrten find 
bey dem Schuͤrfen ganz zu verſchonen, wenn nicht der 
Schürfſchein ausdrücklich darauf gerichtet or 
149. 
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§. 149. Das Schuͤrfen auf Aeckern und Wie⸗ 
ſen muß zu einer ſolchen Zeit vorgenommen werden, 
da die Feldfruͤchte dadurch keinen Schaden leiden. 

§. 150. Wird bey dem Schürfen nichts enk⸗ 
deckt: fo muß der Schürfer die aufgeworfene Grube 
wieder einfuͤllen, den Ort eben machen, auch allen 
durch das Graben verurſachten Schaden, und die 
entzogene Nutzung, allenfalls nach der Veſtſetzung 
des Bergamtes, erſetzen. 

§. 151. Iſt hingegen ein Stockwerk, Lager, 
Gang oder Floͤtz wirklich entdeckt worden: fo muß der 
Schuͤrf, wenn auch vor der Hand darauf nicht fort⸗ 
gebauet wuͤrde, dennoch offen bleiben. 

§. 152. Hat der Grundeigenthuͤmer denſelben 
ohne Genehmigung des Bergamtes zugeworfen: ſo 
muß die Wiedereroͤffnung auf ſeine Koſten geſchehen, 
und er hat außerdem eine Geldbuße von Zehn Tha⸗ 
lern zum Beſten der Bergarmen verwirkt. 

§. 153. Der Grundeigenthümer ift befugt, we⸗ 
gen feiner Entſchaͤdigung Sicherheit zu verlangen, 
wenn geſetzmaͤßige Gründe zum Arreſtſchlage vorpan⸗ 
den ſind. h 

g. 154. Wer auf erhaltenen Schuͤrſſchein ein Vom 
Stockwerk, Erzlager, Gang oder Flög zuerſt erſchürft des beten 
hat, iſt befugt, zu verlangen, daß ihm der Bau auf Sinders, 
das entdeckte Werk, innerhalb eines gewiſſen Diſtrikts, 
vorzuͤglich vor allen Andern, verliehen werde. 

9.155. Von dieſem Rechte aber muß er, bey 
Verluſt deſſelben, innerhalb Vier Wochen von Zeit 
der wirklichen Entdeckung Gebrauch machen, und 
die ſchriftliche Muthung bey dem Bergamte gehoͤ⸗ 
rig niederlegen. 

$. 156. Der Umfang des dem Bauenden anzu⸗ 
weiſenden Feldes oder Diſtrikts, worauf ſich das Recht 
des erſten Finders erſtreckt, iſt in Ermangelung beſon⸗ 
derer Provinzialgefege, auf ſtreichenden W 

tock⸗ 
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Stockwerken und Erzlagern, deren Fallen mehr als 
funfzehn Grad beträgt, zwey und vierzig Lachter Laͤn⸗ 
genmaaß; auf Gängen und Erzlagern, deren Fallen 
unter funfzehn Grad beträgt, zwey und vierzig Lach⸗ 
ter ins Gevierte; und auf Floͤtzen oder Seifenwer⸗ 
ken, ohne Unterſchied des Fallens, funfzig Lachter 
ins Gevierte. 
§. 157. Doch ſollen dem Finder, auf ausdruͤck⸗ 
liches Begehren, außer feiner Fundgrube, vorzüglich 
zugetheilt werden: auf Gaͤngen, Stockwerken und 
Erzlagern, deren Fallen mehr als ſunfzehn Grad be⸗ 
trägt, und welche gangweiſe oder nach Längenmaaß 
vermeſſen werden, zwoͤlf Maaßen, jede zu acht und 
zwanzig Lachtern Feldeslaͤnge; auf Gängen und Erz⸗ 
lagern, deren Fallen unter funfzehn Grad betraͤgt, 
und die nach geviertem Felde vermeſſen werden, zwan⸗ 
zig Maaßen, jede zu acht und zwanzig Lachtern ins 
Gevierte; auf Flögen oder Seifenwerken aber, ohne 
Unterſchied des Fallens, ſo viel, als fuͤglich in einem 
zuſammenhaͤngenden Baue gefaßt werden kann, bis 
zwoͤlfhundert Maaßen, jede zu vierzehn Lachtern ins 
Gevierte. N 
den Ar, . 158. Mache der Finder, nach $ 154. Jag, 
von ſeinem Rechte keinen Gebrauch: fo tritt derje⸗ 
nige, der am erſten den Gang oder das Floͤtz mu⸗ 
thet, an deſſen Stelle. 
fene $. 159. Der Finder des Ganges geht dem vor, 
REED der den Gang nur überfahren hat. 
ther unter F. 160. Bey auflaͤſſigen Zechen wird berjes 
einander. nige, welcher fie ſrey gemacht hat, als Finder be⸗ 
trachtet. 
§. 161. Außerdem geht der ältere Muther dem 
jüngern vor, und wird das Alter nach dem Präfen- 
tato des Bergamtes beurtheilt. 
18155 $. 162. Der Finder ſowohl, als der Muther 
Muthung muͤſſen mit Fleiß und unausgeſetzter Arbeit . 
ſeyn 
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ſeyn, den gemutheten Gang, das Floͤtz, oder die 
Bank zu entblößen; das iſt, ſelbige mit dem Stol⸗ 
len oder Schuͤrf in vollem friſchen Anbruche zu 
zeigen. 5 

§. 163. Wer binnen Vier Wochen, nach erfolg⸗ 
ter Approbation, die Arbeit nicht anfaͤngt, oder ſie 
nicht beftändig fortſetzt, wird feines Rechts verluſtig; 
und das Werk iſt ins Freie gefallen. 5 

H. 164. Nur wenn der Finder oder Muther 
erhebliche Umſtande, welche den Anfang des Baues 
verhindern, dem Bergamte anzeigt und beſcheinigt, 
kann ihm eine billige Friſt nicht verſagt werden. 

§. 165. Doch iſt auch unter ſolchen Umſtaͤn⸗ 


den das Bergamt mehr als dreimal Friſten zu er⸗ 


theilen nicht berechtigt. 

§. 166 Sind mehrere Theilnehmer vorhanden: 
ſo kann die Friſt nur ertheilt werden, wenn ſie Alle 
uber deren Nachſuchung einig find. 

§. 167. Wer von mehreren Theilnehmern fei« 
nen Beitrag zu den Koſten der Arbeit, nach geſche⸗ 
hener Aufforderung durch das Bergamt, nicht bin⸗ 
nen Vier Wochen entrichtet, geht ſeines Rechts zu 
Gunſten der Übrigen Theilnehmer verluſtig. 

$. 168. Sobald ein Gang, Floͤtz, oder Lager 
entbloͤßt iſt, muß dem Bergamte davon Anzeige ge⸗ 
macht, und die Unterſuchung deſſelben uͤber die Bau⸗ 
wuͤrdigkeit des Werkes abgewartet werden. 

$. 169. Wenn hiernächſt das Bergamt veſt⸗⸗ 
geſetzt hat, daß es ein Gang, Stockwerk, Lager oder 
Floͤtz, auch bauwürdig und im Freien gelegen ſey! 
ſo muß der Finder oder Muther binnen Vier Wo⸗ 
Kö bey Verluſt des Rechts, die Beleihung nach⸗ 
Suchen» 4 

§. 170. In der Beleihung müͤſſen die verlie⸗ 
denen Stockwerke, Lager, Gänge oder Floͤtze, nach 

Angem, Landr. IV. Bund. S deren 
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deren Gränzen, genau beſtimmt, auth ſelbige dem 
Beliehenen ordentlich angewieſen werden. 
| H. 171. Die uber oder unter der Fundgrube, 
| im langen oder im Quadratfelde liegenden Maaßen, 
in fo fern der Finder oder erſte Muther darauf nach 
8 156. und 157. kein Vorzugsrecht hat, iſt der 
Staat berechtigt, andern Bauſuſtigen zur Aufnahme 
| einer neuen Grube zu verleihen. 
Bermeſ⸗ $. 178. Wer beliehen it, kann ſich ſein ver⸗ 
| bung. fichenes Feld auf der Oberfläche vom Dergamte 
zumeſſen fallen; und letzteres darf dieſes nicht ver⸗ 
weig ern. 
5 173. Wenn das Bergamt die Vermeſſung 
nöchig findet, muß der Beliehene ſich dieſelbe gefal⸗ 
* len laſſen. 
1 §. 174. Auch angraͤnzende Gruben find befugt, 
1 zu verlangen, daß der andern Grube das Vermeſſen 
aufgelegt werde, wenn ſie ihr Intereſſe dabey nach⸗ 
weiſen. 

§. 175. Dagegen haͤngt es bloß von dem Wer 
liehenen ab, auch das Erbbereiten, oder feierliche 
Vermeſſen zu verlangen. 

§. 176. Steht die jüngere Grube in Ausbeute, 
und die ältere nicht: fo kann jene zuerſt, jedoch dem 
Rechte der altern unbeſchadet, auf die Vermeſſung 
antragen. 

$ 177. Die Fundgrube wird jederzeit vom 
Punkte des Fundes, und zwar bey Gängen nach 
deren Streichen, halb oberwaͤrts, halb unterwaͤrts; 
bey gevierten Feldern hingegen, uͤber das Krenz, 
1 winkelrecht vermeſſen. 

8. 178. Das Bergamt kann nur alsdann von 
dieſer Regel abgeben, wenn nach deſſen Ermeſſen 
auf der einen Seite des Fundes kein nutzbarer Bau 
zu veranſtalten iſt, und von der andern Seite keine 
gegruͤn⸗ 
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gegründeten Widerſpruͤche der Feldnachbarn entgegen 
ſtehen. 


H. 179. Bey Maaßen ſteht es in dem Gut⸗ 
befinden des Beliehenen: ob er ſie oberhalb oder 
unterhalb, neben der zuerſt vermeſſenen Fundgrube 
verlange. 

$. 180. Bey dem Vermeſſen wird in der Regel 
da angehalten, wo der Gang oder Floͤtz zuerſt entbloͤßt 
wurde, und der Lehnstraͤger muß den Ort zeigen. 

§. 187. Iſt daſelbſt Kübel und Seil eingewor⸗ 
fen: fo iſt die Mitte des Rundbaumes der Anhal⸗ 
tungs punkt. 

$. 182. Entſtehen Zweifel: ob dieſer Schacht 
der wahre Ort des Fundes ſey: fo wird der Lehns⸗ 
träger, ober ein Vorſteher der Zeche, zur eidlichen 
Beſtärkung auf den Rundbaum gelaſſen. 

§. 183. Iſt ein Grubenbau mit einem Srol⸗ 
len angefangen worden: fo wird am Stollen⸗Mund⸗ 
loch angehalten. 5 

§. 184. Bey überfahenen Gängen und Flößen, 
bringt der Markſcheider den Ort des Fundes an 
den Tag, und bezeichnet ihn mit einem Lochſteine, 
der zum Anhalten dienk. 

§. 185. Die Maaßen werden jederzeit an die 
Fundgrube gemeſſen, und wer nur mit Maaßen bes 
liehen iſt, muß diejenigen Graͤnzen für richtig an⸗ 
nehmen, nach welchen die vorliegende Fundgrube 
vermeſſen worden. 5 

$. 185, Bey Meſſung der Vierung eines Gan⸗ 
ges wird an deſſen beiden Saalbändern, und bey eis 
nem Floͤtze an deſſen Dach und Sohle angehalten. 

$ 187. Theilt ſich der Gang in Trümme, und 
bleiben dieſe in der Vierung: fo iſt der Anhaltungs 
punkt in der Mitte zwiſchen den Trümmen; weun 
ſie aber aus der Vierung fallen, an dem Trumm, 
welches der Lehnstraͤger waͤhlt. 

S 2 §. 188. 
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Allgemei⸗ F. 188. Jede Bergwerksbeleihung geſchieht uns 
ae ter der Bedingung, das überfommene Bergwerks⸗ 
ber Be, eigenthum, bey deſſen Verlust, zu dem beabſichtigten 
em, Endzwecke zu benutzen. 
de §. 189. Berggebaͤude muͤſſen daher ununter⸗ 
N 255 brochen fortgebauet, ſo wie verliehene Schmiede⸗ 
ſtaͤtte, Waſſerläufe, und dergleichen, zu dem Zwecke 
angewendet werden, zu welchem ſie verliehen ſind. 
$. 190. Außerdem fallen die Berggebaͤude, die 
Raume u. ſ. w. welche dem Grundbeſitzer zum Berg ⸗ 
baue abgekauft worden, in das Landesherrliche Freie; 
die nicht abgekauften Pläge aber zurück an die 
Grundbeſitzer. 

§. 191. Zum Fortbaue der Gruben wird über⸗ 
haupt beſtaͤndige Belegung mit Arbeitern erfordert. 

§. 192. Für gehörige Belegung iſt nur Arbeit 
in der Grube zu achten; nicht aber die Arbeit über 
Tage, außer wenn Waſſer zu gewaltigen, oder Wetter 
zu ſchaffen ſind, oder Abraum noͤthig iſt. 

$. 193. Jede Fundgrube muß wenigſtens mit 
Einem Berghauer und Einem Schlepper belegt ſeyn, 
die täglich Acht Stunden eine Schicht arbeiten, und 
eine ordnungsmaͤßige Aufſicht haben. 

g. 194. Iſt die Fundgrube fündig, und das 
Feld geöffnet, daß die Waſſer auf den Strecken ſort⸗ 
gebracht werden: ſo kann der Beliehene die Zeche 
durch tagliche Belegung irgend eines Theils feines 
Feldes, mit Einem Berghauer und Einem Schlep⸗ 
per, bauhaft erhalten. 

. 195. In Eigenloͤhnerzechen muß wenigſtens 
woͤchentlich Drey Tage, jeden Tag Vier Stunden, 
gearbeitet werden. 

§. 196. Pochwerke, in welchen weder Zapfen 
noch Eiſen gefunden wird, oder die Drey Jahre nicht 
als ſolche gebraucht worden, find in das Freie ges- 
fallen. 

$. 197. 
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K 197. Desgleichen zum Bergbaue verliehene 
Waͤſſer, welche Ein Jahr lang nach der Belehnung 
nicht gefaßt worden ſind. 

§. 198. Zum Verluſte des Eigenthums wegen 
unterlaſſeuer Belegung wird erfordert, daß das 
Bergamt die Zeche in Einer Woche dreimal, oder 
bey Eigenloͤhnern eine ganze Woche hindurch, nicht 
gehoͤrig belegt finde; über dieſe Freifahrung Regi⸗ 
ſtraturen aufnehme; und in dem Bergbuche ans 
merke, daß die Zeche in das Freie gefallen ſey. 

§. 199. Auf gleiche Weiſe wird in Anſehung 
der Waſſer⸗ und Pochwerke verfahren. 

§. 200. Ein neuer Muther kann das Bergamt 
um dieſe Freifahrung bitten. 

$. 201. Wenn das Bergamt bey vorgaͤngiger 
Unterſuchung gefunden hat, daß weſentliche Hinder⸗ 
niſſe, die nicht aus einer Verſchuldung des Beliehe⸗ 
nen entſtanden find, und die er nicht heben können, 
keine nutzbare Belegung der Zeche, oder Benutzung 
der Pochwerke, Räume und Waſſer geftatten: fo 
kann es demſelben auf fein Geſuch eine Friſt geben, 
bis zu welcher er, der unterlaſſenen Benußung un⸗ 
geachtet, bey feinem Rechte verbleibt. 

$. 202. Dieſe Friſt, auch wenn fie auf ber 
ſtimmte Zeit gegeben iſt, muß das Bergamt zuvör⸗ 
derſt dem Beliehenen aufkündigen, ehe ihm das 
Bergwerkseigenthum entzogen werden kann. 

$. 203. Während des Laufens der Friſten muͤſ⸗ 
ſen dennoch die geordneten Receßgelder nach §. 103. 
vierteljährig erlegt werden. 

$. 204. Wenn während des Laufens der Friſt 
ein Fremder ſich meldet, welcher den Bau, des Hin⸗ 
derniſſes ungeachtet, fortſetzen will: fo muß die Friſt 
dem Beliehenen aufgekündiget, und ihm angedeutet 
werden, daß er nach deren Ablaufe keine Verlaͤnge⸗ 
rung mehr zu gewarten habe. 

$. 205, 


Raubbau. 


Verſtüͤr⸗ 
zen. 


278 Zweiter Theil. Sechszehnter Titel. 


$. 205. Setzt der Beliehene nach dieſer Auf- 
kuͤndigung, und nach Ablauf der Friſt, den Bau 
nicht fort: fo muß alsdann die Grube dem Baulu⸗ 
ſtigen, welcher ſich dazu gemeldet bat, ohne weitern 
Anſtand verliehen werden. 

§. 06. Niemand darf auf den Raub bauen; 
das iſt: durch unwirthſchaftliche Aushauung der 
oberen Mittel, und nehmung der noͤthigen 
Bergfeſten und Stollenpfeiler, wenn ſie gleich Erze 
enthalten, die Waſſerabführung und Wetter- auch 
Bergloſung erſchweren; die fernere regelmäßige Fort 
ſetzung des Baues hindern, oder gar unmöglich 
machen. 

$. 207. Eben fo wenig duͤrfen die Soblen un⸗ 
ter der Stollenſtrecke ohne Erlaubniß des Bergam⸗ 
tes verhauen oder unterwerket werden; und es muß 
wenigſtens ein Vier bis Sechs Lachter dickes Mit⸗ 
tel unverritzt darzwiſchen liegen bleiben, oder die 
Sohle verfluͤdert werden. 

$. 208 Wer ſich eines Raubbaues ſchuldig 
macht, wird mit dem Verluſte der auf ſolche uner⸗ 
laubte Art erworbenen Mineralien beſtraft. 

$. 209. Wird nach geſchehener Weiſung durch 
das Bergamt, dergleichen Raubbau dennoch wie der⸗ 
holt: ſo zieht dieſes den Verluſt des aus der Be⸗ 
leihung erhaltenen Rechts nach ſich. 

$. 20. Wer in einer Zeche die tiefften Stol 
len oder Strecken, oder andere Oerter, ſtehen laſſen, 
verzimmern, oder verſtuͤrzen will, muß feinen Eine 
ſchluß zuvor dem Bergamte anſagen, und die Be⸗ 
ſichtigung nachſuchen. 

§. 211. Wer außerdem eine Zeche, Stolle oder 
Strecke verbauet oder verſtürzt, ſoll den hineinge⸗ 
ſtuͤrzten Berg wieder herausſchaffen, und nachdrück⸗ 
lich beſtraft werden. 


§. 212. 
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9. 212. Ein Beliehener, weſcher Anderer Gru⸗ 
ben oder Tagewerke zerſtoͤrt oder einwirft, Loch ⸗ 
ſteine verruͤckt, oder die in der Grube eingehauenen 
Merkzeichen (Erbſtufen) vernichtet, ſoll außer dem 
Schadenserſatze nachdrücklich beſtraft, oder gar, nach 
Bewandniß der Umſtände, ſeiner erwieſenen Bosheit, 
und der Größe des verurfachten Schadeng, feiner 
Bergtheile, zum Beſten des Fiskus, verluſtig erklärt 
werden. 

9. 213. Den Bergleuten muß ihr Lohn in baa, Pfiche 
rem Gelde, nicht aber nin Erzen, Materialien, oder Berg⸗ 5 
Lebensmitteln gereicht, und nach den Auſchnitten aus leute. 
den bereiteſten Borräthen der Grube, bey jeder Lob: 
nung, ohne Verzug gezahlt werden. 5 

$. 214. Die VBergwerkseigenthuͤmer find der in 
ihren Dienſten erkrankten oder beſchaͤdigten Berg⸗ 
lente ſich anzunehmen verbunden. 

$. 215. Einem ſolchen Arbeiter muß, in Er⸗ 
mangelung beſonderer Vorſchrift der Provinzialge⸗ 
fege, fein Lohn von einer Zubußreche, ingleichen 
von einer Freibau oder Verlag erſtattenden Zeche, 
auf Vier Wochen, und bey einer Ausbeutezeche auf 
Acht Wochen, wenn die Krankheit ſo lange dauert, 

ereicht werden. 
§. 216. Dauert die Krankheit länger: fo faͤllt 
die Verpflegung des kranken oder beſchabigten Berg 
mannes der Knappſchaftscaſſe zur Laſt. 

$. 217. Die Cur- und Begräbuißkoſten eines 
beſchaͤdigten oder verunglückten Bergwannes muͤſſen 
aus der Knappſchaftscaſſe beſtritten werden, 

$. 218. Auch die Witte eines Bergmannes 
hat das §. 21. beſtimmte Gnadenlohn zu fordern. 

$. 219. Obige Vortheile der beſchädigten oder 
verungluͤckten Bergleute fallen hinweg, wenn ſich eis 
ner den Schaden oder Tod vorſätzlieh, oder durch grg⸗ 
bes Verſrheu, außer der Bergarvelt gugezogen 
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$. 220, Iſt der Schade oder Tod durch Bos⸗ 
heit oder grobes Verſchulden eines Dritten verueſacht 
worden: ſo muß dieſer die Knappſchaftscaſſe und 
Bergwerkseigenthuͤmer entſchaͤdigen. 


Peſondere H. 221. Bey Verleihung eines Stollen, zu Lös 


Aflichten 


der Stoll ſung ſremder Zechen, wird nur der Ort, wo er an⸗ 


ner. 


geſetzt, und das Gebirge, in welches er getrieben 
werden ſoll, beſtimmt. 

§. 222. Ein ſolcher Stollner iſt befugt, feinen 
Stollen von dem in der Beleihung beſtimmten 
Punkte in das daſelbſt benannte Gebirge zu treiben, 
und kann denſelben nach Gefallen in mehrere Fluͤ⸗ 
gel cheilen. 

$. 223. In der Regel muͤſſen alle Hauptſtollen 
ſohlig betrieben werden; wenn nicht, in Abſicht 
des Anſteigens der Waſſerſeigen, beſondere Abwei⸗ 
chungen in den Provinzial⸗Bergordnungen beſtimmt 
ſind. 

$. 224. Der Stollner darf, bey Verluſt feines 
Stollenrechts, ohne ausdruͤckſiche Genehmigung des 
Bergamts ſeinen Stollen weder mit groͤßerm Anſtei⸗ 
gen, noch auch die Waſſerſeige ſo treiben, daß in 
derſelben Abſätze oder Stufen (Geſprenge) bleiben. 

§. 225. Die Erlaubniß zu Geſprengen ſoll, 
außer beſondern Umfländen, nur auf Flügeloͤrter ges 
geben werden, die in einige wenige, und zwar ſolche 
Gruben gehen, welche entweder des Stollens vor⸗ 
züglich bedürfen, oder wenige, und höher liegende 
Erzanbruͤche haben. 

§. 226. Dieſe gegebene Erlaubniß wird vom 
Bergamte in den Bergbuͤchern angemerkt. 

§. 227. Das Feld des Stollners, in welchem 
er die daſelbſt brechenden Mineralien gewinnen kann, 
iſt Fuͤnf Viertel Lachter, von der Waſſerſeige ſeines 
Stollens in die Höhe, und Fünf Achtel Lachter in 
die 
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die Breite, oder ſo weit der Stollen von dem Mund⸗ 
loche an gefuͤhrt worden. 

$. 228. Außer dieſen Graͤnzen ſteht ihm kein 
Bergwerkseigenthum zu, als in ſo fern er beſonders 
damit beliehen iſt. N 

$. 229. Will der Stollner außer dieſen Gran 
zen über, unter, oder neben dem Stollen ausbrechen: 
fo muß er zuvoͤrderſt dazu vom Bergamte Erlaub⸗ 
niß erhalten, und letztere in die Bergbuͤcher einge⸗ 
tragen werden. 

$. 230. Der Stollner hat das Recht, die Er⸗ 
kaubniß zum Ausbrechen, und zu Lichtloͤchern, vom 
Bergamte zu fordern, wenn er außerdem durch Wet⸗ 
termangel, oder durch beſchwerliche Foͤrderung, an 
Forttreibung des Stollens gehindert wuͤrde. 

$. 231. Desgleichen wenn der Stollen in Ge⸗ 
baͤude kommt, die kein Tiefftes haben, welches die 
Tiefe der Stollenſohle erreichet. 

§. 232. Vor Ertheilung der Erlaubniß zu 
Lichtloͤchern, muß das Bergamt das Beduͤrfniß des 
Stollens durch Befahrung auf den Augenſchein un⸗ 
terſuchen. 

$. 233. Hat der Stollner die Erlaubniß zum 
Auslenken und zu Lichtloͤchern erhalten: fo muß er 
dieſelben, in Anſehung der Richtung und Weite, 
ganz nach der Vorſchrift des Bergamts, und nie 
über die Weite eines Schachts führen, 

$. 234. Der Stollner bat an den unverliehe⸗ 
nen Gängen und Floͤtzen, die er gehörig uͤberſäͤhrt, 
die Rechte des erſten Finders. 

K. 235: Er iſt, bey Verluſt ſeines Stollen⸗ 
eigenthums, verpflichtet, den Stollen nach irgend 
einer Richtung immer weiter zu treiben, wenn er 
nicht, nach vorhergegangener Unterſuchung, von dem 
Bergamte Friſt erhalten hat. 


$. 236 
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$. 236. Doch kann er ſich im Eigenthume des 
Stollens enthalten, wenn er die anſtehenden Stoll⸗ 
drter vom Bergamte verſtufen läßt. 

9. 237. Durch dieſe Verſtufung wird des Stoll ⸗ 
ners Befugniß zum unbedingten Forttriebe des Stol⸗ 
leus (§. 222.) an dieſem Orte aufgehoben; und er 
hat außer dieſen Graͤnzen kein Recht. 

§. 238. Von den verſtuften Stollenoͤrtern an 
kann der Stollen andern Gruben, oder neuen Mur 
thern verliehen werden. 

§. 239. Vorliegende Gruben haben ein Näher⸗ 
recht vor andern Muthern, die Verleihung des Stol⸗ 
lens zu verlangen; und unter mehrern Gruben diejenige, 
welche dem verſtuften Stollenorte am nächften liegt. 

$- 240. Vorliegende Gruben, welche den Stol⸗ 
len von den verſtuften Stollenoͤrteru, oder von der 
Markſcheide der anliegenden Grube an, jede Grube 
in ihrem verliehenen Felde, unter ihre Gebaude füh⸗ 
ren wollen, bedürfen keiner beſondern Belehnung, 
ſondern find bloß ſchuldig, ihr Vorhaben dem Berg⸗ 
amte anzuzeigen. 5 

H. 241. enn ein Stollenort verſtuft, und 
entweder auf Belehnung ($. 238.) oder auf vorgaͤn⸗ 
gige Anzeige bey dem Bergamte ($. 240.) weiter 
getrieben worden iſt; und weder der zweite Stollner, 
noch die Gewerken entfernterer Gruben, denſelben 
in weiter liegende Gruben fortführen wollen: fo 
kann der Ort nochmals verſtuft werden. 

§. 242. Alsdann hat der erſte Stollner ein 
Naͤherrecht zur Muthung. Re 

F. 243. Solche Belehnungen (8.238. Id.) ge⸗ 
ben gleiche Rechte und Pflichten, als die erſte Ver“ 
leihung des Stollens. 

§. 244 Unterfäßt der Stollner, den Stollen 
in vorliegende Gruben zu treiben; ſo ſind dieſe Gru⸗ 
ben, und andere neue Muther, berechtigt, N dem 

erg · 
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Bergamte darauf anzutragen, daß der Stollen an 
dieſem Ort verſtuft werde. 

$. 245. Das Bergamt muß alsdann dem Stoll⸗ 
ner eine billige Friſt zur Forttreibung des Stollens 
in die deſſelben bedürfenden Gruben vorſchreiben; und 
wenn auch dieſe nicht inne gehalten wird, mit der 
Verſtufung verfahren. 

$. 246. Aus der Verſtufung eines Stollenorts 
folgt noch nicht der Verluſt des Rechts auf die uͤbri⸗ 
gen unverſtuft gebliebenen Oerter. 

$. 247. Ulnterlaͤßt der Stollner gänzlich, den 
Stollen fortzutreiben, oder verſtufen zu laſſen: ſo 
befaͤhrt das Bergamt den Stollen; verſtuft die an⸗ 
ſtehenden Stollenoͤrter; und erklaͤrt, durch Bemer⸗ 
kung im Bergbuche, den Stollner feines Eigenthums 
für verluſtig. 1 

§. 248. Der Stollen kann alsdann Andern vers 
liehen werden, welche in alle Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten des erſten Stolluers treten. 

$. 249. Vorliegende Gruben und neue Muther 
ſind befugt, um dieſe Freifahrung zu bitten. 

$. 250. Hierbey haben die vorliegenden Gru⸗ 
ben eben die bey verſtuften einzelnen Stollenoͤrtern 
9. 239. ihnen beigelegten Rechte, 

§. 251. Wenn ein ſolcher aufläſſiger Stollen 
verbrochen iſt; ſo haben die Gruben, in welche der 
Stollen ſchon getrieben war, und welche Alter als 
der neue Stollner beliehen ſind, das Recht, den 
Stollen in ihrem Felde ſelbſt zu gewaltigen; und ge⸗ 
ben alsdann dem Stollner nur Wallereinfall- Geld, 

$. 252. Der Erollner iſt, bey Verluſt feines 
Eigenthums, verpflichtet, den Stollen in ſolchem 
Zuſtande zu erholten, daß er nicht verbricht. 

§. 253. Jedes verliehene Bergwerkselgenthum, Mittel 


bare Er 

und alfo auch Bergtheile, oder Kuxe, werden zum tn, 

unbeweglichen Vermoͤgen gerechnet. u 
8. 254 
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$. 254. Ausbeute hingegen gehoͤrt zum beweg⸗ 
lichen Vermoͤgen, ſobald ſie nach den Antheilen der 
Gewerke abgeſchloſſen iſt, wenn ſie gleich von den 
Gewerken noch nicht erhoben worden. 

9. 255. Was im Erſten Theile Tit. 10. §. 6 
bis 20. von der mittelbaren Erwerkung des Eigen⸗ 
thums der Grundſtuͤcke uberhaupt vorgeſchrieben ift, 
gilt auch vom Bergwerkseigenthume. 

§. 156. Es muͤſſen daher alle Beſißzveraͤnde⸗ 
rungen bey dem Bergamte verlautbart; im Bergge⸗ 
genbuche ab⸗ und zugeſchrieben; und ein neuer Ge⸗ 
wäheſchein darüber gelöfet werden. 

6. 257. Bey dem Ab» und Zuſchreiben wird 
in der Regel alles dasjenige beobachtet, was in der 
Hypothekenordnung bey Eintragung des Befistitels 
verordnet iſt. 

§. 258. Sind jedoch nur einzelne Kupe, oder 
gar nur einzelne Antheile eines Kuxes, von Einem 
Inhaber auf den andern zu übertragen: fo iſt es 
genug, wenn ſich das Bergamt nur überhaupt die 
rechtliche Gewißheit der von den Parteien beſchloſſe⸗ 
nen Uebertragung verſchafft hat. a 

8. 259. Wie dieſes auf die ſchicklichſte, be 
quemſte, und den Intereſſenten am wenigſten laͤſtige 
Arc geſchehen könne, muß denſelben allenfalls, nach 
Beſchaffeuheit der Umſtände, von dem Bergamte, 
an die Hand gegeben werden. 

$. 260. Uleberhaupt kann, wenn auch der Bere 
käufer ſich nicht meldet, der Käufer aber einen ge⸗ 
hoͤrig beglaubigten Contract, worin ihm das Eigen⸗ 
thum des Kures übertragen worden, beibringt, das 
Ab- und Zufchreiben auch ohne Zuziehung des Ver⸗ 
käufers erfolgen. 


$. 261. 
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H. 261. Bey freiwilligen Veraͤußerungen von 
Bergtheilen, wovon noch Zubußen rückftändig find, 
kann die Zuſchreibung nicht eher erfolgen, als wenn 
entweder der Verkäufer dieſelbe, vor Entfagung ſei⸗ 
nes Eigenthums, berichtigt, oder der Käufer ſich er» 
klaͤrt hat, den Ruͤckſtand zu übernehmen, 

$. 262. Wenn von Bergeheilen, die durch 
Erbfolge verfaͤllt werden, noch Zubuße ruͤckſtaͤndig 
iſt: ſo erhaͤlt der neue Beſißer vor deren Berichti⸗ 
gung keine Zugewaͤhrung. 

9 263. Bey jeder Uebertragung irgend eines 
Bergwerkseigenthums, welches nach den im Berg⸗ 
gegenbuche vorhandenen Anmerkungen mit dinglichen 
Anſprüchen behaftet iſt, muͤſſen dieſe im neuen Ges 
waͤhrſcheine vollſtaͤndig ausgedruckt werden. 

9. 264. Was bergmämifch gemuthet und ver⸗ Vom che⸗ 
liehen wird, kann auch im Geſammteigenthume ber 5 
ſeſſen werden. ; thume. 

§. 265. Derjenige, welcher erweislich mit ei⸗ Wie es 
nem Bergwerkseigenthume beliehen iſt, (der Lehns⸗ weben 
träger), muß ſich vor dem Gegenbuche erklaren, daß kann. 
er die mit Ramen anzugebenden Perſonen in das 
Geſammteigenthum aufnehme. 

§. 266. Rechte des Geſammteigenthums erlangt 
jeder Theilhaber nur durch Eintragung ſeines Na⸗ 
mens in das Gegenbuch; und erhaͤlt daruͤber vom 
Bergamte einen Gewährſchein, der ihm zum Be⸗ 
weiſe der erfolgten Eintragung dient. 8 

§. 267. Rur derjenige iſt als wahrer Eigen⸗ 
thümer eines Bergtheils zu betrachten, der als ſol⸗ 
cher im Gegenbuche ſteht. 8 

§. 268. Die Verpaͤltniſſe der Geſammkeigen⸗ ante 
thümer unter ſich, find nach dem unter ihnen beſte⸗ Dichten 
henden Vertrage, und in deſſen Ermangelung nach der Ge⸗ 
den allgemeinen Gruudſätzen des Erſten Theils, Tit. Br 
17. zu beurtheilen. mer. 


S. 269. 
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9. 269. Der Lehnsträger iſt Repraͤſentant der 
Gewerkſchaft, in allen Angelegenheiten, welche die 
Beleihung und Bewahrung des Eigenthums betreffen. 

$. 270. Beſonders muß er bey der Anweiſung 
und Vermeſſung zugezogen werden. 

$. 271. Er muß aber auch für die gehörige 
Herbeiſchaffung der Zubuße ſorgen. 

S. 272. Die Gewerke find verbunden, dem 
Bergamte Rechnung von ihrem Grubenhaushalte 
abzulegen; dieſelbe in zwölf monatliche Anſchnitte 
oder Specialrechnungen, und nachher in Eine ſum⸗ 
mariſche Rechnung zu bringen; auch die ordnungs⸗ 
mäßigen Gebühren für die Reviſton derſelben zu ent 
richten. { 

. 273. Wie dieſe Rechnungen geführt, und in 
weſchen Terminen ſie abgelegt werden ſollen, iſt in 
den Provinzial⸗Bergordnungen enthalten. 

Safe: H. 274. Die Zubuße wird von dem Bergamte, 
1 nach Etforderniß des Baues, viertelſahrig berechnet 
a und ausgeſchrieben. 

§. 275. Die Ausſchreibung geſchieht nach Ver⸗ 
haͤleniß der Kuxe, die an Gewerke vertheilt find. 

$. 276. Eben fo wird es gehalten, wenn waͤh⸗ 
rend eines Quartals, wegen Unzulänglichkeit der ein 
gekommenen Zubuße, eine neue Anlage zur Fott⸗ 
ſetzung des Baues von dem Schichtmeiſter, unter 
Genehmigung des Bergamtes, gemacht werden muß. 

§. 277. Doch dürfen von den H. 134. beſtimm⸗ 
ten Freikuren keine Zubußen gefordert, ſondern die 
Antheile derſelben müffen von den übrigen Intereſ⸗ 

ſenten übertragen werden. 

$ 278. Jeder Jutereſſent iſt ſchuldig, die von 
dem Bergamte ausgeſchriebene Zubuße, innerhalb 
Vier Wochen nach geſchehener Ausſchreibung, un⸗ 
weigerlich zu entrichten. 


9. 279. 
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6. 279. Der Vorwand der Unwiſſenheit oder 
Entfernung, kann keinem Gewerken gegen die nach⸗ 
theiligen Jolgen der verſäumten Zahlung zu ſtatten 
kommen. 3 i 

§. 280. Wer nach Ablauf des Dritten Quar⸗ 
tals von der Zeit an, da die Zubuße entrichtet wer⸗ 
den ſollte, mehr als die Zubuße des letzten Quartals 
ſchuldig iſt, der wird feiner Kurxe, auf die Anzeige 
des Schichtmeiſters, oder ſonſtigen Zubußeinneh⸗ 
mers, ſofort verluſtig. 1 

$. 281. Dazu bedarf es keines förmlichen Ge⸗ 
hoͤrs des ſäumigen Gewerken, oder ausdrücklichen 
Erkenntniſſes; ſondern nur eines vom Bergamte ab⸗ 
zufaſſenden Decrets. ? ) 

H. 282. Einen folchen angefallenen Kup) kann 
das Bergamt, ohne Befragung der übrigen Inter⸗ 
eſſenten, zum Beſten der Gewerkſchaft verkaufen; 
oder auch, gegen Entrichtung der rückſtaͤndigen Zu⸗ 
buße, einem ſogenannten gehorſamen Gewerken, wel⸗ 
chem allemal der Vorzug dor einem Fremden ges 
buͤhret, überlaffen. D er 

$. 283. Der vorige Inhaber iſt nur mit Eine 
willigung der Gewerkſchaft, und gegen Erlegung der 
ruͤckſtaͤndigen Zubuße, wiederum zum Beſitze des ein⸗ 
mal verlornen Kuxes zu laſſen. . 

H. 284. So lange die der Gewerkſchaft zuge⸗ 
wachſenen Kuxe noch nicht wiederum an eigene In⸗ 
haber gebracht ſind, wird die auf ſelbige kommende 
Zubuße auf die übrigen Mitglieder der Gewerkſchaft 
mit ausgeſchrieben. 

§. 283. Wer von den übrigen Gewerken die 
gehoͤrig ausgeſchriebene Zubuße eines angefallenen 
Kuxes nicht nach Vorſchriſt des 9. 280. zahlt, vers 
liert ſein Recht darauf. 

$. 286. Wird eine Gewerkſchaft fo ſchwach, 
daß fie die Beitraͤge der angefallenen Kuxe nicht ent» 


rich⸗ 
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richten kann oder will; und koͤnnen dieſe angefalle⸗ 
nen Kuxe nicht auf andere Art untergebracht wers 
den: fo fälle die ganze Grube in das Landesherr⸗ 
liche Freie. 1 

§. 287. Eben dies findet Statt, wenn alle Ger 
werke ihren Antheilen entſagt, oder dieſelben durch 
ihre Saumſeligkeit in Entrichtung der Zubuße, (Re“ 
tardat,) verloren haben. f 

$. 288. Alsdann muß das Bergamk die Nas 
hr der bisherigen Gewerken im Gegenbuche loͤſchen 
laſſen. 
F. 289. Mit dem Verluſte des Eigenthums 
der Zechen und Bergtheile werden alle dinglichen 
Rechte aufgehoben, welche die Gewerken daran ge⸗ 
habt haben. 5 
8. 290, Den Gewerken auflaͤßiger Zechen ver⸗ 
bleiben jedoch die Vorräthe, welche vor der Frei⸗ 
fahrt über die Hängebanf geſtürzt find; ingleichen 
alles Andere, was fie über Tage an Mobiliarver⸗ 
mogen beſeſſen haben. 

§. 291. Aber auch dieſe Vorraͤthe und andere 
Mobilien fallen dem Landesherrn zu, wenn ſie von 
den Gewerken nicht vor Ablauf Eines Jahres nach 
der Freifahrung, von der Grube geſchafft ſind, oder 
deshalb beim Bergamte keine Friſt nachgeſucht und 
bewilliget iſt. ! 

§. 292. Grubenſchulden koͤnnen von Gewerken, 
deren Bergwerkseigenthum ausgehoben iſt, durch 
perfönliche Klagen nicht zuruͤckgefordert werden, 

§. 293. Jedoch muß der Verlag, welchen Ver⸗ 
leger, in Auftrag der Gewerken, auf ganze Berg⸗ 
und Hüttenwerke oder Zechen, desgleichen durch 
Entrichtung der ausgeſchriebenen Zubuße, auf ein⸗ 
zelne Bergtheile geleiſtet haben, von den Gewerken 
erſetzt werden, wenn fie auch nicht mehr Bergwerks⸗ 
eigenthüͤmer find, 
8. 294. 
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S. 294. Ein Gleiches gilt in Anſehung derjeni⸗ 
gen Schulden, die Schichtmeiſter auf beſondere Voll⸗ 
macht der Gewerken aufgenommen haben. 

§. 295. In wie fern Hypothekengläubiger ſich 
an die Perſon und das übrige Vermögen ihres Schuld⸗ 
ners halten koͤnnen, iſt nach Vorſchrift des Erſten 
Theils, Tit. 20. H. 43. lag. zu beurtheilen. 

$. 296. Wenn die Koſten des Betriebes, ganz dig der 
oder zum Theil, noch durch Zuſchuͤſſe der Gewerken Aussen 
aufgebracht werden muͤſſen: fo wird eine ſolche ke. 
Grube eine Zubußzeche genannt. 

6. 297. Reicht das Einkommen aus den ge⸗ 
wonnenen und verkauften Produkten zur Beſtreitung 
der Betriebskoſten, und zum weitern Fortbaue der 
Grube: ſo iſt eine Freibauzeche vorhanden. 

$. 298. Eine Grube, bey welcher, nach Ab⸗ 
zug der zum künftigen Betriebe erforderlichen Ko⸗ 
ſten, ein Ueberſchuß verbleibt, heißt eine Verlags ⸗ 
zeche, fo lange aus dieſem Ueberſchuſſe noch die vor⸗ 
derigen Zubußen, und die zum Betriebe des Wer⸗ 
kes, mit Genehmigung des Vergamts, etwa auf⸗ 
genommenen Schulden nach und nach zuruͤckgezahlt 
werden. 

$. 299. Eine Grube hingegen, welche nach 
wieder erſtattetem Verlage, und nach Abzug der 
zum kuͤnftigen Betriebe noͤthigen Koſten, einen rei⸗ 
nen Ueberſchuß abwirft, wird eine Ausbeutezeche 
genannt. ’ 

H. 300. Die Beſtimmung, wann und wie viel 
an Verlag erſtattet, oder an Ausbeute bezahlt wer⸗ 
den ſolle, haͤngt von der Beurtheilung des Berge 
amts ab. 

H. 301. So lange noch kein hinreichender Caſ⸗ 
ſenbeſtand, die Koſten des ferneren Baues wenig⸗ 
ſtens auf Ein Jahr zu beſtreiten, vorhanden iſt, 
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findet weder Verlagserſtattung, noch Vertheilung 
von Ausbeute Statt. 
$. 302. Auch ſoll eher keine Ausbeute vertheilt 
werden, als bis ſelbige wenigſtens Einen Thal er 
- anf jeden im Gegeubuche zugewäbrten Kux beträgt. 
$. 303. Eine höhere Ausbeute koͤnnen die Ge⸗ 
werken erſt alsdann verlangen, wenn nach pflichemd- 
ßigem Ermeſſen des Bergamts anzunehimen iſt, daß 
mit ſolcher Vertheilung auch in der Folge 
nigſtens Ein Jahr hindurch, fortgefahren werben 
koͤnne. 
$. 304. Uebrigens wird die Ausbeute unter 
ſaͤmmtliche Inkereſſenten, nach Verhaͤltuiß der zu 
einer Zeche gehoͤrenden Kuxe, mit Inbegriff der 
Freikure vertheilt. 
$. 305. So lange hingegen eine Zeche nur 
noch den Verlag erſtattet, haben die Freikure auf 
irgend einigen Vortheil keinen Anſpruch. 
§. 306. Dagegen muß ihnen, ſobald Ausbeute 
geſchloſſen wird, davon durch das Bergamt Nach⸗ 
richt gegeben werden. 
In unſe⸗ ß. 307. Die Annahme und Entlaſſung der 
e Berg⸗ und Huͤttenarbeiter, Steiger, und anderer 
Bergbedienten, kommt lediglich dem Bergamte zu. 
F. 308. Mitglieder einer Gewerkſchaft ſollen 
fo wenig, als deren Aeltern, Kinder, Brüder, und 
Brudersſoͤhne, oder Dienftboten, bey derſelben Zeche 
als Steiger oder Schichtmeiſter angeſetzt werden. 
§. 309. Auch muͤſſen Steiger und Schichtmei⸗ 
ſter unter einander in keiner ſolchen nahen Ver⸗ 
wandtſchaft, oder andern genauen Verbindung ſte⸗ 
hen, die den Gewerken, oder dem Bergbaue über 
haupt, Nachtheil bringen konnte. 
Schicht, $. 310. Bey jedem Berg- und Huͤttenwerke 
meifters und bey jeder Grube, muß ein Schichtmeiſter ange⸗ 
beſonbers ſtellt werden. 
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g. 311. Die Gewerken haben das Recht, ein 
tuͤchtiges Subjekt dazu in Vorſchlag zu bringen, 
weiches nach unterſuchter und befundener Tuͤchtigkeit, 
von dem Bergamte beflätige und verpflichtet wird. 

§. 312. Das Bergamt iſt befugt, auch ohne 
Zuziehung der Gewerken, einen Schichtmeiſter, we⸗ 
gen grober Nachlaͤßigkeit oder Untreue, feiner Stel⸗ 
le wieder zu entſetzen. g 

$. 313. Gewerken koͤnnen verlangen, daß ih⸗ 
re Schichtmeiſter wieder entſetzt werden, wenn ſie 
ſelbige einer groben Nachläßigkeit oder Untreue uͤber⸗ 
führen koͤnnen. 

H. 314. Schichtmeiſter ſind als Generalbevoll⸗ 
maͤchtigte der Gewerken, in allen Angelegenheiten, 
welche den Betrieb des Werks betreffen, zu be⸗ 
trachten, und es ſinden die Vorſchriften des Erſten 
Theils, Tit. 13. §. 37. lgg. Anwendung. , 

8. 315. Beſonders ſchließen ſie im Namen 
der Gewerken, unter Aufſicht der Geſchwornen, die 
Contracte mit den Arbeitern, und über die auge⸗ 
ſchnittenen Bergmaterialien mit den Verkäufern; 


erheben diejenigen Gelder, welche zum Betriebe der 


Zeche angewendet werden ſollen; und verkaufen die 
Produkte der Grube, ingleichen die unbrauchbaren 
Juventarienſtuͤcke, für. die vom Bergamte veſtgeſetz⸗ 
ten Preiſe; in fo fern die Gewerken nicht ſelbſt dar⸗ 
über diſponiet haben. } bin 
H. 316. Ferner bezahlen fie von den Gewer⸗ 
kengeldern diejenigen Ausgaben, welche das Berge 
ame beim Anſchnitte genehmigt; desgleichen die Ges 
buͤhren, wozu die Gewerken aus der Belehnung 
verpflichtet ſind. g Nen 
§. 317. Dagegen find ſie, ohne Specialvoll⸗ 
macht, nicht befugt, dem Eigenthume eines Theils 
des gewerkſchaftlichen 3 Naͤume, hard 
2 u. ſ. w. 


Wonder: 
Bun der 
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u. f w. zu entfagen, oder Schulden auf die Ern. 
ben zu machen. 
$. 318. Sie muͤſſen durch den Anſchnitt, und 
durch die Specialrechnungen, nach Vorſchrift des 
. Rechnung ablegen; und werden als 
Verfaͤlſcher beſtraft, wenn ſie eingenommene Gelder 
vorſaͤtzlich nicht zum Anſchnitte im Regiſter bringen. 
$. 319. Dagegen find fie, außer dem Falle 
des Betrugs, nicht ſchuldig, dasjenige zu vertreten, 
was fie in Anſchnitt und Rechnung gebracht haben, 
und im Anſchnitte ſchon genehmigt, oder bey den 
Specialrechnungen nicht defectirt iſt. 
H. 320. Vielmehr muͤſſen die Gewerke, wenn 
fie durch unnuͤtze oder übertriebene Ausgaben in 
Schaden geſetzt a ſeyn glauben, an diejenigen Berg ⸗ 
beamten, welche bey dem Anſchnitte, oder bey der 
Durchſicht der Regiſter, dergleichen Ausgaben zu⸗ 
gelaſſen haben, ſich halten. 
$. 321. Der Erlaß, welchen Schichtmeiſter 
über dasjenige, was fie zu erſetzen haben, durch 
3 von einzelnen Gewerken ſich verſchaf⸗ 
fen, iſt ungültig, 
er: F. 322. Bey dem Verkaufe der Kuxe oder 
Bergtheile findet kein geſetzliches Vorkaufs⸗ oder 
Maͤherrecht, noch eine Klage aus dem Grunde der 
Verletzung am Werthe Statt. 
§. 323. Wenn wegen der Zubuße im Contraete 
nichts ausdrücklich veſtgeſetzt worden: ſo muß der 
Verkäufer die letzte vor der Zuſchreibung geſchloſſe⸗ 
ne Zubuße; der Käufer hingegen diejenigen, welche 
nachher abgeſchloſſen worden, berichtigen. 
. 324. Die vor erfolgter Tul n ge⸗ 
ſchloſſene Berfageerftarag oder Ausbeute, bleibt, 


wenn ſie auch noch im Zehenten vorhanden iſt, im 
ne aus druͤcklicher Verabredungen, dem Ver⸗ 
aufer. 


H. 325. 
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$. 325. Die Zuſchreibung im Gegenbuche muß 
wenigſtens Vier Wochen nach dem Vertrage ge⸗ 
ſchehen. N 

$. 326. Hat der Käufer binnen diefer Friſt die 
Zuſchreibung weder erhalten, noch bey dem Berg⸗ 
amte darauf geklagt: fo kann der Verkäufer zuruͤck⸗ 
treten; in fo fern Erſterer nicht glaubhaft nachwei⸗ 
ſen kann, daß er an Innehaltung der beſtimmten 
Friſt ohne ſeine Schuld verhindert worden. 

8. 327. Uebrigens finden, wegen verzoͤgerter 
Zuſchreibung, die Vorſchriften des Erſten Theils, 
Tit. 11. . 97 lag. Anwendung. 0 Ben 

$. 328. Das Bergwerkseigenthum kann unter Har, 
Beobachtung der Vorſchriften des Erſten Theile, Berg 
Tit, 20. $. 390. gd. gültig verpfaͤndet werden. werktei⸗ 

§. 329. Soll der Gläubiger ein dingliches hene 
Recht erhalten: ſo muß die Verpfaͤndung bey dem 
Bergamte verlautbart, und in das Berggegenbuch 
eingetragen werden. 

§. 330. Bey dieſer Eintragung iſt nach Vor⸗ 
ſchrift der Hypothekenordnung zu verfahren, 

H. 331. Der Hypothekenglaͤubiger verliert fein 
dingliches Recht, wenn das Berg⸗ und Huͤttenwerk, 
oder die Zeche in das Freie, oder der Bergtheil in 
das Retardat verfällt, 

§. 332. Wenn es zum gerichtlichen Verkaufe 
eines verpfandeten Bergwerkseigenthums kommt, 
und ſich dazu kein Käufer finder: fo ſoll daſſelbe 
dem Gläubiger, fir Zwey Drittel der Taxe, an 
Zahlungsſtatt zugeſchlagen werden. 

$. 333. Der Gläubiger muß von dieſer Zu⸗ 
ſchlagsſumme zuvoͤrderſt die Landesherrlichen Ges 
falle, und die ihm vorſtehenden Bergſchulden be⸗ 
richtigen. 


F. 334. 


4 Von 
Bergar⸗ 
reſten. 
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F. 334. Verbleibt ſodann, nach Abzug ſei⸗ 
ner eigenen Forderung, noch etwas übrig: fo muß 
er dieſen Ueberreſt bey dem Bergamte gerichtlich 
niederlegen. 5 

§. 338. Wegen Schulden, die das Bergwerk 
nicht angehen, findet keine Klage, noch Verkuͤm⸗ 
merung bey dem Bergamte Statt. 

S. 336, Auch ein auf das geſammte Bermös 
gen des Schuldners angelegter Arreſt erſtreckt ſich 
nicht auf deſſen Bergwerkseigenthum, und auf die 
noch nicht geſchloſſene Ausbeute. 

8. 337. Wenn aber der ordentliche Richter 
des verſchuldeten Gewerken das Bergamt um die 
Verkuͤmmerung des Bergwerkseigenthums erſucht: 
fo muß dieſer Requiſition, jedoch ohne Nachtheil 


der eigentlichen, auch fpätern Bergwerksgläubiger, 
Folge geleiſtet, und die Execution vollſtreckt werden. 


Vom 
Enseurfe 
über Berg 
Werbsel⸗ 

genthüt, 


§. 338. Außerdem kann auf Bergwerkseigen⸗ 
tbum, und die davon noch nicht geſchloſſene Aus⸗ 
beute, nur wegen Berghypotheken, und wegen ans 
derer aus dem Bergbaue berrübrender Schulden, 
Arreſt angelegt werden.“ 3 

$. 339. Wenn dergleichen Arreſt angelegt und 
verſtattet worden: fo muß der Arreſtleger fir die 
Bezahlung der Zubuße, ingleichen der Quatember 
und Receßgelder ſorgen. 8 

H. 340. Unterlaͤßt er dieſes, und das verpfaͤu⸗ 
dete Bergwerkseigenthum verfaͤllt dadurch: ſo ver⸗ 
liert er nicht nur ſein Recht, ſondern muß auch 
den Eigenthuͤmer entſchaͤdigen. 
F. 341, Wenn über das Vermögen eines Ge⸗ 
werken Concurs entſteht: fo ift dennoch deſſen Berg⸗ 
werkseigenthum, und die noch nicht geſchloſſene Aus⸗ 
beute, zur Maſſe nicht zu ziehen. 


H. 142. 
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b. 342. Vielmehr muß darüber ein beſonderer 
Laguidationsprozeß unter den Berggläubigern bey 
dem Bergamte eroͤffnet werden. 

§. 343. Die Berggläubiger find dabey nach 
folgender Ordnung anzuſetzen: x 

1) das Lohn der Arbeiter; jedoch nur wegen eines 
zweijährigen Rückſtandes, vom Tage des aus⸗ 
gebrochenen Concurſes zurückgerechnet; 

2) Poch⸗ und Huͤttenkoſten auf gleiche Art; 

3) der Zehent und andere Landes herrliche Gebuͤß⸗ 
ren, ebenfalls nur in Anſehung eines zweijäh⸗ 
rigen Rückſtandes, vom Tage des eroͤffneten 
Concurſes zuruͤckgerechnet; 

4) der Neunte und andere Steuern, mit glei⸗ 
cher Einſchraͤnkung; 

5) die erweislichen Verlagſchulden, und die mit 
Genehmigung des Bergamts gemachten Anleh⸗ 
ne, jedoch nur in ſo weit dieſe Forderungen 
aus dem letzten Jahre entſtanden find; 

6) die eingetragenen Hypotheken, nach der Zeit 
der erfolgten Eintragung; 


2) diejenigen, welche erweislich zum Baue, oder 
zur Erhaltung des Bergwerkseigenthums, Ma⸗ 
terialien geliefert, Arbeiten gethan, oder Gel⸗ 
der vorgeſchoſſen haben, welche auch zu die⸗ 
ſem Behufe verwendet worden, nach der Zeit 
des gegebenen Vorſchuſſes, oder des geſchloſ⸗ 
ſenen Contracts; 


8) die mehr als zweijährigen Nückſtaͤnde der bey 
Ne. 3. benannten Landesherrlichen Gefälle. 

F. 344. Bleibt nach Befriedigung der Berge 

glaubiger von dem geloͤſten Werthe des Bergwerks⸗ 


eigenthums noch etwas uͤbrig; fo muß ſelbiges an N 
Rich · 
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Richter des allgemeinen Concurſes, zur Vertheilung 

unter die andern Gläubiger, abgeliefert werden. 
ane g. 345. Jede Grube und jeder Stollen find ver⸗ 
bel glg, bunden, jeder andern Grube oder Stollen, auf Ver⸗ 
werfie ordnung des Bergamts, den Gebrauch ihrer Schächte 
bier Strecken, oder Stollen, zur Foͤrderniß, gegen eine 
ander: bergamtlich beſtimmte Schacht⸗Strecken, oder Stol⸗ 
zetsber⸗lenſteuer, zu verſtatten. 


haupt. 

$ 346. Waſſer, die mit Stollen in Bergwer⸗ 
ken erſchroten worden, koͤnnen zwar von dem Berg⸗ 
amte demjenigen, welcher ſelbige muchet, verliehen 
werden; 

8. 347. Jedoch verſteht ſich eine ſolche Ver⸗ 
leihung allemal unter dem Vorbehalte, daß ſie den 
Bergwerken und bauenden Gewerkſchaften unfchäde 
lich ſey. 

§. 348. Auch haben die bauenden Gewerke 
ſchaften auf dergleichen Stollen» und Grubenwaſſer, 
zur Zubereitung ihrer Erze, und zu ihren Kunſt⸗ 
zeugen, ein vorzuͤgliches Recht; und koͤnnen ſelbige 
dazu, wenn fie auch vorher einem Andern verliehen 
worden, zuruͤckfordern. 


ame H. 349. Jeder Bellehene it ſchuldig, bey dem 
ben unter Baue ſeines Ganges oder Floͤtzes, in den bey der 
einander Verleihung und Vermeſſung ihm angewieſenen 
Graͤnzen ſich zu halten. 
$. 350. Er darf die ihm angewieſenen Ober⸗ 
und Untermaaßen, weder zum Nachtheile der Rech⸗ 
te des Staats, noch zur Verkürzung anderer Bes 
liehenen, uͤberſchreiten. 
6, 351. Auch die bey der Beleihung beftimm« 
te Breite oder Vierung des Ganges muß er genau 
beobachten. 


9. 352. 
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§. 352. Alle Bergwerksbelehnungen geſchehen Nom A 
altern Rechten unbeſchadet, und die jüngern müffen Fabe. 
den altern weichen. 

§. 353. Das Alter im Felde giebt beſonders 
den Vorzug, wenn mehrere Trumme aus dem Haupt⸗ 
gange herausgehen; in welchem Falle die Gewerk⸗ 
ſchaft des Hauptganges, und unter mehrern die Als 
teſte, einen derſelben waͤhlen, (erkieſen,) und dar⸗ 
auf vorzuͤglich die Beleihung ſuchen kann. 

$. 354. Ferner, wenn eine Gewerkſchaft mit 
dem auf ihrem Gange fortgetriebenen Baue in das 
Grubengebaͤude einer andern Gewerkſchaft kommt; 

(mit ihr durchſchlaͤgig geworden ift.) 

§. 355. Beſonders alsdann, wenn Zwey 
Hauptgaͤnge oder Flöge in Einen ſich zuſammen vers 
einigen (ſchaaren ). 

$. 356. Ferner, wenn ein Hauptgang einen 
andern queer durchſtreicht; (denſelben überfaͤhrt,) 
ſelbſt wenn die Arbeit in dem einen Gange noch 
nicht bis auf den Punkt, wo ſelbiger von dem an⸗ 
dern uͤberfahren worden, fortgeſetzt wäre, 

H. 357. Ferner alsdann, wenn die Flächen 
Zweier Gänge ſich gegen einander neigen, und ein⸗ 
ander beruͤhren (durchfallen). \ 

§. 358. Auch entſcheidet das Alter im Felde, 
wenn zwiſchen Zwey Gewerkſchaften uͤber den fuͤr 
beide nicht hinreichenden Gebrauch des Waſſers zur 
Gruben» und Pocharbeit geſtritten wird; in welchem 
Falle die jüngere von Waſſerlaͤuſen nicht eher und 
anders Gebrauch machen kaun, als in ſo fern die 
ältere des Waſſers nicht bedarf, oder es derſelben, 
ohne Benehmung des Gefaͤlles, wieder zugeführt 
werden kann. 

$. 359. Zum Alter wird erfordert, daß der Beweis 
Aelcere im rechtmäßigen und ältern Eigenthume des ez un 
Ganges, oder Floͤtzes und Feldes ſey, woran er das Felde. 

Alter 
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Alter verlangt; und daß der ſtreitige Gang erweis⸗ 
lich ein Theil feines verliehenen Ganges oder Floͤ⸗ 
bes ſey. 

$. 360. Das rechtmaͤßige Eigenthum beruht 
auf gehörig. erlangter Belehnung, und erweislicher 
Erfüllung derjenigen Obliegenheiten, welche bey Ver ⸗ 
luft des Eigenthums vorgeſchrieben find, 

$. 361. Das Alter des Eigenthums wird nach 
dem Tage der Belehnung berechnen, 

g. 362. Hatte Ein Theil ſchon gemuthet, ehe 
der andere beliehen ward, und ſelbſt fpäter Belei⸗ 
hung erhalten: fo giebt das ältere Präſentatum der 
gehörig geſcheheuen Muthung das Alter. 

$. 363. Hatte Ein Theil Finderrechte, ehe der 
andere beliehen ward, und erſt nachher ſelbſt Belei⸗ 
hung erlangt: fo hat er, der ſpaͤtern Muthung une 
geachtet, das Alter. 

§. 364. Das Alter erſtreckt ſich nicht weiter, 
als auf das in der Beleihung enthaltene und dar⸗ 
nach im Berggegenbuche verzeichnete Feld; und wenn 
der ſtreitige Punkt außer demſelben liegt: ſo hat der 
Aeltere kein Recht daran. 

§. 365. Daß der Gang am ſtreitigen Punkte 
eben derſelbe, und kein anderer, als derjenige ſey, 
worauf dem Aeltern das Alter zuſteht, muß durch 
offene Durchſchlaͤge vom Funde her, nach ordeutlis 
chen hängenden und liegenden, auch kenntlichen Saal⸗ 
bändern erwieſen werden. 

$. 366. Bloße offene Markfcheider » Durch- 
ſchlaͤge, ohne Encbloͤßung richtiger Saalbaͤnder, ges 
ben keinen Beweis. 

$. 367. Wenn der Gang verdruckt, und in 
der Vierung ſeiner Streichungslinie wieder gefun⸗ 
den worden iſt: ſo wied der wiedergefundene Gang 
für denſelben gehalten, der vorher verdruckt war, 
und. gehort dem Aeltern. 

L. 368. 


Vom Bergwerksregal. 299 


$. 368. Faͤllt der Gang des Juͤngern in des 
Aeltern Vierung: ſo hat der Letzte in derſelben das 
Alter darauf. 

$. 369. Iſt der Bau der Grube noch nicht fo 
weit gebracht, daß daraus obige Umſtaͤnde $. 359. 
fgg. klar find: fo muß beſondere Beweisarbeit ge⸗ 
fuͤhrt werden. 5 

8. 370. Der Aeltere darf hierzu nur in feinem 
eignen Felde anſetzen. 

$ 371. Von der im Falle des §. 187. durch 
Fortſtellung der Beweisarbeit geſchehenen Wahl ei⸗ 
nes Trummes, kann nicht wieder abgegangen werden. 

$. 372. Auf die vom Juͤngern in der Grube 
uͤberfahrnen Gänge beweiſet der Aeltere fein Vor⸗ 
recht, wenn er ſie in ſeinem Felde Sieben Lachter 
vom Tage, wieder mit kenntlichen Saalbaͤndern, 
auch ordentlichem Haͤngenden und Liegenden ausrich⸗ 
tet, und durch des Marktſcheiders Anzeige beweiſet, 
daß der ausgerichtete Gang mit dem vom Juͤngern 
überfahrnen Gange gleiches Streichen habe. 

§. 373. Wenn der beweisführende Theil ent⸗ 
weder nach dem vorherigen Baue, oder nach der 
geſchehenen Beweisarbeit, feinen Beweis für volle 
führe erachtet: fo muß er das Bergamt um Bes 
ſahrung bitten. 

§. 374. Bey der Befahrung zeigt derſelbe in 
der Grube, daß die Erforderniſſe H. 359. lag · vor⸗ 
banden ſind; und der Gegentheil iſt ſchuldig, uͤber 
- Richtigkeit der angegebenen Umſtände ſich zu er⸗ 

aͤren. 

F. 375. Findet das Bergamt noch mehrere 
Beweisarbeit noͤchig: fo muß ſelbige nach deſſen 
Anweiſung geführt werden. 

$. 376. Sind die Eigenthumsrechte des einen 
Theils erwiefen: fo muß dem andern Theile, wenn 
er im Beſitze des ſtreitigen Punktes iſt, der ha 45 

ſelbi⸗ 


300, Zweiter Theil. Sechszehnter Titel. 


ſelbigem, auf Anſuchen des Gegentheils, vom Berg ⸗ 
ante unterfage werden. 5 

$. 377. In der Regel wird, während der Uns 
terfuchung, der Bau durch beſonders dazu angeſtell⸗ 
te und verpflichtete Schichtmeiſter und Steiger fort- 
geſtellt; der dazu noͤthige Vorſchuß, welchen der 
obſtegende Theil hiernaͤchſt erſetzen muß, von beiden 
ſtreitenden Parteien nach §. 274. (gg. eingezogen; 
und der Ueberſchuß beim Bergamte niedergelegt. 

§. 378. Jedoch kann ein ſolcher Bau, nach 
dem Befinden des Bergamts, bis zum Aus trage 
der Sache ganz eingeſtellt bleiben, ohne daß dem 
Gegentheile dabey ein Recht zum Widerſpruche ge⸗ 
buͤhret. ' 

$. 379. In fo fern der Bau zur Beweisarbeit 
noͤthig iſt, geſchieht derſelbe zwar nach Anleitung des 
beweirfuͤhrenden Theils; jedoch nach Anordnung des 
Bergamtes, unter Verwaltung der $. 377. erwäͤhn⸗ 
ten beſondern Schichtmeiſter und Steiger. 

$. 380. Die Erze, welche vor dem Verbote 
des Bergamts über die Hängebank geſtuͤrzt find, ge⸗ 
hoͤren demjenigen Theile, der ſie geſtürzt hat, wenn 
er nicht unredlicher Beſitzer geweſen iſt; die nachher 
ausgeförderten fallen dem zu, dem das Eigenthum 
des ſtreitigen Feldes zugeſprochen wird. 

$. 381. Bey Unterſuchung und Entſcheidung 
ſolcher Streitigkeiten, muͤſſen Bergbediente, die an 
einer der ſtreitigen Zechen Antheil haben, ſich ihres 
Amts enthalten; in ſo fern nicht der Gegentheil in 
ihre Zuziehung ausdrücklich willigt. 

$. 382. Wird dadurch die Anzahl der zulaͤßi⸗ 
gen Bergbedienten zu ſehr vermindert: fo Fönnen die 
Parteien auf Unterſuchung und Entſcheidung durch 
ein benachbartes Bergamt antragen. 


H. 383. 
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$. 383. Bey allem Auslenken im verliehenen 35525 
Felde ſteht den Grubenbeſizern die Wahl zu, ob nn 
fie. dieſe Arbeit ſelbſt übernehmen wollen, oder das Stollen. 
Bergamt dem Stollner dazu Erlaubniß geben ſoll. 

§. 384. Die Erze und Mineralien, welche 
durch dergleichen Baue in verliehenem Felde gewon⸗ 
nen werden, gehören demjenigen, auf deſſen Koſlen 
der Bau geſchieht. Ay 8 

$. 385. Lichtloͤcher, welche mit Erlaubniß des 
Bergamts in unverliehenem Felde getrieben werden, 
gehen, bey Verleihung dieſes Feldes zum Gruben⸗ 
baue, in das Eigenthum der Grubenbeſitzer über, 

9. 386. Letztere find aber verbunden, dem 
Stollner deren freien Gebrauch zu uͤberlaſſen, und 
fie fo lange gehörig zu unterhalten, als der Stoll⸗ 
ner derſelben nach Erkenntniß des Bergamts bes 
noͤthigt iſt. 2 

6. 387. Jede Grube ift verbunden, jedem recht. aun 
mäßig beliehenen Stollner den Durchtrieb des Stol⸗ Stelen, 
lens durch ihre Gebäude ungehindert zu verſtatten. echte. 

§. 388. Desgleichen den freien Gebrauch ihrer 
Schaͤchte, zur Ausförderung der Erze und Berge; 
und zur Einhaͤngung des Holzes und anderer Berg⸗ 
materialien, wenn er ſich dazu ſeines eigenen Kuͤ⸗ 
bels und Seils bedient. 

$. 389. Jede Grube, welche fo weit niederge⸗ 
bracht iſt, daß ein angefangener Stollen ohne Ue⸗ 
berbrechen in ihre Baue einſchlagen kann, muß dem 
Stollner geſtatten, in ihren Bauen anzuſitzen, und 
dem Stollen mit einem Orte entgegen zu gehen. 

§. 390. Sie kann dieſes Ort ſelbſt zutreiben; 
muß aber alsdann dem Stollner die durch den Stol⸗ 
lenhieb gewonnenen Erze und Mineralien, gegen 
Erſatz der Gewinnungskoſten, auf ſein Verlangen 
überlaffen, in ſo fern er zum Stollenhiebe berech · 


igt iſt. 
9. 391: 
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$. 391. Gruben, welche ihre Baue nahe bey 
einem ſchon vorhandenen Stollen fuͤhren, ſind ver⸗ 
bunden, nach Erkenntniß des Bergamtes, ent⸗ 
weder die gehoͤrigen Bergfeſten ſtehen zu laſſen, 
oder auf eigne Koſten ſolche Vorrichtungen zu ver⸗ 
anſtalten, daß der Stollen vor Bruͤchen ficher ges 
ſtellt werde. 

$. 392. In Anſehung der Grubenfchächte hat 
der Stollner, auf feine Koften, durch Gerinne, 
oder ſonſt, ſolche Anſtalten zu treffen, daß weder die 
Gruben in ihrem Baue gehindert werden, noch die 
Stollenwaſſer in die Tiefften der Gruben fallen. 

§. 393. Werden die Schächte erſt nachher une 
ter dem Stollen abgeſunken, nachdem deſſen Waſ⸗ 
ferfeige ſchon an dieſe Orte gehörig nachgebracht war: 
ſo ſind die Gruben verpflichtet, jene Anſtalten auf 
ihre Koſten zu treffen. 

$. 394. Jeder Stollner iſt verbunden, alle 
Waſſer auf feinem Stollen aufzunehmen, die dar⸗ 
auf kommen. - 

$. 395. Jede Grube iſt berechtigt, in ihren 
Bauen ſolche Einrichtungen zu machen, daß ihre 
Waſſer auf den Stollen fallen, oder gehoben werden. 

§. 396. Keine Grube darf den Durchlauf der 
Waſſer anderer Gruben auf dem Stollen, und die 
dazu noͤthigen Vorrichtungen, Einlegung von Ge⸗ 
rinnen u. ſ. w. verwehren. * 
F. 397. Sie kann aber verlangen, daß vom 
Stollner ſolche Anſtalten getroffen werden, daß ihr 
Gruͤbenbau dadurch kein Hinderniß leide. 

$. 398. Jede dem Stollen vorliegende Grube 
iſt befugt, des Stollners Erklarung zu fordern: ob 
er den Stollen in ihre Gebaͤude bringen will, oder 
nicht. 
9. 399. Erklark der Stollner, daß er den 
Stollen nicht in die Gebäude der vorliegenden 155 

e 
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be bringen wolle: ſo kann dieſe den Stollenort ver⸗ 
ſtufen laſſen. ($. 236. Ig.) x 

§. 400. Will aber der Stollner den Stollen 
in die Gebaͤude der vorliegenden Grube bringen: ſo 
kann dieſe, gegen beſondern Beitrag der Koſten, 
eine ſtärkere Belegung des Stollenorts zu deſſen 
geſchwinderem Forttriebe verlangen. 

$. 401. Der Stollner hat alsdann die Wahl: 
ob er den Stollen auf eigene Koſten, oder gegen 
die Beitraͤge der Gruben, geſchwinder forttreiben 
will. 4 

F. 402. Nimmt er dieſe Beiträge an: fo ge⸗ 
ben ihm in der Folge dieſe Gruben nur ſo lange 
die Halfte der Stollengebuͤhren, bis dadurch die 
Hälfte der erhaltenen Beiſteuern erſetzt iſt. 

$. 403. Zechen, die inzwiſchen ins Freie ges 
fallen, und neuen Aufnehmern verliehen find, koͤn⸗ 
nen dem Stollner diejenigen Beiträge, welche die 
alten Gewerken zum Forttriebe des Stollens gege⸗ 
ben haben, nicht an den Stollengebühren Furzen. 

§. 404. Außer dieſen allgemeinen Stollenrech⸗ 
ten, erlangt der Stollner, durch Erfüllung gewiſ⸗ 
fer Erſorderniſſe, das Recht, von den Gruben noch 
den Stollenbieb, und das Neunte zu fordern, 

$ 405. Der Stcollenbieb iſt das Recht des Stollen 
Stollners, die in den Graͤnzen des Stollen §. 227, bit 
brechenden Erze und Mineralien zu gewinnen, und 
in ſeinen Nutzen zu verwenden. ? 

$. 406, Ein Stollner, der feinen Stollen im 
verliehenen Felde einer Grube, in mehrere Flügels 
örter theilt, und in mehr als Einem Fluͤgelorke beim 
Stollenhiebe Erz findet, hat die Wahl, von wel⸗ 
chem Fluͤgelorte ser die Erze zum Stollenbiebe neh⸗ 
men will. 


9. 40%; 
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9. 407. Die Erze, welche er von den uͤbri⸗ 
gen Fluͤgeloͤrtern gewinnt, muß er der Grube, auf 
ihr Verlangen, gegen Erſatz der Gewinnungskoſten 
uͤberlaſſen. 0 

$. 408. Hat aber die Grube mehr als Ein 
Tieſſtes; und koͤnnen die Waſſer durch einen Stollen⸗ 
ort nicht zugleich den übrigen Tiefſten abgeführe und 
weiter gebracht werden: fo gebuͤhrt dem Stollner 
der Stollenbieb auch von den andern Fluͤgeloͤrtern, 
welche er nach den uͤbrigen Tiefſten treibt. 

$. 409. Gruben, in deren verliehenem Felde, 
wegen ermangelnder Anbruͤche, kein Stollenhieb aus⸗ 
geübt werden kann, geben dem Stollner dafür den 
Vierten Theil (Vierten Pfennig) der Koften, wel⸗ 
che er von dem erſten Durchſchlage in das Feld 
der Grube an, bis dahin, wo er es wieder verläßt, 
auf den Forttrieb des Stollens durch ihre Gebäude 
verwendet. 

§. 410. Dazu gehören auch die Koſten für 
Lichtloͤcher und Durchſchlaͤge in die Grubenbaue. 

§. 411. Hingegen werden dabey nur Steiger⸗ 
und Arbeitsloͤhne, Bergmateriallen und Schmiedeko⸗ 
ſten; nicht aber die Koſten uͤber Tage angerechnet. 

$. 412. In allen Gruben, wo der Stollner 
zum Stollenhiebe berechtigt iſt, hat er die Wahl: 
ob er den Stollenhieb, oder den Vierten Pfennig 
fordern will. 

$. 413. Der Vierte Pfennig wird jederzeit erſt 
auf Anforderung des Stollners, mithin nicht auf 
Diejenigen Koſten gegeben, welche der Stollner vor 
der Zeit des geforderten Vierten Pfennigs aufge⸗ 
wendet hat. 

H. 414. Es wird für eine ſtillſchweigende Wahl 
des Stollenhiebes geachtet, wenn der Stollner den 
Vierten Pfennig nicht gefordert hat, und im Stol⸗ 
len Erze oder Mineralien gewinnt, 

5. 415. 
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$. 415. Hat aber der Stollner anfaͤngſich den 
Vierten Pfennig genommen; ſo iſt ihm ünderwehrt, 
denſelben während des Stollenkriebs aufsufündigen, 
und den Stollenhieb auszuüben. 


Er } 
$. 416. Gruben, welche dem Stollner den Vier- 8 

ten Pfennig geben, find befugt, von demſelben die 

durch den Stollentrieb in ihrem Felde gewonnenen 

Erze und Mineralien, gegen Erſaß der innen 

koſten, zuruͤckzufordern. 


8. 417, Das Neunte iſt der Neunte Theil aller Neunte. 
aus einer Zeche geförderten Erze, und andern Mi⸗ 
neralien, welche der Zeche nach Abzug des Landes⸗ 
herrlichen Zehent verbleiben. 

§. 4718. Das Neunte wird von ln denjeni⸗ 
gen Erzen und Mineralien gegeben, die nach erfolg⸗ 
tem Durchſchlage des Stollens in die vorgeſchriebe⸗ 
nen Orte der Zeche (§. 423. 424.) uber die Haͤn⸗ 
gebank geſtürzt werden, wenn fie auch vorher in der 5 
Grube gewonnen worden ſind. 

§. 419. Der Scollner erhalt das Neunte in 
Natur, oder in Gelde; je nachdem der Landes⸗ 
herrliche Zehent in Natur, oder in Gelde entrichtet 
wird. 

$ 420. Das halbe Neunte wird überall gleich 
dem ganzen Neunten berechnet. 

H. 421. Ju allen denjenigen Fallen, da ein Sur 
Stollen zum ganzen oder halben Neunten berechtigt zn 
iſt; dieſes aber wegen ermangelnder Anbrüche nicht 
gegeben werden kann; gebührt dem Stollner ein vom 
Bergamte zu befimmendes Waſſerein fall Geld. 

$. 422. Meuntes und Waſſereinfall⸗Geld er⸗ 
haͤlt der Stollner erſt von der Zeit an, da er ſeinen 
Anſpruch, mit Beweis des wirklich erlangten Rechts 
Stollengebuͤheniſſe zu fordern, ankuͤndigt. 


gem, Laudr. IV. Band, u 9. 43 
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Erſorder, 6. 423. Um dieſer Gebührniffe $. 405. Ia. 
ze 0 kheilhaftig zu werden, muß der Stollen 
sede aß vom Bergamte gehörig verliehen, und 
a b) gefesmäfiig getrieben feyn; 
c) mir der Waſſerſeige in diejenigen Tiefſten der 
Gruben einkommen, wo die Baue auf anſte⸗ 
hende Erzanbruͤche gefuhrt werden; 8 
ch daſelbſt die Erbteuſe einbringen, undd 
e) den Gruben Waſſer ob», und Werter zufuͤh · 
ren; michin vom Mundloche bis an jede Grube, 
in ſolchem Stande ſeyn, daß die Waſſer ohne 
Hinderung zum Mundloche auslaufen. 
$. 424. Unverliehene Stollen, und ſolche, 
welche ohne Erlaubniß des Bergamtes anders, als 
nach Vorſchrift des §. 223 — 252. getrieben find, 
haben kein Stollenrecht. a 
§. 425. Es iſt nicht noͤchig, daß der Stollen an 
den Orten, wo die Erzanbruͤche find, in dem tieſſten 
Punkte einkomme, wenn er ſonſt nur die Erbteufe 
einbringt. 7 . 
9. 426. Ehe ein Stollen nicht an die gehörigen 
Orte (F. 423. c) und 404.) eingekommen iſt, er 
hält er kein Neuntes. 
$. 427. Ein Stollen, welcher einer ganzen 
Zeche Waſſer ab», und Wetter zuführez aber nur 
an die Orte der Grube getrieben iſt, wo die Erzan⸗ 
bruͤche ſtehen, erhaͤlt dennoch von dem ganzen Felde 
der Gewerkſchaft das volle Neunte, fo weit als es 
durchſchlägig iſt, und von dem Stollen Waſſer und 
Wetterloſung geſchieht. 
§. 428. Zur Erbtenfe wird erfordert, daß der 
Stollen an den gehoͤrigen Orten Zehn Lachter und 
eine Spanne tief einkomme. 
§. 429. Dieſe Tiefe wird nicht von der obern 
Einfaſſung des Schachts (Hängebanf), BAR, en 
aſen 
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Raſen nieder, bis auf die Waſſerſeige des Stollens 
berechnet. 

§. 430. Ein Stollen, deſſen Mundloch nicht 
offen iſt, fo daß auf vemfelben nicht mehr ein⸗ und 
ausgefahren werden kann; und deſſen Waſſerſeige 
nicht gehoͤrig rein gehalten iſt, fo. daß ſich die Waſſer 
dadurch zurückdaͤmmen, erhält von den Gruben, wo 
dieſes geſchieht, ſo lange der Schade dauert, keine 
Stollengebuͤhrniſſe. 

$. 431. Jedoch ſchadet es dem Skollner nicht, 
wenn ihm ſein Mundloch abgeht, und ſeine Waſſer, 
mit Genehmigung des Bergamtes, auf einem tiefern 
Stollen zu Tage auslaufen. g 

5. 432. Gruben, die ſich des Stollens nicht 
zur Abführung der Waſſer bedienen, werden dadurch 
nicht von Entrichtung derjenigen Gebüͤhrniſſe be⸗ 
freiet, zu welchen der Stollner an ſeiner Seite be⸗ 
rechtigt iſt. 

S 43% Ein Stollen, der gehörige Erlaubniß 
zu Geſprengen erhalten hat (H. 224.), iſt dadurch 
der Stollengebuͤhrniſſe fähig. 

8. 434. Ein Stollen, der in das Feld einer 
Zeche eingeſehlagen hat, der ganzen Zeche die Waſ⸗ 
fer ab⸗, und Wetter zufüͤhrt; deſſen Waſſerſeige 
aber noch nicht an die Orte gebracht iſt, wo die 
Erzanbrüche ſtehen, erhält fo lange nur das halbe 
Neunte, bis die Waſſerſeige dieſe Orte erreicht. 

$. 435. Har eine Zeche in Zwey Tiefſten Erz. 
baue, und hat der Stollen nur in Eines derſelben 
eingefihlagen: ſo bekommt er nur von dieſem das 
Neunte. 

§. 436. Benimme er aber zugleich dem andern 
Tefiten die Waſſer, und ſchafft ihm Wetter: fo ger 
buͤhrt ihm von dieſem zugleich das halbe Neunte. 

Ya 9. 437 
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§. 437. Wenn ein Stollen in das Feld einer 
Grube gebracht iſt; die Waſſer aber nicht durch offene 
Durchfehläge, ſondern es Kluͤfte, oder Lotten 
darauf fallen: ſo erhält er, bis zu erfolgtem gehoͤri⸗ 
gen Durchſchlage, nur das halbe Neunte. 5 

$. 438. Hat ein Stollen nicht in das verliehene 
Feld einer Grube eingeſchlagen; führe ihr aber den⸗ 
noch Waſſer ab, und Wetter zu; aſſo, daß die 
Waſſer⸗ und Wetterloſung mittelbar durch andere 
Gruben geſchieht; ſo bekommt der Stollen von jener 
Grube Waflereinfall» Geld, 

$. 439. Von allen Waſſern, die durch ver⸗ 
ſtufte und von andern weiter getriebene Stollenoͤrter 
auf den Stollen ſallen, wird gleichfalls dem Stollner 
von denjenigen, die ſolche Stollenoͤrter getrieben ha⸗ 
ben, Waſſereinſall⸗Geld entrichtet. 

§. 440. Auch derjenige, welcher dergleichen 
Stollenorter weiter getrieben hat, kann von den 
Gruben, denen er Waſſex. ab-, und Wetter zufüͤhrt, 
unter eben den Umſtaͤnden als der erſte Stollner, 
ganzes, oder halbes Neuntes, oder Waſſereinfall⸗ 
Geld fordern. 

$ 447. Auf gleiche Art giebt ein oberer Stol« 
len dem niedern, der ſeine Waſſer abfuͤhrt, und 
nicht von dieſem enterbt iſt, ein Waſſereinfall⸗Geld. 

§. 442 Kann ein Stollen die vorher in einer 
Zeche eingebrachte Erbteufe wegen Abfall des Gebir⸗ 
ges nicht weiterhin erhalten: ſo bekommt er von 
dem Theile, wo er die Erbteufe verloren hat, die 
halben Stollengebuͤhrniſſe. 

H. 443. Iſt der Stollen vorher in der Erbteufe 
unter einem Schachte des Gebäudes eingekommen, 
und hat, nach verlorner Erbteufe, das Tiefſte eines 
Zweiten Schachts oder Gebaͤudes erreicht; fuͤhrt auch 
am letztern Orte die Waſſer wirklich ab: fo kann ee 

j r auch 
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auch da, wo er keine Erbteufe einbringt, volle Stol⸗ 
lengebuͤhrniſſe fordern. 

§. 444. Bringt ein Stollen in einer Zeche nir⸗ 
gend Erbteufe ein; fuͤhrt ihr aber dennoch Waſſer 
ab, und Wetter zu;: ſo iſt er der gewoͤhnlichen Stol⸗ 
lengebuͤhrniſſe unfähig; erhält aber von dieſer Zeche 
eine vom Bergamte zu beſtimmende Stollenſteuer. 

§. 445. Wenn Gruben durch einen Stollen an 
Koſten für die Aushebung der Waſſer, und Zufuͤh⸗ 
rung friſcher Wetter betkaͤchtlich erſparen; und es 
entweder gar nicht, oder nur mit beträchtlich hoͤherem 
Aufwande möglich iſt, den Stollen in einer ſolchen 
Tiefe anzuſitzen, durch welche er in der Grube Ciba 
teufe einbringt: fo kann demſelben durch Verord⸗ 
nung des Bergamts, der fehlenden Tebteufe ungen 
achtet, volles Stollenrecht gegeben werden. 

§. 446. Wenn Gruben ſich mit Stollen, wel 
che keine Erbteuſe haben, wegen der Stollenrechte 
überhaupt vergleichen, und die Vert von dem 
Bergamte beſtaͤtigt werden: ſo gelten fie auch ger 
gen kuͤuftige Aufnehmer in das Freie gefallener 
Gruben. 

$. 447. Gruben, welche dem Stollen, ob ihm 
gleich die Erbteufe fehlt; den Vierten Pfennig geben, 
gewähren ihm dadurch keine weitere Stollengebühr 
niſſe; find aber dafür befugt, zum Behufe ihres vie 
genen Geubenbaues auf dem Stollen anzufigen. 

H. 448. Was vorſtehend von dem Verhaͤlenile 
der Gruben gegen Stollen verordnet iſt,, F. 38 3. 
findet auch in dem Falle Statt, wenn Jemand U 
ſerſtrecken nach oder aus Kalkſchlotten treibt; da 
die Waſſer in gehoͤriger Erbteufe den vorliegen 
Zechen loͤſet, und die ubrigen Erforderniſſe des Ste 
ners hat. 


§. 449 
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Ben Wal 6. 449. Ferner, wenn Gruben mittelſt Feuer 
ja, oder anderer Waſſerhaſtungsmaſchinen getrocknet 
schinen. werden, und Wetterloſung in ihre Gebäude gebracht 
wird. 
$. 450. Wer dergleichen Maſchinen auf feine 
Koſten erbauet und unterhalt, auch mit den aus dem 
Kuuſtſchachte getriebenen Grund- oder Waſſerſtrecken 
die $. 428, [ag. beſtimmte Erbteufe auf den geloſe⸗ 
ten Zechen einbringt, und die übrigen Erforderniſſe des 
Stollners hat, wird dadurch zu den H. 40 — 423. 
beſtimmten Stollengebuͤhren, nach jedesmaliger Veſt · 
ſetzung des Bergamts berechtigt. 
9. 451, Das Neunte darf in dieſem Falle nie 
weniger als den neusten und nie mehr als den fuͤnften 
Theil der wirklichen Foͤrderung, nach Abzug des 
Landesherrlichen Zehenten betragen. 
$. 452. Sollten auch entfernte und mit dem 
Kunſtſchachte nicht unmittelbar in Verbindung ſte⸗ 
hende Grubengebaͤude, durch abfuͤhrende und dem 
Kunſtſchachte zufuͤhrende Kluͤfte erweisliche Waſſer 
loſung erhalten; fo find fie zur Entrichtung des hal⸗ 
ben Neunten, oder einer von dem Oberbergamte ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig veſtzuſetzenden Beiſteuer verbunden. 
2. De H. 453. Das Verhältniß mehrerer zuſammen⸗ 
ate ein, treffender Stollen, fo wohl unter ſich, als gegen die 
ander. Gruben, wird fo, wie das Verhaͤltniß eines Stol⸗ 
lens gegen jede Grube, lediglich darnach beſtimmt, 
mit welchen Eigenſchaften ſie in dem Felde jeder 
Grube zuſammen treffen, 
$ 474. Zwiſchen mehrern Stollen, wovon 
nur einer, nach den Erforderniſſen des $. 423. ge 
wiſſer Stolſenrechte fähig iſt, bat dieſer jederzeit den 
Vorzug. 
F. 4. Erkangt ein Stollen ſolche Vorzuͤge, 
durch welche den andern ihre Rechte entzogen . 6 
0 
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fo find. die andern nie zum Erſatze desjenigen gehal⸗ 
ten, was ſie vorher genoſſen haben. 5 

9 456. Einem Stollen, welcher zum Stollen 
hiebe oder Vierten Pfennige, und zum ganzen 
Neunten vollkommen berechtigt iſt, kann ein Zweiter 
Stollen nur durch Enterbung ſeiner Stollengerech⸗ 
tigkeit entziehen. 1 3 

§. 457. Die Enterbung geſchieht dadurch, Lon ber 
wenn der Zweite Stollen diejenigen Erforderniſſe, dung“ 
durch welche Stollen des Stollenhiebs, oder Vierten 
Pfennigs, ganzen oder halben Meuntens fähig wer 
den, Sieben Lachter tiefer als der obere Stollen 
erfüllt. 8 a 5 

§. 458. Dieſe Sieben Lachter werden fenf- 
techt, von der Sohle des obern Stollen auf die 
Sohle des untern, und zwar aus den Orten gemeſ⸗ 
fen, wo Stollen nach den Geſetzen einkommen ſollen. 

($. 423. e) 427.) a 

F. 459. In allen Fällen, da ein Stollen Waſſer⸗ 
einfall⸗ Geld oder Stollenſteuer erhalt, iſt er deren 
verluſtjig, ſobald ein anderer Stollen dieſelben Waſſer 
in einer mehrern Tiefe abfuͤhrt. 

§. 460. Zwey Stollen, die zugleich, gegenein 
ander, in eine Zeche getrieben werden, erhalten bei⸗ 
de, bis zu erfolgtem Durchſchlage, den Stollenhieb, 
oder Vierten Pfennig. 

H. 461. Kommen fie unter einander ein; und 
iſt noch keiner an die gehörigen Orte gebracht: ſo 
entzieht der tiefere dem obern den Stollenhieb und 
Vierten Pfennig. 

§. 462. Wird der obere, auf Verlangen oder 
mit Beiträgen der Zechen, in ihr Feld getrieben; To 
kann er durch einen Zweiten Stollen nur enterbe 
werden. . 

9. 463. Wenn ein oberer Stollen in den Faͤl⸗ 
len des H. 43%, und 43, nur das halbe Neunte be⸗ 

2 koimmtz 
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kommt; der tiefere Stollen aber ohne alle ſolche 
Mängel eingekommen iſt: ſo kann der niedere Stoll. 
ner verlangen, daß das Bergamt dem obern Stoll 
ner eine Friſt vorſchreibe, binnen welcher er, in ſo 
fern ihn nicht unverſchuldete Hinderniſſe abhalten, 
bey Verluſt jenes halben Neunten den Maͤngeln ab⸗ 
belfen ſoll. 0 

$. 464. In den Fällen des . 436. und 437. 
entzieht derjenige Stollen dem andern das ganze oder 
halbe Neunte, der eher zum vollen Neunten berech⸗ 
tigt wird. 1 

g. 465. Wenn mehrere Stollen zugleich, und 
in gleicher Tiefe, aber nicht gegen einander, in Eine 
Zeche getrieben werden: ſo hat derjenige uͤberall den 
Vorzug, der eher in das Feld der Gewerkſchaft ein⸗ 
ſchlaͤgt. 

§. 466. Wenn nach obigen Vorſchriften weder 
mehrere Tiefe, noch fruͤheres Einſchlagen in die Zeche 
entſcheiden: ſo treten die Vorrechte des Alters ein. 

H. 467. So oft ein Stollen dem andern durch 
Enterbung, oder ſonſt nach den Geſetzen, Stollen⸗ 
hieb, Vierten Pfennig, oder Neuntes entzieht: ſo 
verbleibt demjenigen, der ſeine Rechte verliert, alles, 
was er vor der Zeit, da der andere ein Vorzugsrecht 
wirklich erlangte, durch den Stollenhieb an Erz ge⸗ 
wonnen, am Vierten Pfennig erhoben, und von 
den vorher über die Haͤngebank der Zeche geſtuͤrzten 
ER an ganzen oder halben Neunten zu fordern 

atte. 
Verhaͤlt⸗ $. 468. Was hier 5. 453. gg. von dem Vers 
Wer, halkniſſe der Stollen unter ſich verordnet iſt, findet 
baltungs: auch zwiſchen Waſſerhaltungs⸗Maſchinen und Stol⸗ 
a h len Anwendung. 
Stollen. H. 469. Durch ſolche Maſchinen wird ein Stol⸗ 
len gleichfalls euterbt, wenn vermittelſt derſelben die 

Waſſer 
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Waſſer ſieben Lachter tiefer gehoben, und einer 
Grube dadurch in dieſer Tiefe Waſſer⸗ und Wetter 
loſungen verſchafft werden; auch die übrigen Erfor⸗ 
derniſſe zu den Stollenrechten vorhanden find. 

$. 470. Die ſieben Lachter werden von der Stol⸗ 
lenſohle bis an die Firſte der aus dem Kunſtſchachte 
getriebenen Grund» oder Waſſerſtrecken gemeſſen. 

$. 471. Wenn ein Stollen die Waſſer der Feuer⸗ 
maſchine abnimmt und fortführt: fo erhalt derſelbe 
eine von dem Ober⸗Bergamte veſtzuſetzende Stollen 
ſteuer oder Waſſereinfall⸗Geld. 

§. 472. Jedes Huͤttenwerk genießt von allen g, 55 
auf der Hütte zu gute gemachten Erzen, oder Schli⸗ and Stel, 


chen, eine von dem Bergamte zu beſtimmende Hut- Ien, gegen 
tenpacht oder einen Huͤttenzins. F 


§. 473. Die Huͤttenwerke ſollen einander die 
Arbeiter nicht abwendig machen, noch das Holz und 
andere Beduͤrfniſſe im Preiſe uͤberſteigern. 

$. 474. Jeder kann feine Schlacken in der 
Hütte, darin fie gemacht worden, ſchmelzen, oder zum 
Zufag gebrauchen. 0 

§. 475. Wenn aber dergleichen Schlacken von 
dem Eigenthuͤmer verlaſſen werden: fo fallen fie in 
das Landesherrliche Freie; und Niemand darf ohne 
Genehmigung des Bergamtes ſich deren anmaßen 

§. 476. Den Eigenthuͤmern ſtehet frey, if 
Zuſchlage, Holz und Kohlen, wenn fie ſich dart 
mit den Huͤttenwerken nicht einigen koͤnnen, ſel 
anzuſchaffen. 1 

$. 477. Wie viel die Hütte von den zum Schi 
zen eingelieferten und zugewogenen Erzen oder S 
chen, an Metall auszubringen, und den Eigen 
mern zu liefern ſchuldig fen, muß nach den von 
fang des Schmelzens angeſtellten Proben be 
werden. 2888 


$ 


„ 
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$ 478. Wenn der Huͤttenſchreiber, als Pror 
birer der Hütte, und der Bergprobirer im Gehalte 
mit einander uͤbereinſtimmen: fo. wird der gefundene 
Gehalt zur Berechnung angenommen. 

$. 479. Wenn dieſe Proben, auch nach ange 
ſtellter Wiederholung, von einander abweichen: fo 
muß in beider Gegenwart mit einer dazu beſonders 
aufbewahrten Portion der zur Hütte gelieferten Erze 
oder Schliche, eine Dritte oder ſogenannte Schieds⸗ 
probe, welche zwiſchen beiden den Ausſchlag giebt, 
vorgenommen werden. 

$. 480. Weicht auch dieſe Probe von den an ⸗ 
dern beiden ab: ſo muß der Gehalt, welchen die 
Huͤtte auszubringen verbunden iſt, nach einem Durch ⸗ 
ſchnitte der beiden am naͤchſten uͤbereinſtimmenden 
Proben veſtgeſetzt werden. 


Siebzehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten des 
Staats zum beſondern Schutze 
ſeiner Unterthanen. 


§. 1. 
Atome, Der Staat iſt für die Sicherheit feiner Unter⸗ 
an thanen, in Anſehung ihrer Perſonen, ihrer Ehre, 
ihrer Rechte, und ihres Vermoͤgens, zu ſorgen ver 
pflichtet. 

9. 2. Dem Staate kommt es alſs zu, zur Hand⸗ 
habung der Gerechtigkeit, zur Vorſorge für diejeni- 
en, welche ſich ſelbſt nicht vorſtehen konnen, und zur 
Berpänung Sowohl, als Beſtrafung der Verbrechen, 

die noͤthigen Anſtalten zu treffen. 
2 Erſter 
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Erſter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsbarkeit. 


K. 3. Die Pflicht des Staats, fur die Sicher G ! 
beit feiner Einwohner, ihrer Perſonen, und ihres 
Vermoͤgens zu ſorgen, iſt der Grund der demſelben zu. 
kommenden allgemeinen und oberſten Gerichtsbarkeit, 

F. 4. Die buͤrgerliche Gerichtsbarkeit hat die 
Unterſuchung und Entſcheidung der Streitigkeiten, 
welche uͤber Rechte und Eigenthum entſtehen, zum 
Gegenſtande. 

H. J. Doch gehoͤrt zur Civilgerichtsbarkeit auch 
das Recht, Handlungen, die nicht ſtreitig ſind, ge⸗ 
richtlich zu vollziehen, zu beſtaͤtigen, und zu beglau⸗ 
bigen. ! - 

H. 6. Zur Criminalgerichtsbarkeit gehöre die Un⸗ Erimis 
terſuchung und Beſtrafung der Verbrechen. Hals 

57. Die Gränzen beider Arten von Gerichts» 
barkeit find nach den verſchiedenen Provinzialverfaſ⸗ 
ſungen naher beſtimmt. 

§. 8. Symboliſche und geringe Realinjurien ge⸗ 
hören der Regel nach vor die bürgerliche Gerichts⸗ 
barkeit. (Tit. 20. . 569. 571. 628.) 

§. 9. Strafbare Beeintraͤchtigungen nutzbarer 
Rechte des Staaats bleiben den daruͤber beſonders 
beſtellten Gerichten vorbehalten. > 

$. 10. Die nöthigen Anſtalten zur Erhaltung Polizei 
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, Fate. 
und zur Abwendung der dem Publiko, oder einzel ⸗ N 
nen Mitgliedern deſſelben, bevorſtehenden Gefahr zu 
treffen, iſt das Amt der Polizey. 1 5 

g. 11. Die Unterſuchung und Beſtrafung der 
gegen ſolche Polizeigeſetze begangenen Uebertretungen 
kommt, ſobald damit kein vorſätzliches oder ſchuld⸗ 
bares Verbrechen verbunden iſt, der Polizeigericgts⸗ 
barkeit zu. 


9.12, 
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$. 12. Bey einem jeden Vorfalle, wodurch die 
unter der beſondern Obſorge der Polizey ſtehende 
Öffentliche Ruhe und Sicherheit geſtoͤrt worden, hat 
die Polizeigerichtsbarkeit das Recht des erſten An⸗ 
geiffe, und der vorläufigen Unterſuchung. 

$. 13. Findet ſich aber bey dieſer Unterſuchung, 
daß außer der Uebertretung des Polizeigeſetzes, zu⸗ 
gleich ein borfäßliches oder ſchuldbares Verbrechen 
begangen worden: ſo muß die Polizey die fernere 
Verfügung der ordentlichen Gerichtsbarkeit überlaffen. 

§. 14. Auch müfen in allen Fällen, da ein 
Menfch gewaltſamer Weiſe ums Leben gekommen iſt, 
und. überhaupt, fobald zur Begründung einer Fünftigen 
Creiminalunterſuchung, das Daſeyn und die Beſchaf⸗ 
fenheit einer gewaſtthaͤtigen Handlung, durch Einneh⸗ 
mung des Augenſcheins, oder Beſichtigung der Sach⸗ 
verſtändigen, rechtlich veſtzuſetzen find, die ordent⸗ 
lichen Gerichte von der Polizey zugezogen werden. 

§. 15. Eigentliche fisfalifche Prozeſſe und Un⸗ 
terſuchungen gehoͤren nicht zur Polizeigerichtsbarkeit. 

$. 16. Nähere Beſtimmungen der Graͤnzen 
zwiſchen der Polizey⸗ und der peinlichen oder buͤrger⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit, bleiben den Provinzialgeſetzen 
und beſondern Polizeiordnungen vorbehalten. 

§. 17. Die Vollſtreckung eines rechtskräftigen 
Urtels gehört der Regel nach derjenigen Gerichts 
barkeit, welcher die Unterſuchung und das Erkennt 
niß in der Sache gebührt, 

$. 18. Die allgemeine und hoͤchſte Gerichtsbar⸗ 
skeit im Staate gebührt dem Oberhaupte deſſelben, und 


Staats. iſt, als ein Hoheitsrecht, unveraͤußerlich. 


Verlei 


dung der 


$. 19. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über 


Gerichte, beſtimmte Diſtrikte, Sachen, Perſonen, oder Hand⸗ 


Datkeit g. 
Privat 
Perfenen, 


lungen, kann auch Andern übertragen werden. 
$. 20. 
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$. 20. Dergleichen Privatgerichtsbarkeit koͤnnen 
Perſonen, Familien, Corporationen und Gemeinen, 
gleich andern niedern Regalien, vom Staate er⸗ 
langen. 5 

§. 21. Auch kann dieſelbe mit dem Beſißze ge⸗ 
wiſſer Grundſtücke verbunden feyn. 

$. 22. Kein Privatberechtigter kann ſich, bey 
Ausübung feiner Gerichtsbarkeit, der Oberauſſicht 
des Staats entziehen. 

§. 23. Wo das Recht der Gerichtsbarkeit mit patemo⸗ 
dem Beſitze einer gewiſſen Art von Gütern uͤberhaupt 1 
verbunden, oder gewiſſen Gütern beſonders beigelegt kat. 
iſt, heißt daſſelbe die Patrimonialgerichtsbarkeit. 8 

$. 2. Die Patrimonialgerichtsbarkeit geht mit 
dem Eigenthume des Grundſtücks, welchem fie bei⸗ 
gelegt iſt, auf jeden folgenden Beſitzer über, 

$. 25. In wie fern bürgerliche Beſitzer adli⸗ 
cher Güter der mit der Gerichtsbarkeit verbundenen 
Ehrenrechte ſich bedienen Fünnen, iſt nach dem In⸗ 
halte ihrer zum Beſiße erhaltenen Conceſſionen zu 
beurtheilen. (Tit. 9. H. 59.) 2 

6. 26. Die nutzbaren Rechte der Gerichtsbarkeit 
koͤnnen von einem jeden Beſitzer ſolcher Grundſtuͤcke 
ausgeübt werden. 

F. 27. Die Ehrenrechke bleiben dem im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragenen Beſitzer fo lange, als der 
Beſitztitel des Guts noch nicht auf einen Andern 
uͤberſchrieben worden. 

§. 28. Eine Wittwe, welche das Gut ihres 
Mannes als Leibgedinge beſitzt, wird aller Ehren⸗ 

17 5 welche mit dieſem Beſitze verbunden find, theile 
aftig. 

K. 29. Ueberhaupt gilt von dem Beſitze, und der 
Uebertragung der mit dem Beſitze verbundenen Ehren⸗ 
rechte, eben das, was von dem dinglichen Patronat⸗ 
rechte verordnet iſt. (Tit. 11. 5. 598. 1g.) 5 

. 30 


* 


ve 


an der 


barkeit, 
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§. 30. Wer nur mit der Gerichtsbarkeit uͤber⸗ 

haupt beliehen iſt, der hat in der Regel nur die Ci⸗ 
vilgerichtsbarkeit. 
S8. 31. Wer aber mit den Ober» und Nieder ⸗, 
oder mit allen Gerichten beliehen worden, der hat 
auch die Criminalgerichtsbarkeit, und die damit ver⸗ 
bundenen Rechte. 

$. 32. Perſonen von Adel, Beamte des Staats, 
und Geiſtliche, find der Privatgerichtsbarkeit in der 
Regel nicht unterworfen. 

$. 33. Auch erſtreckt ſich die Privatgerichtsbar⸗ 
keit in der Regel nicht auf adliche, Kirchen⸗ und 
Pfarrguͤter, und die mit dieſen gleiche Rechte haben. 

$. 34. Angelegenheiten und Gefchäfte, bey wel⸗ 
chen der Fiskus als Partey ober Theilnehmer anzuſehen 
iſt, ſind der Privatgerichtsbarkeit nicht unterworfen. 

$. 35. Ein Privatgerichtsherr, welcher ſich über 
dergleichen Perſonen, Sachen und Geſchaͤfte eine 
Gerichtsbarkeit anmaßen will, muß eine rechtsguͤl⸗ 
tige Erwerbung derſelben beſonders nachweiſen. 

H. 36. Ueberhaupt finden die Vorſchriſten der 
Prozeßordnung, im Titel vom Gerichtsſtande, auch 
auf die Befreiungen gewiſſer Perſonen, Sachen, 
oder Geſchaͤfte, von der Patrimonialgerichtsbarkeit 
Anwendung. 


eh F. 37. Wo die Patrimonialgerichtsbarkeit unter 


ER dal mehrere Befiger eines Guts getheilt iſt, da hat, bey 
a entſtehendem Streite über die Graͤnzen einer jeden 
trimenfal⸗ 
gerichts⸗ 


Jurisdiction, derjenige Theil, welcher mit den Ober⸗ 
und Niedergerichten zugleich beliehen iſt, die Ver⸗ 
muthung eines beſſern Rechts fuͤr ſich. 

§. 38. Sind alle Theilnehmer mit der Gerichts, 
barkeit zu gleichem Rechte, und ohne nähere Beſtim⸗ 
mung beltehen: fo find fie der Regel nach ſchuldig, 
zur Verwaltung derſelben ein Geſammtgericht zu be⸗ 
ſtellen. 
9. 39. 
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8. 39. Iſt aber in der Verleihungsurkunde aus⸗ 
druͤcklich beſtimmt, daß die Prävention unter ihnen 
Statt finden ſolle: ſo 125 es dabey fein Bewenden. 

$. 40. Wenn die Gerichtsbarkeit über Ein Gut 
mehrern Beſitzern, jedoch in verſchiedenen Diſtrikten, 
verliehen worden: fo find letztere als ſo viel verſchie⸗ 
dene Gerichtsſprengel anzuſehen. 

F. 41. Der Gerichtsherr kann feine Gerichts In wie 
gefeffenen in feinen eigenen Gerichten belangen; er Paine, 
muß ſich aber alsdann alles Einfluſſes auf die Di⸗ nialge 
rectien und Entſcheidung des Prozefjes enthalten. kacken 

F. 42. Was von einzelnen Gerichregefeffenen die ganze 
verordnet iſt, gilt auch von ganzen Gemeinen, in ſo Gemeine, 
fern nicht Provinzialgeſetze ein Anderes beſtimmen. 

9. 43. Die Gerichtsgeſeſſenen find, wenn wider 
ſie bey ihrer Gerichtsobrigkeit geklagt wird, ſich außer 
ihrem Gerichtsſprengel zu ſtellen nicht ſchuldig. 

§. 44. Der Gerichtsherr kann wider feinen Wil- auf fen 
len in feinen, eigenen Gerichten nicht belangt werden. ernste, 

6. 45. Auch kann er ſeine Gerichtsgeſeſſenen felbſß und 
nicht zwingen, ihre Klagen wider ihn bey ſeinen Ge⸗ 
richten anzubringen. 

H. 46. Was von dem Gerichtsherrn verordnet iſt, auf deſſen 
findet auch auf deſſen Kinder, Ehegatten und andere ſcch er 
zu feiner Familie gehörende Perſonen Anwendung. ſtrecke. 

§. 47. Haus- und Wirthſchaftsbediente, Ge» 
ſinde und Paͤchter ſind, wo nicht Provinzialgeſetze 
oder beſondere Verträge entgegen ſtehen, der Patri⸗ 
monialgerichtsbarkeit unterworfen. 

9. 48. Handlungen und Rechtsangelegenheiten, Non der 
bey welchen es auf eine bloße Beglaubigung ankommt, aße 


können, nach Gurbefinden der Parteien, bey einem nie In 
jeden Gerichte vollzogen werden. 0 5 


$. 49. Doch find Gerichte, welche nur für ges 
wife Arten der Geſchafte beſtellt worden (Fora lpe⸗ 
cialia cauſae), von der Vollziehung ſolcher Hands 
lungen 
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lungen in ſo weit ausgeſchloſſen, als die Handlung 
nicht ein Geſchaͤft derſelben Art unmittelbar zum Ge⸗ 
genſtande hat. ! 

$. 50. Wer die Befugniß hat, ſolche nicht 
ſtreitige Handlungen zu vollziehen und zu beglaubigen, 
der hat deswegen noch keine Gerichtsbarkeit. (Tit. . 
$. 82. 83. 84.) 

$..51, Wie weit Juſtizcommiſſarii Handlungen, 
die eine Öffentliche Beglaubigung erfordern, vorneh⸗ 
men kaͤnnen, iſt in der Prozeßordnung beſtimmt. 

. 52. Nur ſolche Handlungen, bey denen es 
die Geſetze ausdruͤcklich erfordern, muͤſſen vor Ge⸗ 
richten vollzogen werden. 

$. 53. In ſo fern bey Handlungen, welche die 
Veraͤußerung oder Verpfaͤndung eines Grundſtuͤcks, 
oder die Belegung deſſelben mit einer bleibenden Real⸗ 
laſt betreffen, zum Behufe ihrer Eintragung in das 
Hypothekenbuch, ein nochmaliges feierliches Anerkennt⸗ 
niß, entweder nach den Vorſchriften der Hypotheken⸗ 
ordnung, oder nach beſondern Geſetzen, erforderlich 
iſt, muß dieſe Verlautbarung bey derjenigen Behoͤrde, 
welche das Hypothekenbuch fuͤhret, geſchehen. 

§. 54. In wie fern Handlungen, welche Schiffe 
und Schiffsgefaͤße betreffen, vor den beſondern See⸗ 
und Schiffahrtsgerichten vollzogen werden muͤſſen, 
iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 1. Tit. 20. $. 300. 
lad. Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 11.) g 

$. 55. Handlungen, die zwar an ſich keinen 
Rechtsſtreit betreffen, dennoch aber vor ihrer Vollzie⸗ 
bung eine richterliche Unterſuchung erfordern, koͤnnen 
nur vor dem ordentlichen Richter vollzogen werden. 

5 56. Beſonders gehören Bevormundungen, 
Erbſonderungen und Errichtung von Einkindſchaften, 
ingleichen Ausſetzungen von Altentheilen, nur vor den 
ordentlichen Richter det Perfon; freiwillige Ei 
aſta⸗ 
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haſtationen und Adjudicationen unbeweglicher Güter 
aber, vor den Richter der Sache. 
$. 57. Vexkraͤge, wodurch eine Gemeinfchaft der 
Guͤter unter Eheleuten eingeführt, oder an Orten, 
wo fie nach Probinzialgeſetzen und Statuten ſtatt fin⸗ 
det, ausgeſchloſſen werden ſoll, gehoͤren vor den ordent⸗ 
lichen perfönlichen Richter. (Th. 2. Tit. . Abſchn. 6.) 
F. 58. Schenkungen, wenn dieſelben die Kraft 
der gerichtlichen haben ſollen, muͤſſen von dem ordent⸗ 
lichen Richter des Ezeſchenkgebers vollzogen werden. 
(Th. 1. Tit Nat §. 1089, 1092. 1094. 1095.) 
Anh. F. 247. Bey Schenkungen, wenn fie die Kraft und 
Wirkſamkeit der gerichtlichen haben follen, ingleichen 
bey Errichtung von Einkindſchaften Hr den Parteien 
die Wahl zu laſſen, an welches gehörig beſetzte Gericht 
fie ſich deshalb wenden wollen. 
$. 59. Handlungen, die fat gerichtlich, nur 
vor einem Juſtizrommiſſario (8. 52.), oder die ſtatt 
des gehörigen, vor einem andern Richter (§. 53 — 58.) 
vorgenommen worden, werden als ſolche, die gar 
nicht öffentlich beglaubigt, oder gar nicht gericht⸗ 
lich vollſogen find, angeſehen; und gelten nur fü 
weit, als die Handlung, von welcher die Rede iſt, 
als eine bloße Privathandlung rechtliche Wirkungen 
hervorbringen kann. ’ 
$. 60. Hat ein Richter eine Handlung, zu wel⸗ 
cher er an ſich befugt iſt, außer ſeinem Gerichts⸗ 
ſprengel vorgenommen, ſo iſt nach den Vorſchriften 
des Zwölften Titels im Erſten Theile H. 73. lag: 
zu verfahren. 
$. 61. Wo keine beſondere Polizeigerichte vor. 3 7 5 
handen find, liegt dem mit der burgerlichen Ge⸗ mungen 
richtsbarkeit Beljehenen auch die Unterſuchung und A 
Beſtrafung der geringeren Polizelveegehungen oder chen and 
Verbrechen ob. 5 En 
Ä ulcchtsbar⸗ 
Algen, Lande, IV. Hand. E H. 62. Fit, 
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§. 62. Geringere Verbrechen dieſer Art find die⸗ 
jenigen, auf welche die Geſetze nur hoͤchſteus Vierzehn⸗ 
tägiges Gefängniß, oder Strafarbeit; oder bis Fuͤnf 
Thaler Geldſtrafe verordnen. 

§. 63. Auch andere Uebertretungen gemeiner 
Leute, welche nach den Geſetzen nur mit mäßiger 
Zuͤchtigung, oder öffentlicher jedoch nicht entehren⸗ 
der Ausſtellung, geahndet werden ſollen, gehoͤren 
zur buͤrgerlichen Gerichtsbarkeit. 

H. 64. In wie fern geringere Vergehungen des 
freien oder unterthaͤnigen Geſindes, oder der Dienſt⸗ 
leute, von jedem Hausvater oder Gutsherrn geahndet 
werden koͤnnen, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Th. 5. 
Tit. 7. $. 77. 80. 81. Tit. 8. $. 227. fgg.) 

$. 65. Auch in Anſehung wichtiger Verbrechen 
iſt, in der Abweſenheit oder bey der Entfernung des 
Criminalrichters, ein jeder Gerichtsinhaber verpflich⸗ 
tet, alle keinen Verzug leidende Verfügungen zu tref⸗ 
fen, welche zur Erforſchung der Wahrheit, und Feſt⸗ 
machung des Thaͤters erforderlich find. 

Anh. 9. 148. Dies findet ſelbſt auf den Fall Anwendung, 
wenn der Verbrecher der Mllltairgerichtsbarkeit unters 
worſen, und an dem Orte, wo das Verbrechen begangen 
worden, kein Milttairgericht vorhanden If, 1 

§. 66. Weiter aber darf kein Civilrichter, ob⸗ 
ne ausdrücklichen Auftrag, der peinlichen Gerichts⸗ 
barkeit ſich aumaßen; ſondern er muß den Inquiſi⸗ 
ten an die Behörde ſofort abliefern. 

Einſchran⸗ F. 67. Ein jedes Urtel, in welchem auf eine 

en wirkliche Criminalſtrafe erkannt worden, muß vor der 

lichen Pri, Publikation und Vollſtreckung an das Obergericht 

Aba der Provinz eingeſendet werden. 

leit. $. 68. Wirkliche Criminalſtrafen heißen hier die ⸗ 
jenigen, welche das Maaß der H. 62. beſtimmten Pos 
lizeiſtrafen uͤberſteigen. 


5. 69. 
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$. 69. Die Einſendung der Erkenntniſſe muß 
nach Vorſchrift des $. 67. auch alsdann erfolgen, 
wenn die Zeſetze auf die That ſelbſt, welche den Ges 
genſtand der Unterſuchung ausgemacht hat, Zucht 
haus, Veſtung⸗, oder eine noch haͤrtere Criminal⸗ 
ſtrafe verordnen; obgleich gegen den Angeſchuldigten 
eine geringere oder gar keine Strafe wirklich er» 
kannt worden. 
$. 70. In Injurienprozeſſen, wo über die Priv 
vargenngehunng und öffentliche Ahndung zugleich er⸗ 
kannt wird, iſt die vorläufige Einſendung des Ur⸗ 
tels nicht erfoederlich. > 
$. 71. Wenn ein todrer Körper gefunden wor⸗ 
den: fo muß die Einſendung der Akten erfolgen; ſelbſt 
wenn Feine gewaltſame Todesart ausgemittelt, oder 
Niemand, gegen welchen eine Unterſuchung deshalb 
Statt fande, vorhanden iſt. 
§. 72. In welchen Fällen Criminalurtel dem 
Oberhaupte des Staats vorgelegt werden muͤſſen, iſt 
am gehoͤrigen Orte vorgeſchrieben. (Tit. 13. H. 8.) 5 
F. 73. Aus der Belehnung mit der Gerichts, ian 
barkeit folgt noch nicht das Recht zue eignen Aus- der Bu 
übung berfelben. se ad 
9. 73. Wer die ihm berliehene Gerichtsbarkeit 
in eigner Perſon ausüben will, muß ſich dazu auf die 
in den Geſetzen zur Erlangung eines richterlichen Am⸗ 
tes uberhaupt vorgeſchriedene Art geſchickt machen, 
und nach uͤberſtandener Pruͤfung, zur Fuͤhrung deſſel⸗ 
ben dem Staate beſonders verpflichtet werden. 
Anh. F. 149. Ein Gutsbeſizer, welcher vormals eine Ride 
terſtelle verrwälter, und feine Dimiſſton nachgeſucht und 
ohne Einſchraͤnkung erhakten hat, tft berechtigt, dle ihm 
zuſtehende Patrimonlalgerichtsbarkelt ſelbſt auszunben. 


b. 75. Wer feine eigne Gerichtsbarkeit durch 


ſich ſelbſt ausübt, kann in feinen eignen Sachen nie⸗ 
* 2 mals 
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mals Richter ſeyn; ſondern muß ſolche Rechtsſtreitig 
keiten, bey welchen er ſelbſt, oder Perſonen aus ſei⸗ 
ner Familie ein Intereſſe haben, der Unterſuchung 
und Entſcheidung des Obergerichts der Provinz uͤber⸗ 
laſſen. ($ 41. 1d.) 
§. 76. Wer feine Gerichtsbarkeit nicht ſelbſt ver⸗ 
walten kann oder will, muß einen vom Staate zu der⸗ 
gleichen. richterlichem Amte geprüften und tüchtig 
befundenen Gerichtshalter beſtellen. 
$. 77. Einem ſolchen Gerichtshalter muß die 
Verwaltung der Jurisdiction uberhaupt durch eine 
ordentliche Beſtallung aufgetragen, und er nicht bloß 
in vorkommenden einzelnen Faͤllen gegen Diaͤten zu⸗ 
gezogen werden. 
$. 78. Der Gerichtsherr muß ihn den Gerichts⸗ 
geſeſſenen ordentlich vorſtellen, und in ihrer Gegen 
wart auf rechtſchaffene unparteiiſche Rechtspflege nach 
den Geſetzen des Staats, verpflichten laſſen. 
§. 79. Jeder Privat- Gerichtshere iſt ſchuldig, 
dem Obergerichte der Provinz denjenigen, welchen er 
zum Gerichtshalter gewählt hat, anzuzeigen, und ent⸗ 
weder die Tuͤchtigkeit deſſelben nach $. 76. nachzuwei⸗ 
fen, oder ihn zu der erforderlichen Prüfung zu ftellen. 
§. 80. In Gegenden, wo es an tauglichen Sub» 
jekten zur Uebernehmung der einzelnen Gerichtsver⸗ 
waltungen mangelt, müſſen die Jurisdietions⸗Her⸗ 
ren zur Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Gerichts⸗ 
halters ſich vereinigen. 
$. 81. Gerichts handlungen, welche von einem 
nicht gehoͤrig qualifieirten Richter vorgenommen wor⸗ 
den, ſind nichtig. 8 
$. 82. Ein Gerichtsherr, der feine Pflichten in 
gehöriger Beftellung feiner Gerichte vernachläßige, oder 
ſonſt in Ruͤckſicht derſelben unbefugte Handlungen 
unternimmt, macht ſich ſtrafbar, und muß allen ver⸗ 
urſachten Schaden erſetzen, ' 
S. 83. 
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$. 83. Auch iſt das Obergericht der Provinz 
befugt und ſchuldig, wenn ein Privatgerichtsherr 
die Beſetzung feines Gerichts mit einem gehoͤrig qua⸗ 
lifieirten Gerichtshalter vernachſaͤßigt, ihn dazu durch 
Strafbefehle anzuhalten. 

H. 84. Sind dieſe fruchtlos: fo muß das Ober⸗ 
gericht einen ſolchen Gerichtshalter ſelbſt ernennen, 
und deſſen Beſoldung nach Verhaͤltniß des Umfan⸗ 
ges der Geſchaͤfte beſtimmen. 

§. 85. Mer, feine Gerichtsbarkeit zum Druck mie 
der Gerichtsgeſeſſenen mißbraucht, ſoll, außer der Si. 
ſonſt verwirkten Strafe, derſelben für ſeine Perſon richtsbar⸗ 
auf immer verluſtig erklaͤrt werden. kat. 

$. 86. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit fllt 
alsdann auf ſo lange, als der Schuldige noch im bite 
gerlichen Beſitze deß Guts, mit welchem die Gerichts⸗ 
barkeit verbunden iſt, ſich befindet, dem Staate an⸗ 

Beim; und wird durch einen von dem Obergerichte 
der Provinz beſtellten Gerichtshalter beſorgt. 

$. 87. In fo fern die Nutzungen der Gerichts⸗ 
barkeit zur Tagung der Laſten derſelben nicht hin⸗ 
reichen, muß der entſetzte Gerichtsherr das Fehlen⸗ 
de aus eignen Mitteln zuſchleßen. en Kis s 

F. 88. Sind mehrere Theilnehmer an der Ge⸗ 
richtsbarkeit vorhanden; ſo tritt der Staat nur an 
die Stelle desjenigen, welcher nach d. 85, der Ge⸗ 
richtsbarkeit verluſtig erfläre worden. 

$. 89. Mitglieder einer Corperation, oder Ge⸗ 
meine, welche ſich eines ſolchen Mißbrauchs der Ge⸗ 
richtsbarkeit ſchudig gemacht haben, verlieren ihr 
Stimmrecht zur Richterwahl. } 

H. 90. Ein Gericheshere, welcher ſeine Gerichte Bet, 
nach den Voyſchriften der Geſetze gehoͤrig beſtellt, eindlich, 
iſt für die Handlungen oder Unterlaflungen derſel- Gene 
ben zu haften nicht ſchuldig. heren. 


gg. 
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$. 91. Er macht ſich aber den Parteien, wegen 
entſtehenden Schadens verantwortlich, wenn er den 
Gerichten in ihren Verfuͤgungen vorgreift, oder die⸗ 
ſelben an Erfüllung ihrer Pflichten verhindert. 

$. 92. Ferner, weun er die zur ordentlichen 
Verwaltung der Juſtiz erforderlichen Koſten herzu⸗ 
geben, und die dazu noͤthigen Anſtalten zu treffen, auf 
geſchehene Erinnerung der Gerichte weigert, oder ver⸗ 
abſaͤumt. ($. 102. 103.) 

H. 83. Inſonderheit, wenn er zur Haltung des 
Gerichts, zur Aufbewahrung der Akten, der Hypo⸗ 
thekenbuͤcher, und der in gerichtliche Verwahrung nier 
derzulegenden Gelder, Urkunden und anderer Sachen, 
den erforderlichen anſtaͤndigen, und nach geſetzlicher 
Pa hinlänglich ſichern Gelaß nicht anweiſet. 

. 104 

F. 34. Ferner, wenn er nicht für taugliche 
Gefaͤngniſſe zur Aufbewahrung der Civil» und Cri⸗ 
minalarreſtanten ſorgt. ($. 105.) 

§. 95. Desgleichen, wenn er bey der ihm zuſte ⸗ 
henden Auswahl der Perſonen, denen das Depoſito⸗ 
rium und die Schluͤſſel dazu anvertraut werden ſol⸗ 
len, ein auch nur mäßiges Verſehen begehet. 

$. 96. Auch wenn er in Fällen, wo die Depoſtto⸗ 
ria nicht unter der unmittelbaren Aufſicht des Laudes⸗ 
Juſtizcollegii ſtehen, die Caſſenviſitatlonen, und Rech⸗ 
nungsabnahmen, gebörig zu veranſtalten unterlaͤßt. 

$. 97. Ueberbaupt in allen Fällen, wenn Unord⸗ 
nungen, Unregelmaͤfſigkeiten, oder ungebührliche Zoͤ⸗ 
gerungen bey der Juſtizpflege zu ſeiner Wiſſenſchaft 
arweislich gelangt find, und er davon dem Landes⸗Ju⸗ 
ſtizcollegio nicht in Zeiten Anzeige gemacht hat. 
Verhälts §. 98. Uebrigens ſteht jeder Unterrichter in An⸗ 
Un rich ſehung feiner Amtsgeſchäſte unter der Direction des 
zer ge, Staats, und des von ſelbigem ihm vorgeſetzten Ober⸗ 
gen den gerichts. — * 

Staat. a 
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9. 99. Wer ein richterliches Amt bekleidet, kann 
nur bey den vorgeſetzten Gerichten oder Landes colle⸗ 
gis wegen feiner Amtsführung belangt, in Unter⸗ 
ſuchung genommen, beſtraft, oder feines Amts ent ⸗ 
ſetzt werden. 

$. 100. Die verſchiedenen Arten der Oberge · are 
richte, und derſelben Gränzen, find in den Reſſort. ch. 
reglements beſtimmt. 

§. 101. Der Umfang der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit, und die Falle, wo Ausnahmen von derfels 
ben Statt finden, find in der Prozeßordnung vor ⸗ 
geſchrieben. 8 

$. 103. Wer das Recht zur Gerichtsbarkeit aus⸗ Lalten 
übt, muß auch die zur Unterhaltung wohl beftellter Be 
Gerichte erforderlichen Koſten tragen. tet. 

$ 103. Ein jeder Juſtizbedienter fol, nach 
Verhaͤltuiß ſeiner Gefchäfte, mit einer beſtimmten Bes 
ſoldung verſehen; niemals aber auf die Gerichtsgebuͤh⸗ 
ren angewieſen werden. 

§. 104. Der Ort, welcher zu den gerichtlichen 
Verhandlungen beſtimmt iſt, muß mit allen Erforder⸗ 
niſſen, nach Vorſchrift der Regiſtratur » und Depor 
ſitalordnungen, verſehen ſeyn. 0 

$. 105. Wem die Criminalgerichtsbarkeit zus 
ſteht, der muß ſichere und der Geſundheit der Gefan⸗ 
genen unſchädliche Gefaͤngniſſe beſorgen. 

$. 106, In ſo fern ein Inquiſit kein eignes Ver⸗ 
mögen hat, fallen dem Gerichtsbelehnten der nothduͤrf⸗ 
tige Unterhalt deſſelben, fo wie alle übrige Prozeß _ 
und Executionskoſten zur Laſt. 

$. 107. Die Unterhaltung der Familie des In⸗ 
quiſiten gehört nicht zu den Laſten der Criminalge⸗ 
richtsbarkeit. 

§. 103. Zur Erleichterung vorſtehender Koſten 
und Laſten der Gerichtsbarkeit durch gemeinſchaftliche 
Uebertragung, ſteht mehrern Gerichtsbelehnten Frey, 

mit 
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dert, herbeiholen und zurückführen, 
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mit Vorwiſſen des Landes⸗Juſtizcollegii der Provinz, 
Verbindungen und Aſſociationen unter ſich zu er⸗ 
richten. 

$. 109. Zur Bewachung der Gefangenen, wo 
dieſelbe nördig iſt, find die Gerichtseingeſeſſenen ver⸗ 
pflichtet. 5 

$. 118. Wenn aber der Gerichtsbelehnte fir 
taugliche Gefinguiffe, nach Vorſchrlft F. 105. nicht 
geſorgt hat, und bloß dadurch die Bewachung der 
Gefangenen durch laͤngere Zeit, als Acht Tage, 
nothwendig geworden iſt; ſo muß er die Gerichts» 
eingeſeſſenen entichädigen, 

$. 111, Die Gerichtseingeſeſſenen muͤſſen den 
Richter und Inquisitor, fo oft es die Noth erfor⸗ 


$. 112. Wenn aber der Gerichtsherr feinen 
Gerichtshalter aus einem entlegenen Orte ohne Noth 
gewählt hat: ſo muß er die Fuhren aus eigenen 
Mitteln beſorgen. 8 3 

$. 113. Zur Uebertragung der Jurisdictionsla⸗ 


Gel chte ſten, find den Gerichtsbelehnten, nach den verſchie⸗ 
barkeit. denen Verfaſſungen der Provinzen, beſtimmte Rech ⸗ 


te und Nutzungen beigelegt, 

$. 114. Gerichtsſporteln, Verſchreibungs⸗ und 
Beſtaͤtigungs Gebühren, ingleichen Geldſtrafen, wel⸗ 
che die Summe von Fünf Thalern nicht überfteigen, 
gehören zu den Einkünften der Cioilgerichtsbarkeit. 

S. 115. Wo keine beſondere Polizeigerichte ver 
ordnet ſind, da fallen die durch bloße Polizeigeſetze 
beſtimmte Geldſtrafen, obne Unterſchied der Sum⸗ 
me, den Civilgerichten aubeim- 

§. 116. Schutzgelder und Laudemien gehören ges 
woͤhnlich zu den Nutzungen der Civilgerichtsbarkeit. 
S. 117. Loslaſſungsgelder von Perſonen und 
Vermögen fließen aus dem Grundherrſchaftlichen 
Rechte. m 

H. 118. 
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§. 118. Zu den Einkuͤnften der Criminalge⸗ 
richts barkeit gehort, außer den gewöhnlichen Gerichts⸗ 
gebühren, auch der Zehent⸗ oder ſogenannte Gerichts⸗ 
bafer, und der Anfall des geſtohlnen Guts, in fo 
fern deſſen Eigenthümer nicht ausfindig gemacht wer⸗ 
den kann. 2 

§. 119. Geldſtrafen, die in den Geſetzen auf 
gewiſſe Arten der Verbrechen verordnet ſind, und 
die der Staat ſeinen Straf⸗ oder den Armencaſſen 
nicht beſonders vorbehalten har, gehoͤren dem Ju⸗ 
haber der Ceiminalgerichtsbarkeit. 8 

$. 120. Wenn das Geſetz die Wahl zwiſchen ei⸗ 
ner Geld⸗ und Leibesſtraſe dem Ermeſſen des Richters 
uͤberlaͤßt; fo fälle erſtere, wenn auch erſt in einer 
hoͤhern Inſtanz darauf erkannt worden, dem Cri⸗ 
minalgerichtsheren der erſten Inſtanz anheim. 

H. 121. Wenn aber das Geſetz nur Leibesſtra⸗ 
fe beſtimmt, und dieſelbe bloß im Wege der Ber 
gnadigung in eine Geldſtrafe verwandelt wird: ſo 
gebührt dieſe dem Fiskus. 

$. 122, Geſchieht hingegen die Verwandlung 
der im Geſetze vorgeſchriebenen Leibes ⸗ in eine Geld⸗ 
ſtrafe, aus dem Grunde, weil der Uebertreter, nach 
feiner beſondern koͤrperlichen Beſchaffenheit, mit der 
Leibesſtrafe nicht belegt werden kann: ſo ſoll die 
Geldſtrafe der Armencaſſe feines Wohnsorts zu gu⸗ 
te kommen. 

5 §. 123. In wie fern die Paͤchte von den Scharf⸗ 
richtern und Abdeckern zur Criminal ⸗ oder zur Lane 
desherrlichen Obergerichtsbarkeit zu rechnen find, bes 
ruhet auf den beſondern Verfaſſungen einer jeden 
Provinz. 

. 124. Ueberhaupt iſt kein Gericht befugt, an⸗ 
dere oder mehrere Gebühren zu fordern, als der Stadt 
gus drücklich gebilligt und veſtgeſetzt hat. 
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§. 125. Alle Gerichtsgebuͤhren und dahin gehö- 
vende Einnahmen der Landes- Juſtizcollegien, ſollen 
dem Staate berechnet, und beſonders zu den beſtimm⸗ 
ten Beſoldungen, auch andern Nothdurften der 
Rechtspflege, angewandt werden. 

$. 126. Zu den dem Staate vorbehaltenen nutz · 
baren Rechten der oberſten Gerichtsbarkeit, gehoͤren 
beſonders die eines Verbrechens wegen eingezoge⸗ 
nen Güter; die ſiskaliſchen Strafen; und die Ab- 
fahrtsgelder von außer Landes gehenden Vermoͤgen 
und Erbſchaften. 
$ Zweiter Abſchnitt. 
Bon Auswanderungen, Abfahrt 

und Abſchoßgeldern. 


§. 127. Kein Unterchan des Staats darf 
ſich, ohne Vorwiſſen deſſelben, ſeiner oberſten Ge⸗ 


entziehen. 

8. 128. In Anſehung der den Regimentern ver⸗ 
pflichteten Cantoniſten hat es bey den Vorſchriften des 
Zehnten Titels $. 48. lag. fein Bewenden. 

$. 129. Vaterloſe Waiſen dürfen, ohne beſon⸗ 
dere Einwilligung des Staats, in auswärtige Lande 
nichts gebracht werden. 

§. 130. Weſche Klaffen der Staatseinwohner, 
außer den vorſtehenden, einer beſondern Erlaubniß 
des Staats zu ihrer Auswanderung beduͤrfen, wird 
in den Provinzialgeſetzen beſtimmt. 

$. 131. Fremde, die in bieſigen Landen ſich 
zwar aufgehalten, aber darin weder ein Amt über⸗ 
nommen, noch Grundſluͤcke angekauft, noch buͤr⸗ 
gerliche Gewerbe getrieben haben, koͤnnen das Land 
zu allen Zeiten nach eigner Willkuͤhr wieder ver⸗ 
laſſen. 5 
§. 132. 
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$. 132. Auch ſolchen Ausländer, die ſich im 
Lande wirklich niedergelaſſen haben, ſteht es frey, in ⸗ 
nerhalb der erſten Zehn Jahre nach ihrer Ankunſt wie⸗ 
der auszuwandern; fie muͤſſen aber ihren dazu ge⸗ 
faßten Entſchluß dem Staate anzeigen. 

§. 133. Denzenigen, die ſich den Wiſſenſchaf. 
ten und freien Kuͤnſten gewidmet haben, ſollen, 
wenn fie auch ſouſt einer befondern Erlaubniß zum 
Auswandern beduͤrfen, die Gelegenheit, ſich durch 
ein auswaͤrtiges Unterkommmen zu verbeſſern, durch 
Ba diefer Erlaubniß nicht benommen werden. 

$, 134. Auch den Perſonen weiblichen Ges 
ſchlechts, welche zu dieſer einer beſondern Erlaubniß 
beduͤrfenden Claſſe gehoͤren, ſoll dieſelbe, wenn ſie 
durch eine auswärtige Heirath ihre Verſorgung fin⸗ 
den konnen, nicht verſagt werden. 

§. 135. Auch Anderen aus dieſer Claſſe, wel⸗ 
che mit ihrem erlernten Gewerbe ihren Unterhalt im 
Lande nicht finden zu koͤnnen behaupten, muß der 
Staat entweder Gelegenheit dazu anweiſen, oder 
ihnen die gebetene Erlaubniß zum Auswandern er⸗ 
heilen. 

9. 136. In allen Fällen, wo dem Haupte der 
Familie das Auswandern frey ſteht, oder erlaubt 
wird, kann er ſeine Frau, die noch unter ſeiner Ge⸗ 
walt befindlichen Kinder, und das von ihm mit ins 
Land gebrachte, noch wirklich in ſeinen Dienſten 
ſtehende Geſinde mitnehmen. 

$. 137. Einheimiſches Geſinde nimmt an der 
dem Hausvater ſiehenden Freiheit, oder gegebenen 
Erlangung zum Auswandern, keinen Theil; ſon⸗ 
dern wird nach feiner eigenen perfönlichen Qualität 
beurcheilt. 

H. 138. Ausländerinnen, die an hieſige Ein⸗ 
wohner verheirathet geweſen find, konnen, nach den 

Maͤnner 
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Männer Abſterben, allemal, und ohne Unterſchied 
der Fälle, in ihe Vaterland zurückkehren. 

F. 139. Wer ohne die vorgeſchriebene Anzei⸗ 
ge, und die erforderliche Erlaubniß des Staats, 
auszuwandern unternimmt, hat willkuͤhrliche Geld⸗ 
oder Leibesſtrafe verwirkt. 


ui $. 150. , Wenn aus Landesherrlicher Gnade In der 
Folge der Ausmwauderungsconjens ſupplirt werden: ſo 
ſoll die auf das ohne vorgeſchriebene Anzeige und ohne 
die erforderliche Erlaubulß des Staats geſchehene Aus: 
wandern geordnete Strafe nicht nachgeholt, ſondern als 

erlaſſen angeſehen werden, daher in Zukunft in ſolchen 
Fallen von den Landescolleglis nicht auf, Strafe 7 5552 
gen iſt⸗ 


$. 140, er dem Stagte das demſelben zukom⸗ 
mende Abfahrtsgeld zu entziehen ſucht, muß den vier⸗ 
fachen Betrag deſſelben zur Strafe entrichten. 
Ain; F. 141. Wer von feiner Freiheit, oder erhal⸗ 
gelber e kenen Erlaubniß zum Auewandern, Gebrauch mar 
chen will, muß von feinem inländiſchen Vermoͤgen 
dem Staate in der Regel Zehn vom Hundert, als 
ein Abfahrtsgeld entrichten. 
$. 142. Wo mit äustättigen: Staaken dieſer⸗ 
yalb beſondere Vertrage und Obſervanzen beſtehen, 
at es bey ſelbigen noch ferner ſein Bewenden. 
Was fü: F. 143, Von dem Vermoͤgen, welches nur aus 
ar Einer Königlichen Probinz in die andere geht, wird 
Baden dem Staate kein Abfahrtegeſd bezahlt. 
Ta $. 144. Einkünfte liegender Gründe, Intereſ⸗ 
Kern ſeu, Alimenkgelder, und andere jährliche Hebungen, 
find dem Abkfahrksgelde nicht unterworfen. 
$. 145. Wenn jedoch angeſeſſene Vaſallen des 
Staats ohne aushrütfiche Erlaubniß deſſeſben aus⸗ 
wandern, und die E Einkünfte ihrer liegenden Gründe 
1 außer⸗ 
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außerhalb Landes verzehren: ſo muͤſſen fie auch von 
dieſen Einkünften das Abfahrtsgeld entrichten. 

§. 146. Sind auch daruͤber mit demjenigen 
Stacte, wohin ver Ausgewanderte ſich begeben hat, 
befondere Vertrage oder wohlhergebrachte Gewohn⸗ 
heitsrechte vorhanden: ſo hat es dabey ſein Bewenden. 

§. 147. Wenn auswärtige Unterthanen Capis 
talien in hieſige Lande verliehen haben: ſo wird von 
dieſem ſolchergeſtalt ins Land gekommenen Gelde, bey 
deſſen Rückkehr, kein Abſchoß entrichtet. 0 

$ 148. Haben Auswärtige, ohne ſich im Lande 
wirklich niederzulaſſen, Grundſtucke daſelbſt angekauft, 
und in der Folge wieder veräußert; fo koͤnnen fie von 
dem erhaltenen Kaufgelde ſo viel, als ſie zu dem An⸗ 
kaufe, und zu den an der Subſtanz gemachten Ver⸗ 
beſſerungen, von ihrem auswärtigen Vermögen er⸗ 
weislich verwendet haben, frey zurücknehmen. 

$. 149. Fremde, die in hieſigen Landen ſich nur⸗ 
aufgehalten, oder noch nicht Zehn Jahre daſelbſt 
ihren Wohnſitz gehabt haben ($. 131. 132), find 
von ihrem mitgebrachten Vermoͤgen Abfahrtsgelder 
zu entrichten nicht ſchuldig. 

H. 150. Auch Ausländerinnen, die in hieſigen 
Landen verheirathet geweſen ſind, erlegen bey ihrer 
Ruͤckkehr nur von demjenigen, was fie innerhalb Lan⸗ 
des erworben haben, die Abfahrtsgebuͤhren. 

9. 151% Alles, was ein Landeseinwohner mit Was zu 
feinem infändifchen Vermögen außerhalb Landes ers Alen 


worben hat, wird zu dem inlandiſchen Vermoͤgen I 
deſſelben gerechnet. el 


H. 132. Auch der Gewinn auswaͤrtiger mik gen ger 
inlaͤndiſchem Vermoͤgen errichteter Handlungen kann fiche, 


dem Auswandernden mit in Rechnung gebracht K 


werden. werde. 


* 
9. 153. 
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$. 153. Behauptet der auswandernde Inlaͤnder, 
daß er feine auswärtigen Beſitzthuͤmer (F. 15t. 152.) 
anders woher, als aus inlaͤndiſchem Vermoͤgen er⸗ 
worben habe: fo muß er die Richtigkeit dieſer Des 
hauptung nachweiſen. 
$, 154. Hoͤlzernes und anderes gemeines Haus⸗ 
und Wirthſchaftsgeraͤthe; Kleider und Waͤſche; Eß⸗ 
waaren und Getränfe, die zum eigenen Gebrauche 
des Auswandernden beſtimmt ſind, kommen bey Be⸗ 
rechnung des Abfahrtsgeldes nicht mit in Anſchlag. 
$. 153. Ein Gleiches gilt von den zum eigenen 
Gebrauche des Auswandernden beſtimmten Büchern, 
Bibliotheken, Kunſt⸗ und Naturalienſammlungen. 
Si $. 156. Der Auswandernde iſt ſchuldig, fein 
gensbe Vermoͤgen getreulich, allenfalls eidlich, anzugeben. 
nun gu §. 157. Findet der Fiskus Bedenken, den mit 
ſeh. angegebenen Werth aller oder einiger Vermoͤgensſtuͤcke 
für richtig anzunehmen: fo ſteht ihm frey, auf de⸗ 
ren gerichtliche Abſchätzung anzutragen. 
§. 158. Von dem aus dem Lande gehenden Ber 
mögen muͤſſen die davon zu entrichtenden wahren und 
wirklichen Schulden, bey Berechnung des Abfahrts⸗ 
geldes, in Abzug gebracht werden. 
$. 159. Hat der Auswandernde auswaͤrtiges 
dem Abzuge nicht unterworfenes Vermögen: fo gilt 
die Vermuthung, daß die auswaͤrtigen Schulden in 
Rückſicht auf dieſes Vermoͤgen gemacht worden. 
de. , b. 160. Das Abfahrtegeld it der Auswan. 
das Ei dernde ſofort, wenn er für feine Perſon das Land 
leichte verläßt, zu entrichten verbunden; und es hängt bloß 
werden von dem Gutbefinden des Staats ab, die Erlegung 
möflt. deſſelben fo lange, bis auch der Reſt des Vermo⸗ 
gens ausgefuhrt wird, gegen hinlängliche Sicherheit 
; zu ſtunden. 
en S. 161. Erbſchaften eines Landeseinwoßners, 
wehe einem auswaͤrtigen Unterthan zufallen, find, 
wenn 
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wenn ſie aus dem Lande gehen, dem Abſchoſſe un⸗ 
terworfen. 5 

$. 162. Ein Gleiches gilt von Brautſchaͤtzen, 
Vermaͤchtniſſen, und Schenkungen aller Arten, die 
aus dem Vermoͤgen eines Inlaͤnders einem Auslaͤn⸗ 
der zugewendet worden. 

$. 163. Wenn das inlaͤndiſche Vermoͤgen eines 
verſtorbenen Ausländers einem andern Ausländer durch 
Erbſchaft oder Vermaͤchtniß zufällt, und aus dem 
Lande gezogen werden ſoll: ſo iſt daſſelbe dem Ab⸗ 
ſchoſſe nur in ſo fern unterworfen, als der Erblaſ⸗ 
fer ſelbſt, wenn er dergleichen Vermoͤgen hätte her, 
ausziehen wollen, Abfahrtegeld davon zu entrichten 
ſchuldig geweſen wäre, 

$. 164. Wie es zu halten ſey, wenn eine 
dem Abſchoſſe unterworſene Erbſchaft verkauft wor⸗ 
den, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Th. 1. Tit. 11. 
$. 507 510.) 5 
S8. 165. Was von dem Abfahrtsgelde §. 141. 
142. 143. 144. 151. 152. 153. verordnet iſt, gilt 
in der Regel auch von dem Abſchoſſe. 

H. 166. Dagegen find die nach H. 154. 155. 
dem Abfahrtsgelde nicht unterworfene Vermoͤgens⸗ 
55 von dem Abſchoſſe in der Regel keinesweges 
rey. 

§. 167. Wenn ein inlaͤndiſcher Erblaſſer eins 
oder das andere ſeiner Kinder, noch waͤhrend ſeiner 
Lebenszeit, in auswärtigen Landen etablirt hat: ſo 
haftet fein inländiſcher Nachlaß jedesmal, und ohne 
Unterſchied der Fälle, für den Abzug oder Abſchoß, 
welchen der Staat von den zu einem ſoſchen aus⸗ 
wärtigen Etabliſſement verwendeten Geldern zu for⸗ 
dern hat. 

§. 168. Wenn zu einem Nachlaſſe inlaͤndiſches 
und auswärtiges dem Abſchoſſe nicht unterworfenes 
Vermoͤgen gehoͤrt; und inlaͤndiſche ſowohl, als aus⸗ 


waͤrti⸗ 
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märtige Miterben, daran Theil nehmen: fo ſteht den 
Erben frey, ſich wegen der Auseinanderſetzung ſo zu 
vereinigen, daß das auswärtige Vermoͤgen den Aus⸗ 
laͤndern, und das inlaͤndiſche den Inlaͤndern, auf 
ihren Erbtheil angewieſen werde. 

$. 169. Alsdann ift der inlaͤndiſche Nachlaß dem 
Abſchoſſe nur ſo weit unterworfen, als davon noch et⸗ 
was, zur Ausgleichung mit den auswaͤrtigen Erben, 
aus dem Lande verabfolge werden muß. 

9. 170. Der Abſchoß muß ſogleich entrichtet 
werden, als der auswörtige Erbe ſeinen Willen, ſich 
nicht in biefigen Landen nieder zu laſſen, erklärt hat. 

$. 171. Bis dahin, und fo lange noch nicht 
der ganze Nachlaß ausgeführt wird, muß der aus⸗ 
märtige Erbe auf den ganzen Betrag des Abſchoß⸗ 
geldes Sicherheit beſtellen. 

§. 172, Wie andere Staaten bey den in hieſige 
Lande zu verabfolgenden Erbſchaften, Vermaͤchtniſ⸗ 
fen, Brautſchatzen, und Schenkungen ſich verhal⸗ 
ten, eben fo ſollen biefige dahin ziehende Untertha⸗ 
nen, oder dahin fallende Erbſchaften u. ſ. w. be⸗ 
handelt werden. 


Anh. F. 11. Es ſoll in Zukunft in Abſchoßſachen ledig 
lich auf dle hleſtgen Geſetze, nicht aber auf die von ans 
dern Staaten bellebte Behandlung hleſiger Unterthanen, 
geachtet werden. 

H. 173. In ſo fern fremde Staaken fi den in 
ihren Landen befindlichen Nachlaß Hiefiger daſelbſt 
verſtorbener Unterthanen anmaßen, ſoll von Seiten 
des bieſigen Staats die Erwiederung Statt finden. 

d §. 174. Was von der Erwerbung und dem Ge⸗ 
Abe ts brauche der niedern Regalien überhaupt, in Anſehung 
a der Privatperfonen verordnet iſt, das findet auch von 
zehis an dem Abſahrts⸗ und Abſchoßrechte Statt. 

int 
BON, ER, 175. 
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§. 175. Die Gegenftände und Graͤnzen des 
den Magiſtraten und Gerichtsobrigkeiten verliehenen 
Abſchoßrechts, ſind nach dem Inhalte ihrer Privile⸗ 
gien, und dem ſeit rechtsverfaͤhrter Zeit hergebrach⸗ 
ten Befisftande zu beurtheilen. 

$. 176. Nur diejenigen Magiſtraͤte und Gerichts⸗ 
obrigkeiten, welche ſich vor dem Jahre 1777 in einem 
auf Privilegia oder auf rechtsguͤltige Verjaͤhrung ge⸗ 
gründeten Beſitze, von dem aus ihrer Gerichtsbar⸗ 
keit an andere Orte innerhalb der Königlichen Lande 
gehenden Vermoͤgen, Abfahrts⸗ oder Abſchoßgelder 
zu fordern, befunden haben, ſollen dabey noch fer⸗ 
ner geſchützt werden. f 

H. 17. Uebrigens find die Falle und Arten des 
Vermoͤgens, die von dem an den Staat zu entrich⸗ 
tenden Abſchoſſe oder Abfahrtsgelde frey ſind, nach 
eben dieſen Gefegen, auch in Anſehung der Private 
berechtigten, in der Regel zu beurtheilen. 

§. 178. Wenn jedoch der Staat mit auswär⸗ 
tigen Mächten uͤber eine gegenſeitige Abzugs⸗ oder 
Abſchoßfreiheit Vertraͤge ſchließt: fo ſoll dabey je⸗ 
derzeit auf die Befugniſſe des Privatberechtigten die 
erforderliche Ruͤckſicht genommen werden. - 


Auh. F. 152. Wenn jedoch der Staat mit auswärtigen 
Mächten über. eine gegenſeitige Abzugsz oder Abſchoß⸗ 
freiheit Vertrage ſchließt: fo ſoll dabey jederzeit auf die 
Befugniſſe der Prlvatberechtigten, in fo. fern dies mit 
dem Staatsiutereſſe vereinbar it, Ruͤckſicht genommen 
werden. 

Es werden daher Privatberechtigte durch ſchon vor⸗ 
handene oder künftige Verträge des Staats über Abs 
ſchoß⸗ und Abfahrtsgelder verpflichtet, in fo fern der 

Staat ſie nicht ausdrücklich ausgenommen hat, oder 
ausntmme, r 
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§. 179. Wenn an demſelben Orte, wo der Eine 
mit den Ober⸗, der Andere aber nur mit den Nieder⸗ 
gerichten beliehen ift, beide Gerichtsherren über die Ber 
fugniß zum Abfahrts oder Abſchoßgelde mit einander 
ſtreiten: fo hat der Erſtere die Vermuthung für ſich. 

§. 180. Eine Privatgerichtsobrigkeit kann den Ab» 
zug oder Abſchoß nur von ſolchem Vermoͤgen fordern, 
was ſich unter ihrer Gerichtsbarkeit wirklich befindet. 

§. 181. Doch werden zu dieſem Vermoͤgen auch 
Capitalien gerechnet, welche der Auswandernde oder 
Erblaſſer, wenn gleich unter einer andern Gerichts⸗ 
barkeit, ausgeliehen hat. 

§. 182. Von ſolchem Vermoͤgen aber, wovon 
in den Fallen des $. 151. 152. und 167. der Staat 
bey Auswanderungen, oder Ausführungen von Erb⸗ 
ſchaften, Abzug oder Abſchoß fordern kann, iſt der 
Privatberechtigte dergleichen, wenn der Jurisdictions⸗ 
geſeſſene, oder fein Nachlaß, nur unter eine andere in ⸗ 
ländiſche Gerichtsbarkeit geht, zu fordern nicht befugt. 

$. 183. So weit Abfahrts oder Abſchoßgelder 
an ſich Statt finden, und der Privatberechtigte die⸗ 
ſelben nach vorſtehenden Grundſaͤtzen nicht zu fordern 
hat, muͤſſen dieſelben dein Staate entrichtet werden. 


Achtzehnter Titel. 


Von Vormundſchaften und Cura⸗ 
telen. 


§. 1. 

Perſonen, welche fuͤr ſich ſelbſt zu ſorgen, nicht im 

Stande find, ſtehen unter der beſondern Aufſicht und 
Vorſorge des Staats. 

§. 2. Dieſe Vorſorge erſtreckt ſich jedoch auf 

dergleichen Perſonen nur in fo fern, als dieſelben au⸗ 

ßer 
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ßer vaͤterlicher Gewalt und Auſſicht find, oder die vaͤ⸗ 
terliche Vorſorge ihnen nicht zu ſtatten kommen kaun. 

$- 3. Diejenigen, welchen der Staat die Sorge für 
feine Pflegebefohlnen in Anſehung aller ihrer Angelegen⸗ 
heiten aufgetragen hat, werden Vormuͤnder genannt. 

$. 4. Diejenigen, welche denſelben entweder 
bloß zur perſönlichen Auſſicht oder Erziehung, oder 
nar zur Beſorgung gewiſſer Gefchäfte und Angelegen⸗ 
heiten vom Staate beftelle worden, führen den Mas 
men der Curatoren. 

F. 5. Beiſtände aber heißen diejenigen, welche 
Jemand bey gewiſſen Geſchaͤften, die er für ſich allein 
vorzunehmen nach beſondern geſetzlichen Vorſchriften 
nicht fähig iſt, oder fie ſolchergeſtalt vorzunehmen 
ſich nicht getrauet, zu Huͤlfe nimmt. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Perſonen, welchen Bormünder 
oder Curatoren beſtellt werden muͤſſen. 


. 6. Zu den Pflegebefohlnen des Staats ge- Vormün⸗ 


hören zuvörderſt Kinder, Unmuͤndige und Minder⸗ 4 d 
jährige. (Th. 1. Tit. 1. $. 25. 26.) den: | 

$. 7. Allen dieſen muͤſſen Vormünder vom umu 
Staate beſtellt werden. digen, 


$. 85 Die Anordnung der Vormundſchaft über Yin air 
ſolche Perſonen muß geſchehen, wenn dieſelben ent⸗ gen. 
weder gar nicht in die vaͤterliche Gewalt kommen, 
oder ſobald dieſe Gewalt durch den Tod ihre Ends 
ſchaft erreicht. 

H. 9. Was Rechtens ſey, wenn die väterliche 
Gewalt vor erreichter Volljährigkeit des Kindes, durch 
vaͤterliche Willeuserklaͤrung, oder durch das Gele 
aufgehoben wird, iſt im Vierten Abſchnitte des Zwei⸗ 
ten Titels verordnet. (Tit. 2. F. 233. Id. 

N 2 . 10. 
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$. 10. In allen Fällen, wo einem ſchon gebor⸗ 
nen Menſchen wegen Unmündigkeit ein Vormund zu⸗ 
zuordnen iſt, muß der noch ungebornen Leibesfrucht 
ein Curator beſtellt werden. 
$. 11. Dies muß geſchehen, ſobald eine vorhan⸗ 
dene oder auch nur vermuthete Schwangerſchaft an⸗ 
gezeigt worden. (Tit. 2. §. 26. lad. $. 614. faq.) 
29 den H. 12. Wahn⸗ und Bloͤdſinnige, welche nicht 
ad Blöd unter der Aufſicht eines Vaters oder Ehemannes 
finnigen; ſtehen, muͤſſen vom Staate unter Vormundschaft ge 
nommen werden. 
$. 13. Wer für wahn⸗ oder bloͤdſinnig zu ach⸗ 
ten ſey; muß der Richter, mit Zuziehung Sachver⸗ 
ſtändiger Aerzte, prüfen und veſtſezen. (Th. 1. Tit. 1. 
H. 29. 30.0 4 
22 den $. 14. Auch den Verſchwendern, welche gericht ⸗ 
schen, lich dafür erklart werden, muß der Staat Vormün⸗ 
dern; der beſtellen. (Ebend. H. 33.) 
2 den F. 15. Taub⸗ und Stummgeborne, ingleichen 
men fm diejenigen, welche vor zurückgelegtem Vierzehnten 
Jahre in dieſen Zuſtand gerathen ſind, muͤſſen, ſo⸗ 
bald fie nicht mehr unter väterlicher Aufſicht ſtehen, 
vom Staate bevormundet werden. 
$. 16. Diejenigen, welche erſt in ſpaͤtern Jah⸗ 
ren taubſtumm geworden find, müuſſen nur alsdann 
unter Vormundſchaſt genommen werden, wenn ſie 
ſich durch allgemein verftändliche Zeichen nicht aus⸗ 
drucken können, und daher ihre Angelegenheiten ſelbſt 
zu beſorgen ganz unfähig ſind. 
§. 17. Denjenigen hingegen, denen der Mans 
gel der Sprache und des Gehoͤrs den Ausdruck ih⸗ 
rer Gedanken und die Beſorgung ihrer Angelegen⸗ 
heiten nur erſchweret, ſoll wider ihren Willen kein 
Vormund beſtellt werden. 
$. 18. Doch ſind fie bey gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen einen Beiſtand zuzuziehen EIER 
. 19, 


— * 
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§. 19. Abweſenden, deren Aufenthalt unbe: 


kannt iſt, muß der Staat zur Erhaltung ihres zu- d. 


ruͤckgelaſſenen Vermoͤgens, und zur Beſorgung ihrer 
übrigen Angelegenheiten, Vormuͤnder beſtellen. 

H. 20, Die Bevormundung muß alsdann ge⸗ 
ſchehen, wenn ein ganzes Jahr hindurch von dem 
Abweſenden keine Nachricht eingegangen iſt. 

$. 21. Doch muß auch vor Ablauf des erſten 
Jahres die Bevormundung geſchehen, wenn fich Faͤlle 
von Wichtigkeit ereignen, wobey die Beſorgung der 
Angelegenheiten des Abweſenden keinen Aufſchub 
leidet. P 

§. 22. Iſt der Aufenthalt des Abweſenden zwar 
bekannt; es ſind aber Nachrichten, oder wahrſchein⸗ 
liche Vermuthungen vorhanden, daß der Abweſende 
wider ſeinen Willen an der eigenen Beſorgung ſei⸗ 
ner Angelegenheiten verhindert werde: ſo iſt ihm 
ebenfalls ein Vormund zu beſtellen. 

§. 23. Wer einen Bevollmächtigten zur Beſor⸗ 
gung ſeiner Angelegenheiten beſtellt hat, der bedarf 
keines Vormundes. 

$. 24. Doch muß bey Vorfaͤllen und Angeles 
genheiten, auf welche die ertheilte Vollmacht nicht 
gerichtet iſt, dem Abweſenden ein Curator beſtellt 
werden. 

§. 25. Wenn der Besvollmaͤchtigte innerhalb 
Dreier Jahre keine Nachricht von feinem Macht⸗ 
geber erhalten hat: ſo kann von den Verwandten 
des Abweſenden auf Anordnung einer Vormundſchafk 
füe den Letztern angetragen werden. 

$. 26. Hiervon findet eine Ausnahme nur als⸗ 
dann Statt, wenn der Bevollmächtigte durch einen 
rechtsgültigen Vertrag zum Erben des Abweſenden 
ernannt worden. 

$. 27. Wenn der Bevollmächtigte ſtirbt; die 
Vollmacht aufkuͤndigt; das Vermögen übel verwaltet; 


oder 


5) Den 
Abwꝛeſen / 
en. 
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oder ſonſt in ſolche Verfaſſung oder Umftände ges 
raͤth, die den Abweſenden, wenn ihm dieſelben be⸗ 
kannt wären, zur Zurücknahme der Vollmacht wahr 
ſcheinlich veranlaſſen wuͤrden: fo finden die Borfchrif- 
ten §. 25. 26. ebenfalls Anwendung. 
Cutatores F. 28. Sind die vorbenannten Perſonen noch 
in väterlicher Gewalt: fo iſt der Staat nur in folr 
„> Bort chen Fällen und Angelegenheiten für fie zu ſorgen 
Personen, verbunden, wo ihr Beſtes mit dem eigenen Bor» 
wein de theile des Vaters in Colliſion geraͤth. 
ter väter H. 29. Wenn alſo der Vater mit ſolchen Kin ⸗ 
Kane Be, dern Verträge ſchließen, oder andere Geſchaͤfte, wo · 
Ho ee durch die Kinder ihm verpflichtet, oder gewiſſer Rechte 
gegen ihn verluſtig werden ſollen, mit ihnen vorneh⸗ 
men will: ſo muß der Staat den Kindern dazu ei⸗ 
nen Curator beſtellen. 
$. 30. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn mit 
dem für die Kinder ausgeſetzten Erbſchatze eine Ver⸗ 
änderung getroffen werden ſoll. 
$. 31. Desgleichen alsdann, wenn mit Fidei⸗ 
commiſſen, wozu die Kinder von dem erſten Stifter 
mit gerufen ſind, Veraͤnderungen oder Verpfaͤndun⸗ 
gen vorgenommen werden ſollen. 
$. 32. In welchen Fällen auch noch ungebornen 
Fideicommiß⸗Intereſſenten Curatores beſtellt wer⸗ 
35 ben iſt gehörigen Orts verordnet. (Tit. 4. 
„ 95. 
$. 33. Wenn zwiſchen den Aeltern noch minder 
jähriger Kinder ein Eheſcheidungsprozeß entſteht: ſo 
muß den Kindern ein Curator beſtellt werden. 


Anh. §. 153. In Eheſcheldungsprozeſſen ſoll es der Ber 
vormundung der Kinder nur dazu beduͤrſen, wenn es 
ſich aus der erfolgenden Verhandlung ergiebt, oder dem 
Gericht bekannt iſt, daß ein oder beide Ehegatten 
iich der Verſchwendung des Vermögens oder der Ver⸗ 

nach⸗ 
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nachlaſſigung der Erziehung der Kinder verdächtig 
machen. 


§. 34. Beſonders aber iſt den noch unter va⸗ 
terlicher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kindern ein 
Curator zu beſtellen, wenn zwiſchen ihnen und dem 
Vater eine Auseinanderſetzung, wegen des muͤtter⸗ 
lichen, oder des ſonſt den Kindern eigenthuͤmlich zus 
ſtehenden Vermoͤgens erfolgen ſoll. 

§. 35. Der Vater muß angehalten werden, ſich 
mit den Kindern auseinander zu ſetzen, wenn er zu 
einer anderweitigen Ehe ſchreitet. 

$. 36. Ferner in allen Fällen, wo er nach Vor⸗ 
ſchrift der Gefege fir das Vermoͤgen der Kinder Sicher⸗ 
heit zu beſtellen verbunden iſt. (Tit. 2. §. 179. faq.) 

$. 37. Wenn ſolchen Kindern etwas unter der 
ausdruͤcklichen Bedingung, daß der Vater von deſſen 
Verwaltung ausgeſchloſſen ſeyn ſolle, vermacht, oder 
ſonſt zugewendet worden: ſo muß denſelben, wegen 
eines ſolchen Anfalls, ein beſonderer Curator beſtellt 
werden. 

$. 38. Auch diejenigen, welche den Kindern eis 
nen Pflichttheil ſchuldig ſind, koͤnnen dem Vater die 
Verwaltung daruͤber entziehen. 

H. 39. Volljaͤhrige Ehefrauen bedürfen der Re⸗ a 
gel nach Feiner Bevormundung vom Staate, wenn Che, 
fie auch in Umſtande gerathen, da bey andern Per- frauen; 
ſonen die Beſtellung eines Vormundes nothwendig 
wäre, 

F. 40. Alsdann iſt der Mann, fo lange er ſei⸗ 
nen eigenen Sachen vorſtehen kann, in Anſehung 
des vorbehaltenen Vermögens einer ſolchen Frau, 
als ihr Vormund anzuſehen. 

H. 41. Sollen aber wegen des Eingebrachten 
Verfügungen getroffen werden, wozu die Geſetze die 
ausdrückliche Einwilligung der Frau erfordern: fo 15 

derſel⸗ 
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derſelben dazu ein beſonderer Curator zu beſtellen. 
(Tit. 1. C. 232. faq.) 5 

$. 42. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn bey 
einer Diſpoſition uͤber das vorbehaltene Vermoͤgen, 
das Jutereſſe des Mannes mit den Vortheilen der 
Frau in Colliſion kommt. 

§. 43. Das Vermoͤgen einer Hausfrau fteht 
nicht unter Verwaltung des Mannes. g 

$. 44. Es muß ihr alſo in allen Faͤllen, wo 
andere Perſonen unter Vormundschaft zu nehmen. 
ſind, ein beſonderer Vormund vom Staate beſtellt 
werden. 

§. 45. Bey der Auswahl des zu beſtellenden 
Vormundes kann das vormundſchaftliche Gericht, nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde, auch auf den Mann 
Ruͤckſicht nehmen. 

3) ſchon §. 45. Einem Bevormundeten wird nur alsdann 

Ae ein Curator beſtellt, wenn zwiſchen dem Pflegebefohl⸗ 

Perſonenz nen und dem Vormunde, in den eigenen Angelegen⸗ 
heiten des Letztern, etwas zu verhandeln iſt. 

§. 47. Auch kann der Staat dem Pflegebefohl- 
nen zu Angelegenheiten, welche eine vorzuͤgliche Sach⸗ 
kenntniß, die von dem Vormunde nicht zu erwar⸗ 
ten iſt, vorausſetzen, einen beſondern damit verſehe⸗ 
nen Curator beſtellen. 

H. 48. Wenn zwiſchen mehrern Pflegebefohl⸗ 
nen, die nur einen gemeinſchaftlichen Vormund ha⸗ 
ben, wegen eines erheblichen Intereſſe Colliſion eut⸗ 
ſteht: ſo muß jedem von beiden Theilen, zur Be⸗ 
ſorgung dieſer Angelegenheit, ein Curator beſtellt 
werden. 

4) unbe⸗ §. 49. Wenn Fälle vorkommen, wo man noch 

1 9 5 nicht weiß, wer es ſey, der bey einer Sache, oder 

hinderten bey einem Geſchafte ein Intereſſe habe: fo muß 

Fnten “ auch den unbekannten Intereſſenten ein Curator bes 
ſtellt werden. 


§. 30. 
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$% 30. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn bey +9 95. 
einem Geſchaͤfte, welches keinen Aufſchub leidet, ein 
an ſich bekannter Inkereſſent feine Rechte ſchleunig 
genug ſelbſt wahrzunehmen verhindert iſt. 

§. F. Unter die Perſonen, welche gewiſſe An⸗ Perſo⸗ 
gelegenheiten nur mit Zuziehung eines Beiſtandes N die 


ſich Betz 
vornehmen koͤnnen, gehören: fände 


1) volljährige unverheirathete Frauensperſouen; wü. 
2) diejenigen verbeiratheten Frauen, welche we⸗ 
der eines Vormundes noch eines Curators be⸗ 
duͤrfenz 

3) Blinde, oder beſtändig kranke Perſonen; 

4) Taubſtumme, welche keines Vormundes be⸗ 
durfen, ($ 77.) 

5) Perſonen, welche gar nicht, oder nicht Ges 
ſchriebenes leſen, oder nicht ſelbſt ſchreiben 
koͤnnen. 

§. 52. In welchen Angelegenheiten dergleichen 
Perſonen eines Beiſtandes bedürfen, iſt bey den da⸗ 
bin gehörigen einzelnen Geſchaͤſten, in den Geſetzen 
beſtimmt. 4 


g. 53. Wo die Geſetze zu einem ſolchen Bei⸗ 
ſtande einen Rechtskundigen nicht ausdrücklich erfor 
dern, da kann jede Mannsperſon, die ihren Sachen 
ſelbſt vorzuſtehen fähig und berechtigt iſt, dazu ges 
waͤhlt werden. 

$. 54. Ein Beiſtand muß von dem, welcher ſei⸗ 
ner bedarf, entweder ſelbſt ausgewählt, oder wenn 
dieſer nicht wählen kann oder will, von dem Richter, 
bey welchem die Handlung zu vollziehen iſt, ihm zu⸗ 
geordnet werden. 

$. 55. Uebrigens bedarf die Auswahl oder An⸗ 
nehmung eines Beiſtandes keiner richterlichen Beſtä⸗ 
tigung, noch anderer beſonderer Feierlichkeiten. 


Zwei⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von denjenigen, welchen die Beftellung 
der Vormuͤnder und Curatoren zukommt 
und obliegt. 


Dem die F. 56. Wenn Kinder wegen noch nicht erreich⸗ 
munpung ten volljährigen Alters bevormundet werden follen: fo 
der Une iſt der Richter, unter welchem der Vater feinen per⸗ 
nud Hen fönfichen Gerichtsstand entweder zur Zeit feines Ab» 
derzähtie lebens gehabt, oder zur Zeit des eintretenden Falles 
0 wirklich hat, dafür zu ſorgen verpflichtet. 

$. 57. Hat der Vater zur Zeit feines Ablebens 
einen doppelten perſoͤnlichen Gerichtsſtand unter ei ⸗ 
nem Ober und Untergerichte gehabt: fo gebuͤhrt 
die Bevormundung dem erſtern. 

g. 58. Sind beide Gerichte von gleicher Qua⸗ 
litaͤt: fo iſt dasjenige zur Beſtellung des Vormundes 
befugt und verpflichtet, unter welchem der Vater zu⸗ 
letzt bey ſeinem Ableben wirklich gewohnt hat. 

F. 59. Iſt in dieſem Falle (J. 58.) der Vater, 
deſſen Kindern ein Curator beſtellt werden ſoll, noch 
am Leben: ſo muß die Beſtellung von demjenigen 
ſeiner beiden Gerichtsſtaͤnde geſchehen, bey welchem 
zuerſt darauf angetragen worden. 

$. 60. Soll der Curator zur Verwaltung eines 
Grundſtücks beſtellt werden, welches unter einem der 
beiden Gerichte (§. 58.) belegen iſt: fo gebuͤhrt die ⸗ 
ſem Gerichte der Sache der Vorzug. 

$. 61. Bey minderjährigen Kindern, welche der 
Eigenſchaft von Kindern aus einer Ehe zur rechten 
Hand nicht theilhaft worden find, beſtimmt der pers 
ſoͤnliche Gerichtsſtand der Mutter das Recht und 
Pflicht zur Bevormundung. 

$. 62. Die Bevormundung ausgeſetzter Kinder, 
deren Aeltern unbekannt ſind, liegt dem Untergerichte 
des Orts ob, wo fie gefunden worden. $ 

„ 63. 
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$. 63. In Fällen, wo Jemanden nicht wegen derer, die 
Minderjährigkeit, ſondern aus andern geſetzlichen Ur⸗ en 
ſachen, ein Vormund oder Curator beſtellt werden Gründen 
muß, iſt der Richter feines perſoͤnlichen Gerichtsſtan 55 
des dazu verpflichtet. . mund⸗ 

$. 64. Hat ein ſolcher Menſch einen doppelten 11 00 a0 
perſoͤnlichen Gerichtsſtand: fo gebührt die Bevormun⸗ dz 
dung dem Obergerichte. 

$ 65. Sind beide Gerichte von gleicher Qua 
lität: ſo kommt die Bevormundung demjenigen zu, 
unter welchem er zur Zeit des eintretenden Falles 
wirklich wohnt. 

§. 66. Hat er ſich damals an einem dritten Orte 
aufgehalten: fo finden die Vorſchriften §. 59. 60. 
Anwendung. 3 

$. 67. Iſt die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
uͤber Perſonen, die an ſich einen privilegirten perſoͤn⸗ 
lichen Geriehtsſtand haben, einem Untergerichte für 
beftändig aufgetragen: fo gebührt demſelben auch die 
Bevormundung. 

$. 68. Fremde, die in hieſigen Landen ſich nie der Frem⸗ 
derzulaſſen im Begriff ſtehen, aber darin noch keinen den; 
beſtimmten Wohnſitz haben, müffen, fo wie die bey 
ihrem Abſterben etwa zurücgebliebenen Kinder, er⸗ 
forderlichen Falls von dem Obergerichte der Provinz 
bevormundet werden. 

$. 69. Doch ſteht dem Obergerichte frey, die 
Bevormundung, nach Bewandniß der Umftände, auch 
einem Untergerichte zu übertragen. 

$. 70. Hatte ein Fremder, welcher nach ſeinem 
Stande nicht unter die Eximirten gehört, über den 
Ort, wo er in biefigen Landen feinen Wohnſiß aufs 
ſchlagen wolle, ſich ſchon deutlich geäußert: fo gebührt 
die Bevormundung den Gerichten dieſes Orts. 

$. 71. Anderen Fremden, die entweder ſelbſt in 
Umſtaͤnde gerathen, ws fie eines Vormundes beduͤrfen, 

oder 
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oder welche Kinder, die ſich in dieſen Umſtaͤnden bes 
finden, zuruͤcklaſſen, muß von dem Gerichte des Orts, 
wo ſie oder ihre Kinder ſich alsdann wirklich auf⸗ 
halten, ein Curator beſtellt werden. 

$. 72. Die Pflicht eines ſolchen Curators er⸗ 
ſtreckt ſich jedech nur auf eine einſtweilige Obſorge 
für die Perſon dieſer Pflogebefohlnen, und ihr bey 
ſich habendes Vermögen, ſo lange, bis den Gerich⸗ 
ten ihres auswärtigen Wohnorts von dem Vorfalle 
Nachricht gegeben, und von dieſen weitere Verfuͤ⸗ 
gung getroffen werden kann. 

H. 73. Gehört ein ſolcher fremder Reisender 
(C. 71.) unter die Eximirten: fo muß zwar das Uu⸗ 
tergericht feines. hieſigen Aufenthaltsorts, wenn nicht 
das Obergericht ſich an eben demſelben Orte befin⸗ 
det, für die Bevormundung ſelbſt unverzuͤglich ſorgen. 

$. 74. Es muß aber dem Obergerichte der Pro⸗ 
vinz den Vorfall ſofort anzeigen, und demſelben die 
weitere Verfügung uͤberlaſſen. 

der Mile F. 75. Nach dem Tode eines Vaters vom Mi⸗ 
e litairſtande, gehört die Vormundſchaft über feine Hits 
komme. terlaffene Kinder vor die Civilgerichte. 

9. 76. Demjenigen Gerichte, welchem der Va⸗ 
ter, wenn er feine Dimiſſion erhalten haͤtte, nach 
näherer Beſtimmung der Prozeßordnung unterwor⸗ 
fen geweſen wäre, liegt auch die Beſtellung der 
Vormundſchaft über feine Kinder ob. 

$. 77. Zur Beſtellung eines Curators für Kits 
der von Miſitairperſonen, die ſich noch unter vaͤter⸗ 
licher Gewalt befinden, find die Keiegesgerichte ver⸗ 
pflichtet. x 

978. Sobald jedoch mit Fuͤhrung der Curatel 
eine Vermoͤgensadminiſtration verbunden if, muͤſſen 
die Civilgerichte, vor welche, wenn der Vater ger 
ſtorben wäre, die Bevormundung gehoͤren wuͤrde 
(8 76.), die Direction der Curatel übernehmen. 

Anh. 
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Anh. §. 234. Wenn den Kindern eines noch in wirk⸗ 
lichen Kriegsdienſten ſtehenden Vaters Grundſtuͤcke zu⸗ 
fallen, von deren eigenen Verwaltung der Vater aus; 
geſchloſſen iſt: fo verbleibt die Adminißrarſon derſelben 
zwar den Clvilgerichten der Sache; dieſe find jedoch 

ſchuldig tu allen Vorfallenhelten, welche, nicht den ge⸗ 

wohnlichen Wirihſchaftsbetrieb angehen, den Milltalr⸗ 
gerichten Nachricht zu geben, und mit ihnen Ruͤck ſprache 
zu nehmen. 


9. 79. Dieſen ſteht aber frey, zur Fuͤhrung 
der Adminiſtration einen beſondern Curator, ſtatt 
desjenigen, welchen das Militairgericht zur Regu⸗ 
lirung der Sache beſtellt hatte, auszuwählen, und 
denſelben vem Militairgerichte zur Verpflichtung vors 
zuſchlagen, 

§. 80. Wenn eine Militairperſon im Felde mit 
Tode abgeht: ſo koͤnnen ſich die Kriegesgerichte der 
Sorge für das mit ins Feld genommene Mobiliar⸗ 
vermögen ſo lange nicht entziehen, bis ſelbiges, oder 5 
der daraus geloͤſete Werth, dem Civilgerichte, wel⸗ 
chem die Bevormundung obliegt, mit Sicherheit 
abgeliefert werden kann. 


Anh. §. 135. Es werden die Militairgerichte wegen der 
Verfuͤgung uͤber das von einer im Felde verſtorbenen 
Mllikalrperſon hinterlaſſene und bey der Armee befinds 
liche Mobillarvermoͤgen, auf die Vorſchrift des Regle⸗ 
ments vom zoſten November 1772. F. 2. und 17. und 
die damit ubereinſtimmende Difpofitton der allgemeinen 
Gerichtsordnung Th. 2. Tit. 3. §. 17. und 18. nochmals 
verwieſen. 


§. 81. Derjenige Richter, welcher den Vor- Welchem 
mund beſtellt, hat die Direction der Vormundſchaft er 
über das ganze Vermögen, in und außer feiner Ge⸗ rien 
richtsbarkeit. 5 8 
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$. 82. Beſitzt der Pflegebefohlne Güter und 
Vermögen in einer andern Königlichen Provinz: fo 
muß der Richter der Sache, auf Anſuchen des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts, einen beſondern Curator 
beftellen, und die unmittelbare Aufſicht übernehmen. 

$. 83. Beſizen inländifche Pflegebefohlne 755 
ter und Grundſtuͤcke in fremden Landen: fo muß 
auswärtige Richter der Sache erſucht werden, dieſel⸗ 
ben in Verwaltung zu nehmen, und die Einkuͤnfte 
davon dem inländiſchen Vormunde zur Berechnung 
und Ablieferung einhändigen zu laſſen. 

$. 84. Ein gleiches Verfahren muß im umge⸗ 
kehrten Falle, wenn namlich ausländiſche Pflege 
befohlne in hieſigen Landen Güter und Grundſtücke 
befigen, von dem inlaͤndiſchen Richter der Sache, je⸗ 
doch mit Vorbehalt des Retorſionsrechts, beobachtet 
werden. 

$. 85. Eine Veränderung in dem Wohnorte der 
Pflegebefohlnen, oder ihrer Aeltern, wirkt keine Ver⸗ 
aͤnderung in der Direction der Vormundſchaft. 

§. 86. Erfordert es jedoch das Beſte der Pflege» 
befohlnen, daß die Direction der Vormundſchaft dem 
Michter des veraͤnderten Aufenthalts übertragen wer⸗ 
de: ſo iſt dieſer fie zu übernehmen ſthuldig. 

H. 87. Auch muß jedes Gericht, von welchem 
Kindern noch bey des Vaters Leben nur ein Curator 
beſtellt worden, die fernere Direction dieſer Curatel 
demjenigen Gerichte überlaffen, welchem die Bevor⸗ 
mundung dieſer Kinder nach des Vaters Abſterben 
obliegt. \ 

9. 88. Iſt Jemanden vom Militairſtande, oder 
deſſen Kindern, ein Vormund oder Curator bey dem 
Kriegsgerichte beſtellt worden: ſo muß, wenn dem⸗ 
nächſt die Militairgerichtsbarkeit auch auf andere Art, 
als durch den Tod, gänzlich aufhört, dasjenige Civil⸗ 
gericht, unter welches der Vater nach §. 76. zurück- 
fälle, 
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fallt, auch die fernere Direction der Vormundſchaft 
oder Curatel uͤbernehmen. 

$. 89. Wenn außer dieſem Falle der Vater der 

flegebefohlnen, wahrend deſſen Leben denſelben ein 
efonderer Curator hat beſtellt werden muͤſſen, feinen 
Wohnſitz oder Gerichtsſtand verändert: ſo bleibt den⸗ 
noch die Direction der Curatel bey demjenigen Gerich⸗ 
te, wo ſie angeordnet worden; wenn der Vater nicht 
die Abgebung derſelben an das Gericht ſeines nun⸗ 
mehrigen Wohnſitzes ausdruͤcklich verlangt. ? 

H. 90. Fur die Bevormundung ſolcher Perfos Wer auf 
nen, die ſich ſelbſt nicht vorſtezen konnen, iſt ſowohl wendung 
der Richter des Orts, wo fie ſich befinden, als das amutra⸗ 
Gericht, welchem die Bevormundung zukommt, von Nichte 
Amtswegen zu ſorgen verbunden. fen. 

$. 91. Iſt der Richter des Orts niche zugleich 
der Vormundſchaftsrichter, und ſind beide Gerichte 
nicht an Einem Orte befindlich: ſo muß Erſterer dem 
Letztern von dem vorgekommenen Falle ſofort un- 
zeige machen. 

H. 92. Die Verwandten ſolcher Perſonen, die 
Ehegatten, der uͤberlebende Theil der Aeltern, ſol⸗ 
len dem Richter die Eintretung des Falles, wo nach 
den Geſetzen eine Vormundſchaft angeordnet werden 
muß, anzeigen, und deren wirkliche Anordnung be⸗ 
treiben. 3 

§. 93. Prediger, Dorfgerichte, und andere, 
welchen die Anzeige der vorkommenden Todesfalle zur 
Pflicht gemacht iſt, ſind ſchuldig, wenn der Verſtor⸗ 
bene Perſonen, die der Bevormundung bedürfen, 
hinterläßt, der Obrigkeit davon Nachricht zu geben, 

(Tit. 7. H. 67. Tit. 11. $, 478 — 480.) 

H. 94. Auch die Zunftälteften und andere Mit⸗ 
bürger, die mit dem Vater des Pflegebefohlnen, oder 
mit dem Pflegebefohlnen ſelbſt, als e 

af. 
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ſchafter, oder ſonſt, in nähern Verbindungen ge⸗ 
ſtanden haben, konnen ſich dieſer Obliegenheit nicht 
entziehen. 7 

9. 95, Iſt demjenigen, welchem dergleichen An⸗ 
zeige zu machen obliegt, das Gexicht, welchem die 
Bevormundung zukommt, nicht bekannt: fo iſt es 
genug, wenn nur die Anzeige irgend einem am Orte, 
oder in der Raͤhe befindlichen Richter geſchieht. 

8. 96. Weiß auch dieſer nicht, wohin die Vor⸗ 
mundſchaft gehoͤre: ſo muß er von dem Vorfalle ſo⸗ 
fort an das Obergericht der Provinz berichten. 

$. 97. Verwandte von Minderjährigen, Wahn⸗ 
oder Bloͤdſinnigen, welche, nachdem der Fall zu ihrer 
Wiſſenſchaft gelangt iſt, die ihnen davon obliegende 
Anzeige verabſäumen, haften den Pflegebefohlnen 
für allen dadurch erlittenen Schaden. 

§. 98. Der Mähere haftet vorzüglich vor dem 
Entſernteren, und mehrere gleich Nahe haften zu 
gleichen Theilen. 

$. 99. In gleicher Art haften Verwandte, wel⸗ 
che die Pflicht, fuͤr die Bevormundung eines Wahn⸗ 
ſinnigen zu ſorgen, vernachlaͤßigen, auch einem Drit⸗ 
ten für den, nach dieſer Vernachlaͤßigung, von dem 
Wahnſinnigen ihm zugefuͤgten Schaden, in fo fern 
der Erſatz deſſelben überhaupt Statt findet, und den 
Beſchaͤdigten dazu auf andere Art nicht verholfen 
werden kann. (Th. 1. Tit. 6. $, 41. 44.) 

. 100. Verwandte, die entweder weiter, als 
im vierten Grade, mit dem Pflegebefohlnen ſtehen, 
oder die mit ihm nicht an einem Orte leben, haften 
nur alsdann, wenn ſie die Anzeige vorſätzlich, in 
der Abſicht die Bevormundung zu hindern, unter⸗ 
laſſen haben, g 

. 101 Wenn Minderjährige wegen Ableben 
des Vaters bevormundet werden Follenz jo muß die 
Mutter 
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Murter die: erforderliche Anzeige davon laͤngſtens 
binnen Sechs Wochen nach dem Tode des Man⸗ 
nes machen. 

$. 102. Verſäumt ſie dieſes: ſo haftet fie nicht 
nur vorzüglich vor allen Verwandten, wegen des den 
Kindern aus der unterbliebenen Bevormundung ent⸗ 
ſtandenen Schadens; ſondern ſie verliert auch allen 
Anſpruch auf die Vormundſchaft. s x 

g. 103. Was Rechtens fey, wenn ein Witt⸗ 
wer, oder eine Wittwe, zur fernern Ehe ſchreiten, 
ohne ſich mit den Kindern aus voriger Ehe aus ein⸗ 
ander geſetzt, und zu dem Ende auf Beſtellung eines 
Vormundes oder Curators fuͤr ſie angetragen zu has 
ben, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 1. H. 18. 
19, $ 1013. [dd) 8 . 

§. 104. In Fällen, wo einer verheiratheten 
Perſon ein Vormund oder Curator beſtellt werden 
muß, iſt der andere Ehegatte, die erforderliche An⸗ 
zeige zu machen, vorzuͤglich vor allen andern ver⸗ 
pflichtet. 

H. 105. Alle Uebrige, die nach §. 93. 94. zur 
Anzeige verbunden find, werden im Unterlaſſungsfalle, 
wegen dieſer Vernachlaßigung ihrer Amtspflicht, nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde, und nach Verhaͤltniß des 
daraus entſtandenen Schadens, mit fisfalifcher Strafe 
von Fünf bis Funfzig Thalern belegt. 

§. 106. Wenn einer von den zur Anzeige ver⸗ 
pflichteten Perſonen dieſelbe wirklich macht: fo befreit 
er dadurch die übrigen von aller Vertretung wegen 
des nachher entſtehenden Schadens. 

5. 107. Ein jeder Richter, welcher in gehoͤriger 
Anordnung der Vormundſchaft über. feine Pflegebe⸗ 
fohlnen ſeine Pflichten verabſaͤumt, bat jedesmal ſis⸗ 
kaliſche Strafe verwirkt; und haſtet überdies dem 
Pflege befohlnen fuͤr allen Schaden. 


Augem. Laudr. IV, Band, 3 H. 108. 
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$. 108. Gleiche Verantwortung und Strafe 
trifft den Unterrichter, der von einem in feiner Ju⸗ 
risdiction vorgekommenen Falle, dem Obergerichte, 
zu deſſen Dh derſelbe gehört, keine Nach⸗ 
richt giebt. 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Perſonen, welche das Amt eines 
Vormundes zu uͤbernehmen ſchuldig, 
und Darm. fähig find. 

1. aut, 8. 109. Kein Burger des Staats kann ſich einer 
i de von der Obrigkeit ihm aufgetragenen Vormundschaft 
"Richters ohne beſondere und erhebliche Urſachen entziehen. 
N H. 110. Die Auswahl der Perſonen, welche zu 
der Vor, Vormuͤndern oder Curatoren beſtellt werden ſollen, ge⸗ 
münder. hört zur Beurtheilung desjenigen Richters, welchem 

die Anordnung der Vormundſchaft, oder Curatel 
obliegt. ($ 56. qq.) 
§. 17 T. Dieſer iſt berechtigt, Vorſchläͤge eines 
zu beſtellenden Subjekts von den Witkemanolen oder 
Zunftälteften zu erfordern. ! 
Du e, F. 112. Für mehrere Geſchwiſter iſt die Beſtel, 
u ‚lung eines gemeinſchaftlichen Vormundes hinreichend. 
munds §. 113. Es koͤnnen aber auch mehrere Vor⸗ 
Fr lite, muͤnder einer einzelnen Perſon beſtellt werden. 
gebefohl⸗ $. 114. Im letztern Falle kommt es auf die An⸗ 
a ordnung des Richters an: ob und wie die Geſchäfte 
Vermün⸗ unter die mehrern Vormunder getheilt, oder gemein⸗ 
einen ſchaftlich von ihnen beſorgt werden ſollen. 
Ilegeze⸗ F. 115. Mehrere Vormuͤnder, die zur gemein ⸗ 
Hehl, ſchaftlichen Beſorgung der Angelegenheiten des Pfle⸗ 
aim, gebefohlnen verordnet find, ſtellen Eine moraliſche 
münder Perſon vor, 
Ahterin, 6. 116. Was alſo einer, oder mehrere, ohne 
ander. Zuziehung der Übrigen vornehmen, iſt für den Pflege⸗ 
befohl⸗ 
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befohlnen eben fo unverbindlich, als wenn es von 
Fremden geſchehen waͤre. 

§. 117. Können die Vormuͤnder ſich über das 
vorzunehmende Gefchäft nicht vereinigen: fo entſchei⸗ 
det nicht die Mehrheit der Stimmen; ſondern die 
Sache muß dem vormundſchaftlichen Gerichte zur 
Entſcheidung vorgetragen werden. A 

§. 118. Das Verhaͤltniß ſoſcher Vormuͤndet 
(F. 115.) wird nicht geaͤndert, wenn fie gleich unter⸗ 
einander in die Beſorgung der verſehiedenen vorkom⸗ 
menden Geſchaͤfte ſich theilen. 

F. 119. Hat der Richter die Geſchaͤfte unter 
mehrere Bormünder getheilt: ſoͤ ift keiner von ihnen 
zu einer Mitberwaltung bey den Geſchaͤften des an⸗ 
dern befugt oder ſchuldig. : 

$. 120, Derjenige, weſchem keine Theimehmung 
an der wirklichen Verwaltung der Vormunoſchaft, 
ſondern bloß die Aufſicht über die verwaltenden Vor⸗ 
mündet angewieſen worden, wird Ehrenvormund 
genannt, 

H. tar. Mehrere Vormuͤnder, unter welche die 
Verwaltung von dem Richter getheilt worden, ſte⸗ 
ben gegen einander in dem Berhältniffe als Ehren⸗ 
vormünder. 

6. 122. Es ſoll alſo einem jeden ſolchen Vor⸗ 
munde die Pflicht, uͤber das Betragen der andern zu 
wachen, und wenn er etwas Verdaͤchtiges wahrnimmt, 
davon Anzeige zu thun, gleich bey ſeiner Beſtellung 
beſonders bekannt gemacht werden. 

$. 123. Was vorſtehend (F. 115 122.) von 
mehrern Vormüͤndern verordnet iſt, gilt auch von meh⸗ 
rern Curatoren, welche den Pflegebefohlnen zu einer⸗ 
ley Art von Gefchäften, Angelegenheiten, oder Ver⸗ 
mögen zugeordnet find. 

$. 124. Hingegen ſtehen mehrere Curatores, die 
in Anſehung verſchiedener Angelegenheiten oder Ver⸗ 

32 mögen? 
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moͤgensverwaltungen beſtellt worden, unter einander in 
keiner Verbindung. 5 
Senn §. 125. Vermuͤnder follen ohne Noth von dem 
einer Vor, Richter nicht bloß auf, eine gewiſſe beſtimmte Zeit 
mundes beſtellt werden. 
don dme H. 126. Hat aber der Vater werordnet, daß ein 
genifen von ihm ernannter Vormund nur bis zu einer gewiſſen 
Seit. Zeit oder Begebenheit die Vormundschaft führen ſolle: 
fo kann der Richter nur aus erheblichen, zum offenba⸗ 
ren Beſten der Pflegebefohlnen gereichenden Gruͤnden, 
von dieſer Vorſchrift abgehen. 
$. 127. Ein Gleiches gilt, wenn der Vater ver⸗ 
ordnet hat, daß die von ihm ernannte Perſon nur 
von einem gewiſſen Erfolge oder Zeitpunkte an, die 
Vormundſchaft fuͤhren ſolle. 
$. 128. Was hier (§. 126. 127.) von der 
Verordnung des Vaters beſtimmt iſt, gilt auch von 
Jedem, welcher den Pflegebefohlnen etwas zuwendet, 
und bey Ernennung eines Curators darüber, der⸗ 
gleichen Einſchraͤnkungen beifügt. 
e F. 129. Der Richter darf nur ſolche Perſonen 
5 zu Vormündern auswählen, bey welchen die erfor« 
5 derlichen Eigenſchaften, daß ſie das Beſte der Pfle⸗ 
ſchaften gebefohlnen gehörig beſorgen koͤnnen und wollen, 
unfähig mit Grunde vorauszuſetzen find. 
17 §. 130. Wer feiner eigenen Sache vorzuſtehen 
febung nicht fähig iſt, der kaun auch einem Andern niemals, 
aller? und unter keinerley Umſtaͤnden, zum Vormunde oder 
Curator beſtellt werden. 
$. 131. Minderjährige find ausgeſchloſſen, wenn 
fie gleich in ihren eigenen Angelegenheiten für groß 
jaͤhrig erklart worden. 
§. 132. Auch wenn fie von dem Vater der Pfle⸗ 
gebefohlnen zu Vormündern ernanut worden, koͤnnen 
fie doch erſt nach erlangter Großjaͤhrigkeit zur wirk⸗ 
chen Führung der Vormundſchaft gelaſſen 19827 
. 133. 
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$. 133. Großjaͤhrige, die aber noch unter vaͤ⸗ 
terlicher Gewalt ſtehen, koͤnnen nur mit Einwilligung 
des Vaters Vormundſchaften uͤbernehmen. 

$. 134. Die in einem Kloſter ein wirkliches 
Ordensgeluͤbde abgelegt haben, koͤnnen nicht Vor⸗ 
muͤnder oder Curatores ſeyn. 

8. 135. Leute, die wegen grober Verbrechen 
verurtheilt worden, oder die bekanntlich ein ruchlo⸗ 
ſes und ſchaͤndliches Leben führen, find zu jeder 
Vormundſchaft oder Curatel unfähig. 7 

$. 136. Auch denjenigen, welche wegen Untreue 
oder grober Fahrläßigkeit einer Vormunoſchaft entſetzt 
worden, darf keine andere mehr übertragen werden, 

$. 137. Chriſten koͤnnen für Perſonen, die kei⸗ 
ner der chriſtlichen Religionsparteien zugethan find, 
und dieſe für jene, zu Vormuͤndern nicht beſtellt 
werden. f 

$. 138. Wohl aber iſt die Beſtellung ſolcher 
veſchiedener Glaubensgenoſſen zu Curatoren, in eins 
zelnen bloß das Vermögen betreffenden Angelegen⸗ 
heiten zulaͤßig. 

§. 139. Stiefvater find in der Regel nicht, 
wohl aber in beſondern Fällen, wo nach richterlichem 
Ermeſſen ein erheblicher Vortheil für die Pflegebefohl⸗ 
nen davon zu erwarten iſt, ihren Stiefkindern zu 
Vormüundern zu beſtellen. 

§. 140. Ehemaͤnner Fönnen die Vormundſchaft 
ihrer noch nicht volljaͤhrigen Ehefrauen nur alsdann 
übernehmen, wenn der Fall der Bevormundung erſt 
nach vollzogener Heirath eintritt, und das Vermoͤ⸗ 
gen der Frau ficher geſtellt ift. 

$. 141. Wen der Vater der Pflegebefohlnen 
von Fuͤhrung der Vormundſchaft uͤber ſeine Kinder 
ausdrücklich ausgeſchloſſen hat, der kann auch von 
dem Richter dazu nicht beſtellt werden. 


in Anſe⸗ 
wie ges 
wiſſer 
Vor⸗ 
mund⸗ 
ſchaſten; 
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§. 142. Auch ſteht jedem Andern, welcher dem 
Pflegebefohlnen mehr, als einen ihnen ſchuldigen 
Pflichttheil hinterlaͤßt, das Recht zu, gewiſſe Ders 
ſonen zu beſtimmen, die von der vormundſchaftlichen 
ei ſolcher Zuwendungen ausgeſchloſſen ſeyn 
ollen. x 

$. 143. Frauensperſonen, die leibliche Mutter, 
und die Großmutter der Pflegebefohlnen allein aus⸗ 
genommen, darf der Richter Vormundſchaften oder 
Curatelen nicht auftragen. 1 

F. 144. Perſonen, welche mit den Pflegebefohl⸗ 
nen, oder deren eltern, in öffentlicher Feindſchaft 
gelebt haben, oder noch leben, konnen von dem Rich⸗ 
ter zu Vormuͤndern oder Euraroven der erſtern nicht 
gewaͤhlt werden. 1 

H. 14. Gerichtliche Anſchulbigungen grober 
Verbrechen; verübte Thaͤtlichkeiten gezen das Leben 
oder die Geſundheit; ehrenrührige Schmähungen; und 
Prozeſſe über einen beträchtlichen Theil des Vermoͤ⸗ 
gens, begruͤnden die rechtliche Vermuthung einer ſol⸗ 
chen Feindſchaft. 

. §. 146. Sind dergleichen Zwiſtigkeiten ſchon 
vor mehrern Jahren vorgefallen; ſo haͤngt es vom rich⸗ 
terlichen Ermeſſen ab: in wie fern nach den Uunſtaͤn⸗ 
den angenommen werden koͤnne, daß die feindſeligen 
Geſinnungen durch eingetretene Wiederausſohnung, 
oder durch den Zeitverlauf gehoben worden. 

$. 147. Gläubiger und Schuldner der Pflege⸗ 
befohlnen, und überhaupt alle diejenigen, deren Recht 
mit dem Rechte oder Intereſſe der Pflegebefohlnen in 
Widerſpruch ſtehen, kann der Richter zu Vormün⸗ 
dern nicht wählen, ſo lange über die Richtigkeit 
der gegenſeitigen Anfprüche noch einiger Zweifel vor⸗ 

handen iſt. 
$. 148. Entſtehen dergleichen Zweifel erſt nach 
uͤbernommener Vormundſchaft: ſo muß dem et 
x efohl⸗ 
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beſohlnen, zur Berichtigung einer ſolchen Angelegen: 
heit, ein beſonderer Curator beſtellt werden. * 

$. 149. Ein Schuldner des Pflegebefohlnen, 
welcher eine an ſich liquide und faͤllige Schuld nicht 
bezahlen kann oder will, darf ihm von dem Richter 
zum Vormunde nicht beſtellt werden. 

$. 150. Kein Richter ſoll, ohne beſonders ers 
hebliche Urſache, Jemanden aus einer andern Ju⸗ 
risdiction ſeinen Pflegebeſohlnen zum Vormunde 
beftellen. ' 

§. 151. Erhebliche Urſachen ſind, wenn der 
fremde Gerichtsgeſeſſene mit dem Pflegebefohlnen 
durch Verwandtſchaft, oder gemeinſames Intereſſe, 
in näherer Verbindung ſteht. ' 

8. 152. Oder wenn es dem vormundſchaftlichen 
Gerichte an tauglichen Perſonen in feiner eigenen 
Jurisdiction ermangelt. 7 

§. 153. In ſolchen Fällen muß jedes Gericht in 
Koͤniglichen Landen, auf gebuͤhrendes Anſuchen, ſeine 
Gerichtsgeſeſſenen zur Uebernehmung der Vormund⸗ 
ſchaften auch unter fremden Jurisdictionen anhalten. 

F. 154. Ein ſolcher Vormund wird, in allen 
auf die Vormundſchaft ſich beziehenden Gefchäften 
und Angelegenheiten, dem vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte unterworfen. 

F. 155. Vormundſchaſten außerhalb Landes 
darf Niemand, bey Vermeidung einer nach den Um⸗ 
ſtaͤnden zu beſtimmenden ſiskaliſchen Geldſtrafe, ohne 
Vorwiſſen und Genehmigung feines inlaͤndiſchen or⸗ 
dentlichen Richters übernehmen. 

$. 156. Fremde, die in Königlichen Landen 
keinen ordentlichen Gerichtsſtand haben, koͤnnen inlaͤn⸗ 
diſchen Pflegebefohlnen nur aus überwiegenden Grüne 
den des Beſtens derſelben, und nur unter Geneh⸗ 
migung des Juſtizdepartements, zu Vormüͤndern bes 
ſtelle werden. 

9. 157. 
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§. 157, Auch muͤſſen dergleicher Vormuͤnder 
ſich, in allen die Vormundſchaft betreffenden Unger 
legenheiten, der Jurisdiction des vormundſchaftlichen 
Gerichts ausdrücklich unterwerfen, und die Einwil⸗ 
ligung ihres eigenen auswärtigen Richters in bes 
glaubter Form beibringen. 
14 §. 158. Königliche und Prinzliche Domainen⸗ 
Ueberneh⸗Pächter und Beamte, Verwalter und Empfänger 
aunason Königlichen, Prinzlicher, oder anderer öffentlicher, 
ſchaften ingleichen der den privilegirten Corporationen und mils 
1198 den Stiftungen zugehöriger Güter, Gelder und Eins 
Eriqup, künfte, können ohne ausdrückliche Einwilligung der 
nit be, Behörde, welcher ſie wegen ſolcher Pacht oder Ver⸗ 
dürſen. waltung untergeben find, zu Vormüͤndern nicht ber 
ſtellt werden. 
§. 159. Die Erlaubniß ſoll nur alsdann von 
dem vormundſchaftlichen Gerichte angenommen wer⸗ 
den, wenn mit der Vormundſchaft gar keine Vermoͤ⸗ 
gengadminiſtration verknuͤpft iſt; oder wenn für dieſe 
eine beſondere, binlängliche, und von aller Verhaf⸗ 
tung fuͤr die Pacht oder die Caſſe freie Caution ge⸗ 
leiſtet werden kann. 2 
$. 160, Militairperſonen dürfen ohne Confens 
ihres Chefs oder Kommandeurs keine Vormundſchaft 
übernehmen, 


Auh. §. 256. Wenn Generale und Stabsoffiziere nicht 
für ihre eigene Kinder die natuͤrllche Vormundſchaft fuͤh⸗ 
ren, ſondern für fremde Kinder und Verwandten eine 
Curatel übernehmen wollen; fo muͤſſen fie die unmittel⸗ 
bare Erlaubniß des Königs dazu nachſuchen. 


§. 161. Civilbediente koͤnnen ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung ihrer unmittelbaren Amtsvorge⸗ 
festen zu Vormündorn nicht beſtellt werden. 

§. 162. Fuͤr Näthe bey Königlichen Collegiis 
muß die Erlaubniß des dem Collegio vorgeſetzten Des 
parte · 
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partements; für Dirigenten und Burgemeiſter in den 
Staͤdten aber muß ſelbige bey dem Landescollegio, 
dem fie wegen ihres Amts untergeben find, nachger 
ſucht werden. 

§. 163. Curatel zu einzelnen Handlungen und 
Geſchaͤften, womit keine Vermoͤgensadminiſtration 
verbunden iſt, koͤnnen die benannten Perſonen auch 
ohne beſondere Erlaubniß uͤbernehmen. - 

$. 164. Wer nach vorftehenden Grundſaͤtzen zu mug or. 
Uebernehmung einer Vormundſchaſt, entweder durch- Pefſonen, 
aus, oder unter gewiſſen Umſtänden und Verhaͤlt⸗ wenn ih⸗ 
niſſen unfähig iſt, muß, wenn er dennoch dazu auf- Por 
gefordert wird, dem Richter den Grund feiner Uns mund: 
fähigkeit anzeigen. Aae 

§. 165. Iſt er zum Vormunde wirklich beftellt gen wird, 
worden: fo muß ihm der Richter, ſobald ſeine Un⸗ 1 555 
fähigkeit zu deſſen Kenntniß gelangt, die Vormund⸗ haben. 
ſchaft ſofort wieder abnehmen; und er muß alle dafür 
gezogene Vortheile oder Belohnungen zurückgeben. 

§. 166. Hat er feine Unfähigkeit auf ausdruͤck⸗ 
liches Befragen des Richters, oder ſonſt, vorſätzlich 
und gefliſſentlich verſchwiegen: fo haftet er dem Pflege⸗ 
befohlnen fuͤr jedes, auch das geringſte Verſehen. 

§. 167. Außerdem wird derjenige, welcher fein 
Verhaͤltniß als Gläubiger des Pflegebefohlnen dem 
Richter aus Gefaͤhrde verheimlicht, ſeiner Forderung 
zum Beſten des Pflegebefohlnen verluſtig. 

§. 168. Der Schuldner des Pflegebefohlnen 
verliert in gleichem Falle ſeine Einwendungen, und 
muß eine der richtigen Forderung gleiche Summe als 
ſiskaliſche Strafe entrichten. 

F. 169. Wenn nicht erhellet, daß ein ſolches 
Verhältniß vorſätzlich und aus Gefährde verſchwiegen 
worden; fo findet nur willkuͤhrliche Strafe bis zum 
zehnten Theile der Forderung Statt. 


9. 170. 
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$. 170. Der Richter, welcher eine nach dieſen 
Grundſaͤtzen unfähige Perſon, wiſſentlich, oder aus 
grobem Verſehen, zum Vormunde beſtellt, muß für 
allen den Pflegebefohlnen daraus entſtehenden Scha⸗ 
den ſelbſt haften. 
§. 17. Wer dem Gerichte einen Unfaͤhigen wiſ⸗ 
ſentlich zum Vormunde vorſchlaͤgt, der haftet fuͤr 
denſelben als Buͤrge. 5 
Bern $. 172. Bey der Auswahl des zu beftellenden 
vorge Vormundes muß der Richter auf diejenigen, welche 
15 uin, von dem Vater der Pflegebefohfnen dazu ernannt wor⸗ 
bern be den, vorzüglich Müͤckſicht nehmen. { 
A $. 173. Der vom Vater ernannte Vormund hat 
fen: die Verwaltung des geſammten Vermögens der Pfie⸗ 
er gebefohlnen; es mag daſſelbe von dem Vater, oder 
tern er, auch von einem Andern herrühren. 
ober . 174. Von einem Vormunde, welchen die 
einem Mutter für ihre noch nicht bevormundete Kinder er⸗ 
gente nannt hat, gilt eben das, was von einem ſolchen, den 
befielte; der Vater ausgewaͤhlt hat, verordnet iſt. 
$. 175. Auch kann ein Jeder, welcher den Pfle⸗ 
gebefohlnen etwas, es ſey unter Lebendigen, oder von 
Todes wegen, zuwendet, denſelben, wenn ſie gleich 
ſchon bevormundet ſind, einen beſondern Curator zu 
deſſen Verwaltung ernennen. 
§. 176. Die Ernennung eines ſolchen Vormun⸗ 
des oder Curators (§. 173 — 175.) kann durch eine 
Erklarung unter Lebendigen, oder auch durch eine letzt⸗ 
willige Verordnung geſchehen. 
$. 177. In beiden Fällen bedarf es keiner Feier⸗ 
lichkeit; ſondern es iſt genug, wenn nur die Willens⸗ 
meinung des Ernennenden dem Richter mit hinlaͤngli⸗ 
cher Gewißheit bekannt geworden iſt. 
$, 178. Iſt die Ernennung des Vormundes nach 
Art eines Vertrags mit dem dazu ausgewählten 1 5 
jekte 
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jekte geſchehen, ſo kann dennoch der Ernennende 
einen folchen Vertrag auch einſeitig widerrufen. 

$. 179. Dagegen darf der Richter Perſonen, 
welche von dem Erblaſſer zur Vormundſchaft berufen 
worden, bloß um deswillen, weil ſie von einer ver⸗ 
ſchiedenen Religion, einer andern Gerichtsbarkeit un⸗ 
terworfen, oder Gläubiger oder Schuldner der Pfle⸗ 
gebefohlnen find, von der Vormundſchaft nicht aus. 
ſchließen. ($. 137. 147. 150. Sag.) 

H. 180. Eine Ausnahme hiervon findet Statt, 
wenn aus den Umſtaͤnden erhellet, daß dieſe Verhaͤlt⸗ 
niſſe eines ſolchen Susjekts dem Erblaſſer zur Zeit 
der Ernennung unbekannt geweſen. 

181. Frauensperſonen, die leibliche Mutter 
und Großmutter des Pflegebefohlnen allein ausge⸗ 
nommen, koͤnnen auch von einem Erblaſſer ſo we⸗ 
nig, als von dem Richter, zu Vormuͤndern ernannt 
werden. 

§. 182. Hat der Erblaſſer Jemanden, mit wel⸗ 
chem er vorhin in Feindſchaft gelebt, zum Vormunde 
gewählt: fo beweiſt dieſes eine erfolgte Verſoͤhnung. 

H. 183. Hat der Eeblaſſer den Ehemann der 
Pflegebefohlnen zu ihrem Vormunde ernannt; fo kann 
derſelbe nicht ausgeſchloſſen werden, wenn er gleich die 
$. 140. vorgeſchriebene Sicherheit zu beſtellen nicht 
vermoͤchte. 5 

H. 184. Doch iſt in allen Fällen der Richter bes 
ſugt, die von dem Erblaſſer ernannte Perſon zu übers 
gehen, ſobald er bey gewiſſenhafter Prüfung findet, 
daß die Beſtellung derſelben dem Pflegebefohlnen 
nachtheilig oder gefährlich ſeyn koͤnnte. 

H. 185. Bey dieſer Prüfung muß beſonders 
auf Einwendungen, welche die Mutter noch uner 
zogener Pflegebefohlnen gegen das von dem Erb⸗ 
laſſer ernannte Subjekt zu machen hat, Ruͤckſicht 
genommen werden. 5 

$. 186. 
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„Mütter; §. 186. In Ermangelung eines vom Vater 


3) Ver⸗ 
wandte; 


ernannten Vormundes, muß der Richter auf die 
Muttey, wenn fie zur Ueberne ig der Vormund⸗ 
ſchaͤft fähig, und dazu willig ift, vorzuͤglich Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen. 2 

§. 187. Es finder jedoch dabey eben das Statt, 
was wegen eines vom Vater ernannten Vormundes 
verordnet if. (K. 18479. 

5. 188. Auch kann eine Mutter, die zu einer 

anderweitigen She ſehreitet, die Vormundſchaft über 
ihre Kinder aus voriger Ehe nicht behalten. 
S8. 189. An dieſer geſetzlichen Verordnung kann 
ſelbſt der Vater der Pflegebefohlnen durch feine Wil⸗ 
lenserklaͤrung, ſo wenig unter Lebendigen, als von 
Todeswegen, etwas andern, 

$ 190. Auch nach getrennter ferneren Ehe 
kann die Mutter die Vormundſchaft über die Kin⸗ 
der aus einer vorigen Ehe nicht wieder übernehmen, 
ſobald aus der ſpaͤtern Verbindung Kinder vorhan⸗ 
deu ſind. 

K. 191. Sind aber aus der andern wieder ge⸗ 
trennten Ehe keine Kinder vorhanden: ſo hängt es le⸗ 
deglich von richterlichem Ermeſſen ab: der Mutter die 
Vormundſchaft der Kinder aus voriger Ehe ander⸗ 
weitig zu uͤbertragen. 

S. 192. In Ermangelung der Mutter, muß der 
Richter die Vormundſchaft den Blutsverwandten der 
Pflegebefohlnen vorzüglich uͤbertragen. 

$. 193. Doch kann ſich kein Verwandter dem 
Richter zum Vormunde über Pflegebefohlne aus 
ſeiner Familie aufdringen. 

H. 194. Auch iſt der Richter bey der Auswahl 
unter den Verwandten an die Nähe des Grades nicht 


gebunden. 


$. 195. Selbſt alsdann, wenn von der Curatel 
für einen Abweſenden die Rede iſt, bleibt 55 5 
pflicht⸗ 


. 
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pflichtmäßigen Beurtheilung des Richters uͤberlaſſen: 
ob und welchen Verwandten er dazu F.itellen wolle, 

$. 196. Kinder koͤnnen ihren Aeltern nur wenn 
diefelben wegen Wahn: oder Bloͤdſinnes; nicht aber, 
wenn ſie wegen Verſchwendung unter Vormundſchaft 
genommen werden muͤſſen, zu Vormündern beſtellt 
werden. 
§. 197: Uneheliche Kinder find in der Regel 
Fremde, welche zur Familie der Aeltern nicht ge⸗ 
hören, zu Vormuͤndern zuzuordnen. 

§. 198. Doch iſt dem Richter unbenommen, 
auch Verwandten der Aeltern ſolcher Kinder, wenn 
fie es verlangen, und der Vortheil der Pſlegebefohl⸗ 
nen dadurch befördert werden kann, zu Vormün⸗ 
dern über fie. zu beſtellen. 

$. 199. Mächſt den Verwandten find die Mik, 40 Zunft: 
glieder der Zuͤnfte und Innungen, die Vormundſchaf⸗ senoffen, 
ten über ihre Zunftgenoſſen, oder deren hinterlaſſene 
Kinder, zu uͤbernehmen vorzüglich verpflichtet. 

$. 200. Perſonen, welche durch Ernennung des Nacht re 
Erblaſſers, oder durch Familtenvertraͤge zur Fuͤhrung jey, wen, 
einer Vormundſchaft vorzüglich verpflichtet und bes ue air 
rechtigt find, können, wenn ſie von dem Richter mad, 
übergangen worden, auf rechtliches Gehör und Er- fünfte ber 


kenntniß, nach näherer Vorſchriſt der Prozeßordnung Ser 
anfragen: dieſelbe 
von ſich 


$. 201. Eben dieſe Befugniß kommt auch der ablehnt, 
Mutter, und den zur Vormundſchaft berufenen Ver⸗ 
wandten zu, weun der Richter, mit deren Ueberge⸗ 
hung, einen Fremden dazu verordnet hat. 

H. 202. Ein jeder, welcher die Uebernehmung 
einer von der Obrigkeit ihm aufgetragenen Vormund⸗ 
ſchaft oder Curatel ohne erhebliche und gegründete Ur⸗ 
ſache verweigert, muß dazu durch Geldſtrafe, nach 
Verhaͤltniß feiner Vermoͤgensumſtaͤnde, von dem 
Richter angehalten werden. 

8. 203. 


werfolten; 
die von 
Ueberneh⸗ 
mung eis 
ner Vor⸗ 
mund, 


können. 
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F. 203. Führt er geſetzmaͤßi e Entſchuldigungs⸗ 
urſachen an: ſo ' ihm darüber rechtliches Gehör nach 
Vorſchrift der Prozeßordnung zu geſtatten. 

$. 204. Werden aber dieſe Enrſchuldigungs⸗ 

urſachen verworfen; und iſt durch den daraus in der 
Bevormundung entſtandenen Aufenthalt dem Pflege⸗ 
befohlnen ein Schade zugefügt worden: fo muß der 
Weigernde denſelben vergüten. 
F. 205. Kann der Weigernde auch durch maͤ⸗ 
Bige Geldſtrafen zur Uebernehmung der ohne recht⸗ 
lichen Grund abgelehnten Vormundſchaft nicht ver⸗ 
mocht werden: fo iſt zwar den Pflegebefohlnen ein 
anderer Vormund zu beſtellen; 

$. 206. Der Richter iſt aber alsdann befugt, 
dieſem ein Honorarium aus dem Vermögen des Weir 
gernden auszuſezen, und auf deſſen Grundſtuͤcke eine 
Caution fuͤr den neuen Vormund eintragen zu laſſen. 

$. 207. Auch ohne Caution hafter der unge⸗ 
buͤhrlich ſich Weigernde, für den an feiner Statt 
beſtellten Vormund, als Bürge, 

6. 208. Vermoͤge eines beſondern Privilegit 
koͤnnen zur Uebernehmung von Vormundſchaſten 
nicht gezwungen werden: 

1) Alle in wirklichen Königlichen Milikairdienſten 
ſtehende Perſonen; 

2) Käthe, die in Königlichen Collegiis Sitz und 
Stimme haben; 

3) Dirigenten und Burgemeiſter in den Staͤdten; 

4) Koͤnigliche Domainenpaͤchter und Beamte; 

5) Wirkliche Verwalter Koͤniglicher oder anderer 
Öffentlicher nicht unbeträchtlicher Caſſen; 

6) Die in oͤffentlichen Angelegenheiten außer Lan⸗ 
des abweſend ſind; oder ſolchergeſtalt verſchickt 
zu werden in Begriff ſtehen; oder noch nicht 
über Ein Jahr von dergleichen Verſendung zu⸗ 
rückgekommen find} 

7) 


Wer Vormund fern kann und muß. 367 


7) Alle, die das Sechszigſte Jahr ihres Alters 
uͤberſchritten haben. > 


$. 209. Eine gleiche Befreiung kommt denen 
zu gute, die durch anhaltende Krankheitszufaͤlle der⸗ 
geſtalt geſchwaͤcht find, daß ihnen die eigene gehör 
rige Beſorgung der aufgetragenen Vormundſchaft 
dadurch unmöglich wird. . dt 

9. 210. ı Ferner denjenigen, welche Fuͤnf oder 
mehr aus einer Ehe zur rechten oder linken Hand er⸗ 
zeugte, und noch unter ihrer Gewalt ſtehende, oder 
unverſorgt in ihrem Hauſe lebende Kinder haben. 
S. 211. Söhne, die in Königlichen Militair⸗ 
dienſten ſtehen, oder darin ihr Leben vor dem Fein⸗ 
de verloren haben, muſſen zum Beſten des einer 
Vormundſchaft ſich weigernden Vaters allemal mit⸗ 
gezahlt werden. Ä 

F. 212. Wer ſchon zweh wirkliche mit Vermöͤ⸗ 
gensadminiſtration verknüpfte, oder zwar nur Eine; 
aber mit ſehr vielen und wichtigen Gefchäften verbun⸗ 
dene Vormundſchaft uͤber ſich hat, kann mehrere zu 
übernehmen, wider "feinen Willen nicht gezwungen 
werden. 

$. 213. Ordentliche Lehrer bey Schulen, Gym: 
naſien und Univerſikäten, ingleichen Geiſtliche, mit 
deren Amte eine Seelſorge verknuͤpft iſt, köͤnnen nur 
uͤber Kinder ihrer Verwandten und Amtsgenoſſen Vor⸗ 
mundſchaften zu uͤbernehmen angehalten werden. 

9. 214. Hat eine von vorſtehenden privilegirten 
Perſonen, des für ſich habenden Privilegii ungeachtet, 
zue Uebernehmung einer Vormundſchaft ſich ſchriftlich 
verbunden: ſo kann ſie daſſelbe zu ihrer Entſchuldi⸗ 
gung nicht weiter vorſchuͤtzen. 

§. 215. Vielmehr find diejenigen unter ihnen, 
welche zur Uebernehmung einer Vormundſchaft der be⸗ 
ſondern Erlaubniß ihrer Vorgeſetzten nach $, 158. (qq; 
bedürfen, dieſe Erlaubniß nachzuſuchen, 

eren 


Verypflich⸗ 


tun, 


Beſtal⸗ 
lung. 
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deren Erhaltung die Vormundſchaft wirklich anzu 
treten verbunden. } 
S. 216. Die Befugniß, von einer durch den 
Richter aufgetragenen Vormundſchaft ſich zu entſchul⸗ 
digen, kommt auch demjenigen zu ſtatten, welchen 
der Erblaſſer der Pflegebefohlnen zum Vormunde 
ernannt hat. l 1 

§. 217. Ueberhaupt iſt ein Jeder, welcher ſich 
in Umſtaͤnden befindet, um dererwillen er einer gewiſ⸗ 
ſen ihm angetragenen Vormundſchaft gehörig. vote 
zuſtehen ſich nicht getrauet, befugt und ſchuldig, die⸗ 
fe Umftände dem Richter zur nähern Beurtheilung 
anzuzeigen. N j 

$ 218. Wenn einer im Teſtamente zum Vor⸗ 
munde beſtellten Perſon ein Legat hinterlaſſen wor⸗ 
den: ſo gilt die Vermuthung, daß ihr ſelbiges in 
Ruͤckſicht der zu uͤbernehmenden Vormundſchaft aus⸗ 
geſetzt ſey. 

§. 219. Kann oder will ein ſolcher Legatarius 
ſich der Vormundſchaft nicht unterziehen: ſo verliert er 
das in dieſer Ruͤckſicht ihm zugedachte Vermaͤchtniß⸗ 


Vierter Abſchnitt. 


Von Verpflichtung und Beſtaͤtigung 
der Vormuͤnder. 0 


9. 220. Der vom Richter gewählte oder geneh 


a migte Vormund muß zu ſeinem Amte mittelſt Hand⸗ 


ſchlags, an Eidesſtatt, verpflichtet werden. 

H. 221. Vor der Verpflichtung iſt derſelbe an 
feine Obliegenheiten zu erinnern, oder es find ihm die ⸗ 
ſelben, wo es noͤthig iſt, wenigſtens im Allgemeinen, 
bekannt zu machen und zu erklären. : 

$. 222. Hiernaͤchſt muß der Vormund mit einer 
ſchriftlichen Beſtallung verfeben werden. } 

„223. 
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§. 223. In dieſer Beſtallung muͤſſen die Urſa⸗ 
chen der veranlaßten Vormundſchaft; der Name des 
Pſlegebefohlnen; wenn derſelbe noch minderjaͤhrig 
iſt, ſein Alter nach dem beigebrachten Taufſcheinez die 
Hauptobliegenheiten des vormundſchaftlichen Amts; 
und die dem Vormunde bey deſſen Führung etwa 
gemachten beſondern Eluſchraͤnkungen, ausgedruͤckt 
ſeyn. 

§. 224. Auch muß der Richter in Faͤllen, wo 
es einer Caution bedarf, fuͤr die Berichtigung der⸗ 
ſelben vor, oder doch bald moͤglichſt nach ausge⸗ 
autworteter Beſtallung, von Amts wegen ſorgen. 
C. 224. Jag. 

H. 225. Erſt durch die Beſtallung erhält der 
Vormund das Recht und die Pflicht zur Ausübung 
ſeines Amts. 

H. 226; Doch iſt auch ſchon ein ernannter, ob⸗ 
gleich noch nicht förmlich beftelleer Vormund, Ange⸗ 
legenheiten der Pflegebefohlnen, bey weichen Gefahr 
im Verzuge ſeyn koͤnnte, zu beſorgen ſchuldig und 
berechtigt. 

§. 227. Wer ohne richterlichen Auftrag ge Non her; 
wiſſen Angelegenheiten der Pflegebefohlnen ſich unter⸗ 1 
zieht, der übernimmt bloß in Anſehung dieſer Ange- terlichen 


legenheiten die Pflichten eines Vormundes. 19 d 
§. 228. Er muß aber dem Richter ſofort At e 


zeige machen; und wenn der Pflegebefohlue noch nicht ten uber 
bevormundet iſt, auf Beſtaͤtigung zum vormundſchaft⸗ nebmen 
lichen Amte, oder auf Beſtellung eines andern Vor⸗ 
mundes antragen. 

$. 229. Unterläßt er die Anzeige: fo haftet er 
fuͤr allen Schaden, welchen die Pflegebefohlnen bey 
dem von ihm angefangenen Gefihäfte, und was da⸗ 
mit in Verbindung ſteht, durch den Mangel der 
vormundſchaftlichen Aufſicht leiden. 


Algen, Lande, IV. Band. A a 8. 238. 
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§. 230. Gehoͤrt er unter diejenigen, welche 
nach $. so. fag. auf Bevormundung anzutragen vers 
pflichtet find: fo haftet er, bey unterlaſſener Anzeige, 
auch für den übrigen, aus Mangel der Bevormun⸗ 
dung, den Pflegebefohlnen erwachſenden Nachtheil. 


"Fünfter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Vor⸗ 
muͤnder überhaupt. 


Alge F. 231. Die Pflichten und Beſugniſſe der Vor⸗ 
men, münder haben ſowohl die Perfon, als die Rechte 
fire, und das Vermögen ihrer Pflegebefohlnen, zum Ge 
genſtande. 8 
$. 232. Die Sorge derſelben für die Perſon 
muß ſowohl auf das koͤrperliche, als auf das mora⸗ 
liſche Wohl der Pflegebefohlnen gerichtet ſeyn. 
$. 233. Die Sorge für das Vermoͤgen erſtreckt 
ſich auf die Sicherſtellung und Erhaltung, auf die 
ordentliche wirthſchaftliche Adminiſtration, und auf 
die Verbeſſerung deſſelben. 
F. 234. Die Sorge für das Vermoͤgen muß 
jedoch, bey eintretender Collifion, der Sorge für das 
kuͤnftige Wohl der Perſon nachſtehen. 


1 $. 236. Sie find alſo ſchuldig, ſich bey Füh⸗ 
elt, 


$. 237. Das Gericht iſt, fie dabey zu dirigiren, 
und unter beftändiger Auſſicht zu halten, befugt und 
verpflichtet. 


H. 238. 
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H. 238. So oft in Anſehung der Perſon oder 
des Vermögens der Pflegebefohlnen eine erhebliche 
Veranderung vorgenommen werden ſoll, muͤſſen die 
Vormuͤnder dem Gerichte davon Anzeige machen, 
15 deſſen Genehmigung oder naͤhere Auweiſung ein⸗ 
len, 
$. 239. Vornemlich aber muß dieſes alsdann 
geſchehen, wenn von einer Handlung oder einem Vor⸗ 
falle die Rede iſt, woraus bedenkliche oder gefaͤhrlt⸗ Berbält: 
che Folgen für den Pflegebefohlnen eutſtehen könnten, aalen ben 
. 240. In Beziehung auf die Pflegebefohlnen Vormun⸗ 
vertreten die Vormuͤnder zunäachſt die Stelle der Ael⸗ beg te 
tern. 0 2 9. > Bebefohts 
S. 241. Der Pflegebefohlne iſt alſo feinem den. 
Vormunde Ehrerbietung, Gehorſam und Folgſamkeit 
ſchuldig. 4 
5 242. Der Vormund kann ſich aber auch 
uͤber die Perſon ſeines Pflegebefohlnen keine meh⸗ 
rern Befugniſſe anmaßen, als die Geſetze einem 
Vater uͤber die noch unter ſeiner Gewalt ſtehenden 
Kinder beilegen. a 
H. 243. Glaubt der Pflegebefohlne, daß der 
Vormund bey Ausübung der Rechte über feine Perſon 
die Schranken überſchreite, oder etwas vornehme, 
welches ſeinem Beſten zuwider fen: ſo iſt er befugt, 
e Gerichte davon Anzeige zug 
machen. 
F. 244. Ein Pflegebefohlner, welcher das Achk⸗ 
zehnte Jahr zuruͤckgelegt hat, kaun verlangen, daß 
der Vormund ihn von erheblichen Vorfaͤllen, welche 
die Subſtanz feines Vermögens, oder Hauptveraͤn⸗ 
derungen in defjen Verwaltung betreffen, unterrichte, 
und feine Meinung darüber vernehme. 
g. 245. Der Vormund iſt jedoch an dieſe Mel⸗ 
nung des Pflegebefohlnen nicht gebunden, 


Aa 2 240. 
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§. 246. Hat der Vormund die Meinung des 

Pflegebefohlnen nicht eingezogen, oder darauf keine 
Ruͤckſicht genommen: fo ſteht Letzterem frey, wo er 
glaube, daß feinem Beſten zuwider gehandelt werde, 
dem vormundſchaftlichen Gerichte davon Anzeige zu 
machen. . 
§. 247. Der Pflegebefohlne kann ſich, ohne 

Zuthun des Vormundes, einem Dritten nicht ver⸗ 

pflichten. 

H. 248. Weigert ſich der Vormund, in eine 
Handlung zu willigen, die der Pflegebefohlne für ſich 
zuträglich halt: fo kann Letzterer bey dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte auf nähere Pruͤfung, und auf 
Ergänzung dieſer Beiſtimmung antragen. 

$. 249. Von Vertraͤgen der Pflegebefohlnen, 
von letztwilligen Verordnungen derſelben, von Scha⸗ 
denszufugungen, und von ihren Heirathen, find die noͤ⸗ 
thigen Beſtimmungen gehörigen Orts vorgeſchrieben. 
(Th. 1. Tit. 5. §. 10. Id. Tit, 6. §. 41. Tit. 12. 
$. 16. fgg. Th. 2. Tit. 1. §. 49. dd.) 

§. 250. Aus Handlungen, welche der Vor⸗ 
mund für ſich allein, ohne den Beitritt des Pflege⸗ 
befohlnen, unternimmt, entſtehen für Letztern, ge⸗ 
gen einen Dritten, Rechte und Pflichten nur in ſo 
fern, als der Vormund ausdrücklich in dieſer Ei⸗ 

genſchaft die Handlung vollzogen, oder den Ver⸗ 
trag geſchloſſen hat. 

$. 251. Hat jedoch der Vormund ein Geſchäft 
zwar nur in ſeinem eignen Namen abgeſchloſſen; es 
ergiebt ſich aber aus den damals ſchon vorhandenen 
und dem Dritten bekannt geweſenen Umſtaͤnden, daß 
es wirklich ein vormundſchaftliches Geſchaͤft ſey: fo 
hat der Dritte die Wahl: ob er an den Vormund, 
oder an das Vermoͤgen des Pflegebefohlnen ſich hal⸗ 
ten wolle. 5 


K 252. 
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g. 252. Eben fo erlangt der Pflegebefohlne Rechte 
gegen einen Dritten, wenn zwar der Vormund das 
Geſchaͤft nur in feinem eignen Namen abgeſchloſſen 
hat; aus den Umſtaͤnden aber klar erhellet, daß 
daſſelbe wirklich den Pflegebefohlnen betroffen, und 
daß dieſes dem Dritten bekannt geweſen ſey. 

§. 253. Mit dem Pflegebefohlnen ſelbſt kann 
der Vormund keine Vertraͤge oder Handlungen, wo⸗ 
durch. Erſterer ihm verpflichtet werden ſoll, vor⸗ 
nehmen. 

§. 254. Wenn daßer ein Vormund etwas in 
ſeinen eigenen Angelegenheiten mit dem Pflegebefohl⸗ 
nen zu verhandeln hat: ſo muß er auf Beſtellung 
eines beſondern Curators dazu antragen. 8 

$. 255. Einem Vormunde ſoll jedoch die pflicht Vera 
mäßige Führung feines Amts niemals zum Schaden aa che, 
gereichen. Re lohnun⸗ 

$. 256. Hat alſo der Vormund, bey Erfüllung 0 dn 
ſeiner Pflichten, einen Schaden ohne fein eigenes Vormun⸗ 
grobes oder maͤßiges Verſehen erlitten, der ihm 1 80 
außerdem nicht widerfahren ſeyn würde: fo hat er 
Verguͤtung dafür aus dem Vermoͤgen des Pflegebe⸗ 
fohlnen zu fordern. 

§. 257. Muß der Vormund in Angelegenhei⸗ 
ten des Pflegebefohlnen nothwendige Reiſen thun; 
und dadurch in ſeinem Gewerbe einen auf keine 
Weiſe zu vermeidenden Schaden erleiden: fo kann 
er, außer dem Erſatze der Reiſekoſten, auch Diaͤten 
nach Verhaͤleniß feines Standes fordern. 

§. 258. Von Schäden, die der Vormund bloß 
bey Gelegenheit der Beſorgung vormundſchaftlicher 
Geſchaͤſte leidet, gilt eben das, was in ähnlichen 
Fallen von den Beſchaͤdigungen eines Bevollmaͤch⸗ 
tigten verordnet iſt. (Th. 1. Tit. 13. §. 80. 81.) 

§. 259. Alle für den Pflegebefolnen und in 
deſſen An elegenheiten nützlich verwendete W 

müuͤſ⸗ 
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müſſen aus deſſelben Vermögen dem Vormunde er⸗ 
ſetzt werden. 

9. 260, Konnte der Vormund von der Ver⸗ 
wendung ſolcher Koſten einen verhaͤltnißmäßigen 
Vortheil für den Pflegebefohlnen vernuͤnftiger Weife 
erwarten: fo kann er dafür ſelbſt alsdann Exſatz fürs 
dern, wenn der beabſichtigte Mugen nicht erreicht 
worden, oder ohne feine Schuld wieder verloren ge⸗ 
gangen iſt, 

§. 261. Von ſolchen Auslagen (F. 259. 260.) 

kann der Vormund fo weit landuͤbliche Zinſen for⸗ 
dern, als zu der Zeit, da fie gemacht werden müſ⸗ 
fen, kein dazu hinreichender Vorrath baaren Geldes 
in dem Vermögen des Pflegebefohlnen, ohne des 
mundes Schuld, vorhanden geweſen iſt. 
H. 262. Auch für Dienſte, die er mit feiner 
erlernten Wiſſenſchaft, Kunſt, oder Profeſſion dem 
Pflegebeſohlnen geleifter hat, kann er, gleich Frem⸗ 
den, Bezahlung fordern. 

§. 263. Dagegen iſt er für feine vormund⸗ 
fehaftliche Arbeiten und Bemüßungen ein Gehalt 
oder Belohnung zu verlangen nicht berechtigt. 

$. 264. Hat jedoch der Vormund, durch vor⸗ 
zuͤglich kluge und mühfame Adminiſtration, das Ver⸗ 
mögen der Pflegebefohlnen vergrößert; oder die Ein⸗ 
Fünfte derſelben betrachtlich vermehrt: fo darf ihm 
der Richter ein verhaltuißmäßiges Hongrarium nicht 
verfagen, 

H. 265. Auch kann ihm der Richter dergleichen 
Honorarium zubilligen, wenn die Vormundschaft mit 
einer weitläufigen und beſchwerlichen Verwaltung 
verknüpft iſt, und von den Einkünften, nach Abzug 
aller Ausgaben und Erziehungskoſten, ein Anſehn⸗ 
liches erübrigt wird. Y 2 

F. 256, Ob und auf wie hoch nach dieſen 
Grundſatzen dem Vormunde ein Honorarjum zu 0 
willi 
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willigen, muß bey obervormundfchaftlichen Gerichten 
einer Provinz durch eine überwiegende Mehrheit von 
Zwey Drittel der Stimmen entſchieden werden. 
§. 267. Iſt keine folche uͤberwiegende Mehr⸗ 
beit der Stimmen vorhanden; fo iſt das Pupillen⸗ 
collegium vor der Veſtſetzung bey Hofe anzufragen 
verbunden. 
$. 268. Untergerichte ſollen den Vormuͤndern 
Honoraria, welche Fünf Thaler auf das Jahr uͤber⸗ 
ſteigen, ohne Genehmigung des Pupillencollegii der 
Provinz, welches bey deren Beſtimmung und Er⸗ 
theilung die Vorſchrift des §. 256. 267. zu beobach⸗ 
ten hat, nicht zubilligen. 
$: 269. Hat der Erblaſſer der Pflegebefohlnen 
dem Vormunde ein Honorarium beſtimmt: ſo hat es 
dabey lediglich ſein Bewenden. 4 
$. 270. Hat der Erblaffer dem Vormunde, in 
Ruͤckſicht auf die zu übernehmende Vormundſchaft, 
ein Vermächtniß ausgeſetzt: ſo kann letzterer kein 
beſonderes Honorarium fordern. (§. 218.) 
$. 271. In beiden Fallen ſteht es jedoch dem 
Vormunde frey, die von dem Erblaſſer beſtimmte 
Belohnung bey dem Antritte feines Amts auszuſchla⸗ 
gen, und es dagegen auf richterliche Beſtimmung 
ankommen zu laſſen. 
$. 272. Der Vormund eines Abweſenden kann 
ein verhaͤltnißmaßiges Honorarium fordern, ſobald 
von den Einkünften des Vermoͤgens, nach Abzug der 
Ausgaben, noch ein reiner Ueberſchuß verbleibt. 
$. 273. Bey Güͤterverwaltungen kann dieſes 
Honorarium auf Eins bis Drey, und bey Capitals⸗ 
adminiſtrationen bis auf Eins vom Hundert der Ein⸗ 
kuͤnfte beſtimmt werden. 
$. 274. Der Vormund eines Wahn und 
Bloͤdſinnigen hat gleiche Rechte, (H. 272. 273) ge 
as 
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das vormundſchaftliche Gericht kann demſelben, wenn 
beſonders die Vormundſchaft über Zehn Jahre dauert, 
noch ein hoͤheres Honorarium zubilligen. 

$. 275. Jeder Vormumd iſt ſchuldig, auf die 
Angelegenheiten ſeiner Pflegebeſohlnen denjenigen 
Grad der Aufmerkſamkeit zu wenden, den ein or 
dentlicher Hausvater in ſeinen eigenen Angelegenhei⸗ 


den Paier ten gewoͤhnlich anwendet. 
gebefohl⸗ 
gell. 


$ 276. Er muß alſo jedes dabey begangene 
mäßige Verſehen vertreten. 

$. 277. Für ein geringes Verſehen haftet der 
Vormund alsdann, wenn er Umſtaͤnde, die ihn nach 
den Geſetzen zur Uebernehmung der Vormundſchaft 
unfähig machen, auf Befragen des Richters, oder 
ſonſt, gefliſſentlich verſchwiegen hat. (§. 166.) 

§. 278. Ferner alsdann, wenn er Gefchäfte, 
die eine beſondere Sachkenntniß erfordern, eigenmäch⸗ 
tig, ohne Zuziehung eines Sachverfländigen unter: 
nommen hat. 

§. 279. Auch alsdann, wenn er ſelbſt ein 
Sachverſtändiger iſt, und in dieſer Eigenſchaft Ans 
gelegenbeiten des Pflegebefohlnen beſorge hat. 

§. 280. Endlich alsdann, wenn er in Fällen, 
da er nach ausdrücklichen Gefegen bey dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte anfragen ſollte, die Anfrage un⸗ 
terlaſſen hat. 

H. 281. Auch der, welcher vormundſchaftliche 
Angelegenheiten ohne Auftrag beſorgt, haftet von 
dem Zeitpunkte an, wo er dem Richter die $. 228. 
vorgeſchriebene Anzeige hätte machen koͤnnen und ſol⸗ 
len, für jedes bey der fortgeſetzten Beſorgung ſolcher 
Angelegenheiten begangene geringe Verſehen. 

§. 282. Für zufälligen Schaden darf ein Vor⸗ 
mund nur in ſo fern haften: als der Zufall dem 
Pflege⸗ 
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Pfſegebefohlnen nicht nachtheilig würde geworden 
ſeyn, wenn nicht von Seiten des Vormundes ein 
grobes oder mäßiges Verſehen bey Beobachtung 
ser Pflichten vorhergegangen ware. (Einleitung, 
„ 13.0 
§. 283. In ſo fern der Vormund Geſchäfte, 
die der Vater oder Erblaffer bereits angefangen hat, 
nur fortſetzt, haftet er nicht für den aus dieſer er⸗ 
ſten Einleitung entſtandenen Schaden. 

§. 284 Sind aber nach dem Antritte feiner 
Verwaltung Umſtände eingetreten, oder bekannt ge⸗ 
worden, die zu einer Abänderung der genommenen 
Maaßregeln vernünftiger Weiſe Anlaß geben koͤnn⸗ 
ten: ſo haftet der Vormund, welcher dergleichen 
Maaßregeln nicht genommen hat, dabey für ein 
grobes Verſehen. 

§. 285. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Pflegebefohlne aus Handlungen und Gefchäften eis 
nes abgegangenen Vormundes Schaden erleidet. 

$. 286. Dagegen muß jeder Vormund fuͤr 
ſeinen Mitvormund haften, wenn er ſich in die Ver⸗ 
waltung der Vormundſchaft nur durch ein Privat⸗ 
abkommen mit ihm getheilt hat. 5 

$. 287. Doch iſt er zur Schadloshaltung der 
Pflegebefohlnen nur ſo weit verbunden, als ſie 
denſelben von dem Mitvormunde, welcher eigentlich 
das Verſehen begangen hat, nicht verſchafft werden 
kann. 

§. 288. Mehrere Vormuͤnder, welche die Ver 
waltung gemeinſchaftlich gefuhrt haben, haften dem 
Pflegebefohlnen, Einer für Alle, und Alle für 
Einen. 

$. 289. Es kaun aber nicht nur der in Ans 
ſpruch genommene an den, welcher den Schaden 
eigentlich verurſacht har, ſondern auch, wenn kei⸗ 
nem von ihnen ein Uebergewicht der Schuld zur 

Laſt 
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Laſt fälle, ein jeder an die Uebrigen, für ihre An⸗ 
theile, fich halten. 

$. 290. Iſt die Verwaltung der Vormund⸗ 
ſchaft von dem Erblaſſer der Pflegebeſohlnen unter 
mehrere Vormünder vertheilt worden: fo hat ein 
jeder nur die ihm angewieſenen Geſchaͤfte zu ver⸗ 
treten. 

H. 291. Ehrenvormuͤnder, ingleichen diejenigen, 
unter welche der Richter die Beſorgung der vor⸗ 
munbſchaftlichen Angelegenheiten vertheilt hat, haften 
für die verwaltenden Vormünder, wenn fie bey Fuͤh⸗ 
rung der Aufſſicht über dieſelben ein grobes Verſehen 
begangen haben. 

$. 292. In jedem Falle haften fie nur fo weit, 
als der Pflegebefohlne von den verwaltenden Vor⸗ 
mündern nicht entſchaͤdigt werden kann. 

$. 293. Die Erben eines jeden. Vormundes 
ſind nur für ein grobes von ihrem Erblaſſer began⸗ 
genes Verſehen zu haften verbunden. 

9. 294. Iſt aber die Klage noch bey der Le⸗ 
benszeit des Erblaſſers angeſtellt, und von dieſem 
beantwortet worden: ſo muͤſſen die Erben eben den 
Grad der Schuld vertreten, wozu er ſelbſt verbun⸗ 
den geweſen waͤre. 


9. 295. Pflegebefohlne haben in dem Vermoͤ⸗ 
ho Cel laen 


ihrer Vormünder, ſo wie derer, welche ſich 
Flos. dafur angegeben haben, wegen aller von denſel⸗ 
173: 10 ben zu vertretenden Defecte, das in der Concurs⸗ 
Ak 2 naher beſtimmte Vorrecht deren 
x laſſe. > 
9. 296. Die ausgemitteften Defecte koͤnnen auf 
die unbeweglichen Guͤter der Schuldner, auch ohne 
Einwilligung derſelben, eingetragen werden 
§. 297. Dieſes Vorrecht nimmt bey wirklichen 
Vormuͤndern vom Tage ihrer Verpflichtung, bey 
andern aber von dem Tage, da ſie ſich die Beſor⸗ 
gung 
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gung der vormundſchaftlichen Angelegenheiten ange⸗ 
maßt haben, ſeinen Anfang. a 
$ 298. Es erſtreckt ſich nicht auf das Ver⸗ N 
mögen bloßer Ehtenvormänder, in fo fern ſich dies 
ſelben nicht einer wirklichen Verwaltung unterzogen 
haben. 5 
$. 299. Handlungen, die das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht ohne Zuztehung des Vormundes, oder 
gar wider deſſen Willen vorgenommen hat, iſt kein 
Vormund zu vertreten ſehuldig. 
$. 300. Ein Gleiches gilt, wenn der Vormund 
zwar nach der Anweiſung des vormundſchaftlichen 
Gerichts die Handlung ſelbſt vorgenommen, dieſem 
aber vorher feinen Widerſpruch dagegen wirklich ans 
gezeigt hat. us 
H. 301, Der Richter iſt ſchuldig, fir ein maͤ⸗ Dertre⸗ 
ßiges Berſehen zu haften, welches er bey Beſtel⸗ buſlich⸗ 
lung des Vormundes, oder bey Fuͤhrung der Auf- keit der 
ſicht und Direction über ihn begangen hat. ende 
F. 302, Doch darf der Richter erſt alsdann chen Ger 
baften, wenn kein anderes geſetzmaͤßiges Mittel, den echte. 
Pflegebefohlnen zu entſchaͤdigen, mehr übrig iſt. 
$ 303. Der Richter kann alſo erſt dann in 
Anſpruch genommen werden, wenn weder die ver⸗ 
waltenden noch die Ehrenvormünder, noch deren 
Erben oder Buͤrgen, den Schaden des Pflegebefohl⸗ v 
nen zu erſetzen ſchuldig oder vermoͤgend find. 1 
H. 384, Die Erben des Richters find, wegen 
ihrer Vertretungsverbindlichkeit, nach eben den Ger 
ſetzen, wie die Erben des Vormundes zu beurthei⸗ * 
len. ($. 293. 294.) 3 
$. 305. Wegen der Vertretungsverbindlichkeit 
mehrerer Mitglieder eines vormundſchaftlichen Colle 
gil, bleibt es bey den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. (Tit. 10. F. 127, gg.) 


9. 306. 


. 
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$ 306. Die Nachfolger im Amte haften fuͤr 
ein Verſehen ihrer Vorgänger nur alsdann, wenn 
fie) daſſelbe Hätten entdecken, und die ſchaͤdlichen 
Folgen davon abwenden koͤnnen, eins oder das 
andere aber aus einem groben Verſehen unterlaſſen 
haben. 

§. 307: Auch haften Nachfolger in jedem Falle 
nur alsdann, wenn der Pflegebefohlne von ihren 
Vorgängern, oder deren Erben, nicht entſchaͤdigt 
werden kann. 


Sechſter Abſchnitt. 


"Bon der Sorge für den Unterhalt, und 


die Erziehung der Pflegebefohlnen. 
$. 308. Die Vormuͤnder find vorzüglich für 


nen zu ſorgen verpflichtet. 

§. 309. Iſt das Vermögen, oder der eigene 
Verdienſt der Pflegebeſohlnen nicht hinreichend: fo 
müſſen die, vermoͤge der Familienverbindung, dazu 
geſetzlich verpflichteten Verwandten zutreten. (Tit. 3. 
9. 14. faq.) 

$. 310. Ermangelt auch deren Beiſtaud: fo 
haben dergleichen unvermoͤgende Pflegebefohlne auf 
die Unterſtützung des Staats durch gemeine Bei ⸗ 
huͤlfe, oder aus den vorhandenen Armenanſtalten, 
vorzüglich Auſpruch. 

§. 31. Minderjährige müſſen durch eine ih⸗ 
rem Stande, Vermoͤgen, und Fahigkeiten angemeſ⸗ 
ſene Erziehung, zu tugendhaften und brauchbaren 
Bürgern moͤglichſt ausgebildet werden. 

$. 312. Haben die Aeltern beſondere Verfuͤ⸗ 
gungen dochen geoafen ſo dienen 1 5 

Bot 
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Vormunde und vormundſchaftlichen Gerichte zur 
Maaßregel. 
$ 313. Glaubt jedoch der Vormund, daß der 
von den Aeltern bey der vorgeſchriebenen Erziehung 
beabſichtigte Zweck, wegen Mangels an Fahigkeiten 
oder Vermögen bey dem Pflegebefohlnen, oder wegen 
gänzlicher Abneigung deſſelben nicht zu erreichen ſeyz 
oder daß der Pflegebefohlne, wegen feiner. vorgüge 
lichen Fahigkeit noch zu einem beſſern Zwecke erzo⸗ 
gen werden koͤnne; jo liegt ihm ob, dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte davon Anzeige zu machen. 
$. 314. Dieſes muß alsdann, mit Zuziehung / 
eines oder des andern der naͤchſten, am Orte, oder 
in der Provinz ſich aufhaltenden Verwandten, die 
Umſtaͤnde forgfältig prüfen, und gewiſſenhaft veſt⸗ 
ſetzen: welche Abaͤnderungen in den von den Ael⸗ 
tern vorgeſchriebenen Maaßregeln gemacht werden 
koͤnnen. 
$. 315. Nach dem Tode des Vaters gebührt 
der Mutter die ee ihrer Kinder. 
§. 316. Sie darf aber, ſo wenig als der Vor 
mund, von den Vorſchelften des Vaters, ohne er! 
hebliche Grunde, und ohne Genehmigung des ‚vor 
mundſchaftlichen Gerichts, abgehen. 
$ 317. Die Esziehung der Kinder ſoll der 
Mutter bloß um deswillen, weil fie nach vorherge⸗ 
gangener gehoͤriger Auseinanderſetzung zur ferner 
Ehe geſchritten iſt, nicht genommen werden 
§. 318. Nach der Mutter haben die Großäl⸗ 
tern, und nach dieſen die Seitenverwandten, das 
nächſte Recht und die Pflicht zur Erziehung ſolcher 
Pflegebefohlnen. 
§. 319. Das vormundſchaftliche Gericht aber 
behalt die Wahl unter den Verwandten, und iſt 
nicht ſchuldig, ſich an die Nähe des Grades zu 
binden, 4 
8. 320. 
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§. 320. Auch hangt es in allen Fällen von 
der pflichtmaͤßigen Beurtheilung der Obrigkeit ab, 
die Erziehung der Unmundigen, mit Ausſchließung 
der Mutter und der Verwandten, dem Vormunde 
oder einem Fremden aufzutragen. 

§. 321. Den Grund einer ſoſchen Abweichung 
von der Regel, iſt der Richter nur ſeiner vorgeſetzten 
Behörde, auf Erfordern, anzugeben ſchuldig. ? 

§. 322. Der bloße Unterſchied der Religions⸗ 
partey unter Chriſten iſt kein hinreichender Grund, 
die Mutter oder andere nahe Verwandten von der 
Erziehung auszuſchließen. 5 

$. 323. Sind jedoch die Kinder noch unmün⸗ 
dig: ſo muß die Obrigkeit auf genaue Befolgung 
der Vorſchriften des Zweiten Titels H. 76 — 85: ſorg⸗ 
faltig Acht haben. 

§. 324. In Fällen, wo Jemand von den Ver⸗ 
wandten eines unvermoͤgenden Pflegebefohlnen die 
Verpflegung deſſelben nach §. 309, übernehmen muß, 
kann demſelben auch die Erziehung des Pflegebefohl⸗ 
nen, wenn er ſie verlangt, nicht entzogen werden. 

$ 325. Nur wenn offenbar erhellet, daß die 
koͤrperliche oder moraliſche Erziehung des Pflege be⸗ 
ſohlnen bey einem ſolchen Verwandten gefuͤhrdet ſeyn 
wuͤrde, iſt das vormundſchaftliche Gericht befugt, 
die Erziehung auch einem Andern, auf Koſten dieſes 
Verwandten, zu übertragen, 

6: 326. Wenn gleich die Erziehung dem Vor⸗ 
munde ſeibſt nicht aufgetragen iſt: fo liegt ihm den⸗ 
noch ob, ein wachſames Auge darauf zu richten, 
und die bemerkten Fehler der Erzieher der Obrigkeit 
anzuzeigen. 

§. 327. Ueberhaupt muß der Vormund von 
dem Aufenthalte, der Verpflegung, und der Erzie⸗ 
hung des Pflegebefohlnen, dem vormundſchaftlichen 

5 Ge⸗ 
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Geriehte, wenigſtens einmal im Jahre, getreue und 
pflichtmaͤßige Anzeige machen. 0 5 

§. 328. Weder der Vormund, noch der Er⸗ 
zieher, duͤrfen von der einmal getroffenen Einrich⸗ 
tung der Obrigkeit, wegen der Art und des Orts 
der Erziehung, ohne deren Genehmigung abweichen. 

$. 329. Die Lebensart, welcher die Kinder Wahl der 
gewidmet, und wozu fie vorbereitet werden ſollen, Zune 
kann nicht anders, als unter Genehmigung der 
Obrtgkeit, veſtgeſetzt werden. 

$. 330. Hat der Vater etwas daruͤber beſtimmt: 
ſo finden, wegen einer darin zu treffenden Veraͤnde⸗ 
rung, die Vorſchriften §. 312 — 3 14. Statt. 

F. 331. Hat der Vater nichts beftimmt: fo 
muß ſich das vormundſchaftliche Gericht nach den 
5 des Zweiten Titels §. 109. fgq. ledige 
lich achten. 

$. 332. Doch ſollen in allen Fällen der Vor⸗ 
mund und die Mutter, oder die Großältern,- mit 
ihrem Gutachten daruͤber vernommen werden. 

§. 333. Bey Kindern von Zunftgenoſſen find 
die Zunftaͤlteſten ſchuldig, dem Richter, auf Erfor⸗ 
dern, mit ihrem Rathe und Gutachten an die Hand 
zu geben, 7 85 ; 

F. 334. Wenn der Pflegebefohlne zum Stu⸗ 
diren gewidmet werden ſoll: ſo muß das vormund⸗ 
ſchaftliche Gericht die Vorſchriften des Zwoͤlften Ti⸗ 
tels H. 62. 63. 64. genau beobachten. 

§. 335. Die Koſten der Erziehung muͤſſen nach Erie, 
der mit Rückſicht auf das Vermögen beſtimmten Art Hund 
derſelben, und nach der Lebensart, zu welcher der 
Pflegebefohlne vorbereitet werden ſoll, abgemeſſen 
und veſtgeſetzt werden. 

$. 336. Der Vormund, welcher den veſtgeſetz⸗ m 
ten Betrag ohne Genehmigung des Gerichts übers . 


ſchreitet, macht ſich verantwortlich. 
5. 307. 
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§. 337. Wenn die jaͤhrlichen Einkuͤnfte des 
Vermoͤgens zur Erlangung des geſuchten Zwecks 
nicht hinreichen: ſo kann auch die Subſtanz des 
Vermoͤgens dazu verwendet werden. 7 

Verbei⸗ H. 338. Wegen der Verheirathung der Pflege⸗ 
kathung. befohlnen iſt das Erforderliche gehörigen Orts vor⸗ 
0 geſchrieben. (Tit. 1. $- 49. 1.) 7 

% 339. Mit Beſtimmung und Herbeiſchaffung 
der Ausſtattungskoſten, iſt es wie mit den Erzje⸗ 
hungskoſten zu halten. 

§. 340. Doch ſind, bey unvermoͤgenden Pfle⸗ 
gebefohmen, nur Verwandte in aufſteigender Linie, 
und Geſchwiſter, die bereits ausgeſtattet find, zum 
Beitrage verpflichtet. hs 

Sorge für, F. 341. Wahn⸗ und Bloͤdſinnige müffen der⸗ 

SENT geſtalt unter beſtändiger Auſſicht gehalten werden, 

ſinnigen. daß fie weder fich ſelbſt, noch Andern ſehaden konnen. 

§. 342. Die Sorge für dieſe Auſſicht liegt 

dem Vormunde, die Fuͤhrung derſelben hingegen 

denjenigen ob, welchen die Pflicht der Erziehung 
zukommt. . 

$. 343. Doch kann, zur Uebernehmung der 
Aufſicht über Raſende, weder ein Verwandter, noch 
den Vormund, noch eine andere Privatperſon ge⸗ 
zwungen werden. 

H. 344. Finden der Vormund oder die Ver⸗ 
wandten keine andere Gelegenheit, dergleichen Per⸗ 
fonen unterzubringen: fo liegt dem Staate ob, dies 
ſelben in eine öffentliche Anſtalt zur Verwahrung 
aufzunehmen. 1 

§. 345. Bey bloßen Wahn» und Bloͤdſinnigen, 
welche kein Vermögen befisen, müͤſſen diejenigen, 
welchen deren Unterhalt nach den Geſetzen obliegt, 
auch die Koften der Auſſicht, welcher fie nicht ſelbſt 
übernehmen wollen, hergeben. 


F. 345. 
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$. 346. Eben dies gilt von Taubſtummen, 
wenn dieſelben, wegen der mit ihrem koͤrperlichen 
Mangel verbundenen Gemüthsſchwaͤche, einer be⸗ 
ſondern Aufſicht beduͤrfen. 

$. 347. So lange noch eine gegründete Hoff⸗ 
nung zur Wiederherſtellung ſolcher Perſonen vorhan⸗ 
den iſt, muͤſſen fie mit den noͤthigen Heilungsmit⸗ 
teln nach Moͤglichkeit verfehen werden. 

§. 348. Die Heilungsfoften haben mit den Er⸗ 
ziehungskoſten gleiche Rechte. 

H. 349. Verſchwender, auch wenn fie großj 
rig find, muß der Vormund unter beftändiger 2 MR 
ſicht haben; fie. zur Arbeit und müglichen Thätigfei der 
anhalten; und fie von ihren Fehlern moͤglichſt zu 
beſſern bemuͤht ſeyn. 

$. 350. Bey beharrlicher Fortſetzung ihrer aus⸗ 
ſchweifenden Lebensart hat der Vormund, jedoch 
nur unter Direction und Genehmigung des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts, das Recht, den Pflegebefol⸗ 
nen, auch durch zweckmäßige Zwangsmittel, zu ei⸗ 
ner ordentlichen und regelmäßigen Aufführung auzu⸗ 
halten. (Tit. 2. H. 86. gg.) 


Siebenter Abſchnitt. 


Von der Vorſorge für das Vermögen 
der Pflegebefohlnen. 


b. 351. In allen Fällen, wo eine Vormund⸗ Sicht 
ſchaft anzuordnen iſt, muß vor allen Dingen auf fallen. 
die Ausmittelung und Sicherſtellung des Vermögens 
der Pflegebefohlnen Rückſicht genommen werden. 

H. 332. Dieſe Vorſorge liegt jedem Richter ob, 
in deſſen Gerichtsbezirke dergleichen Vermoͤgen ſich 
befindet; auch wenn der Erblaſſer feiner Gerichts» 
barkeit nicht unterworfen war. 

Augem. Lande. IV. Band. 5 $. 353. 
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8. 353. Befindet das Gericht, unter deſſen 
Gerichtsbarkeit der Erblaſſer geſtanden hat, ſich an 
eben dem Orte: fo iſt nur dieſes zur Obſorge für 
das an demſelben Orte vorhandene Vermoͤgen be- 
fugt, und verpflichtet. 

$. 354. Der Richter muß das bewegliche Ver⸗ 
moͤgen, an welchem Pflegebefohlne Theil haben, ſo⸗ 
gleich auf erhaltene Nachricht in gerichtliche Sperre 
nehmen. 1 

$. 355. Auch Dorfgerichte können, in Abwe⸗ 
ſenheit des Gerichkshalters, den am Orte befindli⸗ 
chen Nachlaß verſiegeln. 

8. 356. Sie muͤſſen aber davon dem Gerichts» 
halter, zur weitern Beſorgung und Verfügung, fü 
fort Anzeige machen. 

§. 357. Nokarien find, Siegelungen in Ster⸗ 

befallen vorzunehmen, nicht berechtigt; außer wenn 
ſich kein Richter in der Nähe befindet, und fie dar⸗ 
um requirirt; oder wenn es ihnen von dem Nich- 
ter aufgetragen worden. 

F. 358. Bey dem Abſterben ſolcher Perſonen, 
die unter Militairgerichtsbarkeit ſtehen, muß derje⸗ 
nige Nachlaß, welchen ſie bey und um ſich gehabt 
haben, von den Kriegsgerichten verſiegelt werden. 

$. 359. War der Verſtorbene im Felde oder 
auf Commando, an einem Orte, wo kein Krieges⸗ 
gericht ſich befindet: fo liegt dem commandirenden 
Offizier ob, für den Nachlaß, welchen er bey und 
um ſich hat, zu ſorgen. 

$. 360. Iſt auch kein commandirender Offi⸗ 
zier vorhanden: ſo ſind die Civilgerichte des Orts 
zu dieſer Obſorge verpflichtet. 5 

$. 361. Jeder, welcher eine Siegelung vor⸗ 
genommen hat, muß, wenn er nicht ſelbſt der vor⸗ 
mundſchaftliche Richter iſt, dieſem unverzuͤglich da⸗ 

von Nachricht geben. 
$. 362. 
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$. 362. Er muß, wenn von einer in dem 
Nachlaſſe vorhandenen letztwilligen Verordnung An⸗ 
zeige geſchieht, oder Spuren ſich finden, dieſelbe 
mit Zuzlehung der im Sterbehauſe gegenwärtigen 
Verwandten, Freunde, oder Hausofficianten des 
Verſtorbenen aufſuchen, und dem gehoͤrigen Richter 
zur Verfugung der Publikation einſenden. 

§. 363. Der ſiegelnde Richter darf ſich über 
den vorgefundenen Nachlaß in der Regel keine Ver⸗ 
fuͤgung anmaßen. 

S. 364. Er muß jedoch, wenn wegen Entfer⸗ 
nung des vormundſchaftlichen Gerichts, oder aus 
andern Urſachen, die Verfuͤgungen deſſelben nicht 
ſchnell genug erfolgen koͤnnen, in ſchleunigen Fallen 
die noͤthigen Vorkehrungen zum Beſten der Pflege⸗ 
befohlnen treffen, und auch davon dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte Anzeige machen. 

§. 365. Er muß alſo Sachen, welche bey laͤn⸗ 
gerer Aufbewahrung verderben, oder außer Werth 
kommen würden, ſofort oͤffentlich veräußern. 

§. 366. Ein Gleiches liegt ihm in Anſehung 
ſolcher Sachen ob, deren Aufbewahrung mit ber 
traͤchtlichen und offenbar unnuͤtzen Koſten verknuͤpft 
ſeyn würde, 3 

H. 367. Auch muß er dafür forgen, daß Ger 
ſchaͤfte, die ihrer Natur nach ohne augenſcheinli hen 
Nachteil für den Pflegebefohlnen nicht unterbro⸗ 
chen werden koͤnnen, in dem Gange, worin ſie 
ſich wirklich befinden, ohne Veränderung ſortgeſetzt 
werden. 

§. 368. Eine zum Nachlaſſe gehoͤrige Hands 
lung darf der Richter nicht verſiegeln; ſondern er 
muß deren Fortführung dem von dem Erblaſſer an⸗ 
genommenen Diſponenten uͤbertragen. 


Bb 2 9. 369. 
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S. 369. Iſt kein ſolcher Diſponent vorhau⸗ 
den: fo muß der Richter ſofort einen Aufſeher ber 
ſtellen. 

$. 370. Dieſer Aufſeher muß vereidet, und 
ein Gleiches auch in Anſehung des Difponenten, 
wenn derſelbe nicht ſchon verpflichtet iſt, beobachtet 
werden. 

S. 371. Iſt ein Ehegatte des Erblaſſers im 
Sterbehauſe vorhanden: ſo darf mit der Siegelung 
nur auf deſſen eigenes Anſuchen, oder unter deſſen 
aus druͤcklicher Bewilligung verfahren werden. 

$ 372. Einem Jeden ſteht frey, die Siegelung 
ſeines künftigen Nachlaſſes zu unterſagen. 

$. 373. Die Erklaͤrung muß jedoch ſchriftlich 
oder gegen das Gericht muͤndlich zum Protokolle, 
geſchehen ſeyn. 0 

$. 374. Auch muß der Richter auf das Ver⸗ 
bot der Siegelung keine Ruͤckſicht nehmen, wenn 
ſich Umſtaͤnde hervorthun, nach welchen der Nach⸗ 
laß einer von dem Erblaſſer nicht vorhergeſehenen 
Gefahr ausgeſetzt iſt. 

§. 375. Dies findet beſonders Statt, wenn 
der Erblaſſer die Siegelung mit ausdrücklicher Be⸗ 
ziehung auf eine gewiſſe Perſon, welcher die Obſor⸗ 
ge und Aufſicht Über den Nachlaß von ihm anver⸗ 
traut worden, verboten hat, und dieſelbe Perſon bey 
dem Ableben des Erblaſſers ſchon verſtorben, oder 
nicht am Orte zugegen iſt. 


Inventur. F. 376. Sobald dem Pflegebefohlnen ein Vor⸗ 


mund beſtellt worden, muß derſelbe ohne Zeitver⸗ 
luſt für die Aufnahme eines vollſtaͤndigen Verzeich⸗ 
niſſes von dem Nachlaſſe ſorgen. 

H. 377. Zieht die Berichtigung der Vormund⸗ 
ſchaft ſich in die Laͤnge; und kann die Aufnahme 
des Inventar, ohne des Pflegebefohlnen Mucki 
nicht 
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nicht ferner ausgeſetzt werden: ſo muß der Richter 
dazu einen beſondern Curator beſtellen. 
§. 378. Die Anordnungen wegen Aufnehmung 
des Inventarii gebühren allein dem vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichte. 
$. 379. Dieſes muß jedoch wegen ſolcher Nach⸗ 
laßſtuͤcke, die an einem Orte ſich befinden, der we⸗ 
der feiner unmittelbaren noch mittelbaren Gerichts» 
barkeit unterworfen iſt, den gehoͤrigen Richter des 
Orts um deren Inventirung erfuchen, 
§. 380. Es muͤſſen aber alle dergleichen Spe⸗ 
cialinventarien dem vormundſchaftlichen Gerichte mit⸗ 
getheilt werden. 
§. 381. Die Inventur des Nachlaſſes verſtor⸗ 
bener Militairperſonen gebuͤhrt, nach geſchehener 
Abnahme der Siegel, den Civilgerichten in allen 
Fällen, wo denſelben die Bevormundung der hin⸗ 
terlaſſenen Pflegebefohlnen obliegt. 5 
382. Von der bevorſtehenden Aufuehmung 
des Inventarii muß dem Vormunde, ingleichen den 
außer den Pflegebefohlnen etwa noch vorhandenen 
Miterben, in Zeiten Nachricht gegeben, und dieſel⸗ 
ben muſſen, wenn ſie ſich melden, dabey zugelaſſen 
werden. 
§. 383. Einer gerichtlichen Inventur bedarf Von Pri: 
es nicht, wenn ein überlebender Ehegatte des Erb. gal 
laſſers ſich in dem Beſtze der Erbschaft befindet, fen. 
und ein Privatverzeichniß daruber aufzunehmen, und 
vorzulegen erbötig iſt. 
$. 384. Außerdem kann der Richter in Fällen, 
wo entweder eins der Aeltern, oder fonft ein naher 
Verwandter der Pflegebefohlnen, im Beſitze des 
Nachlaſſes ſich befindet; oder wo man zum voraus 
weiß, daß der Nachlaß nicht beträchtlich ſey, und 
der, welcher ihn hinter ſich hat, wegen ſeiner Ver⸗ 
bindung mit dem Pflegebefohlnen, oder ſonſt, ein 
vor⸗ 
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vorzuͤgliches Vertrauen verdient, ſtatt des gerichtli⸗ 
chen Inventarü, mit der Vorlegung einer Private 
ſpecificatiou ſich begnügen. 

$. 385. Eine zum Nachlaſſe gehörende Hand⸗ 
lung darf, ſo lange deren Aufhebung nicht erfolgen 
ſoll, nicht gerichtlich inventirt werden. 

§. 386. Doch muß der Vormund oder Diſ⸗ 
ponent auch darüber ein vollſtaͤndiges Privatinveuta⸗ 
rium aufnehmen und vorlegen. 

H. 387. Dee Richter iſt ſchuldig, dergleichen 
Handlungsinventarium dergeſtalt zu verwahren, daß 
das Innere der Handlung zum Nachtheile der Pfle⸗ 
gebefohlnen nicht öffentlicy kund werde. 

$. 388. Zum Behufe eines ſolchen Handlungs⸗ 
inventarii müffen die Bucher bis zum Sterbetage 
des Erblaſſers nachgetragen, und ſodann abgeſchloſ⸗ 
ſen werden. 

$. 389. Ein Jeder, welcher zur Aufnahme eis 
nes Privatinventarii verſtattet worden, iſt die Rich⸗ 
tigkeit deſſelben, auf Erfordern, eidlich zu beſtaͤrken 
verbunden. 

§. 390. Der Regel nach muß dieſe eidliche 
Beſtaͤrkung ſofort erfolgen. 

$. 391. Bey Verwandten in auf⸗ und abſtei⸗ 
gender kinie, ingleichen bey Seitenverwandten, die 
als Refpectsperfonen für den Pflegebefohlnen ans 
zuſehen ſind, kann das vormundſchaftliche Gericht 
die eidliche Beſtaͤrkung, nach Beſchaffenheit der 
rg bis zu einer näheren Veranlaſſung aus⸗ 

ſetzen. 

§. 392. Wenn eine Wittwe wieder heirathen 
will: fo muß die eidliche Beftärfung noch vor Voll⸗ 
ziehung dieſer Ehe von ihr geleiſtet werden. 

$. 393. Nur ein Erblaſſer, welcher den Pfle⸗ 
gebefohlnen mehr, als einen ihm ſchuldigen Pflicht⸗ 
theil zugewendet hat, kann die eidliche Beſtaͤrkung 

eines 
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eines Privatverzeichniſſes von ſeinem Nachlaſſe un⸗ 
terſagen. 8 

$. 394. Aber auch ein ſolches Verbot iſt ohne 
Wirkung, ſobald gegründete Vermuthungen einer 
begangenen Unrichtigkeit dem Richter bekannt wer⸗ 
den. 

§. 393. Jedem Erblaſſer ſteht es frey, die ges 
richtliche Inventur feines Nachlaſſes zu unterſagen. 

§. 395. Dergleichen Verbot bedarf keiner Fei⸗ 
erlichkeit; ſondern es iſt genug, wenn nur der Erb⸗ 
laſſer feinen Willen ſchriftlich, oder mündlich gegen 
die Gerichte zum Protokolle, geäußert hat. 

. 397. Das Verbot der gerichtlichen Siege⸗ 
lung begreift das Verbot der gerichtlichen Inventur 
unter ſich. 

§. 398. Hat der Erblaſſer nur eine gewiſſe 
Perſon von der Herausgebung eines Inventarii bes. 
freiet: fo kann ein Dritter, welcher zur Verwal⸗ 
0 des Nachlaſſes gelangt, ſich darauf nicht be⸗ 
rufen. 

H. 399. Die Aufnahme eines Privatverzeich⸗ 
niſſes kann von dem Erblaſſer nie verboten, noch 
durch irgend eine dem Pflegebefohlnen nachtheilige 
Bedingung eingeſchraͤnkt werden. 

§. 400. Der Inhaber des Nachlaſſes muß alſo 
auch in dieſem Falle das Verzeichniß aufnehmen; 
er darf aber ſelbiges nur verſiegelt in gerichtliche 
Verwahrung uͤbergeben. 

$. 401. Die Einſiegelung des Verzeichniſſes 
muß in Gegenwart des vormundſchaftlichen Gerichts, 
oder wenigſtens eines Juſtizcommiſſarlt und Notarit 
geſchehen. 

§. 402. Dieſe muͤſſen ſich davon überzeugen, 
daß in dem verſiegelten Umſchlage wirklich ein Ver⸗ 
zeichniß des Nachlaſſes enthalten ſey. 


S. 403, 


392 Zweiter Theil. Achtzehnter Titel. 
— ä6ĩ— mm 


§. 403. Das vormundſchaftliche Gericht iſt bes 
rechtigt, von dem, welcher das verfiegelte Verzeich⸗ 
niß übergiebt, die Verſicherung an Eidesſtatt, daß 
daſſelbe mit den geſetzlichen Erfoͤrderniſſen eines 
Nachlaßverzeichniſſes verſehen, und von ihm nach 
feiner beſten Kenntniß und, Wiſſenſchaft treulich 
aufgenommen ſey, zu fordern. (Th. r. Tit. 9. f. 
434. 435.) 

$. 494. Auch wenn Aeſtern oder Großältern, 
die ihren Kindern eine beſtimmte Sache oder Sum⸗ 
me zu ihrem Erbteil binterlaſſen, die Aufnahme 
eines gerichtlichen oder Privatverzeichniſſes von ihrem 
Nachlaſſe gänzlich unterſagt haben, muß dennoch 
der Haupterbe zur Fünftigen Beurtheilung: ob eine 
Verletzung im Pflichttheile vorhanden ſey, ein Prl⸗ 
vatverzeichniß aufnehmen, und bey dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte verſiegelt niederlegen. 

$ 405. Der Richter iſt ein verſchloſſenes Pri⸗ 
vatinventarium zu eroͤffnen berechtigt, wenn ein er⸗ 
beblicher Verdacht der Verkuͤrzung des Pflegebefohl⸗ 
nen im Pflichttheile eintritt; oder ihm eine ſchlechte 
Verwaltung, oder gar Verſchwendung, von Seiten 
desjenigen, der den Nachlaß hinter ſich har, glaube 
haft angezeigt wird. 

$. 406. Ferner alsdann, wenn die Guͤterge⸗ 
meinſchaft zwiſchen den Pflegebefohlnen und dem 
uͤberlebenden Ehegatten des Erblaſſers aufhört; mit⸗ 
bin eine Auseinanderſetzung zwiſchen ihnen erfolgen 
muß. 

F. 407. Auch alsdann, wenn das Andringen 
der Glaͤubiger die Offenlegung des Vermoͤgenszu⸗ 
ſtandes unvermeidlich macht. 

9. 408. Wenn keiner dieſer Fälle ſich ereignet: 
fo bleibt das niedergelegte Verzeichniß fo lange ver 
ſchloſſen in der Verwahrung des e 
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Gerichts, bis der letzte der Pflegebefohlnen der Vor⸗ 

mundſchaft entlaſſen wird. 5 
$. 409. Nach berichtigtem Inventario muß der ande 

Pflegebefohlne mit denjenigen, welchen ein Miteigen⸗ 1 5 

thum an der Maſſe, oder irgend einem Theile der⸗ 

ſelben gebühret, auseinandergeſetzt werden. 

§. 40. Hat jedoch die uͤberlebende Mutter der 
Pflegebefohlnen mit dem Vater derſelben in der Guͤ⸗ 
tergemeinſchaft gelebt; fo ſteht ihr frey, auf deren 
Fortſetzung mit den noch nicht abgefundenen Kin⸗ 
dern anzutragen. (Tit. 1. 8. 634. 149.) 

$. 411. Der Vormund iſt in dieſem Falle nur 
alsdann die Auseinanderſetzung zu verlangen berech⸗ 
tigt, wenn die Mutter der Pflegebefohlnen zur ans 
derweitigen Ehe ſchreitet. 

H. 412. Ferner, wenn die Toͤchter heirathen, 
oder die Soͤhne eine eigne Wirthſchaft anſtellen. 

§. 413. Endlich, wenn die Mutter ſich der 
Verſchwendung, oder fonft einer ſchlechten Verwal⸗ 
tung verdächtig macht. - 

$. 414. Wegen der Auseinanderſetzung des Va⸗ 
ters mit feinen Kindern aus voriger Che finden, 
auch bey der Guͤtergemeinſchaft, die Vorſchriften 
des H. 35. 36. Anwendung. 

$ 415. Hat der Erblaſſer die Fortſetzung der 
Gemeinſchaft der Pflegebefohlnen unter ſich, oder 
mit einem Dritten verordnet: fo kann der Vormund 
Davon einſeitig nicht abgehen. 

$. 416. Glaubt derſelbe dennoch aus rechtlichen 
Gruͤnden (Th. 1. Tit. 17. H. 80.) darauf antragen 
zu koͤnnen: fo muß der andere Theil daruber ordentlich 
gehört, und die Sache durch richterliches Erkennt⸗ 
aß entſchieden werden. 

H. 417. In Fällen, wo Erben überhaupt die 
Gemeinſchaft fortzuſetzen ſchuldig find, kann auch 
der Pflegebefohlne ſich derſelben nicht * 

R 418. 
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$. 418. Der Vormund kann auf Theilung eines 
gemeinſchaftlichen Grundſtuͤcks nur in den Fallen ans 
fragen, in welchen die Veräußerung deſſelben Statt 
finden würde. er 
$. 419. Die Auseinanderſetzung geſchieht in 
der Regel unter Direction des vormundſchaftlichen 
Gerichts. 

$. 420. Kann aber dieſelbe in Guͤte nicht zu 
Stande gebracht werden: ſo gebuͤhrt die rechtliche 
Entſcheidung dem Richter, unter welchem der Erb⸗ 
laſſer feinen letzten perſoͤnlichen Gerichtsſtand hatte. 

§. 421. Nach erfolgter Ausmittelung des Ver⸗ 
l mögens der Pflegebefohlnen, muß das Gericht fuͤr 
die ordentliche Einleitung der Adminiſtration, und 
für die Sicherheit der Pflegebefohlnen dabey Sor⸗ 
ge tragen. 

And. §. 157. Hat der Erblaſſer in Erbſchaftsfaͤllen, 
wo Pflegebefohlne mit andern Miterben coneurriren, 
Teſtamentsexecutoren ernannt, und war er den pflege⸗ 
befohlnen Miterben entweder keinen Pflichtthell ſchul, 
dig, oder hinterlaͤßt er ihnen mehr als denſelben; fo 
wird die Mitwirkung des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts bey Sicherftellung des ganzen Nachlaſſes und 
bey deſſen Verwaltung nach dem Inhalte der Diſpo⸗ 
tion, wodurch der Executor beſtellt wird, beſtimmt. 
Enthält dleſe Diſpoſition keine in den Geſetzen erlaub⸗ 
te Ausdehnung, oder Einſchraͤnkung der Gewalt des Te⸗ 
ſtamentsexecutors: fo bedarf es kelner gerichtlichen In, 
ventur, und'die Ausmittelung, Conſtttulrung und Vers 
waltung des Nachlaſſes gehöre zu dem Amte und der 
Competenz des Executors. Das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt coneurrirt bey Verlaſſenſchaften dieſer Art nicht uns 
mittelbar, ſondern nur durch den von ihm zu dirigirens 
den Vormund. 

§. 423. Bon dem Vermoͤgen der Pflegebefohl⸗ 
nen darf zem Vormunde in der Regel nur * in 
aͤn⸗ 
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Handen gelaſſen werden, als zum Unterhalte, zur 
Erziehung, und zur Fortſetzung der Adminiſtration 
nothig iſt. 

6.423. Auch muͤſſen ſammtliche den Pflege⸗ 5 
befohlnen gehörende Schuldinſtrumente, die Capita⸗ $ 
fen mögen ſchon von dem Erblaſſer, oder erſt waͤh⸗ 
rend der Vormundſchaſt ausgethan ſeyn, in gericht 
liche Verwahrung genommen werden. 

§. 424. Nach Verhaͤltniß desjenigen Theils des Beſtim, 
Vermögens und der Einkünfte, welchen der Vor- Ming hit 
mund von Zeit zu Zeit in Händen behält, muß von des Vor 
ihm Caution beſtellt werden. wide 

5. 425. Die Beſtellung der Caution kann durch 
DBuͤrgen oder Pfänder, oder durch gerichtliche Ein⸗ 
tragung auf Grundſtuͤcke geſchehen. 

$ 426. Der Richter iſt ſchuldig, dieſer Cau⸗ 
tion diejenige Sicherheit zu verſchaffen, die der Vor⸗ 
mund, nach der Lage feiner Umſtände, und nach Bes 
ſchaffenheit feines Vermoͤgens, dafür gewähren kann. 

§. 427. Doch kann kein Vormund wider feinen 
Willen angehalten werden, die erſte Haͤlfte des 
Werths ſeiner Grundſtuͤcke mit einer ſolchen Cau⸗ 
tion zu belaſten. 

H. 428. Iſt die Caution innerhalb der erſten 
Hälfte ſchon beſtellt worden: fo muß fie dennoch, 
auf Verlangen des Vormundes, zum Beſten anderer 
Eintragungen, bis auf dieſe Haͤlfte zuruͤcktreten. 

$. 429. Die Sicherheit der Aetivforderungen, 
mit welchen der Vormund die Caution beſtellen will, 
iſt nach denjenigen Grundſaͤtzen zu beurtheilen, wel» 
che bey Belegung der Pupillencapitalien ſelbſt un 
ten §. 465. [gg- vorgeſchrieben ſind. 

§. 430. Ein Bürge, der feine Bürgſchaft nicht 
innerhalb der erſten Zwey Drittel des Werihs ſeines 
Grundſtucks eintragen laſſen kann, oder will, ſoll in 
der Regel zur Caution nicht angenommen 1 

. 431. 
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G 431. Mit Cautionen, die auf keine gewiſſe 
Summe beſtimmt find, ſoll kein Vormund wider 
feinen Willen belaſtet werden. 

$. 432. In wie fern in der Zwiſchenzeit, bis 
die Caution beſtimmt werden kann, für die Sicher⸗ 
heit der Pflegebeſohlnen duech Eintragung eines vor⸗ 
läufigen Vermerks auf die Grundſtuͤcke des Vor 
mundes, oder bey einem nicht angeſeſſenen Vormunde, 
auf andere Art, nach den Umftänden zu ſorgen ſey, 
bleibt dem pflichtmaßigen Befinden des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts uberlaſſen. 

§. 433. Vormünder, die von dem Erblaſſer 
der Pflegebefohlnen ernannt worden, find von aller 
Cautiousbeſtellung fo lange frey, als fir ſich nicht ei⸗ 
ner unordentlichen oder unwirthſchaftlichen Admini⸗ 
ſtration verdaͤchtig machen; oder die Ablegung der 
Rechnungen laͤnger als Sechs Monate nach dem 
dazu beſtimmten Termine vernachläßigen. 

F. 434. Auch andere Vormünder, die mit eis 
ner beſondern Cautionsbeſtellung gar nicht auſzukom⸗ 
men im Stande find, koͤnnen, wenn fie nue ſonſt 
in dem Ruſe unbeſcholtener Redlichkeit und ordent⸗ 
licher Wirthſchaft ſtehen, dennoch angenommen und 
beibehalten werden. 

F. 435. Bey gleichem Grade der Tüchtigfeie iſt 
jedoch, unter Mehrern, derjenige, welcher Caution 
beſtellen kann, vorzuziehen. 

§. 436. Bey einem ohne Caution beſtellten 
Vormunde muß das Gericht, in Anſehung der In⸗ 
tereſſen, Pacht und Mietbzinſen, und anderer fxir⸗ 
ter Hebungen, fo wie felbft in Anſehung der ordinai⸗ 
ren Gutseinkünfte, durch deren unmittelbare Einzie⸗ 
bung in das Depoſitum, oder durch Anweiſung an dieje⸗ 
nigen, welche aus dem Vermoͤgen des Pflegebefoblnen 
Zahlungen zu erhalten haben, noch genauere Maaß⸗ 
regeln veſtſeßen; damit dem Vormunde alle 911 55 
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heit zu nachtheiligen und willkuͤhrlichen Diſpoſitio⸗ 
nen fo viel als möglich benommen werde. 

. 437. Dergleichen beſondere Maaßregeln 
müͤſſen in der vormundſchaftlichen Beſtallung ausge⸗ 
druckt werden. 5 

§. 438. Bey Derwoltung des Vermögens der angel 
Pflegebefohlnen, iſt der Vormund ſchuldig und ber Vermd⸗ 
ſugt, alles zu thun und zu beſorgen, was einem gn 151 
ten Hauswirthe in Anſehung feines eigenen Vermb⸗ fopinen. 
geus obliegt; in ſo fern er darunter durch ausdruck 
liche Geſetze, durch den Willen des Erblaſſers, und 
durch beſondere richterliche Verordnungen nicht ein⸗ 
geſchränkt iſt. ; 

§. 439. Ob und was von den vorhandenen 1) der 
Mobilien verkauft, aufbewahrt, oder dem Pflege⸗ 1 
befohlnen zum eigenen Gebrauche uͤberlaſſen werden 5 
ſoll, muß hauptſächlich nach der vorhandenen Ver⸗ 
fügung des Erblaſſers beſtimmt werden. ; 

H. 440. Bey deren Ermangelung muß der 
Vormund ſowohl darüber, als über die Art des Ver⸗ 
kaufs und der Aufbewahrung, nach Lage der Um⸗ 
fände, Beſchaffenheit des uͤbrigen Vermoͤgens, und 
Erforderniß des Beſtens der Pflegebefohlnen, Vor⸗ 
ſchlaͤge thun, und richterliche Vorbeſcheidung ein⸗ 
holen. 5 5 
$. 441. Sachen, die ohne Nachtheil der Sub⸗ 
ſtanz nicht fuͤglich aufbehalten werden koͤnnen; oder 
bey deren laͤngern Aufbewahrung ihr Werth vermin⸗ 
dert werden würde; oder die der Pflegebefohlne ent⸗ 
weder gar nicht, oder doch in mehrern Jahren noch 
nicht würde brauchen koͤnnen, muͤſſen, und zwar in 
der Regel durch Auction, verkauft werden. 

F. 442. Das vormundſchaftliche Gericht kann 
aber auch, auf den Antrag des Vormundes, die 
vorhandenen Mobilien ganz oder zum Theil der Mut⸗ 


ter, oder einem majorennen Miterben, aus ar 
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Hand zuſchlagen laſſen, wenn Bedingungen, die 
dem Pflegebefohlnen vortheilhafter find, als wahr 
ſcheinlicher Weiſe ein Verkauf durch Auction ſeyn 
würde, geboten werden. 

H. 443. Ein ſolcher Zuſchlag ans freier Hand 
ſetzt jedoch allemal eine gerichtlich aufgenommene 
Taxe voraus. 

H. 444. Auch an andre Perſonen, außer der Mut⸗ 
ter und majorennen Miterben, kann der Zuſchlag 
aus freier Hand geſchehen, wenn wenigſtens die volle 
Taxe geboten wird; und der Vormund, nebſt den 
am Orte befindlichen nächſten Verwandten, oder, 
in Ermangelung der Letztern, andere Sachverſtaͤndi⸗ 
ge, welche die Taxe nicht aufgenommen haben, dies 
fen Verkauf dem Pflegebefohlnen vortheilhaft finden. 

§. 445. Juwelen, Koſtbarkeiten, Gold» und 
Silbergeſchirr, muͤſſen auf den Antrag des Vor⸗ 
mundes verkauft werden, wenn das Vermoͤgen des 
Pflegebefohlnen mit Schulden belaſtet iſt, die auf 
andre Art nicht getilgt werden koͤnnen. 

§. 446. Auch kann der Vormund auf die Vers 
aͤußerung anfragen, wenn in ſolchen Koſtbarkeiten 
ein betraͤchtliches Capital ſteckt; und voraus zu ſe⸗ 
ben iſt, daß der Pflegebeſohlne entweder niemals, 
oder doch innerhalb Fünf Jahren noch nicht, davon 
werde Gebrauch machen koͤnnen. 

§. 447. Ob der Verkauf ſolcher Sachen nur 
durch Auction, oder durch Subhaſtation geſchehen 
ſolle, haͤngt nach Beſchaffenheit und Beträchtlich⸗ 
keit des Werths, von dem Befinden des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts ab. 

§. 448. Ein Zuſehlag aus freier Hand findet 
nur in den Fällen des §. 442. und 444. Statt. 

$. 449. Wird die Aufbewahrung folcher Mo⸗ 
bilien (. 445.) den Pflegebefohlnen zuträglich be⸗ 
funden, 
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funden, ſo muß diefelbe der Regel nach in dem De⸗ 
poſito des Vormundſchaftsamtes geſchehen. 

9. 450. Hat jedoch der Vormund auf den gan⸗ 
zen Betrag der gerichtlichen Taxe Caution beſtellt: 
ſo kann ihm die Aufbewahrung unter dem Siegel 
des Gerichtes uͤberlaſſen werden. 

$. 451. Das Gericht kann den Pflegebefohlnen 
ſolche Stuͤcke, wovon ſie nach ihrem Stande und 
Range Gebrauch machen koͤnnen, nach dem Gute 
achten des Vormundes, und unter der beſondern 
Auſſicht deſſelben verabfolgen. a 

§. 452. Beſonders iſt dieſes den Pflegebefohl⸗ 
nen weiblichen Geſehlechts, bey ihrer Verheirathung 
nicht leicht zu verſagen, 

$. 453. Doch liegt alsdann, außer dem Vor⸗ 
munde, auch dem Ehemanne der Pflegebefohlnen 
die Aufſicht über die Conſervation ſolcher Juwelen 
und Koſtbarkeiten, wenn fie auch an ſich zum vor» 
behaltenen Vermoͤgen der Frau gehoͤren, gleich eis 
nem Vormunde ob. 

$. 454. Die in dem Nachlaſſe vorgefundenen >) der 
baaren Gelder muͤſſen, bis ſie untergebracht, oder Satt 
ſonſt nüglich verwendet werden koͤnnen, in gericht 


licher Verwahrung gehalten werden. 
Anh. §. 150. Von dem bagren im Depoſito oder in 


den Händen der Vormuͤnder ſich befindenden Vermögen 

der Pflegebefohlnen koͤnnen Pfandbriefe gegen das eurs⸗ 

mäßige Aufgeld für Rechnung der Pflegebefohlnen aequl 

rirt werden. 

$. 455. Sind ausſtehende Capitalien vorhan⸗ ) der 
den: fo muß der Vormund die Sicherheit derfelben Lapita⸗ 
prüfen, und fein Gutachten, welche darunter ſtehen lien. 
bleiben koͤnnen, oder aufzukuͤndigen und einzuziehen 
find, dem Vormundſchaftsamte zur fernern Beur⸗ 
theilung und Entſcheidung vortragen. 


8.456. 
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And. §. 159. Wenn der Erblaſſer des Pflegebefohlnen Ca: 
pltallen auf Aetien ſolcher Inſtitute belegt hat, welche 
durch ausdrückliche, von dem Könige Selbſt vollzo, 
gene Bekanntmachung, Darlehne von Petvatperſonen 
aufzunehmen autoriſirt find: ſo koͤnnen dergleichen Ca⸗ 
piralien, wenn fie auf Minorenne bevolofrt find, fe 
lange ftehen bleiben, bis ſich Gelegenheit findet, das 
Geld zu hoͤhern Zinſen, gegen gewoͤhnliche geſetzmaͤßige 
Sicherheit, unterzubringen. 

456. Forderungen, die weder durch Pfand 
noch Hypothek gedeckt find, müffen ſofort, oder doch 
nach Ablauf der etwa beſtimmten Aufkündigungefriſt, 
eingezogen werden. 

§. 457. Ein Gleiches gilt von Capitalien, wel⸗ 
che von dem Erblaſſer unzinsbar, wenn auch gegen 
gerichtliche Sicherheit, ausgeliehen worden. 

9 458. Hat der Erblaſſer ſchriftlich verordnet: 
daß dergleichen Capitalien ſtehen bleiben ſollen: fo 
muß dieſem Willen fo lange Folge geleiſtet werden, 
als nicht eine offenbare Unſicherheit für die Pflege⸗ 
befohlnen daraus entſteht. 

§. 459. Bemerkt der Vormund Umftände, 
welche dergleichen Unſicherheit beſorgen laſſen: ſo 
muß er ſelbige dem vormundſchaftlichen Gerichte zur 
Beurtheilung und weitern Verfügung anzeigen. 

H. 460. Erhellet aus der Verordnung des Erbe 
laſſers mit hinlanglicher Gewißheit, daß nach feinem 
Willen das Capital bey dem Schuldner ſo lange, 
bis ſich deſſen Vermoͤgensumſtaͤnde beſſern, ſtehen 
bleiben ſoll: ſo ſind der Vormund und das Vor⸗ 
mundſchaftsamt, fo lange keine Verletzung am 
Pflichttheile vorhanden iſt, daran gebunden. 

9 461. Doch koͤnnen alle ſolche Capitalien 
(9. 458 - 460.), die der Vater der Pflegebefohl⸗ 
nan den Schuldnern nicht ganzlich erlaſſen, ſondern 
nur 
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nur eine längere Stundung derſelben vorgeſchrieben 
bat, eingezogen werden, ſobald es die eigne unum⸗ 
gaͤngliche Nothdurft der Kinder erfordert, 

H. 462. Bey Beurtheilung der Sicherheit ſol⸗ 
cher Capitalien, die der Erblaſſer auf Pfand oder 
gerichtliche Hypothek ausgeliehen hat, haftet der 
Vormund nur für ein grobes Verſehen. | 

H. 463. Haben ſich aber die Umſtände des 
Schuldners, oder des Unterpfandes, ſeit der ange⸗ 
kretenen Vormundſchaft verſchlimmert: ſo muß ber 
Vormund auch für ein bey der Erziehung und Bei⸗ 
treibung nach dieſer Zeit begangenes maͤßiges Ver⸗ 
ſehen haften. 43 i 

H. 464. Das vormundſchaftliche Gericht, wel⸗ 
ches die Sicherheit der von dem Erblaſſer ausgelie⸗ 
henen Capitalien nach rechtlichen Grundſaͤtzen zu bes 
uͤrtheilen hat, haftet dabey, wenn der Erblaffer 
ſelbſt ein Nechtsverftändiger war, nur für ein gro⸗ 
bes, ſonſt aber für ein maͤßiges Verſehen. 

§. 465. In dem Falle des H. 43. muß auch 
das vormundſchaftliche Amt ein muͤßiges von ihm 
bey der Einziehung begangenes Verſehen verant⸗ 
worten. j 

§. 456. Die Vormuͤnder find ſchuldig, fuͤr die 
ſichere und nutzbare Unterbringung der in dem Ver⸗ 
mögen der Pflegebefohlnen vorhandenen, oder dahin 
eingehenden baaren Gelder, in ſo fern dieſelben nicht 
zu nothwendigen oder andern nützlichen Ausgaben 
erforderlich ſind, nach beſtem Vermoͤgen Sorge zu 
tragen. 4 

$. 467. Dergleichen neue Darlehne ſollen nie⸗ 
mals auf Wechſel oder bloße Schuldverſchreibungen 
gegeben werden. 

§. 478. Iſt es dennoch geſchehen: fo muß das 
vormundſchaftliche Amt, ſobald es davon Kenntniß 
erlangt, die Wiedereinziehung verordnen. 

Alge. Lanbr. IV. Band. Ce 


9.469. 


402 Zweiter Theil. Achtzehnter Titel. 


§. 469. Gegen dieſe Verfügung kann der 
Schuldner, welcher wſſſentlich Pupillengelder auf 
Wechſel oder Schuldſchein zum Darlehne angenom⸗ 
men bat, durch einen mit dem Vormunde verab⸗ 
redeten längern, Zahlungs ⸗ oder Aufkuͤndigungster ⸗ 
min ſich niemals ſchuͤtzen. 

9. 470. Der Vormund haftet für allen Scha⸗ 
den, welcher den Pflegebefohlnen aus einer ſolchen 
geſetzwidrigen Ausleihung entſteht. 

$. 471. Auch gegen gerichtliche Sicherheit 
darf der Vormund Capitalien ſeiner Pflegebefohlnen, 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Obervormund⸗ 
ſchaft, nicht ausleihen. 

. F. 472. Bey Prüfung ber Sicherheit muͤſſen 
, e, 1 9 N, Kill, als die 7 1 ge⸗ 
| wöhnliche Aufmerkſamkeit eines vernünftigen Haus⸗ 
N b. 8/88. iter aͤnwenden. i 4 

Anh. §. 160. Findet der Vormund Gelegenheit zur 
Unterbringung der Beſtaͤnde, fo wird ein ſolches Aetl⸗ 
vum nicht dem General, Depoſito, ſondern dem Pfleger 
befohlnen acguirirt; es wird daher auch hier bey die ſtren⸗ 
ge depofitalmäßige Sicherheit der aus dem General⸗De⸗ 
poſito zu lelhenden Capiralien nicht erfordert. 


F. 473. Auch nach geſcheßener Ausſeihung muß 
der Vormund auf die Wirthſchaft des Schuldners, 
und auf die mit dem Unterpfande ſich ereignenden 
Veränderungen gufmerkſam ſeyn, und, bey bekannt 
gewordener Verſehlimmerung, die Aufkündigung und 
Wiedereinziehung des Capitals betreiben. ; 

9. 474. Geht ein dergleichen Capifal ganz 
oder zum Theil verloren: fo muͤſſen der Vormund 
und das vormundſchaftliche Gericht, ein dabey be⸗ 
gangenes maͤßiges Verſehen vertreten. 


9. 475. 
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§. 475. Iſt das Verſehen bey Beurtheilung 
der Sicherheit gegen rechtliche Grundſaͤtze begangen 
worden: ‚fo haftet das Vormundſchaftsamt vorzüglich. 

§. 476. Außer dieſem Falle iſt der Vormund 
zuerſt verantwortlich. 

S. 477. Bey Beurtheilung dieſer Vertretung 
darf der Regel nach nur auf den Zeitpunkt, wo 
das Capital ausgeliehen worden, geſehen werden. 

§. 478. Hat ſich aber die Sicherheit nachher 
verſchlimmert: ſo haftet der Vormund, wenn ihm 
dieſe Verſchlimmerung aus Mangel der gewoͤhnlichen 
Aufmerkſamkeit unbekannt geblieben iſt; oder wenn 
er, nach erlangker Wiſſenſchaft davon, in der Auf⸗ 
kuͤndigung und Beitreibung ein maͤßiges Verſehen 
begangen hat. 

$. 479. Einem Vormunde, welcher für die 
Subſtanz des Vermögens feiner Pflegebefohlnen 
vollſtändige Sicherheit geleiſtet hat, kann die Aus⸗ 
leihung ihrer Capitalien, auch ohne beſondere Ruͤck⸗ 
frage an das vormundſchaftliche Gericht, uͤberlaſſen 
werden. 4 

$. 480. Wegen ſolcher Capitalien, die unmit⸗ 
telbar aus dem Depoſito von dem Vormundſchafts⸗ 
amte ſelbſt, und auf deſſen Namen ausgeliehen 
worden, bleibt es bey den Vorſchriften der Depoſi⸗ 
talordnung. } 

$. 481. Auch das Erbtheil der Pflegebefohl⸗ 
nen, welches bey einem ihrer Miterben ſtehen blei⸗ 
ben ſoll, muß ſicher geſtellt werden. 

$. 482. Bey Beurtheilung dieſer Sicherheit 
finden eben die Grundſaͤze Statt, wie bey Augleis 
hung neuer Capitalien. 

§. 483. Wenn jedoch Aeltern mit ihren Kine 
dern ſich auseinander ſetzen, und das Vermögen 
derſelben nicht herausgeben können, ohne dadurch 
zur Fortſetzung ihres Amtes, oder zum fernen Der 

Ce 2 triebe 
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triebe ihres Gewerbes auf den bisherigen Fuß, en ⸗ 
ßer Stand geſetzt zu werden: ſo muͤſſen der Vor⸗ 
mund und das Gericht mit einer ſolchen Sicher⸗ 
heit, als die Aeltern nach ihren Umſtaͤnden aufzu⸗ 
bringen vermoͤgend ſind, ſich begnügen. 
§. 484. Eben das gilt von majorennen Ge 
ſchwiſtern, welche das vaͤterliche Gewerbe uͤberneh⸗ 
men, und die minderjährigen in ihrer Pflege und 
Erziehung behalten. 
$. 485. Dem Vormunde, und den Mitglie⸗ 
dern des vormundſchaftlichen Gerichts, darf aus 
dem Vermoͤgen der Pflegebefohlnen kein Darlehn 
gegeben werden. 
$. 486. Hat der Vormund Gelder des Pflege⸗ 
befohlnen fuͤr ſich genutzt: ſo muß er dieſelben ſo⸗ 
fort, bey wechſelmaßiger Execution, zurückzahlen, 
und Acht vom Hundert an Zinſen entrichten. 
§. 487. Iſt der Vormund, noch ehe er zu ſol⸗ 
chem Amte beſtellt worden, dem Pflegebefohlnen 
ſchuldig geweſen: ſo kann ihm das Capital gelaſſen 
werden, wenn die Schuld ohne Widerſpruch aner⸗ 
kannt wird; bereits vollkommen ſicher geſtellt iſt; 
oder hinreichende Sicherheit dafür, ohne Abbruch 
der geleiſteten Caution, noch verſchafft werden kann. 
§. 488. Nach Beſchaffenheit der Umftände, 
und des hoͤhern oder mindern Betrags eines ſol⸗ 
chen dem Vormunde zu uͤberlaſſenden Capitals, muß 
der Richter vernünftig beurtheilen: ob dem Pfleger 
befohlnen wegen dieſes Geſchaͤftes ein beſonderer 
Curator zu beſtellen ſey. 
$. 489. Die Ausleihung der dem Pflegebefohl⸗ 
neu zuſtehenden Capitalien, ſoll nur gegen den bey 
dem Capitalsverkehre auf Grundſtuͤcke in der Pro⸗ 
vinz gewoͤhnlichen Zinsſatz geſchehen. 
- §. 490. 
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$. 490. An Privatperſonen ſollen dergleichen 
Capitalien zu niedrigern Zinſen als Vier vom Hun⸗ 
dert, ohne beforfdere Genehmigung der dem Vor⸗ 
mundſchaftsamte vorgeſetzten Behörde, nicht ausge⸗ 
liehen werden. 

$. 491. Eine beſſere Sicherheit iſt im zweifel⸗ 
haften Falle einem hoͤhern Zinsſatze vorzuziehen. 

§. 492. Die Einziehung der Zinſen gehört in 
der Regel zu dem Amte des Vormundes. 

H. 493. Saumſelige Zinszahler muß der Vor⸗ 
mund ſofort, und ohne daß es dazu einer beſon⸗ 
dern Anweiſung bedarf, rechtlich belangen; zugleich 
aber dem Vormundſchaftsamte davon Anzeige ma⸗ 
chen, und ſein Gutachten uͤber die etwa erforderliche 
Aufkuͤndigung des Capitals beifügen. 

$. 494. Sollen die Zinfen nicht dem Vormunde, 
ſondern in das Depoſitum, oder an einen Dritten 
bezahlt werden: ſo muß die Obrigkeit dieſes den 
Schuldnern ausdrücklich bekannt machen. 

$. 495. Dem Vormunde liegt alsdann nur ob, 
bey Gelegenheit der Rechnungslegung, nach der Ein⸗ 
zahlung folcher Zinſen ſich zu erkundigen, und wenn 
fie zuruͤckgeblieben find, die Obrigkeit an deren Bei⸗ 
treibung zu erinnern. 

$. 496. Fuͤr die Einziehung der Zinſen von 
Capitalien, die unmittelbar aus dem Depoſito ver⸗ 
liehen worden, muß auch die Obrigkeit allein und 
unmittelbar ſorgen. 

H. 497. Capicatsauſtündigungen des Vormun⸗ 
des ſind, auch ohne beſondere obervormundſchaftliche 
Approbation, in Anſehung des Schuldners gültig. 

§. 498. Der Obrigkeit aber muß der Vormund 
die Gründe, die ihn zur Aufkuͤndigung veranlaſſen, 
vortragen, und deren Approbation, oder wenn we⸗ 
gen Gefahr im Verzuge die Aufkündigung ſchon ges 
ſchehen iſt, ihre Genehmigung einholen. 

$. 499. 
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H. 499. Die Zahlung der Capitalien kann an 
den Vormund nur in fo fern geſchehen, als derſelbe 
zu deren Erhebung, in ſeiner Beſtallung, oder durch 
beſondere Befehle, ausdrücklich berechtigt iſt. 

$. 500. Außer dieſem Falle muß die Obrigkeit 
jedesmal beſtimmen, wohin und zu weſſen Haͤnden 
die Zahlung geſchehen ſoll. 

u F. zor. Außer dem Falle des §. 493. darf 

tg, kein Vormund, weder als Kläger, noch als Wieder⸗ 
klaͤger oder Intervenient, Prozeſſe ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Vormundſchafts amts anftellen. 

§. 302. Hat er es dennoch gethan, und kann 
auch die obervormundſchaftliche Genehmigung nicht 
nachgebracht werden: ſo iſt die ganze Verhandlung 
nichtig; der Vormund muß dem Gegentheile alle 
Schaͤden und Koſten aus eignen Mitteln erſtatten, 
und das Gericht, welches die Klage ohne Decret 
augenommen hat, wird der Gebuͤhren verluſtig. 

$. 503. Mur in Arreſtſachen, und andern 
ſchleunigen Fallen, kann die Klage eines Vormun⸗ 
des ohne Decret angenommen; es muß aber ſelbiges 
unverzüglich nachgebracht, und eine den Umftänden 
gemaͤße Friſt dazu von dem Gerichte beſtimmt werden. 

$. 504. Wird ein Vormund als Beklagter oder 
Intervent in einen Prozeß verwickelt: fo bedarf er 
zur Einlaſſung keines Decrets; jund auch ohne dafe 
ſelbe find ſeine Verhandlungen rechtsbeſtändig. 

§. 305. Seine Pflicht aber gegen den Pflege 
beſohlnen erfordert es, dem vormundſchaftlichen Ges 
richte den geruͤgten Anſpruch ohne Zeitverluſt anzu⸗ 
zeigen, und deſſen Anweiſung darüber einzuholen. 

$. 506. Sind die Perſonen, welche das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht ausmachen, mit denen, aus 
welchen das den Prozeß dirigirende Gericht beſteht, 
nicht voͤllig eben dieſelben; ſo muß der beklagte Vor⸗ 

mund 
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mund bey letzterm die Befolgung dieſer ſeiner Ob⸗ 
liegenheit beſcheinigen. 

§. 507. Zur Einwendung und Fortſetzuug der 
in den Geſetzen vorgeſchriebenen Rechtsmittel bedarf 
es keiner beſondern richterlichen Approbation. 

$. 508. Doch muß der Vormund von dem 
Ausfalle des Erkenutniſſes, und dem dagegen ein⸗ 
gewendeten Rechtsmittel, dem vormundſchaftlichen 
Gerichte ſofort Anzeige machen; und dieſes iſt, wenn 
es die Beſchwerde fie ungegruͤndet hält, deren Fort⸗ 
ſetzung zu unterſagen berechtigt. 

§. F509. Hat der Vormund die Anzeige unters 
laſſen: fo muß er die Koſten des ſolchergeſtalt ei⸗ 
genmächtig eingewendeten und fortgeſetzten Rechts⸗ 
mittels ſelbſt tragen. ! 

H. 510. Doch muß ihm ein dadurch dem Pfle⸗ 
gebefohlnen wirklich verſchaffter Vortheil auf dieſe 
Koſten zu gute gerechnet werden. 

§. 511. Glaubt der Vormund ſich bey einem 
wider die Pflegebefohlnen ausgefallenen Urtel beru⸗ 
higen zu müffen: fo muß er dennoch dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte davon ſofort Anzeige machen. 

§. 512. Findet dieſes bey dem Antrage des 
Vormundes ein Bedenken: ſo muß es denſelben mit 
naͤherer Anweiſung unverzuͤglich verſehen. 

§. 513. Der Vormund, welcher den Anwei⸗ 
ſungen des vormundſchaftlichen Gerichts wegen An⸗ 
ftellung oder Fortſetzung eines Prozeſſes Folge lei⸗ 
ſtet, wird für einen nachtheiligen Ausfchlag nur in 
ſo fern verantwortlich, als er bey Einziehung der 
Nachrichten ein grobes Verſehen begangen, oder 
ihm bekannte Umſtände, von denen er bey einer ge- 
wohnlichen Aufmerkſamkeit wiſſen konnte, daß (le 
auf die Beurtheilung der Sache Einfluß haben wür⸗ 
den, dem vormundſchaftlichen Gerichte verſchwie⸗ 
gen hat. j 

§. 514 
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§. 514. Das vormundſchaftliche Gericht haf⸗ 
tet bey der ihm obliegenden rechtlichen Beurthei⸗ 
lung für ein maͤßiges Verſehen. 

9. 515. Ein Vormund, welcher wider den 
Willen des vormundſchaftſichen Gerichtes einen Pro⸗ 
zeß anfangen oder fortſetzen will, ſoll zwar dazu 
verſtattet werden. 

§. 516. Er haftet aber alsdann dem Pflege⸗ 
befohluen aus eignen Mitteln, für allen daraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden. 

G 517. Die Vormünder und vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichte ſollen andere Bürger des Staates 
mit unnützen, oder offenbar ungegruͤndeten Prozeſ⸗ 
ſen, oder mit Fortſetzung ſolcher Rechtsmittel nicht 
belaſtigen. 

H. 548. Werden: fie deſſen von dem Richter, 
vor welchem der Prozeß gefuͤhrt worden, ſchuldig 
befunden: fo muͤſſen der Vormund, und dag Ger 
richt, welches einen ſolchen Prozeß gebilligt hat, 
Strafe und Koſten aus eignen Mitteln entrichten. 

§. 519. Hat der Vormund die Genehmigung 
des Gerichts durch unrichtige oder unvollftändige Ans 
zeigen bewirkt: ſo treffen dieſe nachtheiligen Folgen 
ihn allein. h 

. 520. Hat der Vormund durch ſolche Anzei⸗ 
gen zu den unnützen oder ungegründeren Prozeſſen 
keinen Anlaß gegeben: fa treffen dieſe Folgen nur 
das vormundſchaftliche Gericht. 

§. 521. Ohne Genehmigung des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts kann kein Vormund gültige Verglei⸗ 
che ſchließen, noch auf Compromiſſe ſich einlaſſen. 

H. 522. Auf die Bezahlung der Schulden, wor 
mit das Vermoͤgen des Pflegebefohlnen behaftet iſt, 
muß der Vormund ſorgfaͤltig bedacht feyn. 

§. 523. Unter mehrern muß er vorzuͤglich Dies 
jenigen abzufuͤhren ſuchen, die durch wirklich e 
geſche⸗ 
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geſchehene Aufkuͤndigung, oder durch hohen Zins⸗ 
ſatz, oder durch ſolche dem Gläubiger eingeräumte 
Rechte, welche eine wirthſchaftliche Vermoͤgensad⸗ 
miniſtration hemmen, dem Piegeberohtnen am mei⸗ 
ſten laͤſtig ſind. 

$. 524. Findet ſich eine beträchtliche Schulden⸗ 
laſt: ſo muß der Vormund, ohne beſondere richter⸗ 
liche Approbation, ſich auf Zahlungen an einzelne 
Gläubiger nicht einlaſſen, ſondern die Vorbeſchei⸗ 
dung des Gerichts, über die wegen Eröffnung eines 
Liquidationsprozeſſes, oder ſonſt zu nehmenden 
Maaßregeln, nachſuchen und abwarten. 

§. 525. Neue Darlehne darf kein Vormund 
ohne ausdrückliche Approbation des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts aufnehmen. 

$ 526. Wer ohne dergleichen Approbation dem 
Vormunde ein Darlehn macht, dem wird das Ver⸗ 
mögen des Pflegebefohlnen nur ſo weit verhaftet, 
uls das Geld in den Nutzen deſſelben erweislich 
verwendet worden. 


%. 527. Unter obrigkeitlicher Genehmigung kann 
der Vormund ſelbſt ſeinen Pflegebefohlnen Darlehne 
machen, und ſich dafur eben die Verzinſung und Si⸗ 
cherheit verfchaffen, die, unter ahnlichen Umſtänden, 
auch einem Fremden wären zugeſtanden worden. 

§. 528. Wegen der Grundſtuͤcke des Pflegebe⸗ © Inn 
foblnen muß der Vormund vor allen Dingen ſorgen, ung 
daß das Beſitzrecht des Pflegebefohlnen im Hypo⸗ an 
thekenbuche eingetragen werde. 

§. 529. Auch muß er um die feinem Pflegebe⸗ 
fohlnen auf Lehne oder andere Grundſtucke zuſtehen⸗ 
den Rechte ſich forgfältig bekuͤmmern, und deren 
Verlautbarung und Eintragung bey der Behoͤrde 
bewieken. 


H. 330, 
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§. 530. Alle auf den Grundſtuͤcken des Pfle⸗ 
gebefohlnen noch eingetragenen Schulden, und an⸗ 
dere Reallaſten, welche nach den vorgefundenen Nach⸗ 
richten getilgt ſind, muß er auf geſetzmäßigen We⸗ 
gen zur Loͤſchung befoͤrdern. 

H. 831. Auch die wirthſchaftliche Verwaltung, 
Verpacht⸗ und Vermierhung der Grundſtuͤcke des Pfle« 
gebefohlnen, gehoͤrt zu dem Amte des Vormundes. 

$. 532. Einer Anfrage bey dem vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichte bedarf es nur alsdann, wenn in der 
Art der Bewirthſchaftung oder Benutzung eine Haupt⸗ 
Veranderung vorgenommen werden ſoll. 

$. 533. Soll alſo z. B. die bisherige Admini⸗ 
ſtration in eine Pacht, oder umgekehrt, verwandelt, 
oder ein neuer Pächter angenommen, oder der ab» 
gelaufene Contract mit dem bisherigen Pächter ver⸗ 
längert werden: ſo iſt der Vormund zur Anfrage 
verpflichtet. 

9. 534. Auch wenn über den gewoͤhnlichen 
Wirthſchafts ⸗Etat ein außerordentlicher Holzſchlag 
in den Forſten vorgenommen werden ſoll, muß der 
Vormund zuvoͤrderſt Darüber anfragen. 

$. 535. Ob die Verpachtung der Grundſtuͤcke 
des Pflegebefohlnen aus freier Hand, oder durch 
Subhaftarion geſchehen ſolle, hangt nach Bewand⸗ 
niß der Umſtände, nach der Beſchaffenheit und Groͤ⸗ 
ße des Grundſtückes, nach dem Verhaͤltniſſe eines ge ⸗ 
ſchehenen Privatgebots zu dem bisherigen Ertrage 
oder vorhandenen Pachtanſchlage, u. ſ. w. lediglich 
von dem pflichtmaͤßigen Gutachten des Vormundes, 
und dem vernünftigen Ermeſſen des Vormundſchafts⸗ 
amtes ab. j 

§. 536. Wird eine freiwillige Subhaſtation 
für gut befunden: fo kann das vormundſchaftliche Ges 
richt dieſelbe für ſich ſelbſt verfügen, wenn es auch 
fonft nicht der gehörige Richter der Sache er 
537. 
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$ 537. Neue Baue, Hauptreparaturen, und 
betraͤchtliche Meliorationen darf der Vormund ohne 
richterliche Approbation nicht unternehmen. 

§. 538. Sobald die Summe der Koſten Funf⸗ 
zig Thaler uͤberſteigt, muß das Gericht die Noth⸗ 
wendigkeit oder Nützlichkeit der Anſtalt, ſo wie dem: 
naͤchſt die erfolgte zwecfmäßige Verwendung, durch 
Sachverſtaͤndige prüfen laſſen. 

$. 539. Remiſſionen kann der Vormund dem 
Pächter in der Regel eigenmächtig nicht bewilligen. 

$. 540. Gleich am Anfange einer jeden Vor⸗ 
mundſchaft, zu welcher Grundſtücke gehören, muß 
ein gewiſſes Quantum veſtgeſetzt werden, welches der 
Vormund für fih, und ohne Anfrage, bey derglei⸗ 
chen Ausgaben zu Bauen, Meliorationen, und Re⸗ 
miſſionen, nicht uͤberſteigen darf. 

§. 541. Gutseinkünfte, Pace» und Mieth⸗ 
gelder einzuziehen, iſt der Vormund der Regel nach 
befugt und verpflichtet. 

§. 542. Ausnahmen von dieſer Regel muß der 
Richter ausdruͤcklich veftfegen, und ſelbige den Schuld⸗ 
nern gehoͤrig bekannt machen. 

H. 343. Denjenigen, welche dergleichen Gefälle 
zu entrichten haben, iſt der Vormund damit ohne 
Noth, und beſonders erhebliche Gründe, nachzuſe⸗ 
den nicht berechtigt. 

§. 544. Das vormundſchafeliche Gericht muß 
bey der Reviſion der Rechnungen die darin aufge⸗ 
führten Reſte, und die von dem Vormunde angege⸗ 
benen Gründe der verſtatteten Nachſicht forgfältig pruͤ⸗ 
fon, und, wo dieſe Gründe nicht hinreichend find, 
den Vormund zur Beitreibung der Ruͤckſtaͤnde mit 
Nachdruck anhalten. 

§. 545. Die Ueberſchuͤſſe von dem Vormoͤgen 
und Einkünften der Pflegebefohlnen, welche zur Fort⸗ 
ſetzung der Adnfiniſtration nicht nothwendig b 
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muß der Vormund in das gerichtliche Depoſicum 
abliefern, oder dem Gerichte anzeigen, wie er ſelbi⸗ 
ge zinsbar unterzubringen, oder fouft nutzbar anzu⸗ 
legen gedenke. 
F. 346, Wie ein Vormund, welcher dergleichen 
Ueberſchuͤſſe ſelbſt nutzt, zu beſtrafen ſey, iſt oben 
verordnet. (F. 486.) 

§. 547. Laßt der Vorſnund dergleichen Ueber⸗ 
ſchuͤſſe länger als Sechs Wochen bey ſich ungenußt 
liegen: ſo muß er dieſelben, von dieſem Zeitpunkte 
an, landuͤblich verzinſen. 

$. 548. Ein Vormund, der Gelegenheit hat, 
die im gerichtlichen Depoſito liegenden, oder nur ge⸗ 
gen bankmaͤßjge Zinſen ausgethanen Gelder feiner 
Pflegebefohlnen, ohne ſeinen eignen Schaden, ſicher 
unterzubringen; und es dem Vormundſchaftsamte 
nicht anzeigt, haftet für den Ausfall an den Zinfen, 

$. 549. So wenig der Vormund ohne beſon⸗ 
dere Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
die Guͤter der Pflegebefohlnen verſchulden kann, ſo 
wenig darf er dieſelben, ohne dergleichen Genehmi⸗ 
gung, mit Reallaſten beſchweren. 

$. 50. Unbewegliche Güter der Pflegebefohl⸗ 
nen, und was denſelben in Rechten gleich geachtet 


Veräußee wird, durfen ohne wichtige Urſachen, ohne Unter⸗ 


ſuchung und Genehmigung des vormundſchaftlichen 
Gerichts, und ohne öffentliche Subhaſtation, nicht 
verkauft, oder ſonſt veräußert werden. 

§. 551. Wichtige Urſachen der Veräußerung 


finds wenn Gläubiger auf ihre Bezahlung dringen, 


welche weder aus dem übrigen Vermögen befriedigt, 
noch zur Geſtattung eines Indults rechtlich ange⸗ 
halten werden koͤnnen; 8 ; 

$. 552. Ferner, wenn dergleichen Güter in ei⸗ 
nen ſo großen Verfall gerathen ſind, daß zu ihrer 
ee Wieder⸗ 
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Miederherfteflung das uͤbrige Vermögen nicht bins 
reichen wuͤrde, und das Grundſtuͤck ſelbſt über Zwey 
Drittel ſeines Werths verſchuldet werden müßte; 

$ 553. Ueberhaupt, wenn erhellet, daß durch 
deren fernere Beibehaltung das Vermögen der Pfle⸗ 
gebefohlnen in Zukunft einen beträchtlichen Abbruch 
erleiden wuͤrde. 

H. 554 Juwelen und Kostbarkeiten koͤnnen, 
außer den §. 551 553 beſtimmten Fällen, auch 
wegen eines dem Pflegebefohlnen dadurch zu ver⸗ 
ſchaffenden erheblichen Nutzens, unter Genehmigung 
des vormundſchaftſichen Gerichts, veraͤußert werden. 


H. 555. Auch iſt die Veräußerung wegen eines 
erheblichen Nutzens zuläßig, bey Hüufern; Land 
guͤtern, die nicht adliche Rechte haben; Gaͤrten; 
Weinbergen; Zehenten; Zinſen und andern Gerechtig⸗ 
keiten, die nicht Pertinenzſtücke eines adlichen Gu⸗ 
tes find; bey Bergantheiſen, die noch keine Ausbeute 
tragen; ingleichen bey einzelnen Grundſtücken, die 
weder Pertinenzſtuͤcke eines adlichen Guts find, noch 
mit der Bewirthſchaftung deſſelben in einer natuͤr⸗ 
lichen Verbindung ſtehen. N 

F. 556. Doch muß bey ſolchen Veraͤußerungen, 
(§. 355.) außer dem Decrete des vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichts, zugleich die Genehmigung der dieſem 
Gerichte unmittelbar vorgeſetzten hoͤhern Inſtanz hin 
zukommen. 

Anh. §. 161. a) Dieſer Genehmigung bedarf es auch 
dann, wenn eln Grundſtuͤck, woran einem Minders 
jährigen nur eln Lehn oder Fideſcommißfolgerecht zus 
ſteht, von dem gegenwärtigen Beſitzer gegen ein anderes 
Grundſtüͤck vertauſcht werden ſoll. 

Anh. §. 162. b) Wenn volljährige Miterben auf Thel⸗ 
lung und daher auf Veräußerung des gemeinſchaftlichen⸗ 

Grund⸗ 
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fügte antragen: fo tft dies eln Fall der nothwendigen 

Veräußerung (F. 566.) zu welcher es der Genehmigung 

der dem vormundſchaftlichen Gerichte vorgeſetzten höheren 

Inſtanz nicht bedarf. 

$. 37. Dieſe Höhere Inſtanz haftet bey ver⸗ 
ſagter Genehmigung niemals, und bey ertheilter, nur 
für ein grobes Verſehen. : 

9.558. Auch adliche Güter, und andere in 
dem §. 555. nicht mit begriffene Immobilien, koͤn⸗ 
nen wegen eines erheblichen Nutzens für die Pfle⸗ 
gebefohlnen veräußert werden. 

§. 559. Es muͤſſen aber alsdann die Zweh naͤch⸗ 
ſten Anverwandten des Pflegebefohlnen daruber mit 
ihrem Gutachten gehört, und die Genehmigung des 
Juſtizdepartements nach Maaßgabe §. 556. 557. 
eingeholt werden. 

§. 560. Hat der Pflegebefohlne das Achtzehnte 
Jahr zuruͤckgelegt: fo iſt derſelbe in allen Fällen, wo 
eine Veräußerung unbeweglicher Güter des bloßen 
Nutzeus wegen erfolgen ſoll, mit ſeiner Erklärung 
zu vernehmen. (§. 555. 558.) 

§. 561. Widerſpricht ein ſolcher Pflegebefohl⸗ 
ner dieſer Veräußerung: fo kann dieſelbe nicht Statt 
finden. 

H. 562. Zerſtuͤckungen ganzer Güter, wegen 
eines bloßen davon gehofften Nutzens, find in keinem 
Falle zulaäßig. 8 

Anh. F. 163. Diefe Geſetzſtelle iſt nur von Landguͤtern zu 
verſtehen. 

§. 563. Eine Veräußerung iſt alsdann für 
nuͤtzlich zu achten, wenn der dem Pflegebefohlnen da⸗ 
durch zu verſchaffende Vortheil, eine nach wirth⸗ 
ſchaftlichen Grundſaͤtzen aufgenommene Taxe des 
Grundſtücks wenigſtens um ein Viertel überſteige. 

g. 564. Hat der Erblaſſer der Pflegebefohl- 
nen die Veraͤußerung ſelbſt verordnet: fo . 
ei⸗ 
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keiner weitern Unterſuchung über die Nuͤtzlichkeit 
derſelben. 0 

§. 569. Hingegen macht die bloße Erlaubniß 
des Erblaſſers dieſe Unterſuchung nicht überflüͤſſig. 

9. 365. Einem volljaͤhrigen Miteigenthümer kann 
auf die Theilung, und zu dem Ende auf die Berk 
aͤußerung des Grundſtuͤcks zu dringen, nicht gewehrt 
werden. ö 1 > 

§. 567. Auch der Vormund iſt berechtigt, unter 
obervormundſchaftlicher Approbation auf die Veraͤu⸗ 
ßerung des gemeinſchaftlichen Grundſtuͤcks anzutra⸗ 
gen; wenn erghellet, daß die Fortſetzung der Gemein⸗ 
ſchaft dem Pflegebeſolnen ſchaͤdlich ſeyn würde. 

H. 568, Sobald das vormundſchaftliche Gericht 
die Veraͤußerung genehmigt hat, muß der Richter 
der Sache, auf Anmelden des Vormundes, mit der 
Taxe und Subhaſtation verfahren; ohne daß es von 
ſeiner Seite einer beſondern Unterſuchung oder Ap⸗ 
probation bedarf. 

9. 569. Hat der Erblaſſer verordnet, daß das 
Grundſtuͤck einer gewiſſen Perſon fur einen beſtimm⸗ 
ten Preis zugeſchlagen werden ſolle:? fo bedarf es, 
wenn dieſe das Gut anzunehmen erboͤtig iſt, weder 
einer Taxe noch Subhaſtation. 

$. 570. Aeußert ſich aber eine nicht offenbar 
ungegruͤndete Beſorgniß, daß unter einer ſolchen 
Verordnung eine Verkuͤrzung der Pflegebefohlnen 
in einem ihnen zukommenden Pflichttheile verborgen 
liegen moͤchte: ſo muß mit Aufnehmung der Taxe 
verfahren werden. 

$ 571. Beſtaͤtigt der Ausfall der Tape dieſe 
Beſorgniß: ſo muß der Beguͤnſtigte entweder ſo viel, 
als zur Ergaͤnzung des Pflichttheils erforderlich iſt, 
zu dem vom Erblaſſer beſtimmten Preiſe zulegen; 
oder ſich gefallen laſſen, daß das Gut durch Sub⸗ 
haſtation, bey der ihm bloß, gleich Andern, mit 

zu 
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zu bieten frey ſteht, dem Meiſtbietenden üͤberlaſſen 
werde. ; 
5. 572. Hat der Erblaffer den Verkauf befoh⸗ 
len, die Subhaſtation verboten, dabey aber keinen 
gewiſſen Werth des Grundſtuͤcks beſtimmt: fo kann 
das Grundſtuͤck, aus freier Hand, nicht unter der 
Tape veraͤußert werden. 
$. 573. Steht dergleichen Gebot aus freier 
Hand nicht zu erhalten: ſo muß die Subhaſtation 
erfolgen. 7 1 
§. 574. Die Subhaftation iſt nicht nothwen⸗ 
dig, wenn bey einer Theilung unter mehrere Miter⸗ 
ben das Grundftüc von dem Pflegebefohlnen ſelbſt, 
unter richterlicher Approbation, uͤbernommen wer⸗ 
den ſoll. 1 N 
Anh. F. 164. Ob ein im Pficchttheil eingeſetzter Erbe, 
im Fall der Thellung, auf Subhaſtatlon des Grund / 
ſtuͤcks anzutragen ‚befugt ſey, oder ob er zufrieden ſeyn 
muͤſſe, daß der Pflichtthell nach der Taxe ausgemittelt 
„werde, muß darnach beurtheilt werden: ob der Pflicht; 
thell auf eine gewiſſe Summe veſtgeſetzt, oder derſelbe, 
ohne Beſtimmung einer gewiſſen Summe, verſchriehen 
worden. Im erſtern Falle bedarf es nur der Taxe, in 
letztern hingegen der Eintragung des Mitelgenthums im 
Hypothekenbuche, und im Falle der Thellung, der Sub⸗ 
haſtatſon nach den näheren Vorſchriften des allgemeinen 
Landrechts. 9 
§. 575. Dieſe Vorſchrift finder aber nicht Au⸗ 
wendung, wenn unter den übrigen Miteigenchümern 
ebenfalls Pflegebefohlne befindlich find. 
$. 576. Ferner bedarf es keiner Subhaſtation, 
wenn ein Miterbe das Grundſtuͤck für die Taxe ans 
nehmen will; und dabey dem Pflegebefohlnen Vor⸗ 
theile anbietet, die derſelbe von einem Fremden nicht 
zu erwarten hat. 


§. 577. 
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6 577. Auch ein Gebot unter der Taxe kann in 
dieſem Falle angenommen werden, wenn die dem 
Pflegebefohlnen angetragenen Vortheile den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Gebot und Taxe an Exheblichfeie 
uͤberſteigen. } 8 

§. 578. Der Vereinigung mehrerer majorennen 
Miterben, wornach das Grundſtuck einem unter ih⸗ 
nen, oder einem Dritten, aus freter Hand zuge⸗ 
ſchlagen werden ſoll, muß der Vormund der Regel 
nach beitreten. 1 

§. 579. Er kann und muß aber auf Subhaſta⸗ 
tion dringen, wenn das Gebot die Taxe nicht erreicht, 
oder beſondere Umſtaͤnde die Beſorgniß eines Nach⸗ 
theils fuͤr den Pflegebefohlnen begruͤnden. 

§. 580. Der Vormund muß alſo in einem ſol⸗ 
chen Falle (§. 578.) die Richtigkeit der angenom⸗ 
menen Taxe mit vorzuͤglicher Sorgfalt prüfen. 

§. 581. Sollte ſich in der Folge finden, daß 
der Uebernehmer des Guts den übrigen Intereſſenten, 
außer dem gebotenen Preiſe, noch gewiſſe Neben⸗ 
vortheile heimlich zugeſtanden habe: ſo muß er den 
Pflegebefohlnen das Doppelte von dem Betrage 
desjenigen, was der am meiſten beguͤnſtigte Mitin⸗ 
tereſſent an ſolchen Nebenvortheilen erhalten hat, 
verguͤten. 

§. 582. Iſt er dazu nicht vermoͤgend: fo wer⸗ 
den die übrigen Intereſſenten ſolcher mit dem Scha⸗ 
den der Pflegebefohlnen ſich verſchafften Nebenvor⸗ 
thelle zu deren Beſten verluſtig. N 

$. 583. Hat der Erblaſſer ſelbſt einen Preis des 
Grundſtuͤcks beſtimmt: ſo darf der Vormund ein min⸗ 
deres Gebot niemals annehmen, fo oft die Veraͤuße⸗ 
rung des bloßen Nutzens wegen geſchehen ſoll. 

§. 584. Nothwendige Veraͤußerungen koͤnnen 
durch eine von dem Erblaſſer geſchehene Beſtimmung 
des Preiſes nicht aufgehalten werden. 

Aigen, Lande. W. Band. Dd §. 585. 
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8. 388. Außer den 5. 369 — 583. beſtimmten 
Fallen, iſt die Veraͤußerung unbeweglicher Güter der 
Pflegebefohlnen, wenn ſie ohne Subhaſtation geſche⸗ 
hen, nichtig. ; 

$. 586. Sollten jedoch außerordentliche Bälle 
vorkommen, wo den Pflegebefohlnen bey einem Ver⸗ 
kaufe aus freier Hand offenbare Vortheile, die bey 
einer gerichtlichen Subhaſtation nicht zu erwarten ſtan · 
den, verſchafft werden koͤnnten: fo ſoll das Juſtiz⸗ 
departement, auf den Antrag des vormundſchaftliehen 

Gerichts, nach ‚gehörig geprüfter Sache, von der 

Nothwendigkeit einer Subhaſtation zu diſpenſiren 
berechtigt ſeyn. 

9. 587. Der Käufer eines Pupillengutes, bey 
deſſen Subhaſtation die geſetzlich nothwendigen Foͤrm 
lichkeiten beobachtet; oder dem das Gut in einem der 
vorſtehend beſtimmten Falle, (§. 569 — 586.) unter 

Genehmigung der Behörde aus freier Hand zuge ⸗ 
ſchlagen worden, erlangt ein unwiderrufliches Eigen: 
thum; wenn gleich bey Beurtheilung der Nothweudig 

keit oder Nuͤßzlichkeit der Veräußerung, bey Aufneh ; 

mung der Taxe, oder ſonſt, von dem Vormunde oder 
vormundſchaftlichen Gerichte gefehlt worden. 

9. 388. Vielmehr bleibt alsdann dem Pflege⸗ 
befoßlnen, wegen des durch eine ſolche Veräußerung 

erlittenen Schadens, nur der Regreß an den oder die ⸗ 
jenigen, welchen, nach Maaßgabe eines von ihnen zu 
vertretenden Verſehens, die Schuld davon zur Laſt 
8 nach den oben beſtimmten Grundſaͤtzen vorbe⸗ 
alten. ; 

§. 589. Iſt aber die Veräußerung nach Vor⸗ 
ſchrift $. 585. nichtig: ſo iſt der geweſene Pflegebe⸗ 
fohlne, gegen Zurücknahme des Guts, dem Ueberneh⸗ 
mer das von ihm gezahlte Kaufgeld nur ſo weit, als 
daſſelbe in den Nuten des Pflegebefohlnen wirklich 
verwendet worden, zu erſtatten verbunden, 


§. 590. 
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§. 590. Wie es wegen der Nutzungen, Verbeſ⸗ 
ſerungen und Verſchlimmerungen zu halten ſey, hänge 
davon ab: in wie fern derjenige, welcher das Gut an 
den Pflegebefohlnen zuruͤckgeben muß, nach allgemei⸗ 
nen Grundſaͤtzen für einen redlichen oder unredlichen 
Beſitzer zu achten iſt. 
$. 591. Wegen des dem Pflegebefohlnen aus 
der Veräußerung erwachſenen Schadens, den er von 
dem Beſitzer nicht erlangen kann, bleiben demſelben 
ſeine Rechte gegen den, welcher an der nichtigen Ver⸗ 
außerung ſchuld iſt, vorbehalten. 0 
5 $. 592. Die Verhaͤltniſſe zwiſchen dem Inhaber 
der Sache, welcher ſie zuruͤckgeben muß, und dem 
Vormunde, durch welchen die Veräußerung geſchehen 
iſt, ſind nach den allgemeinen Vorſchriften von Scha⸗ 
denserſatz und von Gewaͤhrsleiſtungen zu beurtheilen. 
9. 593. Das Recht des Pflegebefohluen, die 
nichtig geſchehene Veräußerung zu widerrufen, geht 
verloren, wenn er dieſelbe, nachdem er der vormund⸗ 
ſchaft entlaſſen worden, ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend genehmigt hat. 
§. 594. Fuͤr eine ſtillſchweigende Genehmigung 
iſt beſonders zu achten, wenn der Pflegebefohlne 
die Bezahlung der rückſtaͤndigen Kaufgelder annimmt, 
oder wenn er die verkaufte Sache von dem Beſitzer 
pachtete eus 
§. 595. Ferner, wenn er die durch einen laͤſti⸗ 
gen Vertrag veräußerte Sache binnen Zehn Jah⸗ 
5 nach aufgehobener Vormundſchaft nicht zurück 
fordert. ? 
9 596. Daß der Pflegebefohlue des veräußern: 
den Vormundes Erbe geworden, ſchließt ihn von der 
Ruͤckforderung nicht aus, ſondern verpflichtet ihn nur 
zur Schadloshaltung gegen den Uebernehmer, fo weit, 
als der Erblaſſer dazu verbunden war, 


> Od 2 6. 597. 
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Kais §. 597. Das Vermögen der Pflegebefohlnen 
der Hund⸗kann auch zum Ankaufe unbeweglicher Güter ver⸗ 
ſtücke; wendet werden. H 3 
§. 598. Doch iſt dabey eine vorzügliche ſorgfäl⸗ 
tige Prüfung, der durch dergleichen Ankauf dem Pfle⸗ 
gebefohlnen zu verſchaffenden Vortheile, ſowohl von 
Seiten des Vormundes, als des vormundſchaftlichen 
Gerichts, erforderlich. 
H. 599. Eine ſichere zinsbare Unterbringung der 
Gelder des Pſtegebefohlnen iſt dem Ankaufe von 
Grundſtuͤcken vorzuziehen, wenn nicht von letzterem 
beſondere Vortheile mit überwiegender Wahrſchein⸗ 
lichkeit zu hoffen ſind. ; - - 
Deren F. 600: Wenn der Vormund einer verheirathe⸗ 
fung ven ten Frauensperſon, mit Genehmigung des Vormund⸗ 
Lelbrene ſchaftsamtes, rathſam findet, derſelben eine Penſion 
Wente aus einer öffentlich angeordneten Wittwenverpfle⸗ 
nen; gungsanſtalt zu verſichern ! fo muß ihr Ehemann ſich 
die Leiſtung des Beitrages aus den Einkünften ih⸗ 
res Vermoͤgens gefallen laſſen. 
$. 601. Kann und will er aber der Ehefrau eine 
gleich gute und ſichere Verſorgung auf andere Art 
anweifen: fo muß der Vormund von feinem Vor⸗ 
haben abſtehen. 1 
0 wegen, F. 602. Pachtungen zu übernehmen, und eine 
ann Handlung anzufangen, foll keinem Pflegebefohlnen 
der Aach, geſtaktet werden. 5 57091 . 
tungen; $. 603. Iſt der Vater während des Laufes el» 
ner Pachtzeit verſtorben: ſo darf der Vormund ſei⸗ 
ner hinterlaſſenen Erben die Pacht in der Regel nicht 
länger fortſetzen, als er dazu nach dem Inhalte des 
Contracts, oder nach Vorſchrift der Geſetze ver⸗ 
pflichtet iſt. (Th. 1. Tit. 21. H. 666. Ia.) 
$. 694. Findet der Vormund eine fortzufuͤh⸗ 
rende, oder auch eine neu einzugehende Pachtung 
vortheilhaft; und hat der zu Geſchaͤften dieſer Art 
erzo· 
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erzogene Pflegebefohlne das Zwanzigſte Jahr zu⸗ 
ruͤckgelegt: fo kann dadurch der Antrag auf Majo⸗ 
rennitätserklaͤrung begruͤndet werden. 


$. 605. Das Vermögen der Pflegebefohlnen ſoll 22, Hot 


0 2 einer an⸗ 
zur Anlegung einer neuen Handlung nicht verwendet zulegen. 
werden. 5 oder 

ortzuſe⸗ 


§. 606. Iſt eine ſchon errichtete Handlung von benden 
dem Erblaſſer auf den Pflegebefohlnen gediehen: fo aug, 
muß, zur Beſorgung der dahin einſchlagenden An band 
gelegenheiten, ein bandlungskundiger Vormund be⸗ ung. 
ſtellt werden. 

$. 607. Ob dieſem Vormunde noch ein ſachkun⸗ 
diger Beiſtand zuzuordnen ſey, bleibt nach der Be⸗ 
ſchaffeuheit und dem Umfange der Handlung, und 
nach Bewandniß der übrigen Umſtaͤnde, dem Ermeſ⸗ 
fen des vormundſchaftlichen Gerichts überlaſſen. 

§. 608. Iſt eine Mutter vorhanden, welche 
ſelbſt dem Handlungsgeſchaͤfte vorzuſtehen fähig und 
geneigt iſt: fo bedarf es, außer dem Sachkundigen 
Vormunde, keines weitern Beiſtandes. 

$: 609. Zu dergleichen Vormuͤndern und Bei⸗ 
ſtänden darf das Gericht keine ſolche Perſonen waͤh⸗ 
len, von denen ein Mißbrauch der Handlungsgeheim⸗ 
niſſe des Pflegebefohlnen zu befürchten wäre, 

§. 6.0. Sind taugliche Subjekte unter den Ber 
wandten des Pflegebefohlnen anzutreffen; fo muͤſſen 
dieſelben Fremden vorgezogen werden. 

g. 611. Auch die Beiſtände muͤſſen, zur gewiſ⸗ 
ſenhaften Wahrnehmung des Beſteus der Pflegebe⸗ 
fohlnen in ihren Handlungsangelegenheiten, feierlich 
verpflichtet werden. 

9. 612. Hat der Erblaſſer die Fortſetzung der 
Handlung ausdruͤcklich verordnet: ſo muß feinem Wil⸗ 
len in allen Stuͤcken ſo lange nachgelebt werden, als 
nicht neue Umftände, welche die Fortſetzung für den 


Pflege 
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Pflegebefohlnen bedenklich machen, zum Vorſchein 
kommen. 

§. 613. Hat der Erblaffer den Pflegebefohlnen 
nur den ihnen ſchuldigen Pflichteheil hinterlaſſen; fo 
ſind der Vormund und das Gericht an ſeine Diſpoſi⸗ 
tion wegen Fortſetzung der Handlung nicht gebunden. 

H. 614. Hat der Erblaſſer die Aufhebung der 
Handlung verordnet; fo muß feinem Willen in allen 
Fallen Folge geleitet werden. 

H. 615. Hat der Erblaſſer über die Fortſetzung 
oder Aufhebung der Handlung nicht verfügt: ſo muß 
das Vormundſchaftsamt Einen oder Zwey Sachver⸗ 
ſtändige ernennen, und beſonders verpflichten, welche 
mit Zuziehung des Vormundes, und Eines oder Zweier 
der nächften am Orte oder in der Provinz befindlichen 
Verwandten, die Umſtände genau prüfen, und ihr 
Gutachten: ob die Handlung fortzuſetzen, oder auf⸗ 
zuheben ſey, abgeben muͤſſen. 

$ 616. Bey der Auswahl dieſer Sachverſtän⸗ 
digen muß der Richter die Vorſchrift des §. 609. 
beobachten. 

§. 617. Bey der Prüfung muß ſowohl auf den 
Zuſtand und die Verfaſſung der Handlung ſelbſt, als 
auf das Alter und die Fahigkeiten des Pflegebefohlnen, 
je nachdem vermoͤge derſelben nähere oder entferntere, 
oder gar keine Ausſichten, daß er die Handlung kuͤnf⸗ 
tig werde übernehmen koͤnnen, vorhanden find, Rüͤck⸗ 
ſicht genommen werden. 

H. 618. Auch die Eigenſchaften, Zuverläßigkeit, 
und übrigen Umſtaͤnde derjenigen Perſon, welche im 
Falle einer Fortſetzung den Geſchaͤften vorſtehen würde, 
ſind dabey in Betrachtung zu ziehen. 

§. 619. Stimmen die Sachkundigen und der 
Vormund in ihren Gutachten überein: fo dient dieſes 
Gutachten dem Vormundſchaftsamtr lediglich zur 
Richtſchnur. 

$, 620. 
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$. 620. Sind aber die Meinungen der Sach⸗ 
kundigen und der Verwandten verſchieden: fo muͤſſen 
andere Sachkundige ernannt, und es muß, mit des 
ren Zuziehung, die Pruͤfung von dem Vormunde, und 
den Verwandten wiederholt werden. 

§. 621. Treten dieſe neue Sachkundige dem 
vorigen bey: ſo giebt die Meinung des Vormundes 
den Ausſchlag. 

$, 622. Stimmen aber die neuen Sachkundigen 
mit den Verwandten uͤberein: ſo muß die Sache nach 
dem Antrage der letztern entſchieden werden. 

$. 623. Wenn auch hiernach die Fortſetzung der 
Handlung beſchloſſen worden: ſo kann doch dieſelbe 
zu allen Zeiten wieder aufgehoben werden, ſobald aus 
der jahrlich einzureichenden Balance ſich ergiebt, daß 
Schaden dabey herauskomme; und nicht etwa, nach 
dem Gutachten des Vormundes und ſeines Beiſtandes, 
ein derſelben uͤberwiegender Vortheil in der Folge mit 
einem vorzüglichen Grade von Wahrſcheinlichkeit zu 
erwarten iſt. 

$. 624. Die Fortſetzung der Handlung geſchieht 
durch einen Diſponenten, unter Aufſicht des Vor⸗ 
mundes. = Ak ö 

8.625. Hat der Erblaſſer einen Diſponenten 
zur Fortſetzung der Handlung ausdrücklich ernannt: 
ſo muß derſelbe beibehalten, und nicht ohne die er⸗ 
heblichſten Gründe verändert werden. 

§. 626. Außer dieſem Falle muß der Vormund, 
wegen Beibehaltung der bisherigen, oder Beſtellung 
eines neuen Diſponenten, dem vormundſchaftlichen 
Gerichte pflichtmaßige Vorſchläge machen. 

$. 627. Der Vormund muß durch fleißige Re ⸗ 
vifion der Bücher, und Nachſehung der Correſpon⸗ 
denz, von dem redlichen, "ordentlichen, und vorſich⸗ 
tigen Betriebe des Diſponenten ſich überzeugen. 


c. Gag. 


\ 
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H. 628. Bey beſonders wichtigen und bedenk⸗ 
lichen Vorfällen muß der Vormund das Gutachten 
der Beiſtaͤnde einholen, und die Genehmigung des 
Gerichts nachſuchen. 

$. 629. Dies muß beſonders geſchehen, wenn 
die Perſon des Diſponenten oder der Gegenſtand des 
Handels verändert; oder zur Erlangung eines beſon⸗ 
dern Vortheils, ein ſonſt bey dieſer Art von Hand⸗ 
lung nicht gewoͤhuliches Riſiko übernommen; oder das 
Handlungscapital aus dem übrigen Vermögen der 
Pflegebefohlnen verftärkt werden foll- 

$. 630. Credit zu geben und zu nehmen, iſt der 
Diſponent in fo weit ohne Ruͤckſrage berechtigt, als 
es zum ordinairen Betriebe der Handlung gehoͤrt, und 
aus dem in der Handlung ſteckenden Capitale beſtrit⸗ 
ten werden kann! 

F. 631. Sollen aber fremde Capitalien zum Be⸗ 
bufe des Handlungsverkehrs aufgenommen werden: 
ſo muß der Diſponent mit dem Vormunde und deſſen 
Beiſtande Ruͤckſprache nehmen. 

ö. 637, Iſt keine Gefahr im Verzuge: fo muß 
zübdedeiſt die Approbation des Gerichts eingeholt; 
ſonſt aber demſelben von dem aufgenommenen Dar⸗ 
lehne Anzeige gemacht; und in einem, ſo wie in dem 
andern Falle, die Nützlichkeit der Verwendung, nebſt 
der Ard und Zeit der Wiederbezahlung nachgewie⸗ 
ſen werden. 

F. 633. Soll die Handlung niche fortgeſetzt wer⸗ 
den; ſo muß der Vormund ſich Mühe geben, Je⸗ 
manden auszumitteln, der dieſelbe im Ganzen, ums 
ter möglichſt vortheilhaften Bedingungen für den 
Pflegebefohlnen übernehme, 

906345 Die Uebernehmung muß auf den Grund 
eines pollſtändigen Handlungsinventarüi geſchehen; und 
ſowohl die Waaren, als die ausſtehenden e 

8 7 N muͤſſen 
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muͤſſen durch die vereideten Sachverſtaͤndigen gewuͤr⸗ 
digt werden. 

S. 635. Sonſt bedarf es zu einer folchen Ueber⸗ 
laſſung, außer der obervormundſchaftlichen Approba⸗ 
tion, keiner Solennitäten. : . 

§. 636. Auch Grundſtuͤcke, die mit der Hands 

lung untrennbar verbunden ſind, koͤnnen einem ſolchen 
Uebernehmer ohne foͤrmliche Subhaſtation zugeſchla⸗ 
gen werden. 
S. 637. Findet ſich kein ktauglicher Uebernehmer 
der Handlung im Ganzen: fo muß der ſtüuͤckweiſe 
Verkauf der Waaren, und die Einziehung der Schul⸗ 
den, durch den Difponenten unter Aufſicht des Vor⸗ 
mundes beſorgt werden. 

§. 638. Dabey iſt überall nach kaufmaͤnniſcher 
Handlungsweiſe zu verfahren; und neue Gefchäfte 
dürfen nur in ſo fern, als ohne ſelbige die Beendi⸗ 
gung der alten entweder gar nicht, oder nur mit 
erheblichem Schaden des Pflegebefohlnen zu bewir⸗ 
ken ſeyn wuͤrde, unternommen werden. 

$. 639. Hat der Erblaſſer der Pflegebefohlnen 
zur Zeit ſeines Ablebens mit einem Andern in einer 
Handlungsgeſellſchaft geſtanden; fo beſtimmen der In⸗ 
halt ſeiner letztwilligen Verordnung, die Vorſchriften 
des Contracts, und in deren Ermangelung die Geſetze: 
ob und wie eine ſolche Compagniehandlung fortge⸗ 
ſetzt oder aufgehoben werden muͤſſe. 

$. 640. Haͤngt die Fortſetzung oder Aufhebung 
von dem freien Entſchluſſe des Vormundes und vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts ab: fo muͤſſen dieſe nach 
den Vorſchriften $. 617. Id. ſich achten. 

8. 641. So weit durch rechtsbeſtaͤndige Verab⸗ 
redungen, oder Verordnungen des Erblaſſers, der 
Vormund von der Einmiſchung in die fortzuſetzende 
Societaͤtshandlung nicht ausgeſchloſſen iſt, hat er 11 

ei ey 
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bey eben die 9. 627, [ag. ihm beigelegten Rechte 
und Pflichten. s 
H. 642. Eben ſo muß der die Handlung fortſetzen⸗ 

de Gefellfchafter, in Rückficht auf den Vormund und 

das Gericht, dasjenige beobachten, was , 628 — 632, 

dein Diſponenten vorgeſchrieben iſt. ' 
zopmegen F. 643. Eebſchaften, welche den Pflegebefohl⸗ 
PH nen während des Laufes der Vormundſchaft zufallen, 
sohinen kann der Vormund ohne beſondere Approbation, je⸗ 
gen eh, doch nur mit dem Vorbehalte der Rechtswohlehat des 
ſchaft. Inventarli, antreten. au. 

9. 644 Soll eine Erbſchaft ausdruͤcklich ohne 

Vorbehalt angetreten, oder ausdrücklich abgelehnt 
werden; ſo iſt dazu die Approbation des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts nothwendig. 

Anh, F. 167. Wird von der Mutter, als Vormäͤnderln 
ihrer Kinder, die obervormundſchaftliche Genehmigung 
zur Antretung der Erbſchaft, ohne Vorbehalt der Rechts 
wohlthat des Suventarit, nachgeſucht: fo muß nach den 
Umſtaͤnden der damit verknüpften Gefahr geprüft, und 
dabey näher erwogen werden: ob nicht eine ſolche Vor⸗ 
münderln, ſich zur Vertretung dieſer Gefahr aus elge⸗ 
nen Mitteln verpflichten mußte, und welche Sicherheit 
dieſe ihre Verpfilchtung, wenn fie unter Beobachtung 
der bey Hürgfchaften vorgeſchriebenen geſetzlichen Form 
geſchiehet, gewähren koͤnne. 


$. 645. In jedem Falle muß der Vormund der⸗ 
gleichen Anfall dem Gerichte ſofort anzeigen, und 
biernächſt demſelben das aufgenommene Juventarium 
vorlegen. i 

§. 646. Wegen Ausmittelung, Regulirung, 
Sicherſtellung, und Verwaltung einer ſolchen Erb⸗ 
ſchaft, ingleichen wegen Bezahlung der Schulden, 
finden alle wegen des urſpruͤnglichen Vermoͤgens der 
Pfleger 
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Pflegebefohlnen in dem gegenwärtigen Abſchnitte er⸗ 
theilten Vorſchriften Anwendung. 

$. 647. Jeder verwaltende Vormund iſt von ſei⸗ Ned 
ner Verwaltung alljäheig Rechnung abzulegen, und aun lee 
dieſelbe ſpaͤteſtens innerhalb Dreier Monate, nach dem Vormun⸗ 
Ablaufe des Rechnungsjahres, bey dem vormund⸗ deb, 
ſchaftlichen Gerichte einzureichen verbunden. 

$. 648. Wenn mehrere Vormünder gemein⸗ 
ſchaftlich adminiſtrirt haben: fo muß von ihnen ge⸗ 
meinſchaftlich Rechnung gelegt werden; wenn fie auch 
die Verwaltung durch ein Privatabkommen unter ſich 
getheilt hätten, 

§. 649. Iſt Einem von ihnen nur ein gewiffeg 
Fach der Adminiſtration von dem Erblaſſer, oder von 
dem Richter angewieſen: fo iſt er auch nur darüber 
Rechnung zu legen verbunden. 

F. 650. Iſt zwar die Verwaltung unter mehrere 
Vormuͤnder getheiſt; Einem aber die Hauptdirection 
übertragen: fo muß dieſer aus den Specialrechnungen 
der Nebenvormuͤnder die Hauptrechnung formiren, 
und einreichen. 

8. 651. Bey geringern Vormundſchaften kann, 
wenn die Rechnung des erſten Jahres gelegt und ab⸗ 
genommen iſt, der Termin für die folgenden auf Zwey 
bis Drey Jaßre beſtimmt werden. 

$. 652. Sind die Einkünfte des Vermögens der 
Mutter, oder einem Dritten, oder auch dem Vor⸗ 
munde ſelbſt, gegen die Erziehungs⸗ und Verpflegungs⸗ 
koſten, in Pauſch und Bogen überlaffen: fo vertritt 
ein alljährig beizubringender Nachweis von der Sub⸗ 
ſtanz des Vermögens. die Stelle der Rechnung. 

§. 653. Bey Handlungen dient die alljährig 
durch einen vereideten Buchhalter aus den Büchern 
gezogene, und von dem Vormunde, nach vorherge⸗ 
gangener Reviſion, aks richtig atteſtirte Balance 
ſtatt der Rechnung. 

§. 654. 
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$. 654. Dergleichen Balance muß von dem Rich⸗ 
ter eben ſo verwahrt werden, wie in Anſehung des 
Inventarit verordnet iſt. 

9. 655. Das Inventarium oder Verzeichniß, 
nach welchem dem Vormunde das Vermoͤgen uber⸗ 
geben worden, iſt die Grundlage der Rechnung. 

$, 655. Nach Anleitung deſſelben, und des et⸗ 
wanigen Theilungsreceſſes, muß bey jeder Rechnungs⸗ 
legung der Zuſtand des Vermoͤgens, wie er ſich am 
Anfange, und beim Abſchluſſe der Rechnung ver⸗ 
halten hat, nachgewieſen werden. 

§. 657. Die Rechnung muß ein vollſtändiges 
Verzeichniß aller in dem Rechnungsjahre vorgefallenen 
Einnahmen und Ausgaben enthalten. 

§. 658. Auch die auf unmittelbaren Befehl des 
Gerichts erfolgten, oder durch das Depoſitum deſ⸗ 
ſelben gegangenen Einnahmen und Ausgaben, muͤſſen 
in der Rechnung mit aufgeführt werden. 

$. 659. Das Gericht muß daher dem Vormun⸗ 
de von dergleichen Zahlungen die erforderlichen Mach⸗ 
richten und Extracte in Zeiten mittheilen. 

§. 650. Die Richtigkeit der Einnahme und Aus⸗ 
gabe muß durch Beläge, Quittungen, oder andere 
Beſcheinigungen, nothduͤrftig nachgewieſen werden. 

§. 661. Uleberhaupt hat der adminiſtrirende 
Vormund, bey Führung und Ablegung der Rech⸗ 
nung, alles zu beobachten, was dabey einem Verwal⸗ 
ter fremder Güter vorgeſchrieben iſt. (Th. 1. Tit. 14. 
Abſchn. 2.) . 

§. 662. Das vormundſchaftliche Gericht iſt ſchul⸗ 
dig, den Vormund zur Rechnungslegung von Amts 
wegen anzuhalten, und die gelegte Rechnung ſorg⸗ 
faltig zu prüfen. N 

§. 663. Dieſe Prüfung muß ſowohl auf die Rich 
tigkeit der Rechnung nach den Regeln der Rechenkunſt, 


und der Beläge; als auf den Inhalt, die AN, 
ei 
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beit und Müͤßlichkeit des worgefallenen Gefchäfte, in 
Einnahme und Ausgabe, gerichtet ſeyn. 

F. 664. Iſt ein Ehrenvormund beſtellt: ſo muß 
demſelben von Einlangung der Rechnung, und dem 
bevorſtehenden Termine zu deren Abnahme, von Amts 
wegen Nachricht gegeben werden. 

§. 665. Der Ehrenvormund iſt berechtigt, die 
Rechnung nachzuſehen, und Ausſtellungen dagegen 
zu machen. f 48 0 0 

H. 666. Beſonders iſt er bey der Abnahme der⸗ 
ſelben ſchuldig, das Beſte der Pflegebefohlnen zu 
beobachten. ed 8 or 

S. 667. Für die Berichtigung der dem Vor⸗ 
munde gezogenen und von ihm nicht gehobenen De⸗ 
ſecte, muß der Richter von Amts wegen ſorgen. 

§. 668. Was wegen der Einziehung der Ueber⸗ 
ſchuͤſſe verordnet iſt) muß auch wegen der aus der 
Rechnung ſich ergebenden Caſſenbeſtände beobachtet 
werden. (5. 545. lag.) 2 eg 

$ 669. In Anſehung des Caſſenbeſtandes, und 
ſolcher Defeete, deren Richtigkeit der Vormund an⸗ 
erkennt, kann das vormundſchaſtliche Gericht nöͤthi⸗ 
gen Falls die Epecution verfügen, ohne daß es dar⸗ 
uͤber eines foͤrmlichen Prozeſſes bedarf. ; 

$. 670. Steht der Vormund unter einer andern 
Jurisdiction: ſo muß der gehörige Richter, auf die 
bloße Requiſition des Vormundſchaſtsamtes, die Exe⸗ 
cution in dergleichen Fällen unweigerlich vollſtrecken. 

$. 671. Wie es aber zu halten ſey, wenn der 
Vormund die gezogenen Defecte nicht anerkennen will, 
iſt in der Prozeßordnung beſtimmt. 
F. 67. Iſt eine Vormundſchaft uͤber mehrere 
Pflegebefohlne zugleich, die aber nicht mehr in Unger 
cheilten Gütern leben, angeordnet: fo muß über das 
Vermoͤgen eines jeden derſelben beſondere Rechnung 
geführt und gelegt werden. 
$. 673. 
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§. 673. Sind mehrere Pflegebefohlne vorhan⸗ 
den, welche theils ein gemeinſchaftliches, theils je⸗ 
der für ſich ein abgeſondertes Vermögen befisen: fo 
muß, außer der gemeinfchaftlichen, auch fie jeden 
eine beſondre Rechnung geführt, und abgelegt wer⸗ 
den. 0 

$. 674. Gehört zu dem Vermögen ein in einer 
andern Königlichen Provinz gelegenes Grundſtuͤck: 
fo muß die Wirehſchaftsrechnung darüber: zwar bes 
ſonders geführt, und bey dem Richter der Sache 
abgelegt werden. i 

$. 675. Der Vormund muß aber den, nach 
Abzug der Wirchſchaftsausgaben, ſich ergebenden Lies 
berſchuß der Gutseinkuͤnfte in der Vormundſchafts 
rechnung mit auffuͤhren, und daſelbſt gehoͤrig nach⸗ 
weiſen. 

9. 676. Auch muß der Richter der Sache die 
abgenommene Wirthſchaftsrechnung dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte zuſchicken, und demſelben von 
feinem Befunde bey der Revision und Abnahme Nach ⸗ 
richt geben. b 

$ 677. Das vormundſchaftliche Gericht iſt be 
füge und ſchuldig, dieſe Rechnung nochmals zu prü⸗ 
fen, und mit der bey ihm gelegten Vormundſchafts⸗ 
rechnung zu vergleichen. 3 

9. 678. Wenn die Rechnung kichtig befunden, 
oder die dagegen gemachten Ausſtellungen gehoben 
worden: ſo muß dem Vormunde eine ſchriftliche Quit⸗ 
tung daruber ertheilt werden. i 

Ju wie §. 679. Der vorſtehend verordneten Obſorge des 
alder Staats über die Perſon und das Vermögen des Pfler 
nul der gebefohlnen, können dieſelben durch keine Willens⸗ 
1 erklaͤrungen oder Verfügungen‘ entzogen werden. 

Aufſicht §. 680. Eine Verordnung alſo, daß Pflege⸗ 
SEN befohlne unbevormundet bleiben ſollen, iſt unerlaubt 


werd ER 
nnen. und nichtig. i 
$. 681, 
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§. 681. Wohl aber kann der Erblaſſer der Pfle⸗ 
gebefohlnen einen von ihm ernannten Vormund von 
den §. 422 — 678. vorgeſchriebenen Einſchraͤnkun⸗ 
gen der vormundſchaftlichen Adminiſtration ganz oder 
zum Theil befreien. 

Anh. H. 166. Dieſe rfusnif des Vaters erſteckt ſich 
auch auf das Vermoͤgen, welches den Kindern von An⸗ 
dern, als von ihm, jedoch vor feinem Tode, zugefallen 
iſt. Bey Anfällen, wo der Zuwender den Vaker von 
der Adminiſtratlon ausgeſchloſſen hat, kaun letzterer 
uber die Art der Verwaltung auch nach ſelnem Tode nicht. 
difponteen; 

H. 682. Oergleichen Befreiung kann aber nur 
durch eine gerichtliche Erklärung, oder in einem foͤrm⸗ 
lichen gerichtlich aufgenommenen oder niedergelegten 
Teſtamente, verordnet werden. 


$. 683. Auch iſt nur ein ſolcher Eeblaſſer, wel⸗ 
cher den Pflegebefohlnen mehr, als einen ihnen ſchul⸗ 
digen Pflichttheil zuwendet, dazu berechtigt. 

$. 684. Aber auch ein ſolcher Vormund muß 
zu ſeinem Amte bey dem vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte verpflichtet, und mit einer gerichtlichen Be⸗ 
ſtallung, in welcher die nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers ihm zukommenden Befreiungen ausgedrückt 
ſind, verſehen werden. 

S. 68 J. Der allgemeinen Auſſicht des voͤrmund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts iſt auch ein ſolcher Vormund 
unterworfen. 

$. 686. Wenn ute Guͤter der Pfle⸗ 
gebefohlnen peraͤußert werden ſollen: fo muß der 
Vormund dem vormundſchaftlichen Gerichte davon 
Anzeige machen. 

$. 687. Dieſes iſt zwar weder befugt noch ſchul⸗ 
dig, die Urſache der Veräußerung zu beurtheilen; 8 

rt 
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Art derſelben aber muß, mit ſeiner Genehmigung, 
nach den Geſetzen beſtimmt werden. 


Anh. . 168. Das vormundſchaftliche Gericht muß dle 
Rothwendlgkelt oder Nuͤtzlichkelt der Allenatton aller / 
dings prüfen. Aber auch hier kann es nur nach den Ans 
gaben und Thatſachen, die der Vormund an die Hand 
giebt, urthellen, und darf für die Richtigkeit dieſer Ans 
gaben nicht haften. 


H. 688. Wenn erhebliche Anzeigen eines unor⸗ 
dentlichen, offenbar unbefonnenen, oder gar unred⸗ 
lichen Verfahrens gegen den Vormund zur Wiſſen⸗ 
ſchaft des vormundſchaftlichen Gerichts gelangen: fo 
muß daſſelbe dieſe Anzeigen ſofort naͤher unterſuchen, 
und für die Sicherheit der Pflegebefohlnen forgen- 

$. 689. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der 
Vormund in ſichtbaren Vermoͤgensverfall zu gerathen 
anfängt; oder wenn er, nach angetretener Vormund⸗ 
ſchaft, eine Königliche Caſſenbedienung, Domainen⸗ 
adminiſtration, oder Pachtung uͤbernimmt. 


Anh. §. 167. Die dem überlebenden Ehegatten elnge⸗ 
räumte freie Difpofition des Vermögens begreift das 
Recht, die Subſtanz zu vermindern oder zu verzehren, 
nicht in ſich. Es muß daher die §. 688. verordnete Con 
currenz des vormundſchaftlichen Gerichts auch in einem 
ſelchen Falle eintreten. Der Mutter iſt ein Ehrenvor⸗ 
mund an dle Seite zu ſetzen, dem Vater nur dann, 
wenn fie der Richter aus beſondern Gründen für nöthig 
Hält, 


§. 690. Doch darf der Richter, bey der uber 
einen ſolchen Vormund zu führenden, Aufſicht, nur 
ein grobes Verſehen vertreten. 


$. 691. Wenn aus vorſtehenden Gründen be⸗ 
funden wird, daß der Vormund auch nur bey einem 
= einzel⸗ 
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einzelnen Falle oder Gefchäfte, durch offenbare Un⸗ 
ordnungen, oder gar durch unredliches Verfahren, 
dem Vertrauen des Erblaſſers zuwider gehandelt . 
babe: fo muß er fich der Aufſicht des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts durchgehends eben fo unterwer⸗ 
fen, als wenn keine ihn davon befreiende Verord⸗ 
nung des Erblaſſers vorhanden waͤre 

§. 692, Die einem Teſtamentsvormunde ertheil⸗ 
ten Befreiungen kommen denjenigen, der in feiner 
Ermangelung, oder bey feinem Abgange, an feiner 
Stelle ernannt worden, nicht zu ſtatten, wenn ſie 
nicht ausdrücklich auch auf ihn mit gerichtet find. 

$. 693. Aus dem Verbote der Herausgabe ei⸗ 
nes offenen Privatinventarii folgt die Befreiung des 
Vormundes von der Rechnungslegung. 

Anh. 6. 169. Die Dlſpenſarkon von der Einreichung eines 
offenen Inventarit involvirt nicht die Befrelung von den 
übrigen Obliegenheiten eines Vormundes und deſſen Ver⸗ 
haͤltniß gegen das vormundſchaſtllche Gerlcht. 

§. 694. Aus dem bloßen Verbote der Rech⸗ 
nungsablegung allein, folge noch nicht die Befreiung 
des Vormundes von der, über die Subſtanz des Ver⸗ 
moͤgens, nach $. 652. beizubringenden Nachweiſung. 


Achter Abſchnitt. 


Von Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaf ten. 


$. 695. Die Vorſorge des Staats für feine ende der 
Pflegebefohlnen darf nicht länger fortgeſetzt werden, Bon 
als die Umftände dauern, welche fie nothwendig ges schaft. 
macht haben. 

F. 696. Eine wegen Minderjährigkeit angeord⸗ 1, Bot 
nete Vormundſchaft höre auf, wenn der Pflegebefohl- der Hier 
ne das Vier und zwanzigſte Jahr zurückgelege hat. dell 

€ 


Allgem. Landr. W. Band. e Anh. 


3) durch 
erteichte 
Volljäh⸗ 
niskeit; 
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Anh. §. 170. In denjenigen Provinzen, in welchen die 
Vorſchrift des allgemeinen Landrechts, wegen der erſt nach 
zuruͤckgelegtem Vier und zwanzigſten Jahre eimretenden 
Großjährigkeſt, noch nicht ‚eingeführt worden, ſoll den 
nͤͤchſten Verwandten und Vormündern ſolcher früher ma⸗ 
jorenn werdenden Perſonen verſtattet ſeyn, auf Verlaͤn⸗ 
gerung der Vormund ſchaft bis zum zurückgelegten Vier 
und zwanzigſten Jahre anzutragen, in ſo fern die Auf⸗ 
Tührung des Pflegebeſohlnen hierzu hinlaͤngliche Veran⸗ 
laſſung gegeben hat. Das Vormundſchaſtscollegium muß 
auf befundene Zuläßigkeit eines hierauf gerichteten Ger 
ſuchs die erforderlichen Vorkehrungen treffen, daß der 
Pflegebefohlne nur die Diſpoſition uͤber die Einkünfte 
feines Vermoͤgens erhalte. Dagegen bleibt die Subſtanz 
des letztern bis nach zuruͤckgelegtem Vier und zwanzigſten 
Jahre unter obervormundſchaftlicher Aufſicht und Ger 
wahrſam, ſo daß dem Pflegebefohlnen nicht geſtattet 
wird, Schulden zu machen, oder eigenmächtig ſolche Vers 
bindungen einzugehen, wozu bey Minderjährigen obervor⸗ 
mundſchaftlicher Conſens erfordert wird. 

Einſchraͤnkungen dieſer Art muͤſſen durch dreimallge 
Einruͤckung in die Zeitungen und Intelllgenzblatter der 
Provinz bekannt gemacht werden, 


§. 697. Dieſen geſetzlichen Termin der Volljaͤh⸗ 
rigkeit kann in der Regel kein Erblaſſer der Pflege⸗ 
befohlnen, weder verlängern, noch verkürzen. 


$. 698. Hat aber der Vater eine Verlaͤngerung 
der Vormundſchaft zum Bellen der Pflegebefohlnen 
ausdruͤcklich verordnet; fo muß dieſelbe, jedoch nicht 
weiter, als hoͤchſtens Sechs Jahre uber den geſetzli⸗ 
chen Termin der Volljaͤhrigkeit, fortgeſetzt werden, 

§. 699, Hat nicht der Vater, ſondern nur ein 


anderer Erblaffer dergleichen Verlangen geaͤußert: ſo 


iſt dennoch das vormundſchaftliche Gericht ſchuldig, 
von 
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von Amtswegen näher zu prüfen: ob. gefegmäßige 
Urſachen vorhanden find, welche die Fortſetzung der 
Vormundſchaft nothwendig machen. 

$. 700. Fir geſetzmaͤßige Gründe find in dieſem 
Falle nur ſolche zu achten, welche hinreichen wurden, 
auch einen Volljahrigen, als Verſchwender, unter 
Vormundſchaft zu ſetzen. 

$. 701. Eine erhebliche Gemuͤthsſchwaͤche, wenn 
gleich ſelbige noch nicht bis zu einem ſolchen Grade 
geſtiegen wäre, der die Anordnung einer neuen Vor⸗ 
mundſchaft nothwendig machen koͤnnte, kann dennoch 
die auch nur von einem Fremden angeordnete Fort⸗ 
ſetzung derjenigen, welche bisher wegen minderjährigen 
Alters angeordnet war, unter der Beſtimmung des 
§. 698. rechtfertigen. 

$. 702. In allen Fällen, wenn eine Verlaͤnge⸗ 
rung der Vormundſchaft, es ſey nach der Anordnung 
des Vaters, oder nach dem Befinden des Richters, 
für noͤthig erachtet wird: kann dem Pflegebefohlnen 
das rechtliche Gehoͤr dagegen nicht verſagt werden. 

$. 703. Doch wird, wahrend des Prozeſſes, 
die Vormundſchaft fortgeſetzt. 

§. 704. In allen Fällen, da eine wegen Min⸗ 
derjaͤhrigkeit angeordnete Vormundſchaft über den ge⸗ 
ſetzlichen Termin der Volljährigkeit verlängert wird, 
muß dieſe Verlängerung eben ſo, wie bey Prodiga⸗ 
litätserklarungen verordnet iſt, oͤffentlich bekannt ger 
macht werden. 

§. 705. Damit in dem Verkehre des bürgerlichen 
Lebens jeder im Stande ſey, ſich vollkommen zu ver⸗ 
gewiſſern; ob derjenige, mit dem er einen Vertrag 
ſchließen oder ein anderes Gefchäft verhandeln will, 
noch unter Vormundſchafe ſtehe, oder nicht: fo ſoll 
jedem Pflegebeſohlnen, welcher nach erlangter Voll⸗ 
jaͤhrigkeit der Vormundſchaft entlaſſen wird, ein fehrift« 

Ee 2 liches 


liches Zeugniß darüber von dem vormundſchaftlichen 
Gerichte ertheilt werden. 

$. 706. Dergleichen Zeugniß dient aber bloß 
zur Legitimation des geweſenen Pflegebefohlnen, und 
der Mangel deſſelben bewirkt für ſich allein keine Un⸗ 
guͤltigkeit in dem mit ihm verhandelten Geſchaͤfte. 

§. 707. Uebrigens bleibt zwar dem Vater for 
wohl als jedem Andern, welcher einem Pflegebefohl⸗ 
nen mehr, als einen ihm ſchuldigen Pflichttheil zus 
wendet, die Befugniß, feine Difpofition daruͤber 
auch nach erlangter Volljährigkeit einzuſchränken. 

§. 708. Die Kraft ſolcher Einſchränkungen aber 
erſtreckt ſich nur auf die geſchehene Zuwendung, und 
verpflichtet ſo wenig den Vormund, als das vormund⸗ 
ſchaftliche Gericht, ſich einer fernern Aufſicht oder 
Adminiſtration zu unterziehen. x 

§. 709. Doch muß das Gericht, ehe es die Vor · 
mundſchaft aufhebt, von Amtswegen dafür ſorgen, 
daß dergleichen Einſchränkungen, wenn fie Grund: 
ſtuͤcke betreffen, im Hypotheken buche eingetragen, und 
wenn fie Capitalten angehen, den Schulduern der⸗ 
ſelben bekannt gemacht werden. 

$. 710. Auch muß das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt ſolche Einſchraͤnkungen in dem nach $, 705. dem 
geweſenen Pflegebefohlnen zu ertheilenden Zeugniſſe 
mit bemerken. 

H. 711. In wie fern über dergleichen ſolchen 
Einſchraͤnkungen unterworfene Gegenſtände gültig ver⸗ 
fügt werden koͤnne, oder nicht, iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften des Vierten Titels im Erſten Theile, H. 15. 
gg. zu beurtheilen. 5 

6. 712. Aus eigener Bewegung darf fich die 
Obrigkeit der vormundſchaftlichen Obſorge für einen 
Pflegebefohlnen vor erreichtem volljaͤhrigen Alter deſ⸗ 
ſelben, niemals entziehen. 


. 713. 
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§. 713. Der Pflegebefohlne hingegen kann die 
Majorennitaͤtserklaͤrung ſuchen, wenn er nachweiſen 
kann, daß er ſich ſelbſt vorzuſtehen vollkommen fähig 
ſey; und daß die Aufhebung der Vormundſchaft 
ſeinen wahren und dauernden Vortheil mehr, als 
deren Fortſetzung, befoͤrdern werde. 

$ 714. Ob dergleichen Umſtande vorhanden 
ſind, muß das vormundſchaftliche Gericht, mit Zu⸗ 
ziehung des bisherigen Vormundes, der anweſenden 
nächſten Verwandten, und derjenigen Perſonen, uns 
ter deren Aufſicht der Pflegebefohlne bisher geſtan⸗ 
den hat, forgfältig prüfen. 

§. 715. Wenn ein Vater für fein Kind die Ma⸗ 
jorennitätserklaͤrung ſelbſt nachſucht: fo muß die §. 
714. verordnete Prüfung des vormundſchaftlichen 
Gerichts zwar ebenfalls erfolgen. 

$. 716. Doch muß dieſe Prüfung nur darauf 
gerichtet werden: ob Umſtaͤnde vorhanden find, uns 
ter welchen das Intereſſe des für volljaͤhrig zu er⸗ 
klaͤrenden Kindes mit dem des Vaters in Wider⸗ 
ſpruch kommen, und alſo das Kind durch die Ma⸗ 
jovennitätgerflärung Schaden leiden koͤnnte. 

6. 717. Hat der verſtorbene Vater der Pflege⸗ 
befohlnen die Abkürzung des Termins zur Volljährig⸗ 
keit gewollt: fo bedarf es keiner Unterſuchung: in 
fo fern nicht der Vormund erhebliche Gründe anführt, 
welche die Fortſetzung der Vormundſchaft zum eig⸗ 
nen Beſten der Pflegebefohlnen rathſam machen. 

$. 718. Dagegen iſt jedes Geſuch um Majoren⸗ 
nitätserklaͤrung unſtatthaft, wenn der Vater daſſelbe 
verboten, oder auch nur ſeinen Willen, daß die Vor⸗ 
mundſchaft bis zur erlangten Volljährigkeit fortdauern 
ſolle, ausdruͤcklich geäußert hat. 

$. 719. Vor zuruͤckgelegtem Achtzehuten Jahre, 
bey Perſonen weiblichen, und vor zuruͤckgelegtem 1 5 

zigſten, 


a) durch 
Matoren⸗ 
nitätser⸗ 
klärung. 
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zigſten, bey Perſonen männlichen Geſchlechts, findet 
keine Majorennitaͤtserklaͤrung Statt. 

$. 720. In Provinzen, wo Perſonen des Buͤr⸗ 
ger» oder Bauernſtandes, nach bisherigen Rechten, 
die Volljährigkeit mit zuruͤckgelegtem Ein und zwan⸗ 
zigſten Jahre erreicht haben, iſt das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht, unter welchem ſie ſtehen, die Majoren⸗ 
nitätserklärung ohne weitere Rückfrage bey einer bo» 
been Juſtanz zu ertheilen befugt. 

$. 721. In wie fern in Provinzen, wo bisher 
das Fünf und zwanzigſte Jahr der Termin der Voll ⸗ 
jaͤhrigkeit geweſen iſt, fo wie bey Adlichen uͤberhaupt, 
die Majorennitätserklaͤrung nur von dem Juſtizdepar⸗ 
tement, oder von einem Landescollegio ertheilt werden 
koͤnne, ſoll in den Provinzialgefegbüchern näher be⸗ 
ſtimmt werden. 5 

$. 722. Bis dahin hat es bey der bisherigen 
Verfaſſung einer jeden Provinz in Anſehung dieſer 
Fälle (S. 721.) fein Bewenden. 

$. 723. In allen Fällen, wo der Stand eines 
Pflegebefohlnen maͤnn⸗ oder weiblichen Geſchlechtes 
auf die Beurtheilung der Frage: von welcher Behoͤrde 
die Majorennitätserflarung zu ertheilen ſey? Einfluß 
hat, ſoll nur auf den Stand, welchen eine ſolche 
Perſon zur Zeit der angeordneten Vormundſchaft 
gehabt hat, geſehen werden. 

$. 723. Die Majorennitätserffärung hat mit 
der wirklich erreichten Volhaͤhrigkeit durchgehends 
gleiche Wirkung. 

§. 725. Nur wegen Veräußerung und Verpfaͤn⸗ 
dung unbeweglicher Güter koͤnnen derſelben Einſchrän⸗ 
kungen beigefügt; es müffen aber dieſelben alsdann 
auf das Grundſtück ſelbſt eingetragen werden. 

§. 726. Dergleichen Einſchraͤnkung erſtreckt ſich 
niemals auf Grundſtuͤcke, welche der geweſene Pflege» 

: befohlne, 
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befohlne, erſt nach erfolgter Majorennitaͤtserklaͤrung, 
von feinem Capitalsvermoͤgen angeſchafft, oder ſonſt 
erworben hat. 

$ 727. So weit der geweſene Pflegebeſohlne 
nach §. 725. wegen Veraͤußerungen und Verpfändun⸗ 
15 eingeſchraͤnkt iſt, muß er, wenn dergleichen Hand⸗ 
lungen dennoch vorgenommen werden ſollen, die Ge⸗ 
nehmigung desjenigen Gerichts, unter deſſen Ober⸗ 
vormundſchaft er geſtanden hat, na ke: 

$. 728. Einem jeden Pflegebefohlnen kann, nach 10 * 
zuruͤckgelegtem Srangigften Jahre, der von den Ein der en 
fünften feines Vermögens, nach Abzug der Wirth⸗ kt, 
ſchaftsausgaben, Zinſen und Adminiſtrationskoſten, Waben 
verbleibende Ueberſchuß, zur eigenen Verwaltung und batem 
Verwendung überlaſſen werden 915 

§. 729. Auch die Verwaltung der Vermoͤgens⸗ Jahre. 
ſubſtauz ſelbſt kann ihm auf ſein Begehren uͤbertra⸗ 
gen werden; wenn er es aber verlangt: ſo muß der 
Vormund dieſelbe bis zur erlangten Volljährigkeit 
ſortſetzen. 

$. 730. In beiden Fällen bleibt jedoch der 
Pflegebefohlne der Aufſicht des Vormundes und vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts in ſo weit unterworfen, 
daß er denſelben von der Führung feiner Adminiſtra⸗ 
tion, und von der Verwendung feiner Einkuͤnfte, auf 
Erfordern Rede und Antwort geben muß. 

$. 731. In Anſehung feiner Perſon hingegen, 
und der Subſtanz ſeiner unbeweglichen Güter, ſo wie 
der ausſtehenden Capitalien, bleibt auch ein ſolcher 
Pflegebefohlner, bis nach zurückgeſegtem Vier und 
zwanzigſten Jahre, eben den Einſchraͤnkungen, wie 
jeder Andere, unterworfen. 

$. 732. Er kann alſo ohne Zuziehung des Vor⸗ 
mundes, weder unbewegliche Gier, Juwelen und 
Keſtbarkeiten veräußern, verpfaͤnden, oder ſonſt bes 
ſchweren, noch Capitalien auffündigen und einziehen. 


an 
733. 
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9.733. Auch kaun er ohne Approbation des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts keine neue Darlehne auf 
nehmen. 

$. 734. Andere Vertraͤge kann er nur in fo fern 
ſchließen, als er, ohne dieſe Befugniß, die ihm uͤber⸗ 
laſſene Verwaltung nicht wuͤrde fuͤhren koͤnnen. 

9. 735. Außerordentliche Holzverkaͤufe aus den 
Forſten, welche den gewöhnlichen Etat uͤberſteigen, 
darf er ohne Einwilligung des Vormundes, und Ge⸗ 
nehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts nicht 
unternehmen. 5 

Vea, F. 736. Durch die Verheirathung der Pfleger 

70 befohlnen wird die Vormundſchaft nicht aufgehoben. 

gebe $. 737. Es kann aber dem Ehemanne einer Pfle. 

un. gebefohlnen weiblichen Geſchlechts der ihm nach den 
Geſetzen zukommende Nießbrauch ihres Vermoͤgens 
nicht vorenthalten werden. 

$. 738. Ob ein Theil des Vermoͤgens der Frau 
vorzubehalten, oder zum Erbſchatze zu beſtellen ſey; 
muß der Vormund, unter Direction der Obrigkeit, 
vernünftig beurtheilen, und durch Vertrage mit dem 
Ehemanne, vor Vollziehung der Heirath, veſtſetzen. 

$ 739. Daß kein Vorbehalt gemacht, oder kein 
Eebſchaßz beſtellt worden, ſoll weder dem Vormunde, 
noch der Obrigkeit, zur Vereretung gereichen. 

9. 740. Dagegen iſt zur Beſtellung eines Erb⸗ 
ſchatzes aus dem Vermoͤgen der Pflegebefohlnen, die 
eigne Einwilligung derſelben erforderlich. 

§. 741. Das vorbehaltene Vermoͤgen, und deſ⸗ 
fen Einkünfte, bleiben unter vormundſchaftlicher Ver⸗ 
waltung. . 

§. 742. Von dem Erbſchatze, und von dem 
nicht vorbehaltenen Vermögen der Pflegebefohlneu, 
gebuͤhrt der Regel nach auch die Verwaltung dem Ehe⸗ 
manne; die Subſtanz aber bleibt der Auſſicht a 

or⸗ 
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Vormundes und vormundſchaftlichen Gerichts un⸗ 
terworfen. 

$. 743. Der Ehemann kann alſo die unbeweg⸗ 
lichen Güter der Frau ſelbſt bewirthſchaften oder ver⸗ 
pachten; wegen der Veraͤußerung und Verpfändung 
aber, müſſen die geſetzlichen Vorſchriften eben fo 
beobachtet werden, als wenn keine Heirath geſchloſ⸗ 
ſen ware. 

F. 744. Gehört ein Wald zu ſolchen Grund⸗ 
ſtuͤcken: fo kann ihn der Ehemann forſtmaͤßig nutzen; 
außerordentliche Holzſchläge hingegen darf er, ohne 
Einwilligung des Vormundes, und Approbation des 
vormundſchaftlichen Gerichts, nicht unternehmen. 

§. 745. Die Zinfen der Capitalien kann der 
Ehemann ſelbſt erheben; hingegen iſt er zur Auf⸗ 
kuͤndigung und Einziehung von Capitalien, ohne 
Zuthun des Vormundes, und ohne Approbation des 
Gerichts, nicht berechtigt. 

$. 746. In allen Fällen muß der Ehemann der 
Pflegebefohlnen, bey jeder mit der Subſtanz vorzu⸗ 
nehmenden Veraͤnderung, mit ſeinem Gutachten ver⸗ 
nommen werden. 

$. 747. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der 
Vormund die Verwaltung auch nach der Heirath fort⸗ 
ſetzt, und in der Art der Adminiſtration eine Ver⸗ 
änderung geſchehen ſoll. 

§. 748. Doch find der Vormund und das Ges 
richt an die Meinung und das Gutachten des Man⸗ 
nes nicht gebunden. 

$. 749. Von der eingekommenen Vormaund⸗ 
ſchaftsrechnung, ſo wie von dem Termine zur Abnah⸗ 
me derſelben, muß dem Ehemanne Nachricht gegeben, 
und ihm frey gelaſſen werden, die Rechnung einzu⸗ 
ſehen, Ausſtellungen dagegen zu machen, und der 
Abnahme beizuwohnen. 


§. 75% 
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$. 750. Verlangt der Ehemann, daß ihm auch 
die baaren Gelder oder ausſtehenden Capitalien ſei⸗ 
ner noch nicht volljährigen Frau in die Hände gege⸗ 
ben werden: fo muß er dafür hinlängliche Sicher⸗ 
heit mit Grundſtüuͤcken, oder gerichtlich eingetragenen 
Activforderungen beſtellen. 

$. 751. Dieſe Sicherheit muß fo beurtheilt und 
geprüft werden, wie es bey dem Ausleihen der Muͤn⸗ 
delgelder vorgeſchrieben iſt. (§. 467. Ig.) 

$. 752. Alsdann erſtreckt ſich die Obſorge des 
Vormundes und Gerichts nur auf die Conſervation 
dieſer Sicherheit. 

§. 753. Wenn der Ehemann einer Pflegebe⸗ 
fohlnen bey einer uͤber ſich habenden Caſſenbedienung, 
nicht anders als dadurch, daß die Caution für ihn aus 
dem Vermoͤgen der Frau beſtellt werde, zu erhalten 
iſt: ſo kann der Vormund, unter Genehmigung des 
vormundſchaftlichen Gerichts, dieſe Caution aus dem 
Vermoͤgen der Pflegebefohlnen leiſten. 

$. 754. Eben das kann geſchehen, wenn der 
Mann auf Caſſen⸗ und Rechnungsſachen ſich gelegt, 
und keinen andern Weg, ſich und ſeiner Familie 
ſtandesmaͤßigen Unterhalt zu erwerben, fuͤr ſich hat. 

§. 755. Doch muß in beiden Fällen der Vor⸗ 
mund von den Fahigkeiten, dem Charakter, und der 
Wirthſchaftlichkeit des Ehemannes mit moͤglichſter 
Sorgfalt Erkundigung einziehen. 

$. 756. Auch muß die Caution immer nur auf 
eine gewiſſe beſtimmte Summe geleiſtet werden. 

§. 757. Der Vormund muß ſich und den Pfle⸗ 
gebefohlnen einen nach den Umſtanden moͤglichſt kur. 
zen Termin zur Aufkündigung der Caution vorbe⸗ 
galten. # e 

8.958. Er muß ſich von dem Ehemanne alljaͤh⸗ 
rig, längſtens binnen Sechs Wochen nach dem Ab⸗ 
laufe des Caſſenjahres, die gehörig erfolgte Ablegung 
der 
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der Rechnung nachweiſen; ſo wie hiernaͤchſt die dar⸗ 
uͤber erhaltene Quittung vorzeigen laſſen. 

$. 759. Sobald der Ehemann, es ſey unter 
welchem Vorwande es wolle, den Nachweis oder die 
Vorzeigung verzoͤgert, muß ſich der Vormund nach 
den vorgeſchuͤtzten Urſachen dieſer Zögerung, und 
nach der eigentlichen Lage der Sache, bey der dem⸗ 
ſelben vorgeſetzten Behoͤrde ſofort erkundigen. 

$. 760. Dem vormundſchaftlichen Gerichte muß 
er von Zeit zu Zeit, beſonders aber, ſobald ein ir⸗ 
gend bedenklicher Umſtand ſich äußert, von dem Ver⸗ 
halten und der Wirthſchaft des Mannes, von feiner 
Ordnung in Fuͤhrung der Caſſe und Ablegung der 
Rechnung, und von den ſich etwa dabey aͤußernden 
Bedenklichkeiten, pflichtnaͤßig und ohne Rückhalt 
Anzeige machen. 

$. 761. Sobald erhebliche Beforgniffe einer der 
Pflegebeſohlnen drohenden Vertretung ſich äußern, 
muß das Gericht den Vormund ohne Zeitverluſt an⸗ 
weiſen, die Caution ſofort zu kuͤndigen, und in der 
Zwiſchenzeit, durch Beigebung eines Aufſehers, oder 
andere nach den Umftänden ſchickliche und anwend⸗ 
bare Maaßregeln, die drohende Gefahr möͤglichſt ab⸗ 
zuwenden. 

§. 762. Wenn der Ehemann der Pflegebefohl⸗ 
nen durch unverſchuldete Unglüͤcksfaͤlle in Abnahme 
ſeiner Nahrung, oder ſonſt in Verlegenheit gerathen 
iſt: ſo kann auch die Subſtanz des Vermoͤgens der 
Frau zu feiner Unterſtützung fo weit verwendet wer⸗ 
den, als es nothwendig iſt, ihn in einem Zuſtande, 
worin er ſich und ſeine Familie ernähren koͤnne, zu 
erhalten, oder darin wieder herzuſtellen. 

§. 763. Gelangt der Mann wieder in beſſere 
Umftände: fo muͤſſen der Vormund und das Gericht 
für die Ergänzung des Capitalsvermoͤgens der Pfles 
gebefohluen nach Moͤglichkeit ſorgen. 

9. 764. 
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beſonders $. 764. Iſt die Pflegebefohlne an einen Kauf⸗ 
Habe mann verheirathet; und hat dieſer den Ruf einer hin⸗ 
thung an laͤnglichen Haudlungskenntniß und ordentlichen Wirth⸗ 
a ſchaft für ſich: fo kann er die Ansantwortung der 
mann. baaren Gelder und Capitalien auch ohne beſondere 
Sicherheitsbeſtellung verlangen. 

F. 765. Er muß aber alsdann eine Balance über 
den Zuſtand ſeiner Handlung dem Vormunde zuſtel⸗ 
len, und deren Richtigkeit durch Vorlegung der 
Bücher nachweiſen. 

$. 766. Beſitzt der Vormund nicht ſelbſt hints 
längliche Handlungskenntniß, fo muß ihm zur Prü⸗ 
fung der Balance, und Vergleichung derſelben mit 

den Büchern, ein fachverftändiger Aſſiſtent von dem 
Gerichte zugeordnet werden. N 

§. 767. Bezeugen der Vormund und deſſen 
Aſſiſtent, mit Ueberreichung der verſiegelten Balance, 
daß das Vermögen der Pflegebefohlnen in der Hand ⸗ 
lung des Mannes, nach deren gegenwartigen Verfaſ⸗ 
fung, nicht gefaͤhrdet ſey: ſo kann das Gericht in deſ⸗ 
fen Verabfelgung willigen. 

$. 768. Es muß aber auch der Mann fernerhin, 
und ſo lange die Vormundſchaft dauert, bey dem 
jahrlichen Abſchluſſe und Formirung der Balance, den 
Vormund und deſſen Aſſiſtenten zuziehen. 

H. 769. Dieſe jährliche Balance muß ebenfalls, 
verſiegelt, bey dem vormundſchaftlichen Gerichte nie⸗ 
dergelegt werden. 

5. 770. Auch außer dieſer gewohnlichen Revi⸗ 
ſion, kann der Vormund, fo oft er es nöthig ſin⸗ 
det, die Vorlegung der Bücher verlangen. . 

9. 771. Sobald der Vormund, bey einer ſol⸗ 
chen gewoͤhnlichen oder außerordentlichen Reviſion, 
eine dem Vermoͤgen der Pflegebefohlnen drohende 
Gefahr inne wird, muß er ſelbige dem Gerichte oh⸗ 
ne Rückhalt anzeigen. 

9. 772. 
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§. 772. Auch muß er, unter Direction des Ge» 
richts, die erforderlichen Vorkehrungen treffen, daß 
durch Beigebung eines Auffehers, oder andere nach 
den Umſtaͤnden ſchickliche Mittel, die drohende Ges 
fahr nach Moͤglichkeit abgewendet werde, 

$. 773. Will der Mann mit dem Vermoͤgen der 
Frau erſt eine Handlung anfangen: ſo kann er deſſen 
Ausgutwortung nur gegen vollſtändige Sicherheits⸗ 
beſtellung fordern. : 

H. 774. Will der Mann eine der Pflegebefohl⸗ 
nen von ihrem Vater oder fonftigem Erblaſſer zuge⸗ 
fallene Handlung fortſetzen: ſo muß er dazu, auf 
beigebrachte glaubwürdige Zeugniſſe von feinen Faͤ⸗ 
higkeiten, Kenntniſſen, und Wirthſchaftlichkeit, ge⸗ 
laſſen werden; ſobald nicht überwiegende Gründe 
zur gänzlichen Aufhebung einer ſolchen Handlung, 
nach dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen vorhan⸗ 
den find (§. 677. faq.) 

% 775. Wird dem Manne die Fortſetzung der 
Handlung geſtattet: ſo iſt er als Diſponent anzuſe⸗ 
hen, und ſteht, als ſolcher, gegen den Vormund und 
das Gericht, in den §. 627. Id. beftizimten Ver⸗ 
haͤltniſſen. 

§. 776. Sollen bey Verheirathung eines oder Von Erb: 
einer Pflegebefohlnen, Vertraͤge wegen der künftigen u 
Erbfolge geſchloſſen werden: fo muß der Vormund Verbei⸗ 
das Intereſſe der Pflegebefohlnen redlich beſorgen, und Elite 
die Approbation des vormundſchaftlichen Gerichts ein⸗ Plegebe, 
holen. ſohlnen, 

§. 777. Weder der Vormund, noch das Ge 
richt, machen ſich verantwortlich, wenn fie in Auſe⸗ 
bung der Erbfolge bey den Verordnungen der Ge⸗ 
ſetze ſtehen bleiben. 

$. 778. Soll durch dergleichen Vertraͤge gewiſ⸗ 
ſen Vortheilen entſagt werden, welche die Geſetze den 
Pflegebefohlnen in dem kuͤnftigen Nachlaſſe ihres Ehe⸗ 

gatten 
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gatten anweiſen: fo muß der Vormund die dazu vor⸗ 
waltenden Grunde dem vormundſchaftlichen Gerichte 
zur beſondern Prufung anzeigen. 

H. 779. Findet das Gericht, daß der Vortheil, 
welchem entſagt werden ſoll, von dem Nutzen, wel⸗ 
chen die Pflegebefohlnen aus dieſer Entſagung ver⸗ 
nünftiger Weiſe erwarten koͤnnen, überwogen werde; 
und genehmigt alſo daſſelbe die Entſagung: ſo kann 
weder ihm, noch dem Vormunde, ein widriger Er⸗ 
folg zur Laſt gelegt werden. ; 

$. 780. Wenn an Orten, wo die Gemeinſchaft 
der Güter unter Eheleuten nach Provinzialgeſetzen oder 
Statuten eingeführt iſt, ein Pflegebefohlner männ⸗ 
lichen oder weiblichen Geſchlechts noch während der 
Lebenszeit des Vaters verheirathet; und dabey die 
Gemeinſchaft durch Vertrag geſetzmaͤßig nicht aus⸗ 
geſchloſſen worden: fo können der Vormund und das 
vormundſchaftliche Gericht die Fortſetzung derſeſben 
nicht bindern. eee 

g. 781. Wohl aber koͤnnen und müffen fie, wenn 
geſetzmaͤßige Gründe der Aufhebung eintreten, davon 
zum Beſten der Pflegebefohlnen Gebrauch machen. 
(Tit. T. H. 420. 421.) 777 
S. 782. Wird die Ehe erſt während der Vor⸗ 
mundſchaft geſchloſſen: fo bleibt die Gemeinſchaft bis 
nach erſolgter Aufhebung der Vormundschaft aus⸗ 
gefest. i 1 e 
FS. 783. Doch kann der Vormund, wenn er es 
dem Beſten der Pflegebefohlnen offenbar zuträglich 
findet, dieſer Ausfesung mit Genehmigung des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts ſich begeben. 

F. 784. Weder die geſetzmäßige Ausfegung der 
Gemeinſchaft, noch die von dem Vormunde geſche⸗ 
bene Entſagung dieſer Rechtswohlthat, beduͤrfen einer 
öffentlichen Bekanntmachung. 

5 §. 785. 
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$. 785. Iſt die Gemeinſchaft ausgeſetzt geblie⸗ 
ben: ſo muß das Gericht, gleich nach aufgehobener 
Vormundſchaft, die geweſene Pflegebefohlne verneh⸗ 
men: ob ſie in dergleichen Gemeinſchaft mit dem Ehe⸗ 
manne zu treten geſonnen ſey. 

§. 786. Der Richter muß ihr alsdann ihre 
Gerechtſame, die Folgen der einzugehenden Gemein ⸗ 
ſchaft, und die Nothwendigkeit einer Öffentlichen Bes 
kauntmachung, wenn ſie ausgeſchloſſen werden ſolle, 
gehörig, erklären, 1. } } 

8. 787. Der geweſene Vormund vertritt daben 
die Stelle ihres Aſſiſtenten; doch kann ſie ſich auch, 
ſtatt feiner, einen andern Beiſtand wählen. 

§. 788. Daß der Pflegebefohlnen dieſe Erffü- 
rung abgefordert worden; und wohin Diefelbe ausge⸗ 
fallen ſey; muß in dem nach §. 705. bey der Ent⸗ 
laffung aus der Vormundſchaft ihr zu ercheilenden 
Zeugniſſe ausgedruͤckt werden. 

$. 789. Traͤgt die geweſene Pflegebefohlne auf 
die Ausſchließung der Gemeinſchaft au: ſo muß we⸗ 
gen deſſen Bekanntmachung das Erforderliche ſofort 
verfüge werden. 855 PR. 

§. 790. Willigt fie in die Gemeinſchaft: ſo 
erſtrecken ſich die Wirkungen derſelben auf den An⸗ 
fang der Ehe zuruck. BR 

$. 791. Eben das findet Statt, wenn die ger 
weſene Pflegebefohlne Drey Monate, nach der von 
dem Richter ihr ertheilten Belehrung, verſtreichen laßt, 
ohne ſich zur Ausſchließung der Gemeinſchaſt zu er⸗ 
klaren, und die gehoͤrige Bekanntmachung zu ſuchen. 

9. 792. Gegen dieſen Entſchluß der Pfiegebefohl⸗ 
nen, ($. 785.) er falle aus wie er wolle, hat ihr 
Ehegatte kein Recht zum Widerſprueh. 

§. 793. Iſt aber gleich bey der Einſchreitung der 
Ehe die Gemeinſchaft, mit Beiſtimmung des Vor⸗ 

5 mundes, 
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mundes, und unter Genehmigung des vormundſchaft ⸗ 
lichen Gerichts, ausgeſchloſſen worden: ſo hat es da⸗ 
bey, auch nach erreichter Volljaͤhrigkeit der Pflege⸗ 
befohlnen fein Bewenden. 

§. 794. Haben der Vormund, und das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht, bey Aufhebung der Vor⸗ 
mundſchaft, die Erklarung der geweſenen Pflegebe⸗ 
fohlnen nach $. 785. 786. zu fordern verabſaumt; und 
hat auch dieſe innerhalb Dreier Monate nach er⸗ 
langter Volljährigkeit auf die Ausſchließung nicht 
angetragen: ſo muß angenommen werden, daß die 
Gemeinſchaſt mit der H. 790. beſtunmten Wirkung 
vorhanden ſey. 

F. 795. Leidet die geweſene Pflegeb:fohlne da⸗ 
durch in der Folge Schaden: fo bleibe ihr der Re⸗ 
greß an den Vormund und das Gericht, welche ih⸗ 
re Pflicht vernachläßige haben, vorbehalten. 

$. 796. Wird die Ehe während der Vormund⸗ 
ſchaft durch Tod oder richterliches Erkenntniß ge 
trennt: fo iſt keine Gemeinſchaft der Guͤter vorhanden. 

$. 797. Erfolgt aber dergleichen Trennung nach 
aufgehobener Vormundſchaft, und iſt keine ausdrüͤck⸗ 
liche Ausſchließung geſchehen: ſo wird, ſelbſt wenn 
die §. 791. beſtimmte Friſt noch nicht abgelaufen 
wäre, dennoch angenommen, daß die Gemeinſchaft 
Statt gefunden habe. 5 

§. 798. Wo nach Provinzialgeſetzen oder Sta 
tuten, nur eine Gemeinſchaft des Erwerbes durch 
Heirath entſteht; da hat es, wegen der Ehen der Pfle⸗ 
gebefohlnen, bey den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften fein Bewenden. (Tic. 1. $. 396. 14d.) 

§. 799. Gütergemeinfchafe durch Vertrag ein⸗ 
zugehen, ſind der Vormund und das Gericht nur 
alsdann berechtigt, wenn davon ein offenbarer Vor⸗ 
theil für die Pflegebeſohlnen mit völliger Sicherheit 
zu erwarten iſt. 

g. 800. 
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$. 800. Heirathet eine Pflegebefohlne zur Tin- Pente 
ken Hand, fo wird dadurch in der Vormundſchaft über rathüng 
ſie, in der Verwaltung ihres Vermögens, und ihrer Dieneher 
Einkünfte nichts verändert. (Tit. r. §. 867. [ag.) folgen 

$. 801. Der Vormund muß aber, bey der Aus: min 
ſetzung und Sicherſtellung der ihr zukommenden Ab⸗ ; 
findung, ihr Beſtes gehörig wahrnehmen. 

. 802, Heirather ein Pflegebefohlner männfi, Sg 
chen Geſchlechts: fo entſteht dadurch in feinen Ver varyung 
haͤltniſſen wegen der Vormundſchaft gar keine Ver⸗ Mee, 
aͤnderung. Bey 

. 803. In wie fern er für volljaͤhrig zu erklä 950 
ren, oder ihm die eigne Adminiſtration ſeines Ver⸗ ſchlechtg 
moͤgens zu überlaſſen fey, muß lediglich nach den 
obigen Vorſchriften beurtheilt werden. 

$. 804. Erwerben oder befigen die von ihm er⸗ 
zeugten Kinder, vor aufgehobener Vormundſchaft über 
ihn, ein eignes Vermögen: ſo hat ſein Vormund 
in Anſehung deſſelben alle Rechte und Pflichten, die 
ihm in Anſehung des eignen Vermoͤgens des Va⸗ 
ters vorgeſchrieben ſind. 

§. 805. Doch koͤnnen Befreiungen von der ober⸗ 
vormundſchaftlichen Auſſicht, die dem Vormunde, 
wegen des Vermoͤgens des Vaters, auf eine an ſich 
rechtsgültige Weiſe eingeraͤumt worden, auf einen 
ſolchen nachherigen Vermoͤgensanfall der Kinder nicht 
ausgedehnt werden. 

$. 806. Ueber die Perſon der Kinder hat der 
auch unter Vormundſchaft ſtehende Vater alle Rech⸗ 
te der väterlichen Gewalt, die ſich auf eine Vermoͤ⸗ 
gensverwaltung nicht beziehen. 

H. 807. Zur eignen Betreibung bürgerlicher 2, 


3 ER ſtellung 
Gewerbe ſoll kein Minderjähriger vor erfolgter Ma- birgertt 
jorennitätserklaͤrung zugelaſſen werden. „ 


F. 808. ft dieſes dennoch geſchehen: fo wird 
die Verbindlichkeit oder Unverbindlichkeit feiner Hand⸗ 
Allgem. kandr. IV, Baud. Sf lungen 
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lungen und Verträge, in Anſehung des Dritten, wel ⸗ 
cher mit ihm ſich eingelaſſen hat, nach den allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften von den Vertragen der Unſaͤ⸗ 
higen beurtheilt. (Th. 1. Tit. J. H. 31. 1d.) 

$. 309. Dem Pflegebefohlnen ſelbſt aber, wel⸗ 
cher dadurch Schaden leidet, bleibt der Regreſt an 
den, welcher ihn zu dem Gewerbe ordnungswidrig 
zugelaſſen hat, vorbehalten. 

$. 810. Wird Jemanden vor erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit ein Amt übertragen: fo hat der Mangel des 
Alters auf die Verbindlichkeit und Rechtekraft ſeiner 
Amtshandlungen keinen Einfluß. 

$. 917. In feinen eignen Angelegenheiten aber 
bleibt er den geſetzlichen Einſchraͤnkungen der Min⸗ 
derjaͤhrigen nach wie vor unterworfen. 

§. 812. Wer für einen Verſchwender erklaͤrt 
worden, dem ſoll der eigne Betrieb bürgerlicher Ge⸗ 
werbe ferner nicht geſtattet werden. 

g. 813. In wie fern und mit welcher Wir⸗ 
kung einem minderjährigen Gutsbeſitzer die eigne 
Verwaltung des Grundſtücks uͤberlaſſen werden koͤn⸗ 
ne, iſt §. 728. Iq. beſtimmt. 

$. 814. Durch die Adoption eines Pflegebefohl⸗ 
nen wird die Vormundſchaft uͤber ſelbigen der Re⸗ 
gel nach nicht aufgehoben. 


55 Wieder, F. 813. Die Vormundſchaft über Raſende, 


Wahnwitzige, und Bloͤdſinnige, muß aufgehoben wer⸗ 


been. den, wenn dieſelben zum völlig freien Gebrauche ih⸗ 


res Verſtaudes wieder gelangt ſind. 

$. 816. Ob dieſes geſchehen ſey, muß das vor 
mundſchaftliche Gericht ſorgfältig unterſuchen. 

H. 817. Bey dieſer Unterſuchung muß, außer 
dem Vormunde, ein von dem Gerichte ernannter 
Sachverſtändiger, und die anweſenden nächften Ver⸗ 


wandten, oder in deren Ermangelung, ein dem Die 
geber 
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gefohlnen beſonders zu beſtellender Curator, zugezo⸗ 
gen werden. ; 
§. 818. Die Vormundſchaft über Taubſtumme 9 Durch 


= auf, wenn bey angeſtellter Anterfüchung ſich perde 


det, daß fie zu der Fahigkeit, ihren Sachen ſelbſt lung der 
vorzuſtehen, gelaugt find, e 


§. 819. Wenn daher auch der Fehler am Ge⸗ 
hoͤre und an der Sprache gehoben worden: ſo muß 
dennoch erſt unterſucht werden: ob nicht etwa Bloͤd⸗ 
ſinn oder Schwäche die Fortſetzung der Vormund⸗ 
ſchaft nothwendig machen. 

$. 820. Beiderley Unterſuchungen muͤſſen mit 
Zuziehung der §. 817. benannten Perfonen ange⸗ 
ſtellt werden. 

$ 821. Die Vormundſchaft über das Vermöͤ⸗ D Durch 
gen eines Abweſenden hoͤrt auf, wenn derſelbe zu⸗ a 
ruͤckkommt, oder von feinem Leben und Aufenthalte sun der 
Nachricht giebt. Kun 

$. 822. Letzteren Falls muß er zur Ruͤckkehr, 
oder zur Beſtellung eines Bevollmaͤchtigten, welcher 
für die fernere Verwaltung feines Vermoͤgens ſorge, 
von dem vormundſchaftlichen Gerichte aufgefordert 
werden. 5 
. 823. Sind aber binnen Zehn Jahren von 
dem Leben oder Tode des Abweſenden keine Nach⸗ 
richten eingegangen: fo kann auf feine Todeserklä⸗ 
rung angetragen werden. 

$. 824. Die Befugniß, auf dieſe Todeserklaͤ⸗ 
rung anzukragen, kommt den naͤchſten Verwandten 
des Abweſenden zu. 

§. 825. Wenn ſich diefe nicht aus eigner Ber 
wegung melden: ſo iſt das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt berechtigt, aber nicht verpflichtet, fie dazu aufe 
zufordern. 

H. 826. Sind dem Vormunde und vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte keine Verwandten des Abweſen⸗ 

If a2 den 


Achtzehuter Litel, 


452 Zweiter Theil. 


den bekannt: ſo kann Letzteres den Erſteren anwei⸗ 
fen, die Todeserflärung ſelbſt nachzuſuchen. 

§. 827. In dieſem Falle aber muß derjenigen 
Behörde, welcher, wenn bey der ergehenden Vorla⸗ 
dung weder der Abweſende, noch Verwandten oder 
Erben von ihm ſich melden, das Vermoͤgen als 
herrnloſes Gut zufallen würde, von der bevorſtehen⸗ 
den Verhandlung Nachricht gegeben werden. 

$. 828. Der Zehnjaͤhrige Zeitraum iſt von dem 
Tage, da die letzte Nachricht eingegangen, oder wenn 
gar keine Nachricht eingekommen, von der Zeit an, 
da der Abweſende ſich entfernt hat, oder vermißt 
worden iſt, zu rechnen. 

$. 829. Iſt der Abweſende vor erreichter Groß. 
jährigkeit verſchollen: fo wird der Zehnjaͤhrige Zeit. 
raum erſt von dem Tage, wo er majorenn gewor⸗ 
den iſt, an gerechnet. 

$. 830. Iſt er erſt in oder nach dem Fünf und 
ſechzigſten Jahre ſeines Alters verſchollen: ſo kann er 
nach Verlauf von Fünf Jahren für todt erklaͤrt werden. 

$. 831. Iſt das Alter, in welchem der Abwe⸗ 
ſende vermißt worden, nicht bekannt; wohl aber eine 
gegründete Vermuthung, daß er damals noch minder⸗ 
jährig geweſen ſey, vorhanden: ſo muß, ehe mit 
der Todeserflärung verfahren wird, ein Funfzehn⸗ 
jähriger Zeitverlauf abgewartet werden. 

$. 832. Wird die Abweſenheit eines Verſchol⸗ 
lenen erſt bey Gelegenheit einer ihm zugefallenen Erb⸗ 
ſchaft bekaunt; und es kann alsdann ein früherer 
Zeitpunkt, wo derſelbe vermißt worden, nicht aus⸗ 
gemittelt werden: fo iſt der Todestag feines Erblaſ⸗ 
ſers dafür anzunehmen. 

$. 833. Nach Ablauf des gefegmäßigen Zeit 
raums, muß mit oͤffentlicher Vorladung des Ver⸗ 
ſchollenen, nach Vorſchriſt der Prozeßordnung ver⸗ 
fahren werden. 2 


$. 834. 
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§. 834. Nach erfolgter Todeserklaͤrung hoͤrt die 
Vormundſchaft über den Abweſenden auf; und das 
Vermoͤgen fällt demjenigen zu, welchem es nach der 
geſetzlichen Erbfolge gebührt. 

$ 835. Bey Beſtimmung dieſer Erbfolge kommt 
es auf den Tag an, an welchem das auf Todeser⸗ 
klaͤrung ergangene Urtel rechtskraͤftig wird. 

§. 836. Stirbt waͤhrend des Laufes der Unter⸗ 
ſuchung, oder der gegen das Erkenntniß zuläßigen 
Rechtsmittel, der naͤchſte Verwandte, welcher die 
Todeserklaͤrung betrieben hat: fo iſt derjenige, wel⸗ 
cher durch feinen Tod dem Verſcholleuen der Naͤch⸗ 
fie wird, befugt, die Sache für eigene Rechnung, 
bis zur Rechtskraft fortzuſetzen. 

$. 837. Er muß aber alsdann dem Erben des 
Klägers die bis dahin aufgewendeten Koſten verguͤten. 

§. 838. Hat das Erkenntniß auf Todeserkla⸗ 
rung einmal die Rechtskraft erlangt: fo können Re⸗ 
ſtitutionsgeſuche, und andere außerordentliche Rechts⸗ 
mittel, die etwa hernach noch eingewendet werden, 
einem Dritten, welcher erſt nach der Rechtskraft dem 
Abweſenden der Naͤchſte geworden iſt, nicht zum 
Vortheile gereichen. 

$. 839. Hat der Abweſende vor feiner Entfer⸗ 
nung ein Teſtament gerichtlich niedergelegt: ſo muß 
daſſelbe nach rechtskraͤftig veſtſtehender Todeserklä⸗ 
rung gehoͤrig publicirt werden. 

$. 840. Der Teftaments+, ingleichen der Ver⸗ 
tragserbe, gehen auch hier dem geſetzlichen Erben vor. 

§. 841. So lange das auf Todeserklärung er⸗ 
gangene Urtel noch nicht rechtskräftig, oder das nach 
der Beſtimmung $. 834. dem Erben zuerkannte Bere 
mögen noch nicht verabfolgt iſt, muß der Nachweis: 
daß der Abweſende früher oder ſpaͤter geſtorben, und 
alſo der Anfall an einen andern Erben gediehen ſey, 
zugelaſſen werden. 

5 F. 842. 
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§. 842. Iſt das Vermoͤgen einmal verabfolgt: 
fo findet der Nachweis, daß der Abweſende früher 
oder ſpaͤter geſtorben, und nach dieſem Zeitpunkte ſei⸗ 
nes natürlichen Todes das Vermoͤgen einem Andern 
angefallen ſey, nur mit der Wirkung Statt, daß der 
ſolchergeſtalt ausgemittelte wahre Erbe den Nachlaß 
von dem Beſitzer zwar zurückfordern kann; jedoch das 
bey nicht mehr Recht bat, als der Erblaſſer ſelbſt, 
wenn er nach der Todeserklaͤrung zurückgekommen 
wäre, gehabt haben wuͤrde. (F. 874. ldd.) 

$. 843. Was bier von Inteſtaterben verordnet 
iſt, gilt auch von Teſtaments⸗ oder Vertragserben, 
die ſich erſt nach erfolgter Ausantwortung des Ver⸗ 
moͤgens melden. 5 

$..844. Kann aber der, welcher auf den Grund 
der erkannten Todeserklaͤrung das Vermögen im Beſitz 
genommen hat, überführt werden, gewußt zu haben, 
entweder daß der Verſchollene früher geſtorben; oder 
daß er zur Zeit der Todeserklaͤrung noch am Leben ges 
weſen ſey; oder daß er ein Teſtament oder einen Erb⸗ 
ſchaftsvertrag errichtet habe: ſo muß ein ſolcher Be⸗ 
figer demjenigen, welchem hiernach das Erbrecht wirk⸗ 
lich zukommt, das in Beſitz genommene Vermögen 
zu allen Zeiten vollſtaͤndig herausgeben. 


§. 845. Außerdem muß er gegen denſelben die 
Obliegenheiten eines unredlichen Beſitzers durchgehends 
vertreten. 

$. 846. Die Koſten der Todeserklaͤrung muͤſ⸗ 
fen in allen Fällen aus dem Vermoͤgen des Abwe⸗ 
ſenden genommen werden. k 

9. 847. Meldet ſich der Abweſende nach der 

Todeserklaͤrung: ſo kann er ſein Vermoͤgen, ſo weit 
daſſelbe, oder deſſen Werth noch vorhanden ſind, zu⸗ 
ruͤckfordern 


5 §. 848. 
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9. 848. Wegen der Rußungen, Verbeſſerun⸗ 
gen, und Verſchlimmerungen, auch ſonſt überall, 
wird der, welcher das Vermoͤgen auf den Grund 
der gerichtlichen Todeserklaͤrung in Beſitz genommen 
hat, außer dem Falle des H. 844, als ein redlicher 
Beſitzer angeſehen. 

$. 849. Verfuͤgungen, welche der Beſitzer, auf 
den Grund der erkannten Todeserklaͤrung, mit einem 
Dritten getroffen hat, koͤnnen zum Nachtheile dieſes 
Dritten, wenn er nicht ſelbſt der Unredlichkeit uͤber⸗ 
führe werden kann, in keinem Falle angefochten 
werden. 5 5 

$. 850. Nur in dem einzigen Falle, wenn der 
Beſitzer etwas von dem Vermoͤgen, aus einer bloßen 
Freigebigkeit, und auch nicht durch eine belohnende 
Schenkung, an einen Andern übertragen hat; und 
das Geſchenkte oder deſſen Werth ſich noch wirklich 
in den Händen des Uebernehmers befindet, kann der 
Zuruͤckgekommene dergleichen Summe oder Sache 
wieder fordern. £ 

$. 851. Aber auch hier hat der Uebernehmer 
alle Rechte eines vollſtaͤndigen redlichen Beſitzers. 

$. 852. Meldet ſich der Verſchollene erſt nach 
Dreißig Jahren, von dem Tage der rechtskräftigen 
Todeserklaͤrung an gerechnet: ſo kann er von dem 
Beſitzer des Vermoͤgens, fo weit daſſelbe dazu bin⸗ 
reicht, nur einen nach ſeinem Stande nothduͤrftigen 
Unterhalt fordern. 

9. 853. Nur die zur Erbfolge berechtigten Abs 
koͤmmlinge des Verſchollenen haben hierunter, wenn 
fie ſich erſt Dreißig Jahre nach der Todeserklarung 
melden, mit ihm gleiche Rechte. 

§. 854. Sind ſeit der Entfernung des Abwe⸗ 
ſenden, oder ſeit der letzten von ihm eingegangenen 
Nachricht, Vierzig Jahre verfloſſen, ohne daß in der 
Zwiſchenzeit Todeserklarung geſucht worden: fü Be 

f dieſelbe 
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dieſelbe auf den Antrag des alsdann vorhandenen näch- 
ſten Verwandten erfolgen, ohne daß es einer Edictal⸗ 
eikation bedarf. 
Anh. F. 171, Auch unterbleibt in dieſem Fall dle oͤffent⸗ 
liche Vorladung der etwanſgen unbekannten Erben des 
Abweſenden. 5 

§. 855, War der Verſchollene zur Zeit feiner Ent 
fernung noch nicht Vier und zwanzig Jahr alt: fo 
werden dieſe Vierzig Jahre von dem Tage an, da er das 
Vier und zwanzigſte Jahr zurückgelegt. bat, gerechnet. 

30 Durch g. 85%, Die Vormundſchaft über einen Ver⸗ 
bes ere ſchwender muß aufgehoben werden, ſobald derſelbe 
föwens überzeugende Proben ſeiner gründlich erfolgten Beſ⸗ 
dete. ſerung beibringt. 5 

K. 857. Die Gruͤnde des Aufhebungsgeſuchs 
müſſen von dem Gerichte, mit Zuziehung des Vor⸗ 
mundes und der Verwandten, nach den Vorſchriften 
der Prozeßordnung forgfäleig geprüft werden. 

H. 858. Nur eine anhaltende, wenigſtens durch 
Zwey Jahre erprobte Beſſerung, kann zur Begruͤn⸗ 
dung eines ſolchen Geſuchs zugelaſſen werden. 

F. 859. Einem geweſenen Verſchwender muß 
das Gericht, bey ſeiner Entlaſſung, ein Zeugniß dar⸗ 
über zu dem §. 705, angegebenen Behuf ertheilen. 

durch 9. 860. Durch den natürlichen Tod des Pflege⸗ 
lachen Ar befohlnen wird jede Vormundschaft aufgehoben. 
on bus F. 861. Langſtens innerhalb Zwey Monaten 
e nach geendigter Vormundſchaft, iſt der Vormund die 
5 0 a0. Schlußrechnung einzureichen verbunden. ; 
dit $. 862. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die 
Ft Vormundschaft nur in Ruckſicht auf die Erhaltung 
eb der Subſtanz des Vermögens fortgeſetzt wird; die 
Schlut, Verwaltung des Vormundes aber gaͤnzlich aufhört. 
1109 $. 863. Die Rechnungslegung geſchieht dem 
geweſenen Pflegebefohlnen, oder deſſen Erben. 


. 864. 
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8,864. Mit der Schlußrechnung zugleich, muͤſ⸗ 
fen. dem Rechnungsnehmer das Inventarium, und die 
vorhin dem vormundſchaftlichen Gerichte übergebenen 
Jahresrechnungen, ingleichen die verhandelten Vor⸗ 
mundſchaftsgkten vorgelegt werden. / 

H. 865. Dem Pflegebefohlnen ſteht es freu, bey 
der Schlußrechnung auch noch Erinnerungen gegen 
die ſchon abgelegten Rechnungen nachzubringen. 

§. 866, Doch kaun er gegen Rechnungen, die 
weiter als auf Zehn Jahre zurückgehen, und worüber 
der Vormund von dem Gerichte quittirt worden iſt, 
nur ſolche Ausſtellungen machen, die auf eine durch, 
Vorſatz oder grobes Verſehen ihm zugefügte Verkür⸗ 
zung ſich gruͤnden. 117 1 

F. 867. Ob die Abnahme der Rechnung gerichte 
lich geſchehen ſolle, haͤngt hauptſaͤchlich von dem Be⸗ 
funde des Rechnungsnehmers ab. N 

$: 868. Doch konnen guch der Vormund, in⸗ 
gleichen das vormundſchaftliche Gericht, auf die ge⸗ 
richtiche Abnahme der Rechnung beſtehen, ſo bald 
der Rechnungsnehmer mit Ertheilung der Verzicht 
zoͤgert. (9. 894.) J a 
8.869. Wird nur die Vermoͤgensverwaltung 
nach ö. 729. aq, dem Pflegebefohlnen uͤberlaſſen; die 
Vormundſchaft ſelbſt aber noch foneſetzt; ſo muß dis 

Schlußrechnung, ſo wie jede andere, bey dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte gelegt und abgenommen 
werden. Anse: 3 

. 870. Ein Vormund, welcher während der 
Führung ſeines Amtes von der Rechnungslegung an 
das Gericht befreit geweſen, kann ſich dennoch der 
Pflicht, dem d e as oder deſſen 
1 vollftandige Rechnung abzulegen, nicht ent⸗ 

ziehen. 5 
F. 871. Hat der Erblaſſer der Pflegebefohlnen 
den Vormund nur in allgemeinen Ausdruͤcken 5 a 
heil) 


Achtzehnter Titel, 


— — 


458 Zweiter Theil, 


Rechnungslegung befreit: fe iſt anzunehmen, daß der⸗ 
ſelbe dem Vormunde dieſe Pflicht uur in Anſehung 
des vormundſchaftlichen Gerichts habe erlaſſen wol⸗ 
len. (F. 693. 694.) g 

6. 872. Ein folder Vormund kann ſich alſo nicht 
entbrechen, Rechnungen zu halten, und dieſelben, 
nach geendigter Vormundſchaft, dem geweſenen Pfle⸗ 
gebefohlnen vorzulegen. 

$. 873. Doch kann letzterer gegen dieſe Rech⸗ 
nungen nur ſolche Ausſtellungen machen, die eine 
von dem Vormunde aus Vorſatz oder grobem Ver⸗ 
ſeben iom zugefuͤgte Verkürzung betreffen. 

F. 874. Erhellet aber aus der an ſich rechtsgul⸗ 
tigen Verordnung des Erblaſſers, daß der Vormund 
von aller Rechnüngeleaung, auch an den Pſlegebe⸗ 
fohlnen, befreit ſeyn folles fo bat es dabey lediglich 
ſein Bewenden 5 

9.875. Ein ſolcher Pflegebefohlner muß mit 
ines allgemeinen Nachweiſung der Subſtanz: fo wie 
Pieſelbe zur Zeit der angetretenen Vormundſchaft ſich 
verhalken bar, und gegenwaͤrtig beſchaffen iſt, ſich 
begnügen, 1 j 
18.276. Kann jedoch der geweſene Pflegebefoßl⸗ 
une beftiningee Anzeigen einer bey einem einzelnen Ger 
ſchäfte don dem Vörmtünde ihm vorſatzlich zugefüͤg ⸗ 
ten Verkürzung anführen und einigermaßen beſchei⸗ 
nigen: fo kann der Vormund ihn über dieſes Ge⸗ 
ſchäft nähere Auskunft und Rechenſchaft zu geben 
ſich nicht entbrechen. i 
H. 877. Wird der Vormund auch nur bey einem 
inzelnen Gefchäfte eines unyedlichen Verhaltens über⸗ 
führe; jo iſt er ſchuldig, dem geweſenen Pflegebes 
foblnen über feine ganze geführte Verwaltung voll⸗ 
ſtaͤndige Rechnung abzulegen. 

$. 878. In allen Fallen, da ein von der Rech⸗ 
nungslegung befreit geweſener Vormund gleichwohl 

aus 
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aus einem oder dem andern rechtlichen Grunde dazu 
für ſchuldig erklaͤrt wird, und derſelbe eine ordentliche 
Rechnung nicht ablegen kann oder will, muß er von 
der in ſeine Verwaltung uͤbernommenen Vermoͤgens⸗ 
ſubſtauz Sechs vom Hundert an Zinſen, ohne den 
mindeſten Abzug entrichten. 

H. 879. Kann auch die Subſtanz nicht ausge⸗ 
mittelt werden: ſo iſt der, welchem die Rechnung 
gelegt werden ſoll, zur eidlichen Angabe derſelben 
zu verſtatten. 6 

H. 880. Wenn nicht bloß die vormundſchaftliche b) das 
Adminiſtration, ſondern zugleich die ganze Vormund⸗ Kante 
ſchaft aufhoͤrt: fo muß dem geweſenen Pflegebefohl⸗ geant- 
neu, oder deſſen Erben, ſein geſammtes Vermoͤgen Mit 
von dem Vormunde oder dem vormundſchaftlichen 
Gerichte ausgeantwortet werden. 8 5 

H. 881. Dieſe Ausantwortung kann der gewe⸗ 
ſene Pflegebefohine, gegen Empfangſchein, ſofort, 
und noch ehe die Schlußrechnung abgenommen iſt, 
fordern. A 1 ; ; 

§. 882. Dagegen muͤſſen dem Vormunde alle 
nach der Schlußrechnung zu fordern habende Vorſchuͤſ⸗ 
ſe und Auslagen unverzüglich gut gethan werden. 

g. 883. Werden zwar die Vorſchuͤſſe von dem 
Rechnungsnehmer nicht anerkannt; es finder fich aber, 
daß die ſämmtlichen Ausgaben in der Rechnung mit 
unverdachtigen Belägen beſtaͤrkt ſind: fo ſteht dem 
Vormunde frey: ein verhältnißmäßiges Quantum von 
dem auszuantwortenden Vermoͤgen, bis zum Aus⸗ 
trage der Sache, mit Arreſt zu belegen. 

$. 884. Auch kann er wegen ſolcher Vorſchüͤſſe 
eine Proteſtation auf die Grundſtuͤcke des Pflegebe⸗ 
fohlnen eintragen laſſen. eh ber 

§. 885. Nach gelegter Schlußrechnung, und Bor, 
erfolgter Bermögensaus antwortung, if der geweſene Min ner 
Pflegebefohlne, oder deſſen Erbe, den geweſenen quittirt 

Vor⸗ werden. 
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Vormund und das vormundſchaftliche Gericht gericht⸗ 
lich zu quittiren verbunden. 

H. 886. Der Ertheilung dieſer Verzicht kann 
der Pflegebefohlne fidy nicht weigern, wenn auch noch 
ein oder anderer Punkt aus der gefuhrten Admini⸗ 
ſtration einer nähern, oder gar gerichtlichen Eroͤrte⸗ 
rung bedarf. F 

F. 887. Vielmehr muͤſſen dergleichen noch uns 
eroͤrterte Punkte in der Quittung, ausdrücklich vor⸗ 
behalten werden. 

§. 888. Mit dem Tage der geleiſteten Verzicht 
hört das H. 295, beſcheiebene Vorzugsrecht des ger 
weſenen Pflegebefohlnen in den Gütern des Vor⸗ 
mundes auf, und dieſer muß von der etwa beſon ⸗ 
ſonders beſtellten Caution eutbunden werden. 

§. 889. Die Entbindung von dieſer Caution kann 
jedoch der Vormund ſchon alsdann fordern, wenn ihm 
die Vermoͤgensadminiſtration abgenommen wird. 

9. 890. Doch muß, in dem Falle des §. 886. 
die Caution ſo weit ſtehen bleiben, als es zur De⸗ 
ckung ſolcher Anſprüche des Pflegebefohlnen bis zum 
Auskrage der Sache erforderlich iſt. 

§. 891. Es ſteht aber dem geweſenen Vormunde 

frey, den Pflegebefohlnen wegen ſolcher Anſprüche 
anderweitig zu decken, und dagegen auf Losgebung 
der ganzen Caution anzutragen. 
FS. 892. Das geſetzliche Vorrecht in dem Ver⸗ 
mögen des Vormundes dauert auch in dem Falle des 
F. 889. fo lange fort, bis demſelben, nach völlig 
aufgehobener Vormundſchaft, förmliche Verzicht ge⸗ 
leiſtet worden. 

§. 893. Mit Ertheilung der Verzicht muß der 
geweſene Pflegebefohlne nicht ubereile werden. 

$. 894. Zögert er jedoch damit uͤber Ein Jahr, 
vom Tage der ihm zugeſtellten Schlußrechnung: fo 
koͤnnen ihn der Vormund, und das a 
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liche Gericht, zu deren Ertheilung, oder zur gericht- 
lichen Anbringung feiner Ausſtellungen, im ordent⸗ 
lichen Wege Rechtens anhalten. 

§. 895. Auch nach ertheilter Generalverzicht, 
kann der geweſene Pflegebefohlne den Vormund aus 
ſolchen Angelegenheiten und Geſchäften in Anſpruch 
nehmen, die in den Rechnungen, und den ihm vor⸗ 
gelegten Akten, nicht vorgekommen find. 

§. 896. Außerdem ſind alsdann keine weitere 
Ausſtellungen zuläßig, als welche einen von dem Vor⸗ 
munde begangenen Betrug, und vorſaͤtzliche Verkuͤr⸗ 
zung zum Grunde haben. ne 

§. 897. Wegen der Rechnungsfehler finden eben 
die Vorſchriften, wie bey einem Verwalter fremden 
Eigenthums Anwendung. (Th. x. Tit. 14: $. 15 r.) 

§. 898. Die Rechnungslegung, Quittung, und 
Loͤſchung der Caution, geſchieht auf Koſten des ge⸗ 
weſenen Pflegebefohlnen. 8 

F. 899. Auch ein ſolcher Vormund, der keine 
Rechnung zu legen gehabt hat, kann nach erfolgter 
Ausantwortung des Vermögens, Quittungsleiſtung 
über gehörig geführte Vormundſchaft fordern. i 

$. 900. Von Seiten des Vormundes, endigt 10 En 
fih das vormundſchaftliche Amt deſſelben durch ſem Vor, 
Abſterben. Kane 

§. 901. Einen ſolchen Todesfall muͤſſen die Er- von Ser 
ben, oder die zurüuͤckgelaſſene Ehegattin des Vormun⸗ ten des 


des, dem vorımundfehaftlichen Gerichte, ohne Zeit, ya mu 
verluſt, bey eigener Vertretung anzeigen. Beh 


$. 902. Eben dieſe Anzeige liegt auch einem etwa deſſel⸗ 

beſtellten Mitvormunde bey gleicher Vertretung ob. ben; 
$. 903. Sind die Erben unbekannt, abweſend, 
oder ſelbſt der Bevormundung beduͤrſtig; und iſt auch 
von einem beſtellten Mitvormunde nichts bekannt: fo 
muß die Obrigkeit, welche in einem ſolchen Falle fuͤr 
die Sicherheit der Verlaſſenſchaft des ae > 
or⸗ 
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Vormundes zu forgen hat, wenn fie nicht felbft das 
vormundſchaftliche Gericht iſt, dieſem von dem Ab⸗ 
gange des bisherigen Vormundes Nachricht geben. 

904, Das vormundſchaftliche Gericht muß 
ſofort für die Sicherheit des bisher unter den Händen 
des Vormundes geweſenen Vermoͤgens, und für die 
Beſtellung eines andern Vormundes ſorgen. 

§. 905. Zieht die neue Bevormundung ſich in 
die Länger ſo muß dem Pflegebefohlnen ein Inte⸗ 
rimscurator beſtellt werden. 3 

$. 906. Die Erben des verſtorbenen Vormun⸗ 
des, oder, wenn keine Erben vorhanden ſind, der von 
der ordentlichen Obrigkeit über deſſen Nachlaß be⸗ 
ſtellte Curator, find, ſchuldig, dem neuen Vormun⸗ 
de über das Vermögen des Pflegebefohlnen Schluß 
rechnung abzulegen. 

$. 907. Dieſes muß, wenn lauter geoßjährige Er ⸗ 
ben vorhanden find, binnen Sechs Wochen nach dem 
Ablaufe der geſetzlichen Ueberlegungsfriſt geſchehen. 

§. 908. Sind aber Pflegebefohlne unter ihnen, 
oder hat ein Verlaſſenſchaftscurator beſtellt werden 
muͤſſent fo kann dieſen eine dreimonatliche Friſt zur 
Rechnungslegung nicht verſagt werden. 

$. 909. Die Abnahme der Rechnung muß bey 
dem vormundſchaftlichen Gerichte erfolgen. 

§. 910. Der neue Vormund hat dabey alle Rech · 
te und Pflichten, welche dem Pffegebefohlnen ſelbſt, 
bey der nach Endigung der Vormundſchaft zu legenden 
Schlußrechuung zukommen. (§. 863. gg.) 

$. 911. Bey Abforderung der Schlußrechnung, 
ingleichen bey Prüfung derſelben, haftet der neue 
Vormund für ein maͤßiges Verſehen. ; 

$. 912. Dagegen trifft ihn, wegen unterlaſſener 
Erinnerungen gegen die vorhergehenden von dem vor⸗ 
mundſehaftlichen Gerichte ſchon abgenommenen Rech 
nungen, keine Vertretung, wenn er nur in der Folge, 
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da ihm Verkürzungen des Pflegebefohlnen bekannt 
werden, die Rechte deſſelben nach H. 895. 896. 
897. zu beobachten, nicht vernachlaͤßigt. 

$ 913. Entſteht ein Rechnungsprozeß, fo muͤſ⸗ 
ſen ſich die Erben des Vormundes darüber vor eben 
dem Gerichte einlaſſen, wo der Erblaſſer in Ange⸗ 
legenheiten dieſer Vormundſchaft, Recht zu nehmen 
ſchuldig war. 5 

$. 914, Wird über den Nachlaß des geweſenen 
Vormundes bey einem andern Gerichte Concurs eroͤff⸗ 
net: ſo iſt der neue Vormund die demſelben gemachten. 
Ausſtellungen bey dem Concurſe nur zu dem Ende 
anzuzeigen verbunden, damit ihnen in dem Priori⸗ 
taͤtsurtel ihr gehöriger Ort angewieſen werde. 

H. 915. Alles, was zum Vermoͤgen der Pfle⸗ 
gebefohlnen gehoͤrt, muͤſſen die Erben ſofort, und 
ohne die Rechnungslegung abzuwarten, nach der 

Anweiſung des Gerichts, dem neuen Vormunde, 
oder dem Gerichte ſelbſt, gegen Empfangſchein ver⸗ 
abfolgen. 

$. 916. Nach gelegter Schlußrechnung, und 
ausgeantwortetem Vermoͤgen, muͤſſen die Erben des 
Vormundes von dem neuen Vormunde gerichtlich 
quittirt werden. I 

$. 917. Dergleichen Verzichtleiſtung hat für die 
Erben eben die Wirkung, wie diejenige, die nach 
ganzlich auſgehobener Bormundſchaft von dem ge⸗ 
weſenen Pflegebefohlnen ſelbſt ertheilt wird. 

$. 918. Das vormundſchaftliche Gericht kann ) burch 
den von ihm beſtellten Vormund wieder entlaſſen, und ain 
einen andern beſtellen, ſobald er ſolches dem Beſten 5 
des Pflegebefohlnen zuttäglich findet. 

$. 919. Nur alsdann, wenn der zu entlaſſen⸗ 
de Vormund widerſpricht, muß ihm uͤber die Urſa⸗ 
chen der Entlaſſung rechtliches Gehoͤr und Erkennt⸗ 
niß verſtattet werden. 

8. 920% 
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§. 920. Perſonen, welche nach den Geſetzen 
zu Vormündern vorzüglich beſtellt werden muͤſſen 
(S. 172. [ad .), iſt das Gericht, wenn fie einmal be⸗ 
ſtellt worden, nur alsdann wieder zu enrlaſſen be⸗ 
rechtigt, wenn nachgewieſen werden kann, daß ihre 
längere Beibehaltung den Pflegebefohlnen ſchaͤdlich 
oder gefährlich ſeyn würde, 5 

$. 921, Andere Vormuͤnder konnen auch wegen 
eines geringern Grades von Rachläßigkeit oder Un⸗ 
ordnung ihres Amts entlaſſen werden. 

8. 922. Schuldbare Verzoͤgerung in Einbrin⸗ 
gung der ſchuldigen Rechnungen, iſt ein rechtmäßiger 
Grund zur Entlaſſung eines jeden Vormundes. 

§. 923. Wenn während der Vormundſchaft 
Prozeſſe uͤber wichtige Forderungen oder Rechte zwi⸗ 
ſchen dem Vormunde und dem Pflegebefohlnen ent 
ſtehen (S. 147.): fo kann dieſes, nach vernünftigen 
und billigem Ermeſſen des Gerichts, für einen hin⸗ 
reichenden Grund zur gaͤnzlichen Entlaſſung des Vor⸗ 
. mundes angenommen werden. 

3) durch §. 924. Macht aber der Vormund ſich eines 
eg unredlichen Betragens gegen den Pflegebefohlnen ver⸗ 
daächtig: fo muß die Sache von Amts wegen unter⸗ 

ſucht, und uͤber ſeine Remotion erkannt werden. 
$. 925. Beſonders findet dieſe Remstion Statt, 
wenn der Vormund Gelder und Vermoͤgen des Pfler 
gebefohlnen, ohne Vorwiſſen des Gerichts, für ſich 

ſelbſt genutzt hat. 

* $. 926. Neben und Ehrenvormünder find ſchul⸗ 
dig, wenn fie ein unredliches Betragen bey dem admi⸗ 
niſtrirenden Vormunde wahrnehmen, daſſelbe dem 
vormundſchaftlichen Gerichte, zur nähern Unterſu⸗ 

chung, bey eigener Vertretung anzuzeigen. 

$. 927. Die Verwandten des Pflegebeſohlnen, 
welche nach H. 97 — 100, für feine Bevormundung 
forgen muͤſſen, find auch ſchuldig, ein zu ihrer gr 
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ſenſchaft gelangendes unredliches Verhalten des Vor⸗ 
mundes dem Gerichte, bey gleicher Vertretung, zu 
eroͤffnen. & 

$. 928. Auch gehören dergleichen Anzeigen zu 
den Amtspflichten des fiskaliſchen Bedienten. 

§. 929. Jeder Bürger des Staats hat das 
Recht, wenn er wahrnimmt, daß ein Vormund mit 
der Perſon, oder den Guͤtern des Pflegebefohlnen, 
untreu oder ſorglos umgehe, die Obrigkeit davon zu 
benachrichtigen. 

$. 930. Der Pflegebefohlne ſelbſt kann die bes 
merkte Sorgloſigkeit oder Untreue ſeines Vormundes 
anzeigen. 

H. 931. Auf dergleichen Anzeigen, wenn ſie 
nothduͤrftig beſcheinigt find, oder bey einer vorläu⸗ 
figen ohne Aufſehen anzuſtellenden Prüfung nicht 
ungegründet befunden werden; ingleichen wenn das 
Gericht ſelbſt ein pflichtwidriges Verhalten an dem 
Vormunde wahrnimmt, muß die Unterſuchung wider 
ihn verfuͤgt werden. 

§. 932. Während der Unterſuchung iſt das 
vormundſchaftliche Gericht ſchuldig und befugt, fuͤr 
die Sicherheit des Pflegebefohlnen, durch Beſtellung 
eines Nebenvormundes, oder Aufſehers; durch In⸗ 
hibitionen an die Pächter, oder Schuldner; durch 
Erhöhung: der Caution; und andre nach den Um⸗ 
ſtaͤnden ſchickliche Maaßregeln, Sorge zu tragen. 

§. 933. Findet ſich bey der Unterſuchung, daß 
der Vormund ſich der Veruntreuung und Unredlich⸗ 
keit in Führung feines Amts ſchuldig gemacht habe: 
fo muß er deſſen durch Urtel und Recht entſetzt, und 
dem Pflegebefohlnen ein anderer Vormund beſtellt 
werden. ea a 

H. 934. Dieſer muß unverzuͤglich auf Legung 

der Schlußrechnung, ingleichen auf Herausgabe des 
etwa noch in den Händen des entſetzten Vormundes 
Allgem. Landr. IV, Band, G9 befind⸗ 
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befindlichen Vermoͤgens dringen, und für die Bei⸗ 
treibung alles deſſen, was derſelbe dem Pflegebefohl⸗ 
nen zu vertreten hat, ſorgen. 

$. 935. Außerdem muß auf Beſtrafung eines 
ſolchen wegen Untreue oder Unredlichkeit entſetzten 
Vormundes, nach Vorſchrift des Criminalrechts er⸗ 
kannt werden. 

§. 936. Wird der Vormund bey der Unterſu⸗ 
chung bloß eines Verſehens ſchuldig befunden: ſo 
iſt er nur zur Vertretung des“ dem Pflegebefohlnen 
baraus entſtandenen Schadens gehalten. 

§. 937. In einem ſolchen Falle muß er zwar 
von der angetragenen Remotion ausdruͤcklich frey ge · 
ſprochen werden; doch hängt es bloß von dem Ev 
meſſen des Gerichts ab: ob ihm daſſelbe die Bor 
mundſchaft länger anvertrauen, oder ihn davon ent- 
laſſen wolle. 

$. 938. Hat ein ſolcher Vormund ein grobes 
Verſehen begangen: ſo verliert er die von dem Erb 
laſſer fur die auvertrauete Vormundſchaft ihm aus: 
geſetzte Belohnung. 

§. 939. Auch wenn der Vormund ganz unſchul⸗ 
dig befunden worden, kann er dennoch gegen ſoſche 
Denancianten, welche zur Auſſicht über ihn unter 
Vertretung verpflichtet find, keine Injurienklage an 
ſtellen. 

S. 940. Doch findet die Injurienklage Statt, 
wenn dergleichen Denuncianten den Vormund, wider 


beſſeres Wiſſen und Ueberzeugung, entehrender Hands 


lungen beſchuldigt haben. 

$. 941. Wenn Jemand, während der Fuͤhrung 
einer Vormundſchaft, eines von denjenigen Vorrechten 
erlangt, welche von Uebernehmung eines vormund⸗ 
ſchaftlichen Amts befreien: fo giebt ihm dieſes den» 
noch kein Recht, die einmal übernommene Vor⸗ 
mund⸗ 
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mundſchaſt wider den Willen ia Obrigkeit nieder⸗ 
zulegen. 

H. 942. Gelangt der Wund zu einem Amte, 
oder in ein Verhaͤltniß, welches für ihn, wenn er 
eine neue Vormundtſchaft übernehmen follte, die be⸗ 
ſondere Erlaubniß einer vorgeſetzten Behörde noth⸗ 
wendig machen wuͤrde: fo muß er dieſe Veränderung 
ſeiner Umſtaͤnde dem vormundſchaftlichen Gerichte 
anzeigen, und zugleich die Erlaubniß zur Beibehal⸗ 
tung der Vormundſchaft bey der Behörde nachſuchen. 

G. 158 — 163.) 

§. 943. Wird letztere verweigert, oder kann 
ſie das vormundſchaftliche Gericht in dem Falle des 
$. 158. 159. nicht annehmen: fo muß der Vormund 
entlaſſen werden. 

F. 44. Geraͤth ein ſchon beſtellter Vormund 5) durch 
in Umſtände, wo er der Vormundſchaft fernerhin dag 
gehörig vorzuſtehen ſich nicht getrauet: fo iſt er be- digkeit) 
fugt und ſchuldig, dieſelben dem vormundſchaftlichen 
Gerichte zur nähern Beurtheilung anzuzeigen. 

$. 945. Auch ohne dergleichen Anzeige muß 
das Gericht einen Vormund, welcher in Umſtaͤnde 
kommt, wo er ſeinem Amte nicht mehr gehoͤrig vor⸗ 
ſtehen kann, deſſelben, ſobald dergleichen Umſtände 
zu feiner Wiſſenſchaft gelangen, entlaſſen, und fuͤr 
die Beſtellung eines andern Vormundes ſorgen. 

$. 946. Muß der Vormund wegen Wahn⸗ 
oder Bloͤdſinns, oder aus andern Urſachen, ſelbſt 
unter Vormundſchaft geſetzt werden: ſo findet alles 
Statt, was F. 900. Id! von der Aufhebung der 
Vormundschaft durch den natürlichen Tod des Vor⸗ 
mundes verordnet iſt. 

$. 947. Die zur Vormünderin beſtellte Mutter ) durch 
des Pflegebefohlnen muß, wenn ſie zu einer andern En 
Ehe ſchreitet, dem vormundſchaftlichen Gerichte, ung der 
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noch vor Vollziehung der Heirath, davon Anzeige 
machen. 

$. 948. Unterlaßt fie dieſes: To muß Unter⸗ 
ſuchung wider ſie verfuͤgt, und ſie, nach Befund der 
Umſtände, der Vormundſchaft als verdaͤchtig entſetzt, 
oder doch entlaſſen werden. 


. 949. Wenn die Mutter, vor regulirter Sa 
che, ohne Genehmigung des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts, ſich wieder verheirathet hat: fo muß ihr 
Mann fuͤr das, was ſie aus der Vormundſchaft zu 
vertreten hat, als Selbſtſchuldner haften; und die 
Pflegebefohlnen haben, zu ihrer Sicherheit, in ſei⸗ 
nem Vermoͤgen eben die Rechte, wie in dem Ver⸗ 
moͤgen eines Vormundes. 1 


$. 950. In allen Fällen, wo ein Vormund 
feines Amtes von dem vormundſchaftlichen Gerichte 
entlaſſen werden ſoll, iſt er befugt und ſchuldig, daf 
ſelbe fo lange noch fortzufegen, bis dem Pflegebefopl. 
nen ein neuer Vormund wirklich beſtellt worden. 

§. 951. Alsdann muß ihm, nach gehoͤrig ger 
legter und abgenommener Schlußrechnung, auch er⸗ 
folgter Aus antwortung des in Händen gehabten Ver⸗ 
moͤgens, von dem neuen Vormunde Quittung gelei⸗ 
ſtet werden. 


$. 952. Wenn einem Pflegebefohlnen mehrere 
Vormunder beftelle find, und einer derſelben abgeht: 
fo hänge es lediglich von dem Ermeſſen des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts ab: ob ſeine Stelle wieder 
erſetzt, oder die Vormundſchaft von dem oder den 
uͤbrigen allein verwaltet werden ſolle. 
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Neunter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der 
Curatoren. 


§. 953. Curakores, welche den Pflegebeſohlnen Pon Ei 
nur zu gewiſſen Geſchäften und Angelegenheiten be⸗ Aber 
ſtellt werden, haben, in Auſehung dieſer Gefhäfte, haupt. 
die Rechte und Pflichten eines Vormundes. 

§. 954. Außer dem, was wegen der Militär« 
perſonen §. 77. Ig. verordnet iſt, kommt die Bes 
ſtellung des Curators eben dem Gerichte zu, welchent 
die Bevormundung, wenn der Fall dazu vorhanden 
wäre, gebuͤhren wurde. 

H. 955. Doch kann auswärtigen Pflegebefohl⸗ 9.0 
nen, welche in biefigen Landen einen Prozeß oder 
ein einzelnes Gefchäft haben, ein Curator dazu von 
dem hieſigen Richter, bey welchem der Prozeß oder 
das Geſchaͤft zu betreiben iſt, beſtellt werden. 

§. 956. Bey Curatoren findet alles Statt, was 
vorſtehend von Vormuͤndern verordnet iſt; in fo 
fern nicht beſondere Vorſchriſten, oder die Natur ih⸗ 
es nur ein einzelnes Geſchäft betreffenden Amts, 
Ausnahmen begründen. 

§. 957. Das Geſchaͤft oder die Angelegenheit, . 
zu welchen fie verordnet find, muß in der ihnen er⸗ 
theilten Beſtallung deutlich ausgedruckt werden. 

95. 958. Iſt' mit ihrem Auftrage eine Vermo⸗ 
gens⸗Adminiſtration verknüpft: ſo find fie, gleich 
den Normündern, zur Einreichung eines Inventarii, 
zur Cautionsbeſtellung und zur Rechnungslegung 
verbunden. 

§. 959. So lange dergleichen Adminiſtration 
dauert, haben die Pflegebefohlnen in dem Vermoͤgen 
ihrer Curatoren eben die Vorrechte, wie in dem Ver⸗ 
mögen der Vormuͤnder. 

H. 968, 
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§. 960. Das Amt eines ſolchen Curators hört 


auf, ſobald das Geſchaͤft, zu welchem er beſtellt iſt, 


1. Von 


Curatore 


1 


beendigt und in Richtigkeit geſetzt worden. 

9. 961. Sobald das vormundſchaftliche Gericht, 
oder der inzwiſchen zu der Fahigkeit, ſich ſelbſt vor⸗ 
zuſtehen, gelangte Pflegebefohlne, das Gefchält für 
berichtigt ausdrücklich oder ſtillſchweigend angenom⸗ 
men haben, erreicht auch das dem Pflegebefohlnen 
in dem Vermoͤgen des Curators zukommende Vorrecht 
ſein Ende. 

$. 962. Der Curator einer noch ungebornen 


einer noch Leibesfrucht bat darauf zu ſehen, daß die Wittwe 
ungebor: aus dem Nachlaſſe gehörig verpflegt, der Nachlaß 


nen Leis 


begſrücht, ſelbſt aber ſicher aufbewahrt, und weder verbracht, 


noch verdunkelt werde. 

§. 963. Die Verwaltung des Nachlaſſes liegt 
ihm nur alsdann ob, wenn ey zugleich zum Verlaſ⸗ 
e beſtellt worden. (Th. 1. Tit. 9. 

371. Lad.) 

. Su Dieſe Curatel endigt fich mit Ablauf 
des Zeitraums, binnen welchem nach den Geſetzen 
entſchieden ſeyn muß: ob ein rechtmaͤßiges Kind des 
Verſtorbenen vorhanden ſey. 

9. 965. Wird binnen dieſer Friſt die Wittwe 
von einem lebendigen Kinde entbunden; ſo muß der 
der Leibesſeucht beſtelle geweſene Curator für deſſen 
ordentliche Bevormundung ſorgen. 

H. 966. Auch der aus unehelicher Schwaͤnge⸗ 
rung erzeugten Leibesfrucht muß ein Curator beſtellt 
werden, 

$. 967. Dieſem liegt es ob, die Rechte der Leis 
besfrucht wegen Ernährung der Mutter, und Aus⸗ 
mittelung der Entbindungs⸗ und Verpflegungskoſten 
für dieſelbe aus dem Vermögen des Schwängerers, 
wahrzunehmen. 


9. 968. 
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§. 968. Kommt aus dem unehelichen Beiſchlafe 
ein Kind zur Welt: ſo muß der Curator demſelben 
auf geſetzmaͤßigen Wegen die Rechte eines Ehelichen, 
und wo dieſes nicht Statt findet, den Ausſatz der Er⸗ 
ziehungs⸗ und Berpflegungsfoften aus dem Vermoͤ⸗ 
gen des Schwaͤngerers, zu verſchaffen bemüht ſeyn. 

(Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 11. Tit. 2. Abſchn. 9.) 

$. 969. Kommt ein ſolches Kind nicht unter 
die Gewalt ſeines natuͤrlichen Vaters: ſo muß der 
Curator fuͤr das Beſte deſſelben, bis zur erreichten 
Dolljäprigfeit,Ate Vormund ſorgen. 

H. 970. Ein Curator, welcher ſolchen Pflegebe⸗ u. Von 
fohlnen, die noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehen, une. 
bloß zur Auseinanderſetzung mit dem Vater beſtellt Behufe 
worden, iſt dafür zu ſorgen ſchuldig, daß das Ver- anden 
mögen des Pflegebefohlnen vollſtändig ausgemittelt, fesung 
und gegen Verdunkelungen bewahrt werde. 5155 

§. 971. Der Verwaltung ſich zu unterziehen, 
iſt er weder befugt noch ſchuldig; fondern dieſe ver⸗ 
bleibt, unter den geſetzlichen Einſchraͤnkungen, dem 
Vater. 

§. 972. In allen Fällen, wo der Vater zur 
Sicherſtellung eines ſolchen Vermoͤgens nach den Ges 
ſetzen verbunden iſt, muß der Curator, bey der Aus⸗ 
einanderſetzung, auch für die Berichtigung der Sir 
cherheit ſorgen. (Th. 2. Tit. 2, §. 179. faq.) 

§. 973. Ereignet ſich der Fall, daß der Vater 
das eigenthuͤmliche Vermögen der Kinder ſicher zu 
ſtellen verbunden wäre, erſt nach beendigter Ausein⸗ 
anderſetzung: fo iſt der Curator zwar ſchuldig, auf 
dieſe Sicherſtellung bey dem vormundſchaftlichen Ges 
richte anzutragen. 

§. 974. Auch liegt ihm ob, für das Beſte der 
Pflegebefohlnen zu ſorgen, wenn die einmal beſtellte 
Sicherheit ſchlechter wird, oder eine Veraͤnderung 
damit vorgenommen werden ſoll, oder wenn der Be 

ter 
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ter, bey ſeiner Adminiſtration, die in den Geſetzen 
beſtimmten Schranken uͤberſchreitet. 
$. 975. Hat er jedoch eins oder das andre un⸗ 
terlaſſen: ſo darf er den dem Pflegebefohlnen ent⸗ 
ſtandenen Nachtheil nur alsdann vertreten, wenn 
er den Vorfall, der feine Obſorge erfordert hätte, 
wirklich gewußt hat; oder wenn ihm derſelbe ohne 
grobe Fahrlaͤßigkeit nicht haͤtte unbekannt bleiben 


koͤnnen. 
Wachen, H. 976. IE der Eurator zugleich zur Verwal, 
mit einer kung des eigenthuͤmlichen Vermoͤgens ſolcher Pflege⸗ 


ſoſchen, befohlnen beſtellt; fo findet dabey alles Anwendung, 

eie Ver: was von der vormundſchaftlichen Adminiſtration über» 

mögens, haupt im Siebenten Abſchnitte verordnet iſt. 

admini⸗ 8 1 

ration §. 977. Iſt der Vater niche wegen feines 

it. unden ſchlechten moralifchen Verhaltens, ſondern nur aus 
andern Gründen, von der Verwaltung ausgeſchloſ⸗ 
ſen: ſo ſteht er mit dem Curator in eben den Ver⸗ 
haͤltniſſen, wie ein Ehren⸗ mit dem verwaltenden 
Vormunde. 

$. 978. Juſonderheit muß, wenn von der Vers 
aͤußerung oder dem Aukaufe unbeweglicher Grund⸗ 
flücfe die Rede iſt, der Vater mit feinem Gutachten 
vernommen werden. 

F. 979. Iſt dem Vater die Verwaltung ger 
nommen, der Nießbrauch aber gelaſſen worden: ſo 
muß der Curator, wenn nicht der Erblaſſer oder 
Wohlthaͤter der Kinder ein Andres ausdrücklich ver» 
ordnet hat, uͤber die in der Art der Verwaltung zu 
treffenden Hauptveränderungen mit ihm Ruͤckſprache 
nehmen. i 

§. 980. Inſonderheit muß dieſes geſchehen, 
wenn unbewegliche Güter verpachtet, oder aus der 
Pacht in Adminiſtration geſetzt, neue Baue oder 
Hauplreparaturen vorgenommen, Meliorationen ge⸗ 

macht, 
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macht, Capitalien eingezogen, oder von neuem be⸗ 
legt werden ſollen. 

$ 981. Doch kommt dem Vater gegen alle 
dergleichen Veranſtaltungen ein Recht zum Wider⸗ 
ſpruche nur in ſo fern zu, als dergleichen Recht ei⸗ 
nem jeden Nutzungsberechtigten, gegen Veranſtal⸗ 
tungen, wodurch fein Nießbrauch geſchmälert wird, 
gebuͤhret. 

9. 982. Dergleichen verwaltende Curatel wird 
eben ſo, wie eine wirkliche Vormundſchaft geendigt. 

§. 983. Muͤſſen jedoch die Kinder wegen Abs 
gang des Vaters, oder ſonſt, uͤberhaupt unter Vor⸗ 
mundſchaft genommen werden: fo hänge es von dem 
Ermeſſen des Gerichts. ab, den bisherigen Curator 
zum wirklichen Vormunde zu beſtellen; oder ihm die 
beſondere Adminiſtration ferner zu laſſen; oder ihn 
von der Curatel zu entbinden, und ſeine bisherige 
Adminiſtration dem Vormunde der Pflegebeſohlnen 
mit aufzutragen. 

§. 984. Wenn ſolchen Kindern, die noch unter Il. Ven 
väterlicher Gewalt, und ihren eigenen Angelegenbei⸗ 8 
ten vorzuſtehen nicht fähig find, eigenthuͤmliches Cürator 
freies Vermögen zufallt: ſo iſt der Vater ſchuldig, Aae 
davon ſpaͤteſtens in Zwey Monaten, nachdem ihm 
der Anfall bekannt geworden, dem vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichte Anzeige zu machen. 

§. 985. Unterlaͤßt er die Anzeige: fo verliert 
er ſein Recht zur Verwaltung des Anfalls; und hat, 
außerdem, Fuͤnf bis Hundert Thaler fisfalifche Strafe 
verwirkt. 

$ 986. In der Zwiſchenzeit, bis den Kindern 
uͤber den Anfall ein beſonderer Curator beſtellt wer⸗ 
den kann, haftet der Vater auch für das geringſte 
Verſehen. v 

§. 937: Den Verwandten, welche nach Vor⸗ 
ſchrift §. 97 — 100, fur die Bevormundung der Kin⸗ 

der 
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der zu ſorgen ſchuldig ſeyn wuͤrden, liegt bey glei⸗ 
cher Vertretung ob: von einem ſolchen Verm 
anfalle (§. 984.), welchen der Vater verſchwi 
bat, ſobald derſelbe zu ihrer Wiſſenſchaft gela 
dem vormundſchaftlichen Gerichte Anzeige zu mac 

§. 986. Jedes Gericht, von welchem ein Te⸗ 
ſtament, oder andere letztwillige Diſpoſitton, wonach 
den Kindern dergleichen Anfall zukommt, publicirt 
wird, iſt ſelbigen dem vormundſchaftlichen Gerichte 
bekannt zu machen verbunden. 

. 989. Hat der Vater den Anfall dem Gerichte 
gehörig angezeigt, fo gebühren ihm, wegen deſſen 
Verwaltung, die Rechte eines Curators, auch ohne 
beſondere Verpflichtung. 

§. 990. Er muß aber auch, wegen Vorlegung 
eines gerichtlichen oder Privatinventarii, bey der 
Adminiſtration ſelbſt, und wegen der Rechnungs⸗ 
legung, alles beobachten, was nach dem Siebenten 
Abſchnitte einem andern Vormunde obliegt. 

! $. 991. Doch iſt er mit der eidlichen Beftär- 
kung eines von ihm vorgelegten Privatinventarü der 
Regel nach, und wenn nicht beſondere Gruͤnde ei⸗ 
nes Verdachts wider ihn vorhanden ſind, zu ver⸗ 
ſchonen. 

H. 992. Will er das Vermoͤgen ſelbſt in Haͤn⸗ 
den behalten; fo muß er dafür, ohne Unterſchied 
der Fälle, gehörige Sicherheit beſtellen. 

§. 993, Erklärt er fich aber zu deſſen Heraus. 
gabe; und iſt felbiges anderwärts untergebracht: fo 
bleibt er von beſonderer Cautionsbeſtellung wegen 
der Einkuͤnfte, gleich einem teſtamentariſchen Vor⸗ 
munde, der Regel nach fiey, N 

6. 994. Nach dem Abſterben des Vaters ſte⸗ 
ben die Kinder, wegen ihres von demſelben verwal. 
teten freien und nicht freien Vermögens, gegen ihre 
Miterben in eben dem Berhältniffe, wie andere Die 

gebe⸗ 
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gebefohlne gegen die Erben ihres verſtorbenen Vor⸗ 
mundes. 

$. 995. Gegen Fremde muͤſſen fie aber die 
Handlungen des Vaters, in Anſehung ihres eigen⸗ 
thämlichen Vermoͤgens, fo weit vertreten, als fie des 

zaters Erben find, und ihnen die Rechtswohlthat 
des Invpentarii nicht zu ſtatten kommt. 

H. 996. Wenn zu dem Vermoͤgen des Pflege⸗ 
befohlnen ein Lehn gehoͤrt; ſo muß demſelben ein 
Lehnscurator beſtellt werden. 

6. 997. Von dieſer Curatel iſt der nächſte Agnat, IV. Von 
oder Mitbelehnte, wenn er felbige ubernehmen will, 1 5 
und dazu fähig iſt, niemals auszuſchließen. 0 

9. 998. Dieſer Curator hat jedoch nur dasje⸗ 
nige zu beſorgen, was zur Ausübung der Lehnrechte 
und Lehnspflichten des Pflegebefohlnen bey dem Lehns⸗ 
er und zur Erhaltung der Subſtanz des Lehns 
gehoͤrt. 

§. 999. Auch die Ausuͤbung des Patronats, 
und anderer mit dem Lehne verbundener Ehrenrechte, 
gehoͤrt zu dem Amte des Lehnscurators. 

$, 1000. Die gewöhnliche Verwaltung des 
Lehns und der davon fallenden Einkuͤnfte, gebuͤhrt 
dem ordentlichen Vormunde. 

$. 1001. Angelegenheiten, welche weder die 
Adminiſtration allein, noch die Subſtanz allein be⸗ 
treffen, ſondern auf beides zugleich Einfluß haben, 
muͤſſen von dem Vormunde, und dem Lehnscurator, 
gemeinſchaftlich beſorgt und betrieben werden. 

§. 1002, Wenn alſo das Lehn verpfändet; 
wenn Holzungen in Aecker, Teiche in Wieſen, oder 
umgekehrt, verwandelt; oder ſonſt die Geſtalt oder 
Hauptbeſtimmung einzelner Stucke oder Zubehoͤrun⸗ 
gen des Lehns verändert; oder Verbeſſerungen in 
der Subſtanz unter dem Vorbehalte eines künftigen 
Erſatzes der Koſten vorgenommen werden e 
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ſo iſt die Mitwirkung des Vormundes und des Lehus⸗ 
curators erforderlich. 

v. Bon . 1003. Ein fuͤr unbekannte oder entfernte 

entfernen Intereſſenten beſtellter Curator muß hauptſächlich 

se under dafür forgen, daß jene ausgeforſeht, dieſen aber die 

Sure erforderlichen Nachrichten zugebracht werden. 

enten. §. 1004. Außerdem muß er dafür forgen, daß 
die Sache erhalten, oder das Geſchaͤft gehoͤrig be⸗ 
trieben werde. ’ £ 

Nu Don F. 1005, Die Pflichten eines Beiſtandes be 

Fan a stimmen ſich lediglich nach dem Zwecke, zu welchem 
derſelbe dem, der ſich ſeiner bedienen ſoll, zugeord⸗ 
net wird. 

$. 1006. Ein Beiſtand haftet, wenn er ſich 
dieſem Zwecke nicht gemäß verhält, in der Regel 
nur für den Vorſatz, und für ein grobes Verſehen. 
$. 1007, Wozu rechtsverſtaͤndige Aſſiſtenten, 

in Prozeß- und andern gerichtlichen Angelegenheiten, 
ihren Parteien verpflichtet, und wie weit ſie denſel⸗ 
ben, bey Verhachlaͤßigung dieſer Pflichten, verhaftet 
find, iſt in der Prozeßordnung beſtimmt. 


Neunzehnter Titel. 


Von Armenanſtalten und andern 
milden Stiftungen. 


b. 1. 6 
Orunb⸗ Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung 
Bee und Verpflegung derjenigen Bürger zu ſorgen, die 
ſich ihren Unterhalt nicht ſelbſt verſchaffen, und 
denſelben auch von andern Privatperſonen, welche 
nach beſondern Geſetzen dazu verpflichtet ſind, nicht 
erhalten koͤnnen. 


2. 
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$. 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln 
und Gelegenheit, ihren und der Iheigen Unterhalt 
ſelbſt zu verdienen, ermangelt, ſollen Arbeiten, die 
ihren Kräften und Fahigkeiten gemäß find, angewie⸗ 
ſen werden. 

$. 3. Diejenigen, die nur aus Trägheit, Liebe 
zum Muͤßiggange, oder andern unordentlichen Nei⸗ 
gungen, die Mittel, ſich ihren Unterhalt ſelbſt zu 
verdienen, nicht anwenden wollen, ſollen durch Zwang 
und Strafen zu nüglichen Arbeiten unter gehoͤriger 
Aufſicht angehalten werden. 


F. 4. Fremde Bettler follen in das Land nicht 
gelaſſen, oder darin geduldet, und wenn ſie ſich 
gleichwohl einſchleichen, ſofort über. die Gränze zu⸗ 
ruͤckgeſchafft werden. 

§. 5. Auch einheimiſchen Armen ſoll das Bet⸗ 
teln nicht geſtattet, ſondern dieſelben an den Ort, 
wohin fie gehören, und wo für ſie nach den Vor⸗ 
ſchriften des gegenwärtigen Titels geſorgt werden 
muß, zuruͤckgeſchafft werden. 
§. 6. Der Staat iſt berechtigt und verpflichtet, 
Anſtalten zu treffen, wodurch der Nahrloſigkeit ſei⸗ 
ner Buͤrger vorgebeugt, und der uͤbertriebenen Ver⸗ 
ſchwendung geſteuert werde. 
§. 7. Veranlaſſungen, wodurch ein ſchaͤdlicher 
Muͤßiggang, beſonders unter den niedern Volksclaſ⸗ 
fen, genährt, und der Trieb zur Arbeitſamkeit ge⸗ 
ſchwäͤcht wird, ſollen im Staate nicht geduldet 
werden, . 
$. 8. Stiftungen, welche auf die Befoͤrderung 
und Beguͤuſtigung ſolcher fchädlichen Neigungen ab⸗ 
zielen, iſt der Staat aufzuheben, und die Ein⸗ 
kuͤnfte derſelben zum Beſten der Armen zu verwen⸗ 
den berechtigt. 
9.5. 
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Wem die F. 9. Privilegivre Corporationen, welche einen 

Ander beſondern Armenfonds haben, oder dergleichen, ihrer 

Amen Verfaſſung gemäß, durch Beiträge unter ſich auf⸗ 

obliege. bringen, find ihre unvermoͤgenden Mitglieder zu er⸗ 
nähren vorzüglich verbunden. 

$. 10. Auch Stadt- und Dorfgemeinen müuͤſſen 
für die Ernahrung ihrer verarmten Mitglieder und 
Einwohner ſorgen. 

§. 11. In Anſehung der ausdrücklich aufge⸗ 
nommenen Mitglieder entſteht die Verbindlichkeit, 
ſobald die Aufnahme wirklich geſchehen iſt. 

§. 12. In Anſehung anderer Einwohner hin⸗ 
gegen, iſt nur diejenige Stadt» oder Dorfyemeine 
zur Ernährung eines Veramten verpflichtet, bey 
welcher derſelbe zu den gemeinen Laſten zuletzt beir 
getragen hat. 

$. 13. Nach eben den Grundfägen (§. 9 — 12) 
müſſen auch die Ehefrauen, Wittwen, und unver⸗ 
ſorgte Kinder des Verarmten, von den Corporatio⸗ 
nen und Gemeinen ernährt werden. 

§. 14. Die Vorſteher der Corporationen und 
Gemeinen ſind ſchuldig, ſich nach den Urſachen des 
Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundigen, und die⸗ 
ſelben der Obrigkeit, zur Abhelfung, in Zeiten an⸗ 
zuzeigen. 

. 15. Aller Armen und Ulnvermoͤgenden, de⸗ 
nen ihr Unterhalt auf andere Art nicht verſchafft 
werden kann, muß die Polizeiobrigkeit eines jeden 
Ortes, ohne Unterſchied des Ranges und ſonſtigen 
Gerichtsſtandes derſelben, ſich annehmen. 

Mittel 9. 16. Arme, deren Verſorgung nach obigen 
an. Grundſätzen, einzelnen Privatperſonen, Corporatio⸗ 
nen, oder Communen nicht obliegt, oder von den⸗ 
ſelben nicht bestritten werden kann, follen durch Vers 
mittelung des Staats in Öffentlichen Landarmenhaͤu⸗ 

ſern untergebracht werden. 
x 5. 17. 
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$. 17. Dies gilt beſonders von fremden Bett⸗ 
lern, wenn deren Zuruͤckſchaffung über die Graͤnze 
(. 4.) nicht rathſam gefunden wird, oder der Zweck, 
das Land von ihnen zu befreien, dadurch nicht er⸗ 
reicht werden kann. 

H. 18. Die Bettler in ſolchen Landarmenhaͤu⸗ 
fern ſollen zu nuͤtzlichen Arbeiten, fo weit es ihre 
Geſundheit und Kräfte geſtatten, angehalten werden. 

§. 19. Sie bleiben in der Anſtalt fo lange, 
bis man verſichert ſeyn kann, daß ſie ſowohl den 
Willen, als die Gelegenheit haben, ihren Unterhalt 
auf eine andere erlaubte Weiſe, ohne fernere Belä⸗ 
ſtigung des Publikums, ſich zu verſchaffen. 

§. 20. Die Straßenbettelen ſoll nicht geduldet 
werden. 

H. 21. Vielmehr liegt es den Polizeibehoͤrden 
jedes Orts ob, dieſem Uebel mit Nachdruck zu ſteuern. 

§. 22. Sobald die F. 18. gedachten Anſtalten 
getroffen ſind, darf Niemand mehr einem Straßen⸗ 
bettler Almoſen geben. 

9 23. Vielmehr muͤſſen die Straßenbettler 
aufgegriffen, und an diejenigen, denen nach den 
Grundſätzen §. 7 — 16. deren Verſorgung obliegt, 
abgeliefert werden. 

$ 24. Die Ablieferung geſchieht auf Koſten 
desjenigen, welcher für den Bettler ſorgen muß. 

H. 25. Die Mitttel zur Unterhaltung der Ar⸗ 
men ſollen, fo viel als möglich, aus den Zinſen der 
dazu bereits vorhandenen Capitalien und Stiftungen 
genommen werden. 

H. 26. Auch hat es bey den zu ſolchem Ende 
theils ſchon angeordneten, theils nach Bewandniß 
der Umſtände, unter Erlanbniß des Staats, beſon⸗ 
ders zu veranſtaltenden Kirchen» und Hauscollekten 
ſein Bewenden. 


9. 27. 
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$ 27. Bey der Unzulänglichkeit dieſer Beiträge, 
find die Communen, unter Genehmigung des Staats, 
den Luxus, die Oſtentation, und die offentlichen Be⸗ 
luſtigungen ihrer wohlhabenden Einwohner, mit ge⸗ 
mäßigten Tapen zu belegen berechtigt. 

§. 28. Alle Strafgelder, welchen nicht in den 
ergangenen Strafgeſetzen ſelbſt beſondere Beſtimmun⸗ 
gen angewieſen ſind, ſollen zur Verpflegung der Ar⸗ 
men angewendet werden. 

F. 29. Zur Unterhaltung der offentlichen Lands 
armenhaͤuſer iſt vorzüglich der Ertrag der Arbeiten 
der darin aufgenommenen Perſonen beſtimmt. 

§. 30. Bey deſſen Unzulänglichkeit kann der 
Staat von allen denjenigen, welche von der Abſtel⸗ 
lung der Straßenbekteley Vortheil ziehen, verhaͤlt⸗ 
nißmäßige Beiträge fordern. 

8 §. 31. Die nähern Beſtimmungen ſowohl hier⸗ 
über, als wegen der Einrichtung ſolcher Landarmen⸗ 
haͤuſer überhaupt, bleiben den beſondern für jede 
Provinz abzufaſſenden Reglements vorbehalten. 

$. 32. Armenhaͤuſer, Hofpieäler, Waiſen⸗ und 
Findel⸗, Werk» und Arbeitshaͤuſer, ſtehen unter dem 
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H. 33. Werden dergleichen Anſtalten von neuem 
errichtet; ſo muß das Vorhaben dem Staate zur 


au Br: Prüfung der Grundſaͤtze ihrer Verfaſſung angezeigt 


werden. 

§. 34. Doch ſollen diejenigen Behoͤrden, denen 
dieſe Prüfung nach den verſchiedenen Verfaſſungen 
in den Provinzen obliegt, nur in Fällen, wo die 
Ausfuhrung der Verordnungen des Stifters unmoͤg⸗ 
lich oder gar ſchaͤdlich ſeyn würde, dieſelben zu ver⸗ 
werfen berechtigt ſeyn. 5 

§. 35. Außerdem kann jeder Stifter die innere 
Einrichtung ſolcher Anſtalten, die Aufſicht über die⸗ 
ſelben, die Beſtellung der Verwalter, die Reviſion 
und 
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und Abnahme der Rechnungen, nach Gutbefinden 
anordnen. 

$. 36. So weit der Stifter nichts verordnet 
hat, gebuͤhren alle dieſe Befugniſſe dem Staate. 

§. 37. Auch ſolche Anſtalten, denen in der 
Stiftungsurkunde, oder ſonſt, eigne Aufſeher vor⸗ 
geſetzt ſind, bleiben dennoch der Oberaufſicht des 
Staats unterworfen. 

§. 38. Dieſe Sberaufſicht fehränfe fi) aber 
nur darauf ein, daß nach den vom Staate aus⸗ 
druͤcklich oder ſtillſchweigend genehmigten Verordnun⸗ 
gen des Stifters verfahren werde, und nichts ein⸗ 
ſchleiche, was dem allgemeinen Endzwecke ſolcher 
Stiftungen zuwider ſey. 

„F. 39. Der Staat iſt alſo berechtigt, Viſita⸗ 
tionen bey dergleichen Anſtalten zu veranlaffen, und 
die vorgefundenen Mißbraͤuche und Maͤngel, obigen 
Grundſaͤtzen ($. 38.) gemäß, zu verbeſſern. 

$. 40. Ueberhaupt muß der Staat darauf fer 
hen, daß die Einkuͤnfte der Armen Wund anderer 
Verſorgungsanſtalten, zweck und vorſchriftsmaͤßig 
verwendet werden. 

§. 41. Wird wegen veraͤnderter Umſtaͤnde die 
in der Stiftungsurkunde vorgeſchriebene Verwen⸗ 
dungsart unmoglich, oder gar ſchaͤdlich: fo muß 
der Staat die Güter und Einfünfte einer ſolchen 
Auſtalt zu einem andern, der wahrſcheinlichen Ab⸗ 
ſicht des Stifters ſo viel als moͤglich gemäßen Ge⸗ 
brauche widmen. 

§. 42. Die vom Staate ausdruͤcklich oder ftill Aeußere 
ſchweigend genehmigten Armen und andere Ver⸗ ine 
ſorgungsanſtalten, haben die Rechte moraliſcher Per, Aüſtal, 
ſonen. ten 

§. 43. Ihr Vermögen hat die Rechte der Kir⸗ 
chenguͤter. (It. 12, Joſchn. 4.0 \ 


Allgem. Landr. IV. Band, 55 b. 44. 
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§. 44. Dagegen find fie bey den Geſchenken 
und Vermaͤchtniſſen ſolchen Einſchraͤnkungen, wie 
die geiſtlichen Anſtalten, nicht unterworfen. 

F. 45. Durch dergleichen Vermaͤchtniſſe kann 
jedoch denjenigen, welchen ein Pflichttheil gebuͤhret, 
derſelbe nicht entzogen oder geſchmaͤlert werden. 

5. 46. Würden durch ein ſolches Vermaͤchtniß 
Perſonen, welchen der Erblaſſer Alimente zu geben 
nach den Geſetzen verpflichtet iſt, wegen Unzulaͤng ⸗ 
lichkeit des übrigen Nachlaſſes daran Abbruch erlei⸗ 
den: fo ſollen die Einkünfte des Vermächtniſſes, 
ſo weit dieſelben dazu hinreichend und erforderlich 
ſind, zur Ergaͤnzung des ſolchen Perſonen zukom⸗ 
menden Unterhalts verwendet werden. 

§. 47. obald aber die Beſugniß derſelben, 
Alimente von dem Erblaſſer zu fordern, aus irgend 
einem rechtlichen Grunde ſich erledigt, ſobald eritt 
auch die Armenanſtalt in den vollen Genuß der ihr 
beſtunmten Zuwendung. 

$. 48. Was vorſtehend §. 45. 46. 47. von 
Vermaͤchtniſſen vorgeſchrieben iſt, gilt auch von 
Schenkungen unter Lebendigen, oder von Todeswe⸗ 
gen, in fo fern überhaupt, wegen verkuͤrzten Pflicht 
theils, oder geſchmaͤlerter Alimente, Schenkungen 
widerrufen werden koͤnnen. (Th. 1. Tit. 17. . 1113. 
bis 1122.) 

§. 49. Unvermoͤgenden Verwandten derjenigen, 
welche milde Stiftungen errichtet haben, kommt auf 
den Genuß derſelben ein vorzuͤgliches Recht zu. 

f $. 50. Auf den eigenthuͤmlichen freien Nach⸗ 
in den laß ſolcher Perſonen, die in eine öffentliche Anſtalt 
5 0 zur unentgeldlichen Verpflegung aufgenommen wor⸗ 
ihnen vers den, und in dieſer Verpflegung geftorben find, hat die 
pflegten Anſtalt ein geſetzliches Erbrecht. 
Verſenen. F. 51. Dies Erbrecht erſtreckt ſich auf den gan⸗ 
zen Nachlaß, wenn die aufgenommene Perſon 5 
eve 
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Verwandten in aufſteigender, oder in der Seiten⸗ 
linie, oder einen Ehemann verläßt. 

§. 52. Hat ſie aber eheliche Nachkommen oder 
eine Ehefrau: fo verbleibt denenfelben ihr Pflicht⸗ 
theil. 
- $ 53. Auch geht die Ehefrau in Anſehung 
desjenigen, was ſie nach ihren Ehepakten zu for⸗ 
dern hat, der Armenanſtalt vor. 

§. 54. Auch die $. 52. benannten Perſonen ver⸗ 
lieren den Pflicht- oder vertragsmaͤßigen Erbtheil zum 
Beſten der Anſtalt, wenn fie, bey hinlaͤnglichem. 
Vermoͤgen, ihren huͤlfloſen Aeltern, oder dem Ehe⸗ 
manne, die geſuchte Unterſtuͤtzung verſagt haben. 

§. 55. Hat die aufgenommene Perſon die Aus 
ſtalt vor ihrem Tode freiwillig wieder verlaſſen: ſo 
kann dieſe die auf ſie verwendeten Koſten aus ih⸗ 
rem Vermoͤgen, oder Nachlaſſe, als eine Schuld 
zurückfordern. 

§. 56. Wenn aber Kinder, die in einem Wai⸗ 
ſenhauſe erzogen worden, nachdem ſie aus demſel⸗ 
ben herausgekommen ſind, und entweder auf ein 
Handwerk gethan, oder ihnen andere Gelegenheit zu 
ihrem weitern Fortkommen angewieſen worden, vor 
zuruͤckgelegtem Vier und zwanzigſten Jahre verſtor⸗ 
ben find: fo verbleibt dem Waiſenhauſe, des erfolg⸗ 
ten Austritts ungeachtet, ſein Erbrecht. 

§. 57. Doch erſtreckt ſich in dieſem Falle das 
Erbrecht nur auf dasjenige Vermögen, welches ein 
ſolches Kind mit in das Waiſenhaus gebracht hat, 
oder welches ihm, wahrend feiner Verpflegung durch 
daſſelbe, noch vor ſeinem Austritte zugefallen iſt. 

b. 38. Hat eine im Waiſenhauſe erzogene 
Frauensperſon ſich a fo. falle, wenn auch 
dieſelbe vor erlangter Volljaͤhrigkeit verſtorben wäre, 
das Erbrecht des Waiſenhauſes ganz hinweg. 


Hb 2 §. 59, 


9.22.7 erſolgt: fo kann die Anſtalt bloß die Vergütung der 
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$. 59. In keinem Falle darf die Armencaſſe, 
wenn ihr auch nach obigen Vorſchriften (§. 50. lag.) 
ein wirkliches Erbrecht zukommt, ſich den Nach⸗ 
laß eigenmächtig anmaßen; ſondern ſie muß viel⸗ 
mehr, bey eintretendem Falle, dies ihr Erbrecht 
dem Richter gehörig anzeigen, und von dieſem den 
Zuſchlag der Verſaſſenſchaft erwarten. 

$. 60. Das einer Anftale nach dieſen Vorſchrif⸗ 
ten zuſtehende Erbrecht, muß Jedem, welcher darin 
aufgenommen werden ſoll, bekannt gemacht; und 
daß dieſes geſchehen, in einem von ihm mit zu uns 
tetzeichnenden Protokolle bemerkt werden. 5 

$. 61. Iſt der Aufzunehmende feines Verſtan⸗ 
des nicht mächtig; oder in der Befugniß über fein 
Vermoͤgen zu verfügen eingeſchraͤnkt: ſo muß die 
Bekanntmachung den Aeltern, oder wenn er keine 
Aeltern mehr hat, den nächſten Verwandten, und 
den Vormuͤndern geſchehen, auch im letzten Falle 
die obervormundſchaftliche Genehmigung beigebracht 
werden. 

F. 62. Erklärt auf dieſe Bekanntmachung Je⸗ 
mand unter den Verwandten, daß er für die Ver⸗ 
pflegung des Aufzunehmenden ſelbſt ſorgen wolle: 
fo muß ihm dieſes geſtattet werden; und er erhaͤlt 
ſich dadurch das ihm zukommende geſetzliche Erbrecht. 

$. 63. Doch muß er alsdann dem Hülfsbe⸗ 
duͤrftigen wenigſtens eine gleich gute Verpflegung, 
als derſelbe in der oͤffentlichen Anſtalt gefunden haͤt⸗ 
te, gewähren. 

§. 54. Iſt der Aufzunehmende feinen Willen 
zu erklären faͤhig; und er zieht die Verſorgung in 
der Anſtalt derjenigen, welche ihm von ſeinen Ver⸗ 
wandten angeboten wird, vor; ſo hat es dabey le⸗ 
diglich ſein Bewenden. 

$. 65. Iſt die Bekanntmachung nicht gehörig 


für 
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für den Aufgenommenen verwendeten Koſten, als 
eine Schuld, aus deſſen Nachlaſſe fordern. 

§. 66. Die Anſtalt kann jedoch nur die für 
den Aufgenommenen zu Kleidung, Mediein, und 


ſonſt gemachten baaren Auslagen, und für den ge⸗ 


noſſenen Unterhalt ein Koſtgeld, welches allenfalls 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen der Sachverſtaͤndigen 
richterſich zu beſtimmen iſt, fordern. 

§. 67. Wenn Jemand nicht in die Anſtalt 
ſelbſt zur Verpflegung aufgenommen, ſondern ihm 
nur Beitrage daraus zu feinem Unterhalte bis zu 
ſeinem Ableben gereicht worden; ſo kann nur der 
Erſatz dieſer Beiträge aus feinem Nachlaſſe, fo weit 
derſelbe dazu hiureicht, gefordert werden. 

§. 68. Hat Jemand aus mehrern Anſtalten 
nach F. 67. Unterſtützung genoſſen; und iſt fein Nach⸗ 
laß zu ihrer aller Befriedigung nicht hinreichend: ſo 
(heilen ſich die mehrern Anſtalten in das Vorhan⸗ 
bene, nach Verhältniß ihrer Forderungen. 

$. 69. Hat ſich Jemand in die Anſtalt einge⸗ 
kauft: ſo gebuͤhrt dieſer auf ſeinen Nachlaß kein 
welterer Anſpruch. 

$. 70. Die bloße Erlegung eines Eintrittsgel⸗ 
ves, welches mit der zu verwendenden Verpflegung 
in keinem Verhaͤltniſſe ſteht, ſchließt das Erbrecht 
der Anſtalt nicht aus. . 

§. 71. Hat der Aufgenommene ſich mit der 
Anſtalt, wegen des derſelben auf ſeinen Nachlaß 
zukommenden Erbrechts, auf eine gewiſſe Summe 
verglichen: ſo hat es dabey lediglich ſein Bewenden; 
ſelbſt in dem Falle, wenn das Vermoͤgen des Auf⸗ 
genommenen erſt in der Folge einen Zuwachs erhält. 

$. 72. Werk amd Arbeitshaͤuſer, in welchen 
die Aufgenommenen nur in ſo fern Unterhalt genie⸗ 
ßen, als ſie ſich denſelben durch ihre Arbeit verdienen, 
haben auf den Nachlaß derſelben kein nie: 

"73» 
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5. 73. Hingegen wird durch Arbeiten, wozu 
ein Aufgenommener uͤberhaupt in jeder Armenan⸗ 
ſtalt nach §. 87. 88. ſchuldig iſt, oder wofür er bes 
ſondere Verguͤtung erhalten hat, das Erbrecht der 
Anſtalt nicht aus geſchloſſen. 

$. 74. Anſtalten, die bloß zur Heilung der 
Kranken beſtimmt find, haben, wenn gleich der 
Aufgenommene daſelbſt verſtorben iſt, dennoch auf 
feinen Nachlaß kein Erbrecht; fordern koͤnnen bloß 
den Erſatz der auf ihn verwendeten Koſten nach H. 
66. fordern. 

$. 28. In Fällen, wo den Armen ⸗ und an⸗ 
dern Verſorgungsauſtalten auf einen Nachlaß ein 
geſetzliches Erbrecht beigelegt iſt, kann ihnen daſſel⸗ 
be, durch Verfügung auf den Todesfall, weder ent⸗ 
zogen, noch geſchmaͤlert werden. 

§. 76. Die innere Einrichtung und Verfaſſung 
einer jeden öffentlichen Armen » oder andern Verſor⸗ 
gungsanſtalt, it durch die fir ſelbige von dem 
Staate vorgeſchriebene oder genehmigte Ordnung 
und Inſtruction beſtimmt. 4 

§. 77. Kirchen und Capellen, welche für der⸗ 
gleichen Anſtalten beſonders errichtet ſind, ſtehen, 
gleich andern, unter der Aufſicht der geiſtlichen 
Obern der Dioͤces, oder des Diſtrikts. 

$. 78. Auf die in der Auſtalt lebenden Perſo⸗ 
nen und Officianten gebuͤhren dergleichen Kirchen 
und Capellen wirkliche Parochialrechte. 

§. 79. Auf diejenigen aber, welche außerhalb 
der Anſtalt leben, koͤnnen ſie ſich ſolche Rechte nicht 
aumaßen. 

§. 80. Die Vorſteher und Verwalter ſolcher 
Anſtalten ſind als Diener des Staats anzuſehen. 

$. 81. Bey Verwaltung der der Anſtalt zuge⸗ 
hoͤrenden Gelder und Gefälle, finden eben die en 

rif⸗ 
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ag“ 
fehrifeen, und glelche Vertretung, wie bey Könige 175 . 2 
lichen Caſſen, Statt. 8 20. 

F. 82. Doch kommt der Anſtalt in dem Ver⸗ Ayo 167 
mögen ihrer Verwalter nicht das Vorrecht der Zwei: 5. „. 
ten Claſſe, wie bey Königlichen Caſſen, ſondern nur 7 7 
das der Falten Claſſe zu. 8 M, 

$. 83. Uebrigens muͤſſen dergleichen Vorſteger I 
und Adminiſtratoren, bey Führung ihres Amtes, 
bauprfächlich nach der Stiftungsurkunde, und ih⸗ 
ren beſondern Inſtructionen; demnachſt aber nach 
den den Vormündern ertheilten geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten ſich achten. 

$. 84. Perſonen, weſche in Armen = und an⸗ Aufze⸗ 
dere oͤffentliche Verpflegungsanſtalten aufgenommen eri 
worden, koͤnnen ſich der darin eingeführten Zucht nem, 
und Ordnung unter keinerlei Vorwande entziehen. 

§. 85. Unruhige und Widerſpenſtige muͤſſen 
von den Auſſehern, noͤthigen Falls durch dienliche 
Zwangsmittel, in Ordnung gehalten, oder bewand⸗ 
ten Umſtaͤnden nach aus der Anſtalt fortgeſchafft 
werden. 

§. 86. Die Strafen muͤſſen aber die Gränzen 
einer bloßen Zuͤchtigung nicht uͤberſchreiten; und die 
Fortſchaffung darf niemals ohne Vorwiſſen und Ge⸗ 
nehmigung der Obrigkeit geſchehen. 

§. 87. Unentgeldlich Aufgenommene find der 
Anſtalt zu häuslichen Dienſten, ſo weit es ihre 
Krafte und Geſundheitsumſtände zulaſſen, ver⸗ 
pflichtet. 

§. 88. In gleichem Maaße konnen auch andre 
Arbeiten, die bloß zum Verbrauche in der Anſtalt 
beſtimmt find, fo weit fie Fahigkeiten und Kräfte 
dazu beſitzen, von ihnen gefordert werden. 


§. 89, 
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F. 89. Uebrigens werden die den Aufgenom⸗ 
menen, vermoͤge ihres Standes oder ſonſtigen Ver⸗ 
haͤltniſſe, zukommenden Rechte und Pflichten, durch 
die Aufnahme in dergleichen Anſtalt nicht verändert. 
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